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Aktueller Kommentar: Was sollte der Botha-Besuch? 

"AufZehenspilzen" sah das New Vorker 
Magazin Nc:wsweek den Regierungschef 
des südafrikanischc:n Rassistc:nregimes 
durch l':uropa reisen ("Botha liploes 
through E.urope"). 
Umso lauter waren die Geräusche aus 
dem Herrschaflsgebiet der Apartheid. In 
Namibia verhafteten Kine Schergen am 
9.6.1984 vorübergehend nahezu die ge­
samte Führung der im Lande arbeiten­
den Südwestafrikanischen Volksorgani­
sation (SWAPO) und etliche andere Op­
positionspolitiker. Botha weilte gerade 
bei Herrn Wojtyla. 
Spekulationen über die Hintergründe 
dieses Repressionsaktcs eriibrigen sich: 
So ist das System. das Botha vertritt. 
Und allen seinen beflissenen Interpreten 
~genüber hatte Botha schon in London 
klargestellt: Am Grundprinzip der 
Apartheid werde es keine Konzessionen 
geben. 

"Sachlicher" Kohl 

Schließlich war man ja gekommen, um 
sich internationale Anerkennung rur jene 
"Koexistenzpolilik" im Südlichen Afri­
ka abzuholen,die der SPD-Fraktionsvor­
sitzende Vogel nicht als Schritt auf dem 
Weg zum Frieden ansah, sondern als Mit­
tel ausschließlich zur Konsolidierung der 
Apartheid und der Kontrolle über Nami­
bia_ 
Bleibt die Frage, weshalb Vogel und 
Ehmke dann Botha doch ihre Aufwar­
tung machten, um dem Rassistenpremier 
mitzuteilen, was der ohnehin weiß: daß 
die SPD gegen die Apartheid sei_ Der 
britische Labour-Führer Kinnock z_B_ 
hatte es abgelehnt, mit Botha zusam-­
menzutreffen. 
Der SPD-führung mußte klar sein, daß 
mit BoLha ein Mitglied jener Vorster­
Regierung anreiste, die 1976 von Kanz· 
Ier Schmidt empfangen worden war -
unmittelbar nach dem Massaker von 
Soweto. und seither hat sich in Südafrika 
trotz dessen mahnender Worte eben 
nichts geändert. 

Vogel und Ehmke verlangten die Freilas­
sung Nelson ~landelas. des seit 1962 ein­
gekerkerten Führers des Afrikanischen 
Nationalkongresses Südafrikas (ANC). 
Immerhin. 
Derjenige, der die Regierungsmacht aus­
übt, der also Einfluß darauf hätte, F orde­
rungen zu entsprechen wie sie die Anti­
Apartheid-Bewegung (AAB) in einem 
Offenen Brief an ihn formuliert hatte, 
Kanzler Helmut Kohl, empfing Botha 
zwar unter t. löbelrücken. aber eben 
doch. 
"Es sei nicht Absicht der Regierung ge­
wesen, Botha kühl zu empfangen" . so 
Sprachrohr Boenisch laut Frankfurter 
Allgemeine. "Sachlich" habe man sich 
die ~Ieinung gesagt. Und Kohl habe sogar 
gefordert, die Zwangsumsiedlungen ein­
zustellen. Von der Aunösung der 
"Homeland"-Monstren war nicht die 
Rede, und natürlich auch nicht davon, 
etwa das Kulturabkommmen mit Süd­
afrika zu kündigen oder die Garantien rur 
Warenlieferungskredite zu verweigern, 
wie es die AAB gefordert hatte. 

Die Zusammenarbeit noriert 

Bonns "Dialog" konnte getrost "kri­
tisch" sein - denn die Zusammenarbeit 
geht weiter. Es wird investiert und pro­
fitiert von dem so behent kritisierten 
System. 
So verließ denn ein aufgeräumt wirken­
der Botha die Stätte, an der er angeblich 
gescholten worden war. um sich ins 
Holel "Bristol" zu begeben. Dort warte­
te "die Wirtschaft" auf seinen Vortrag, 
diejenigen also, die sich das Sagen in 
Sachen Südafrika vorbehalten haben. 
Die keineswegs einflußlose, parteienpro­
ponig bestückte und über gute Verbin­
dungen zur "Wirtschaft" v~rfügende 

Gesellschaft für Auswärtige Politik hörte 
anschließend zu, wie der Gast sozusagen 
politologisch seine Politik verbrämte, 
aus Afrikanern für alle Zeiten Menschen 
zweiter Klasse zu machen. 
Sie hat es in ihrer Zeitschrift Außenpoli­
tik auch noch gedruckt. Man diskutiert 
ja schließlich noch immer. 

Fototermin beim Präsidenten, Plausch 
beim engsten Freund Strauß, dann ging's 
nur noch bergab: Diepgen und Lummer. 
Aber die erwiesen dafür jenen angeblich 
völkerrechtlich gebotenen "Respekt" ei­
nem Verantwortlichen flir zahllose Mor­
de gegenüber, den Justiz und Ordnungs­
macht bei den Demonstranten in Bonn 
vermißten, die Transparente mit der 
Parole" Botha raus" tragen wollten. 
W":ihrenddessen gab es noch eine Bundes· 

tagsdebatte zum Südlichen Afrika, schon 
die zweite in diesemjahr. 
Ein SPD-Antrag auf Verurteilung der 
ApartheidpoJitik sowie der "Vertrags­
politik" Pretorias scheiterte an der Koa­
litionsdisziplin: Die FDP erhielt Kohl die 
Mehrheit, indem sie ganz lib~ral für das 
Gute an der Apartheidpolitik stimmte. 
Nicht anders erging es dem Antrag der 
Grünen, Wirtschaftssanktionen gegen 
Südafrika zu verhängen, wie sie auch 
Günter Verheugen (SPD) gefordert hat­
,,-
Gerade in dieser Frage hapert es. Denn 
was von einer Bundesregierung auf ab­
sehbare Zeit nicht zu erwarten ist, lehnt 
die wichtigste gesellschaftliche Organisa­
tion, der Deutsche Gewerkschaftsbund, 
ab, die es erkämpfen könnte: die Anwen· 
dung der Boykottwaffe, um das Rassi­
stenregime empfindlich zu treffen. 
So bleibt vorerst - trotz kirchlichen Pro­
tests, trotz mancher Fortschritte - die 
bundesdeutsche Bewegung gegen die 
Apartheid, verglichen mit ihrer Schwe­
sterbewegung in Großbritannien (in 
London demonstrierten Zehntausende 
gegen Botha), noch schwach. Bothas 
Reisediplomatie konnte Prestigeerfolge 
verbuchen - deu tlich wurde es durch die 
Begegnung mit Frau Thatcher, der ersten 
einer südafrikanischen Regierung mit 
London seit 1960. 
Und Bonn gab sich dazu her, dieses 
Manöver mitzuzelebrieren, an dessen 
Gelingen die Mehrheit der BRD-Presse 
beträchtliches Interesse zeigte. 
Ein Erfolg war die Botha-Reise mithin 
auch für die Reagan-Politik des "kon­
struktiven Eng-J.gements" im Südlichen 
Afrika, die klarer denn je hervorhebt, 
daß Südafrika zum "freien Westen" 
gehört, wonach ein Verbrechen nicht 
mehr als Verbrechen zu gelten hat, son­
dern eine Frage der Ästhetik ist. Und das 
war ja auch der Sinn der Reise. 

Jürgen Ostrowsky 
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Bundesrepublik - Südafrika 

Die Staatsbesuche. die Südafrikas Premierminister Pieler W. Botha im Juni d.]. in 
mehreren Hauptstädten Weslcuropas (siehe auch Aktueller Kommentar) absolvierte, 
stießen h.ier wie im Südli,hen Afrika auf geharnischte Proteste. 
Mohammcd Valli , Mitglied der Nationalen Exekutive der südafrikanischen Vereinigten 
Demokratischen Front (UDF) , und Andimba Toh'o Ja Toivo, im März 1984 freigelas­
senes Politbüromitglied der Südwestafrikanischen Volksorganisation (SWAPO) Nami­
bias, gaben unmittelbar vor Bothas Aufcntltah (5./6. Juni) in Bonn verurteilende 
Erklärungen ab. Olivc:r Tambo, Präsident des Afrikanischen Nationalkongresses (ANC) 
Süda[rikas, wandte sich in einer Botschaft an die Völker Westeuropas. 
Auf der Bonner Protestkundgebung vom 5.6. 1984 zum BOlha·Besuch, an der 1.200 
Demonstranten tei lnahmen, trug Ingeborg Wiek, GeschäfLSfuhrerin und Vorstands­
mitglied der Anti-Apartheid.Sewegung (AAS ), die Grundposition der bundesdeut · 
sehen Solidar itätsbewegung vor. Wir dokumentieren ferner ein Hintergrundpapierder 
Informationsstdle Südliches Afrika (ISSA), das den gegenwärtigen Stand der Bonner 
Kollaboration mit dem Aparlheidregime bilanziert. 

Oliver Tambo (ANC) 
An die Völker Westeuropas 

Die Entscheidung Frau Thatchers, Herrn 
Kohls und anderer Regierungsreprä· 
sen tanten Westeuropas, Botha zu einem 
Besuch verschiedener westeuropäischer 
Länder einzuladen, ist ein Tritt gegen die 
Völker Afrikas und Europas gleicher­
maßen. 
Botha repräsentiert das Volk von Süd­
afrika nicht. Er vertritt das rassistische 
weiße Minderheitsregime, das nur durch 

brutale Unterdriickung unseres Volkes 
und durch Export seiner Politik des Ter­
'rors und der rassistischen Tyrannei in 
alle Nachbarstaaten der Region seine 
Macht halten kann. 
Die Einladung zur Europareise ist ein 
Akt rassistischer Solidarität und muß 
von allen verurteilt werden, die Freiheit, 
Gerechtigkeit und Gleichheit hochschät­
zen. 

Der ANC würdigt die prompte Mobilisie­
rung einer Opposition durch die Anti­
Apartheid- Bewegung, durch Organisa­
tionen und Persönlichkeiten. 
Der ANC hat immer betont, daß zwi­
schen den europäischen Regierungen 
und den Völkern Europas ein Unter­
schied gemacht werden muß; zwischen 
denen, die das Apartheidregime stützen 
und denen, die den Kampf unseres Vol­
kes unterstützen. 

Wir hoffen, daß sich die Völker Europas 
durch massive und geeinte Demonstra­
tionen von den europäischen Regie­
rungsrepräsentanten distanzieren und 
ihre Ablehnung der Apartheid verdeu t­
lichen. 

Im Namen des ANC und des Volkes von 
Südafrika appeIHere ich an die Völker 
Europas, alles in ihren Kräf ten Stehende 
zu unternehmen, um sich der Propagan­
dareise rur die Apartheid zu widersetzen 
und aller Welt ihren Standpunkt zu zei­
gen. 

Die Absicht des Besuchs von Botha, dem 
Kopf des Apartheidsystems, welches von 
den Vereinten Nationen als Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit erklärt wurde, 
ist: Südafrika zu ermöglichen, seine in· 
ternationale Isolierung zu durchbrechen 
und dem Regime in Pretoria Respekt zu 
verschaffen. 

Die Absicht ist, daß die begrenzten Maß­
regelungen, die von der internationalen 
Gemeinschaft ergriffen wurden, um die 
südafrikan ische Apartheid zu isolieren, 
zurückgenommen werden - besonders 

Mohammed Valli (UDF) 

"''''d! 8<g<n 1IoM<r tI",~. · lIe'ueh, _Wi, Ioollen d,e 
",.hren FOhrer!" <N. Mondet. "'Ne) 
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Wir verurteilen die Einladung 

Vor langer Zeit schon wurde die: Apart­
heid von den Vereinten Nationen und 
den Völkern der Welt als "Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit" bezeichnet. 
Unser Kampf um nationale: Befreiung ist 
zum Kampf des gesamten afrikanischen 
Kontinents und vieler anderer Nationen 
der Welt geworden. 
Die Resolution der Vereinigten Demo­
kratischen Front (UDF) über den Impe­
rialismus, die von 400 Organisationen 
auf der Gri.mdungskonferenz am 20. 
August 1983 verabschiedet wurde, stellt 
dariiber hinaus fest: 
"Alle ausländischen Regierungen müssen 
das Recht unseres Volkes auf ein Leben 
in einem nichtrassistischen Land aner­
kennen; diejenigen, die rur sich in An­
spruch nehmen, an die edlen Ideale der 
Demokratie zu glauben, habeu die Ver­
pflichtung, den gerechten Kampf des 

südafrikanischen Volkes zu unterstüt­
zen. ( ... ) 
Wir lehnen die Politik des konstruktiven 
Engagemen ts ab und fordern eine unver­
zügliche Beendigung jeglicher Unterstüt­
zung der südafrikanischen Regierung." 

Daher verurteilen wir die Einladung von 
der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland an P.W. Botha. ( ... ) 

P.W. Botha vertritt nicht das Volk von 
Südafrika. Er hat das Mandat von den 
weißen Südafrikanern, die weniger als 
20% der Bevölkerung darstellen. Die Re­
gierung von Bonn hat zu keiner Zeit die 
wahren Führer unseres Volkes zu Ge­
sprächen e ingeladen. 

Wir fordern alle freiheitsliebenden Deut­
schen auf, ihre Opposition gegen diese 
infame Kollaboration mit der Apartheid 
zum Ausdruck zu bringen. 



das Waffenembargo. 
Wir sollten nicht vergessen, daß diese 
Europareise stattfindet auf dem Hinter­
grund des intensivierten Freiheitskamp­
fes in Namibia und in Südafrika selbst, 
der dem weißen Minderheitsregime in 
Pretoria eine wachsende Krise bereitet. 

Aus dieser Krise heraus sucht Südafrika 
bei seinen Verbündeten erhöhte finan· 
zielle, politische und militärische Unter­
stützung, um seine Dominanz über unser 
Volk und das gesam te Südliche Afrika zu 
festigen und zu erhöhen. 

Wir sind davon überzeugt, daß die Ver­
bündeten Südafrikas in Eurem Land 
durch die Massenaktionen der Völker 
Europas eingeengt werden. Wir wün­
schen Euch viel Erfolg bei Euren Kam­
pagnen! 

Andimba Toivo Ja Toivo (SWAPO) 
Verantwortung der BHO 

Wir haben erfahren, das einige westeuro­
päische Länder, einschließlich der Bun­
desrepublik Deutschland, den südafrika­
nischen Ministerpräsidenten P.W. Botha 
in ihre Hauptstädte eingeladen haben. 
Damit verschaffen sie Südafrika Respek­
tabilität und Legitimation, anstalt es ftir 
seine rassistische Politik der Apartheid 
und die Unterdrückung der Menschen 
sowohl in Namibia als auch Südafrika zu 
verurteilen. Dies verurteilen wir mit der 

Ingeborg Wiek (AAB) 

Verachtung, die diesem Verhalten ge­
bührt. 
Wir fordem die Menschen in Westeuropa 
auf, Druck auf ihre Regierungen auszu­
üben, damit die Forderungen und die 
Sehnsucht nach Freiheit, ~Ienschen­

würde und nationaler Unabhängigkeit 
des unterdrückten Volkes von Namibia 
respektiert und anerkannt werden. 
Wir fordem die Regierung der Bundes­
republik Deutschland als Mitglied der 
Kontaktgruppe (fünf Westmächte USA, 
Kanada, Großbritannien, BRD und -
ausgeschert - Frankreich; d. Red.), wie 
auch ihre Verbündeten auf, nicht zuzu­
lassen, daß die Resolulion 435 (Wortlaut 
nachstehend; d. Red.) umgangen oder 
die Namibiafrage regionalisiert wird. 

Wir fordern die Bundesrepublik auf, sich 
auf die Resolution 435 ohne Modifizie­
rung zu verpnichten, und das Junktim 
(zuvor kubanischer Abzug aus Angola;d. 
Red.) kategorisch abzulehnen. Die Bun· 
desrepublik Deutschland hat eine beson­
dere Verantwortung gegenüber Namibia 
und wir erwarten,daß sie ihre Haltung in 
der Kontaktgruppe überdenkt. 
Die Bundesrepublik und andere west­
liche Staaten sollen Druck auf die Ver­
einigten Staaten und Südafrika ausüben, 
damit diese das Junktim fallen lassen 
und zur DurchfUhrung der Resolution 
435 übergehen, damit dem Leiden unse­
res Volkes ein Ende gesetzt wird und ihm 
das Recht gegeben wird, selbst über sein 
Schicksal zu entscheiden. 

Nein zum Geschäft mit der Apartheid 

Der Besuch des ersten Vertreters des ras­
sistischen weißen Minderheitsregimes 
Südafrikas In der Bundesrepublik 
Deutschland ist ein Skandal, eine ('rovo­
kation und Geschmacklosigkeit ohne­
gleichen. 
Botha ist hier kein lästiger Gast. im Ge­
genteil, Bundeskan.der Kohl hat ihn in 
unser Land eingeladen. Hotha durfte so­
gar Bundespräsident Carsu:ns seine ras­
sistische Reverenz erweisen. Bothas erste 
Kontakte waren die mit führenden In­
dustriellen, Bankern und Winschaftsbos­
seil der BUlldesrepublik. 
Diese blutigen Geschäfte mit der Apan-

heid werden vor den öffentlichen Ver­
lautbarungen über energische Verurtei­
lungen der Rassenpolitik seitens unserer 
Politiker weitgehend in den Hintergrund 
treten. Die Bundesrepublik Deutschland 
ist eine der Hauptstützen des Apartheid­
systems. 
Ohne die Kollaboration der USA, 
Großbritanniens, der Bundesrepublik 
Deutschland und vieler anderer west­
licher Länder hätte die Apartheid bis 
heute nicht bestehen können. Bothas Be­
such in der Bundesrepublik dient der 
weiteren Stärkung des Apartheidregimes 
in Südafrika. 

Angesichts der weltweiten Ächtung und 
Isolierung Pretorias ist dieser erste offi­
zielle Staatsbesuch eines südafrikani­
schen Premierministers in der Bundesre­
publik ein Schlag ins Gesicht 
• der 3,5 Mio schwan~en Südafrikaner, 
die in den letzten 20 Jahren zwangsum­
gesiedelt wurden, 
• der 8 Mio zwangsausgebürgerten 
schwar.:en Südafrikaner, 
• der zu lebenslanger Haft verurteilten 
Führer der Bevölkerungsmehrheit wie 
Nelson Mandela und aller anderen politi­
schen Gefangenen, 
• der von über 100.000 südafrikani-

5 



w.r.N ... ·CO_ 

DM-
INVESTITIONEN 
IN SÜDAFRIKA 

Wolff Geisler/Gottf r ied Wellmer 
DM-INV ESTITION EN 
IN SÜDAF RI KA 
Bonn. August 1983 
ca. 300 Seiten, DM 17,80 
ISBN 3-921614-40-6 

Den Hauptteil des Buches bildet 
eine Liste bundesdeutscher Unter­
nehmen und ihrer Kapitalanlagen 
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schen Militärs unterdrückten Nami­
bianer in dem von Pretoria illegal besetzt 
gehaltenen Land. 
Und da wird uns Botha hier verkauft als 
Friedens-Botha! "Reformen", "Frie­
dens"-Vertr'J.ge, ja sogar die angebliche 
Abschaffung der Apartheidgesetze in 
Namibia sollen lediglich von der Verfe­
stigung der rassistischen Grundstruktur 
und dem Ausbau der weißen r-,·Iacht in 
Südafrika und Namibia ablenken. Solan­
ge das verbrecherische Apartheidsystem 
besteht, kann es keinen dauerhaften 
J-'rieden im Südlichen Afrika geben! 
Nicht zufallig ist die Apartheid von der 
UNO 1973 als "Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit" verurteilt worden. Die 
Bundesrepublik Deutschland, die das 
furchtbare Erbe der Hitler-Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit zu tragen hat, 
müßte in der ersten Reihe der Apartheid­
gegner stehen. In Großbritannien pro­
testierten die Labour Party und die libe­
ral Party gegen den dortigen Botha-Be­
such mit den Worten, einen Hitter 
empfange man nicht! 
Unser Protest gege n die Apartheid muß 
lauter, muß wirksamer werden. Die 
Stützung - der Apartheid aus unserem 
Land muß aufhören, jegliche Zusam­
menarbeit auf wirtschafdichem, militä­
risch-atomarem, kulturetlem und politi­
schem Gebiet muß unverzüglich beendet 
werden! 
Wir müssen z.B. dafUr sorgen, daß keine 
UNIMOG-Militärlastwagen von Daimler­
Bem: mehr an die Apartheidregierung ge· 
liefert werden, daß das Doppelbesteue­
rungs-Vermeidungsabkommen beendet, 
daß die Vergabe von Hermes-Krediten 
rur Lieferungen nach Südafrikagestoppt 
und das Kulturabkommen mit Südafrika 
gekündigt werden. 
Wir müssen für vollständige. bindende 
Sanktionen gegen das rassistische weiße 
Minderheitsregirne eintreten, so wie dies 
die anerkannten Sprecher der unter­
drückten Völker von Südafrika und Na­
mibia, internationale Organisationen 
und zahlreiche Regierungen seit jahren 
fordern. 
Südafrika ist eine Bedrohung des Welt­
friedens. Wenn wir uns rur eine Beendi· 
gung der Zusammenarbeit mit diesem 
weltfriedensbedrohenden Regime ein­
setzen, dann stellen wir uns an die Seite 
der um Freiheit und Unabhängigkeit 
kämpfenden Völker in Südafrika und 
Namibia. Eine Beseitigung des Apart­
heidsystems ist auch ein wesentlicher Be­
standteil der Aufgaben unserer Friedens­
bewegung. 
Wir treten ein für die Anerkennung und 
Unterstützung der von der UNO und der 
Organisation für Afrikanische Einheit 
anerkannten Befreiungsbewegungen von 
Südafrika und Namibia. 
Wir fordern: Freiheit fUr Südafrika! Frei­
heit fUr Namibia! 

Aufh"".M, S~dafrih. T",n •• II ·Monlag. in lIambu'l. 
Pan'.rab .. ·.hrwaff. MIlan 

Informationsstelle 
Südliches Afrika (ISS 

Der Besuch des südafrikanischen Pre­
miers P.W. Botha in der Bundesrepublik 
Deutschland auf Einladung von Bundes­
kanzler Helmut Kohl steht in der Tradi­
tion enger diplomatisch·politischer Kon­
takte ;,:wischen Bonn und Pretoria. 
War rurdie Bundesrepublik die Republik 
Südafrika in den 60er jahren noch ein 
Staat unter anderen, die dem "west­
lichen Bündnis" lßehr oder minder nahe­
standen und die folgerichtig der west­
deutschen Auffassung von den Weltver­
hähnissen positiv gegenüberstanden, so 
ergab sich ein engeres Interaktions­
muster erst in den 70er jahren - ironi­
scherweise in dem Maße, in dem deut­
sche Außenpolitik Afrika nieht nur als 
,.Objekt" einer überlebten "Hallstein­
doktrin" 1 zu entdecken begann. 
1974 besuchte der südafrikanische 
Außenminister Hilgard Muller die Bun­
desrepublik. 1976 weilte der damalige 
südafrikanische Premier B.J. Vorster zu 
Gesprächen mit Bundeskanzler Helmut 
Schmidt in der Bundesrepublik. 1983 
kam Außenminister Roelof "Pik" Botha 
zu Besuch nach Bonn. 
Umgekehrt reiste nur - abgesehen von 
einschlägigen Fachministern zur Eröff­
nung allfalliger Wirtschaftsmessen - der 
bayerische Außenpolitiker und Afrika­
Experte Franz-josef Strauß wiederholt 
nach Pretoria. 
Aus dem politiSCh-diplomatischen Kon­
takt zwischen Pretoria und Bonn wird 
deutlich: Die engen Kontakte sind unab­
hängig von den jeweiligen Bonner Koali, 
tionen. 
Bonn ist immer dann Ziel südafrikani­
scher Politiker, wenn Umbruchsituatio­
nen zu verzeichnen sind. 1974 war es der 
Fall des portugieSischen Kolonialreiehes, 
der Südafrika zu einer diplomatischen 
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Bundesrepublik - Südafrika 

Eine unheilige Allianz 
Offensive zwang ("Dc:tente"-Politik). 
1976 war es die Krise in Verbindung mit 
den blutig niedergeschlagenen Volksauf­
ständen von Soweto. 
1983/84 ist es die neue außenpolitische 
Offensive Pretorias, die Frieden in der 
Region verheißt, bisher aber noch kei­
neswegs hervorgebracht hat2, die Botha 
zu einem Besuch in den Hauptstädten 
Europas veranlaßl. 
Seit Beginn der 70er Jahre haben sich die 
Beziehungen zwischen Südafrika und der 
Bundesrepublik intensiviert. Dies läßt 
sich besonders an den Wirtschaftsbezie­
hungen ablesen. 

Blühender Handel, Investitionen 

Der Handel hat in beiden Richtungen, 
abgesehen von Schwankungen in einzel­
nen Jahren. zugenommen; 7-wischen 
1972 und 1982 hat sich das Handdsvolu­
men fast veniebenfacht (Import aus der 
Bundesrepublik 1982 ca. 6,8 Mrd m .. t, 
Export ca. 2 Mrd DM). Seit 1977 we<:h­
sein sich die USA und die Bundesrepu­
blik in der Position des größten lieferan­
ten Südafrikas ab. 
Die bundesrepublikanischen Investitio­
nen sind kontinuierlich gestiegen, wobei 
die offiziell ausgewiesenen Werte ange­
sichts einer hohen Reinvestitionsquote 
deutscher Unternehmen mit' Beteiligun­
gen in Südafrika wenig aussagekräftig 
sind. Nach Angaben des Bundeswirt· 
schaftsministeriums stiegen die Netto· 
Direktinvestitionen zwischen 1965 und 
1981 von 85,9 Mio DM auf7lO Mio DM; 
nach Experten belaufen sich die Investi­
tionen auf insgesamt6 Mrd DM. 
Die Bedeutung der deutschen Investitio­
nen in Südafrika, die alle industriellen 

Sektoren mit Ausnahme des Bergbausek­
tors umfassen, zeigt sich besonders dar­
an, daß in Südafrlka seit 1977 gesetz ge­
berlsche Maßnahmen wirksam sind , die 
ausländische Investitionen dem strategi­
schen Gesamtinteresse des weißen Süd­
afrika unterwerfen: der "National 
Supplies ACI" in seiner Fassung von 
1977 ermöglicht der südafrikanischen 
Regierung, daß auch ausländische Fir­
men im "nationalen Interesse" Güter 
herstellen, also z.B. Rüstungsgüter zur 
Verteidigung der weißen Vorherrschaft 
liefern. 
Der "National Key Points Act" von 
1980 verpflichtet auch ausländische Fir­
men, im "nationalen Interesse" be­
stimmte Sicherheitsvorkehrungen zur 
Sicherung der Produktion von strategi­
scher Bedeutung zu treffen. Südafrikani­
sche Töchter deuucher Firmen haben 
bisher keine Angaben über das Ausmaß 
gemacht, mit dem sie von solchen Geset­
zen betroffen sind, zumal eine Reihe von 
ihnen im Grenzbereich zwischen der Pro­
duktion von Konsumgütern, Investi­
tionsgütern und militärisch nutzbaren 
Produkten tätig sind. 
Dem seit 1963 geltenden, nichtmandato­
rischen UNO-Waffenembargo hat sich 
die Bundesregierung freiwillig verpflich­
tet gefUhlt; sie hat wiederholt erklärt, 
daß sie das seit dem 4. 11.1977 geltende 
verbindliche Waffenembargo der UNO 
gegen Südafrika strikt einhält . Trotzdem 
verwendet die Südafrikanische Armee 
(SADF) Güter aus bundesrepublikani­
scher Produktion. 

Beispiele sind der Unimogvon !'-Iercedes, 
Magirus-LKWs, der militärisch nachge­
rüstete Hubschrauber Bo 1 06 von MBBj 
die Firma Rheinmetall hat unter Umge­
hung der Bestimmungen des Kriegswaf. 

fenkontrollgesetzes eine Munitionsab­
füllanlage rur 155-mm-Granaten rur Waf­
fensysteme, die ebenfalls mit internatio­
naler Unterstützung gebaut worden sind, 
obwohl Südafrika sie ~ls eigene Entwick­
lung ausgibt, nach Südafrika geliefert : 
dieses Geschäft ist Gegenstand eines 
Hauptverfahrens beim Landgericht 
Düsseldorf, dem jahrelange Ermittlun­
gen vorangingen. 
Die Bundesregierung hat in diesem Zu­
sammenhang immer wieder bestritten, 
die notwendigen Exportgenehmigungen 
fUr militärische Lieferungen erteilt zu 
haben, sondern stattdessen darauf ver­
wiesen, es handle sich um "zivile Güter" , 
die keiner Genehmigungspflicht unter­
lägen. 
Seit Beginn der 70er J ahre hat Südafrika 
den Ausbau einer eigenen Nukleartech­
nik vorangetrieben. Es betreibt heute ein 
mit französischer Technologie errichte· 
tes Atomkraftwerk. Es gilt als sicher, daß 
es eben falls über die Technologie zum 
Bau einer Atombombe verfUgt, wenn es 
diese nicht bereits zur Einsatzreife ent­
wickelt hat. 
Danir spricht, daß im September 1979 
ein US·Aufklärungssatellit über Süd· 
afrika den typischen Doppelblitz einer 
Nuklearexplosion aufzeichnete, den in­
ternationale Experten a ls südafrikani· 
sche Testbombe identifizierten. An der 
für die Nukleartechnik notwendigen 
Uran-Anreicherungsanlage haben deut­
sche Firmen und Wissenschaftler mitge· 
wirkt. 
Als im J ahre 1975 Ausmaß und Charak­
ter dieser " nuklearen Kollaboration" in 
einer Veröffentlichung des Afrikani­
schen Nationalkongresses (ANC) aufge­
zeig t wurden, reagierte die Bundesregie­
rung erst mit Verspätung (1978) mit 
dem Versuch, Tatsachenbehauptungen 
zu widerlegen und zugleich die beiden 
Organisalionen, die die Information ver­
breitet hatten (ANC und Anti-Apart. 
heid-Bewegung), als von Moskau gesteu­
ert zu diskreditieren. 3 Trotzdem verur­
teil te die Organisation für Afrikanische 
Einheit wiederholt die "nuklear·militä­
rische Kollaboration" zwischen Bonn 
und Pretoria. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist der 
einzige westliche Staat. der ein Kultur· 
abkommen mit Südafrika (seit 1962) 
aufrechterhält. 
Die Bundesregierung hat immer wieder 
erklärt, sie werde diese Zusammenarbeit 
überprüfen, wenn sie sich nicht auch zum 
Vortei l der "schwarzen Mehrheit" ausge­
stalten lasse . Konsequenzen aus einer uno 
befriedigenden Praxis sind bislang a ller­
dings nicht gezogen worden. 
Ähnlich verhält es sich im konsulari· 
schen Bereich: Während Bundesbürger 
ein Visum flirdie Einreise nach Südafrika 
benötigen , können die Südafrikaner, die 
~nen Paß haben, in die Bundesrepublik 
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einreisen. Auf der anderen Seite hat Pre­
toria wiederholt südafrikanischen Bür­
gern die Ausstellung eines Reisepasses 
venveigert und Bundesbürger nicht ein­
reisen lassen. Trotz vieWiltiger Forde­
rungen, wenigstens in diesem Bereich ein 
Zeichen zu seilen und der ungleichen 
Praxis ein Ende zu setzen . hat die Bun­
desregierung immer wieder nur erklärt, 
sie werde dieses Verfahren im Lichte 
künftiger Praxis überprüfen. 
Die " Friedens initiativen" im Südlichen 
Afrika haben deu dich. gezeigt, in welcher 
Weise die Staaten im Südlichen Afrika 
miteinander verflochten sind. MO<jam­
bique. Zimbabwe und besonders die sog. 
BLS-Staaten (Botswana, Lesotho. Swasi­
land) sind in ihrer Wirtschaft strukturell 
von Südafrika abhängig, wenn sie sich 
auch politisch um einen größeren Hand­
lungsspielraum bemühten. Südafrika be-

Mt,cedt •. Lh.' beim . Od.frikani"'htn ~hlillr 

trachtet die Region als "natürliche Ein­
flußzone". seine Aktionen in der Region 
setzen ökonomische, politische und mili­
tärische Mittel ein, um die Situation der 
Dominanz zu erhalten. die falschlicher­
weise als " Interdependenz" bezeichnet 
wird. 
Auch die Bundesregierung hat ihre Poli­
tik im Südlichen Afrika nicht isoliert als 
"Südafrika-Politik" einerseits und Poli­
tik gegenüber den unabhängigen Staaten 
Sch ..... anafrikas betrieben. Bis in die 70er 
jahre hinein folgte sie deutlich der Auf­
fassung Südafrikas, das portugiesische 
Kolonialreich in Afrika und das weiße 
Minderheitenregime in Rhodesien als 
"Glacis" zur Verteidigung des weißen 
Südafrika zu betrachten: Die Bundes­
republik unterstützte den portugiesi. 
sehen Kolonialkrieg bis zur letzten Stun­
d,_ 
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Erst mit der Unabhängigkeit Zimbabwes 
1980 setzte ein langsamer und nicht 
immer konsequenter - Umdenkungs­
prozeß ein. Auch die Bundesrepublik 
hätte einen Beitrag dazu leisten können, 
di<; sich als FrOllistaaten formierenden 
und in der Konferenz der Entwicklungs­
koordination des Südlichen Afrika 
(SADCC) zusammenarbeitenden Staa­
ten des Südlichen Afrika \'on der wirt­
schaftlichen Abhängigkeit von Südafrika 
langsam zu lösen. 
Dieses politische Konzept bestand frei­
lich mehr als Idee denn als Realität. 
Denn es schloß keineswegs ein, daß der 
Westen einen Beitrag dazu geleistet 
hätte, die Frontstaaten weniger verletz­
lich gegenüber südafrikanischen Angrif­
fen zu machen, die ab 1980 (der Unab­
hängigkeit Zimbabwes) verstärkt ein­
setzten. 

Hier hat der WeSten - der im Südlichen 
Afrika seine Politik weitgehend gemein­
sam betreibt, nicht zuletzt aufgrund ge­
meinsamer Positionen in der Namibia­
Frage - eindeutige Versäumnisse zu ver­
zeichnen, die auch deswegen besonders 
schwer wiegen, weil Angola und Mo~am­
bique sich seit Beginn der SOer jahre 
intensiv um ein besse:res Verhältnis zum 
Westen bemüht haben, aber aufgrund der 
Weigerung westlicher Staaten, ihnen 
auch im Sicherheitsbe:reich beizustehen, 
weiterhin "konjunkturell" (Waffenliefe­
rungen!) vom Ostblock abhängig blie­
ben. 

Nur Portugal und Frankreich versuchten 
- mit Verspätung und eher zaghaft - ab 
1983 beide Frontstaaten auch mit mili­
tärischer Kooperation gegen Südafrikas 
Destabilisierungspolitik zu schützen. 
Lediglich Zimbabwe erfreute sich seit 

seiner Unabhängigkeit - mit gewissen 
Schwankungen aufgrund der Außenwir· 
kungen interner Konflikte - des Wohl­
\VoUenS westlicher Staaten, einschließ­
lich der Bundesrepublik. 

Die Versäumnisse der Bundesregierung 
in ihrer l'olitik im Südlichen Afrika 
werden besonders am Komplex Nami­
bia/Angola deutlich; Hier hatte der 
Westen - und auch die Bundesrepublik 
- ab 1977 besondere: Verantwortung 
übernommen. Allerdings hat die sog. 
"Kontaktgruppe" - nach der Erarbei­
tung der UNO-Sicherheitsrats·Resolu· 
tion 435/ 1978 (Wortlaut nachstehend: 
d. Red.) - sich den südafrikanischen 
Verzögerungstaktiken nicht entgegen­
stellt. diesen Plan auch durchzusetzen. 
Sie hat die Oberfal!e Südafrikas auf An· 
gola lediglich verbal verurteilt. Die süd· 
af rikanisch-amer ikanische Verknüpf u ng 
der ~amibia-Frage mit dem Abzug der 
Kubaner aus Angola hat dann die "Kon· 
laktgruppe" endgültig zur Ineffektivität 
verurteilt, Von einem Widerspruch aus 
Bonn gegen dieses ,Junktim" ist nichts 
bekannt geworden. 

Prctorias Mafi a-Tricks 

Die diplomatischen Aktivitäten Süd· 
afrikas in der Region in den letzten 
Monaten vermitteln den Eindruck, das 
weiße Südafrika suche den friedlichen 
Ausgleich und engere wirtschaftliche 
Kooperation mit den Frontstaaten, 
nachdem es in den letztenjahren - be­
sonders seit der Unabhängigkeit Zim­
babwes - eine brutale Politik der Desta­
bilisierung in der Region betrieben hat. 
überfalle auf Flüchtlingslager, Unter· 
stützung und "strategische Beratung" 
VOll Re:bellengruppen wie der UNlT A in 
Angola und der RNl\1 in Mo~ambique, 
wirtschaftliche Störaktionen und "hot 
pursuit"-Operationen bis hin zur Beset­
zung ganzer Landstriche (in Angola) 
waren Elemente dieser Strategie. 
Der Westen war daran beteiligt; Süd­
afrika hätte ohne massive Aufrüstung 
mit Unterstützung westlicher Regierun­
gen und Firmen seine militärische Stärke 
nicht in dieser Form nutzen können. 
Südafrika hat die Frontstaaten "an den 
Verhandlungstisch gebombt", was selbst 
die ansonsten eher "ausgewogen" kom­
mentierende Zeil am 11. Mai d.]. als 
"l\lafia-Tricks" bezeichnet, Wirtschaft­
lich durch eine säkulare Dürre und durch 
Mißerfolge beim Aufbau des Sozialismus 
geschwächt, hatten Mo~ambique und 
Angola keine andere Wahl, als durch 
diplomatische Aktivitäten Schutz vor 
der südafrikanischen Destabilisierungs­
politik zu erreichen. 
Damit ist die als "wirtschaftliche Inter­
dependenz" verbräm te Abhängigkeit der 
Frontstaaten \'on Südafrika in eine neue 



Phase getreten. Frieden als unerläßliche 
Voraussetzung von Entwicklung und 
Aufbau egalitärer. demokratischer und 
nichtrassistischer Gesellschaften ist jetzt 
immerhin möglich. l\Io~ambique und 
Angola werden die Atempause bdom· 
men, die sie brauchen, so hoffen beide. 
Und auch die Lösungder Namibia.Frage 
ist nähergerückt, auch wenn die von 
Sambias Präsident Kaunda angestiftete 
Namibia-Konferenz Mitte Mai d.]_ in 
Lusaka ergebnislos endete. weil die von 
den Amerikanern eingemhrte Problema­
tik des vorherigen Abzugs der Kubaner 
aus Angola vor einer Unabhängigkeit 
Namibias weiterhin als Siidafrikas 
Trumpfkarte eingesetzt wird. 
Nun bestand das Ziel Südafrikas mit sei­
ner Destabilisierungsstrategie ja nicht 
darin. Regierungen in den Frontstaaten 
zu stürzen, sondern diese Staaten zu 
schwächen und den von ihren Regierun­
gen angestrebten Sozialismus als "unfa­
hig" zu diskreditieren. Dieses Ziel 
scheint erreicht: Südafrika wird nicht 
müde zu betonen, daß sich die Staaten 
im Südlichen Afrika nur unter seiner 
Ägide und in Zusammenarbeit mit dem 
Westen entwickeln können. 
Andererseits aber hat das weiße Süd· 
afrika seine grundlegende Krise nur als 
"Bedrohung von außen", als "total 
onslaught" begreifen können. nicht aber 
als einen unvermeidlich eskalierenden 
Konflikt innerhalb der Apartheid-Gesell­
schaft selbst. Von daher hat es die Re­
gion des Südlichen Afrika bisher nicht 
vornehmlich unter dem Blickwinkel 
ökonomischer Interessen wahrnehmen 
können, sondern vornehmlich als Sicher­
heiuproblem.das mit dem Abschluß von 
"Sicherheitsverträgen" gelöst werden 
könne. 
Diese Wahrnehmung war zudem gekop­
pelt mit der Abwehr von Vorstellungen, 
die die "politische Moral" vieler Weißer 
in Südafrika erschüttern und dem Wider­
stand im Lande Auftrieb geben kann. 
Die Vorstellung, daß Schwane und 
Weiße auch in anderer Weise als in den 

Produkti(m bei AEG ,n Johanne.bufI 

Apartheid-Strukturen vorgesehen mit­
einander leben könnten, ist in Südafrika 
immer noch verpönt. Schwarze Regie­
rungen müssen zwangsläufig zu Chaos, 
Unterdrückung und Stammeskiimpfen 
fuhren. wie die südafrikanische Propa­
ganda immer wieder betont. 
Kann daher Südafrika ein Interesse daran 
haben, daß die rronlSlaaten sich fried­
lich zu Gegenbildern des rassistischen 
Südafrika entwickeln? 
Die südafrikanische Wirtschaft befindet 
sich dcneit - zusätzlich zu der struk­
turellen Krise, die mit Apartheid verbun­
den ist - in einer tiefen konjunkturellen 
Krise: stagnierende Rohstoffpreise, ein 
keineswegs "optimaler" Goldpreis und 
ein aus politischen Gründen beengter 
Binnenmarkt ruhren zu reduzierten 
Kapazitätsauslastungen der Industrie. 
Südafrika braucht die'Kooperation mit 

beweisen wollen, daß sie keine "e:uer­
nen Kräfte" sind, die auf die Unterstüt­
zung der rrontstaaten angewiesen sind, 
verstärken sie ihre militärischen Aktivi­
täten, die auch durch stärkere Kon trolle 
der Freizügigkeit ihrer Kader (im Falle 
MO'tambiques) und durch die Kontrolle 
gemeinsamer südafrikanisch-angolani­
scher Militareinheiten (im südlichen An­
gola) nicht beeinträchtigt worden sind. 
Dies aber muß - entsprechend der süd­
afrikanischen Wahrnehmung des Pro­
blems als eines "von außen gesteuerten" 
Konflikts - zu Gegenschlägen fUhren. 
Es ist damit zu rechnen. daß in absehba­
rer Zeit das weiße Südafrika - das sich 
die Definition dessen, was seine Sicher· 
heilSinteressen sind, immer vorbehalten 
hat - trotz einschlägiger Verträge wieder 
die militärische Karte neben der poli­
tisch-wirtschaftlichen zück t. 

. NtchlmtlitlriKhe bporte" \1il R.kelen"erfe,n au'gerthl<U Un,m"" in SOdafrita 

den Staaten der Region, es sucht sie un­
ter dem Vorzeichen einer neuen "Kon­
stellation von Staaten" unter weiß-süd­
afrikanischer Vorherrschaft. Es braucht 
auch eine Atempause zur Arrondierung 
dessen, was hierzulande gemeinhin "Re­
form" genannt wird, was aber in Wahr­
heit auf eine "Modernisierung" und 
"Effektivierung" der Apartheid hinaus­
läuft, wie die sog. "Verfassungsreform" 
belegt. Außerdem sind die Kosten des 
Krieges in Namibia mittlerweise so ange­
stiegen, daß zumindest eine "Gefechts­
pause·' angezeigt ist. 

Nun spricht aber nichts damr. daß die 
südafrikanische Befreiungsbewegung 
ANC und die Südwestafrikanische 
Volksorganisation (SWAPO) Namibias 
mit militärischen Aktionen gegen das 
Apartheidregime nachlassen werden. Im 
Gegenteil, gerade weil ANC und SWAPO 

Dafür gibt es Anzeichen: Südafrika ist 
weiterhin bemüht, den Konflikt in Zirn· 
babwe - verbunden mit "Dissidenten" 
im Matabeleland - auszunutzen, RNM 
und UN IT A haben ihre Aktivitäten bis· 
her keineswegs verringert, als wollten sie 
noch nachtraglieh beweisen, daß sie von 
Pretoria unabhängig sind, daß sie die Be­
zeichnung, die ihnen ARD-Korrespon­
den! Heinrich BÜllgen ("Befreiungs­
bewegungen") verleiht , auch verdienen. 

Auch nach der Unterzeichnung der 
"Friedensabkommen" vom Februar! 
März d.]. ist der notoriseh schlecht infor­
mierte, weil ideologisch verblendete 
südafrikanische Geheimdienst in den 
Nachbarstaaten Südafrikas aktiv. Leso­
tho und Botswana wehren sich folgerich­
tig, trotz starker Abhängigkeit·vom wei­
ßen Südafrika, ebenfalls "Sicherheitsab­
kommen" mit Südafrika zu unterzeich-
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nen, auch wenn sie die Aktivitäten des 
ANC zu unterbinden trachten, gerade 
weil sie ähnlich verletzlich sind wie 
Mo"ambique. Der Überzeugungskraft 
einer fried lichen wirtschaftlichen Ko­
operation scheint Südafrika nicht ganz 
zu trauen : neben dem "Zuckerbrot" 
möchte es ein wenig "Peitsche" schon 
sein. 
Solange das Kernproblern des Südlichen 
Afrika - die Fortdauer des Apartheid­
systems - nichtgeJösl ist, wird es keinen 
Frieden im Südlichen Afrika geben, wird 
Südafrika zwangsläufig - aus der Logik 
seines gewaltsamen Unterdrückungs­
systems heraus - Destabilisierung betrei­
ben. Formen und Intensität mögen sich 
ändern; die Regierung unter Premier 
P. W. Botha nimm t schließlich Rücksicht 
auf weiße rechtsradikale Wähler, die 
scharfes Vorgehen Hir angezeigt halten, 
aber auch auf ihre Verbündeten in den 
USA, wo im November 1984 Wahlen 
anstehen und die Reagan-Administra­
tion sich damit schmücken möchte, daß 
sie zum Frieden im Südlichen Afrika bei­
getragen hat, wo aber auch eine starke 
Anti-Apartheid-Front abgewiegelt wer­
den soll. 
Letztlich kann das weiße Südafrika seine 
eigene Krise nur als einen Regelkreis von 
Zuckerbrot und Peitsche begreifen. In 
dem Maße aber, in dem die gegenwärtige 
"Bewegung" im Südlichen Afrika auch 
als " Pax Americana" zu begreifen ist, ist 
damit zu rechnen, daß ab November 
1984 die Friedensschalmeien leiser klin­
gen. Zu Euphorie über die "Friedensini­
tiativen" im Südlichen Afrika besteht 
wenig Anlaß. 
Bei der Debatte des Verteidigungshaus­
halts im bisher noch exklusiv weißen 
südafrikanischen Parlament Mitte Mal 
1984 hat Verteidigungsminister Malan 
denn auch gewarnt, die "externe Ge­
fahr" nich t zu unterschätzen. An der 
Po li tik der Aufrüstung im Innern und 
nach außen hat sich daher nichts geän-
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dert. Auch die massenhafte Zwangsum­
siedlungvon Millionen von Afrikanern in 
sog. " Heimatländer" geht weiter. Und es 
stebt zu berurchten, daß die relevanteste 
Kraft der politisch('n Opposition im Lan­
de - die von über 600 Organisationen 
getragene Vereinigte Demokratische 
Front (UD F) - demnächst über das in 
Südafrika bisher übliche Maß an Sc hika­
nen hinaus betroffen sein kann. 
Auch die CSU/CDU/FDP.Bundesregie­
rung hat sich zu einer Politik des "kriti­
schen Dialogs" mit Südafrika bekannt 
und effektiven Mitteln gewaltfreier Poli­
tik des Drucks auf Südafrika eine Absage 
erteilt . 
Dieser "kritische Dialog" beschränkt 
sich im wesentlichen darauf, daß sich die 
Bundesregierung gelegentlich - und oft 
erst aufgrund von einschlägigen Anfra­
gen hien:ulande - zu Fragen des Aus­
baus des Apartheidregimes äußert (z.B. 
Zwangsumsiedlungen, Visa·Verweige­
rungen, Militär-Aktionen, wil!kürliche 
Inhaftierungen). 
Südafrika selbst nimmt diese Äußerun· 
gen nicht sonderlich ernst, abgesehen 
von gelegentlichen diplomatischen 
Äußerungen der " Irritation". Die süd­
afrikanische Regierung weiß, daß solche 
Aussagen an dem hohen Maß der Inter­
aktion zwischen Bonn und Pretoria, be­
sonders im wirtsc haftlichen Bereich, 
nichts ändern. Denn diese Aussagen, die 
mit schöner Regelmäßigkeit seit Beginn 
der 70er Jahre aus Bonn kommen, haben 
den Charakter verbaler Folgenlosigkeit. 
Aktionen - und seien sie auch nur 
zeichenhaftes Handeln, etwa durch Ein· 
mhrung der Visumpflicht für Südafrika­
ner, - folgen ihnen nicht. Die Bundes­
regierung hat das jI,'!iltd wirtschaftlichen 
Drucks immer verworfen und auch Mit· 

. Kauft keine Produkte aus Slidafrih· 

tel unterhalb dieser Schwelle nie in 8e­
tracht gezogen. 

Der hohen Intensität diplomatisch-poli· 
tischer Interaktion, die sich angeblich 
"kritisch" versteht, entspricht aber kei­
neswegs ein "Dialog mit allen Konflikt­
parteien". Die Bundesregierung pflegt 
zwar gewisse Kontakte mit den Befrei­
ungsbewegungen ANC und SWAPO -
und rühmt sich dieser Kontakte. Diese 
finden aber eher auf der Ebene der Be­
amt('n statt oder aber haben auf die Hai· 
tung der Bundesregierung keinen Ein· 
fluß. 
Neutralisiert wird die Bedeutung derarti· 
ger Gespräche mit ANC und SWAPO 
letztlich durch die Kontakte, die Beamt(' 
des Auswärtigen Amtes mit den Rebe!­
lenorganisationen RN1\! und UN ITA 
haben, wobei diese, wie betont wird. 
"einen anderen Charakter" haben. 

Die kritische Haltung der Bundesregie· 
rungen seit Beginn der 70erJahregegen­
über dem Apartheidstaat ist folgenlos ge­
blieben. 1m Gegenteil, in dem Maße, in 
dem sich Bundesregierungen und politi­
sche Parteien mit freilich unterschiedli­
cher Intensität kritisch zum Apartheid· 
regime äußerten,entwickehen sich enge­
re, besonders wirtschaftliche Beziehun­
gen, baute Südafrika sein Apartheid­
system weiter aus und "modernisierte" 
,,-
Dies gilt nicht nur rur die Bundesrepu­
btik. Auch alle anderen westlichen Staa­
ten intensivierten ihre Beziehungen zu 
Pretoria, während gleichzeitig Südafrika 
international als "Paria-Staat" identifi­
ziert wurde. Lautstärkere Kritik an Süd­
afrika - etwa nach dem Massaker von 
Sharpe\'ille 1960 oder der blutigen Nie­
derschlagung der SchülerdemonstTat io· 
nen im Juni 1976 - blieb ein vorüber· 
gehendes Phänomen, am Grundmuster 
änderte sie nichts. 
Südafrikas Premierminister P.W. Botha 
will sich in Europa jetzt als Friedensstif· 
ter darstellen. Ein wesentlicher Ge­
sprächspunkt dürfte dabei sein, daß 
Südafrika bei seiner ökonomischen Ex­
pansionspolitik in der Region, die neben 
die militärische Strategie getreten ist, die 
verstärkte Unterstützung durch den 
WeSten sucht. Nach allem, was sich an 
der bisherigen Kollaboration zwischen 
dem Westen und Südafrika ablesen läßt, 
wird der Westen - und aJlen voran d ie 
Bundesrepublik - auch dieses Mal das 
weiße Südafrika nicht im Stich lassen. 

Anmerkungen: 
I) Die Hailstein·Doktrin geht auf den CDU· 

Politiker Hallstein zurück. Sie legte fest, 
daß die Bunde$Tcpublik zujcdcm Land der 
Dritten Welt, das die DDR diplomatisch 
anerkennt. sämtliche Be>:iehungen ab. 
bricht. 

2) Abkommen mit M~mbique und Angola 
siehe in: AIB 5/ I 984, S. 4ff. 

3) Siche: AlB 1/1979,S.14·22 



Namibia 

Albrecht Flues 

Durchbruch in der Namibiafrage? 
Südafrikas Verträge mit ~Iopmbique 

und Angola (siehe AlB 5/1984, S. 4ff.) 
haben in den Medien zu verstärkten Spe­
kulationen gertihrt, daß die Unabhängig­
keit Namibias in nächster Zeit bevor­
stehe. 
Als Indizien dafür werden angeführt. daß 
US-Präsident Reagan für seine Wieder­
wahl endlich einen außenpolitischen Er­
folg braucht, nachdem es im Nahen 
Osten und in i\lillelamerika Rückschläge 
ruf seine Politik gegeben hatte. Und 
außerdem sei in Pretoria eine gewisse: 
"Namibia-Müdigkeit" dngekehrL 
In der Tat, dem Apartheidstaat wird sei­
ne illegale Besetzung Namibias sehr teu· 
er. Ober I Mrd DM betragen die jährli­
chen Ausgaben für Militär und Sicher­
heitskräfte in Namibia. Dazu kommen 
noch einmal über 1,2 l\Ird Dr-,I an sog. 
direkter und indirekter "Hilfe". Diejah· 
rdange Ausplünderung der natürlichen 
Reichtümer Namibias lassen diese zur 
Neige gehen und so verringert sich das 
wirtschaftliche Interesse an einer wei· 
teren Besc:tzungdes Landes. 

Die Vielpartcienkonferenz ... 

Doch das Apartheidregime hat bisher 
nicht den politischen Willen erkennen 
lassen,die Unabhängigkeit ~amibias ent­
sprechend der Resolution 435 des UN­
Sicherheitsrates (siehe Kasten) zu akzep­
tieren. Deutlich demonstriert hat dies 
Südafrika, al~ es am Pfingstwochenende 
fast alle in Namibia lebenden Führerder 
Südwestafrikanischen Volksorganisation 
(SWAPO) verhaftete. Die SWAPO ist die 
von der UNO als einzige legitime Spre­
cherin des namibischen Volkes aner­
kannte Befreiungsbewegung. 
Im Januar 1983 war der Versuch 
Südafrikas gescheitert, mit Hilfe des von 
der Demokratischen Turnhallenallianz 
(DTA) geführten Ministerrates in Wind­
hoek eine "interne Namibia-Lösung" zu 
erreichen. 
Oirk r-,Iudge (OTA) und sein Ministerrat 
traten zurück; der südafrikanische Gene· 
raladministrator van Niekerk übernahm 
wieder direkt die Verwaltung. Doch die 
Suche nach einer "internen Lösung" an 
der UN·Resolution 435 vorbei ging wei· 
ter. 

Der Vorschlag, einen "S taatsrat" in 
Namibia zu installieren, scheiterte am 
mangelnden Interesse der "internen" 
Parteien. Zu offensichtlich haftete die­
sem Vorschlag der Geruch der Kollabo­
ration mit der Besatzungsmacht an. 
Der nächste Versuch wurde im Sep' 
tember 1983 gestartet. Fünf Parteien _ 
die Südwestafrikanische Nationalunion 
(SWANU), die DT A, der Damara·Coun­
eil (Rat), die SWAPO-Demokraten (eine 
AbspLinerung der SWAPO) und die Be· 
freiungsfront für Reboboth - riefen zu 
einer sog. Vielparleienkonferenz (MPC) 
auf, mit dem Ziel, "politische Rahmen· 
bedingungen zu schaffen, die mithelfen 
könnten ( ... ) den Weg zur international 
anerkannten Unabhängigkeit zu ebnen." 
Im November 1983 trat die MPC zu ihrer 
ersten Sitzung zusammen. Neben den 
aufrufenden Parteien waren noch mit 
von der Partie die Namibische Christlich· 
Demokratische Partei (NCDP) und als 
Beobachter die Nationale Partei (NP), 
der namibische Ableger der südafrikani­
schen Regierungspartei. Die SWAPO hat­
te ihre Beteiligung an einer Konferenz 
mit "Marionetten im Dienste Südafri­
kas" abgelehnt. 
In ihren ersten Erklärungen stellte die 
MPC auf der einen Seite zwar fest, daß 

die UN-Resolution 435 bisher der ein­
zige konkrete Plan Hir die Unabhängig­
keit sei, der vom Weltsicherheitsrat und 
von Südafrika akzeptiert wurde. Ande· 
rerseits sieht sie aber "unüberwindliche 
Schwierigkeiten" bei der Anwendung 
aufgrund des südafrikanischen Junktims, 
die Dekolonisierung Namibias nur zuzu­
lassen, wenn zu\'or die kubanischen 
Truppen aus Angola abgezogen werden. 

... eine verkappte "interne Lösung" 

Im Februar 1984 kündigte die MPC in 
einer "Erklärung von Windhoek" an, ei· 
ne dauerhafte Verfassung rur Namibia zu 
entwerfen. Im April d.]. folgte dann eine 
Erklärung über Menschenrechte, die von 
einer künftigen Regierung respektiert 
werden und Eingang in die Verfassung 
finden sollten. 
In der Zwischenzeit gab es einige gravie­
rende Änderungen in der Zusammenset­
zung der MPC. Die NP wurde Mitglied, 
während schon im Dezember 1983 die 
NDCP die MPC verlassen hatte mit der 
Begründung, daß die MPC eine Ober­
gangsregierung bilden wolle. 
Am 26.3.1984 zog sich dann auch der 
Damara-Couneil von diesem Untemeh-
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Ges~räch mit Sam Nujoma 
Unsere Befreiung geht nur 

über den bewaffneten Kampf 
fRAGE: Taivo Ja Toivo, der k.urzlich \'om 
PrclOria-~gimc nach 16 Jahren 113ft entlas­
sen wurde, hat die Fc5tucllung getroffen, 
daß er das Geruhl habe, die gegenwärtigen 
Verhandlungen r.eicn "nutzlos", und daß die 
Freiheit für Namibia "nur aus dem Gewehr­
lauf kommen wird". 
In das eine Ansicht. mit der Sie übcrcinslim­
mCIl .. ilrdcn? Und bedeutet das, doIß Sie 
jede lioffnung auf eine VcrhandlunS'lösung 
ruf die namibische Unabhängigkeit aufge­
geben haben? 
S. NUJOMA: Nat,,;rlich, ich stimme mildem 
übert,n, was GenolSc Toivo Ja Toivo gt!.<l8t 
hat. Und das, was er vorbringt, ist die Politik 
der gcsamu,n SudwcSlafrikanischcn Volks­
organisation (SWAPO). 
Die sUdafrikanischen Kolonialistcn wollen 
keine freien und gerechten Wahlen in Nami­
bia sehen. Sie "'ollen iich nicht aus Namibia 
ZUrilckziehen. Dc:shalb sind jegliche Ver· 
handlungen, die sie zum gegenwärtigen Zeit· 
punkt bereit sind fortzufUhren in der Tat 
nutzlos, weil sie nicht in der Absicht ~ruhrt 
werden, zu einem freien und unabhangigen 
Namibia zu gelangen. 

Südafrika will n ic ht abz iehen 

Die einzi~ t'orm des Kampfes, die sie ' "er· 
$lehen, ist der bewaffnete Kampf, und CI in 
die einzige Arl von Kampf, die uns offen· 
steht. 
D;u bedeutet nicht. daß wir nicht darlluf 
vorbereitet w:.iren, :tu \'erhandeln. Wir haben 
immer gesagt, daß wir es wirklich vorziehen, 
eine Verhandlungsiölung ~u emichen. Das 
Problem besteht darin, daß die Südafrikaner 
sich mit um nicht zu echten Verhandlungen 
treffen werden, wenn wir sie nicht al$ Ergeb· 
nis unseres bewaffneten Kampfes dazu ~u 
zwingen \'Crm~n. 
Aus diesem Grund muß der bewaUnete 
Kampf weitergehen. und wir sind dal'lluf vor· 
bereitet. Unsere Kimpfer der Volksbefrei· 
ungsanntt von Namibia (PLAN) werden ihre 
Aktionen fortsetzen, um die südafrikan'· 
schen Rassinen und Faschinen zur Einsicht 
zu bringen, daß sie am Ende doch mit uns 
sprechen müsscn. 
FRAGE: Die Fortführung eines lolchen 
Kampfes im Geliinde Namibias muß allein 
liChon große Nachscbubprobleme mit sich 
bringen. Jetzt haben die Sitdafrikaner einer 
Entflechtung in Stidangola (siehe AlB 
!)f19S4, S. 4ff.; d. Red.) und der Schaffuns 
einer de facto entmilitarisierten Zone zU8e' 
stimmt. Verschlimmert das nicht noch Ihre 
Nachschubl'Chwierigkdten, und wird dlu 
nicht Operationen der PLAN innerhalb 
NamibiaHmuhaft behindern? 
S. NUJ OMA, Wie Sie richtig bemerkt taben, 
kampfen wir seit 1966 für die Befreiung 
Namibias. Das war sogar noch vor der Uno 
abhängigkeit Angolas. Wir wissen also, wie 
wir innerhalb unJere. eigenen Landes 
klimpfen müssen. 
Die PLAN hat die Untentützung des nami· 
bischen Volkes, und ihre Operationen WCT· 

den '0 weitergehen, wie sie das ..;hon vor der 
Schaffun8 einel freien An801a (1975; d. 
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Red.) taten. 
\\.'ir respektieren die zwi'IChen der an80lani· 
schen Regierung und dem sildafrikanischen 
Regime \'ereinbarte Entflechtung. Aber d;u 
bedeutet nicht, daß eseinen Waffennilbtand 
in Namibia sc-lbSl geben wird. 
Die Unterstützung, die wir von unseren an80' 
lanischen Genossen erhalten haben und noch 
immer erhalten. ist groß, und wir bleiben 
dafür dankbar. 
Angola hat sehr viel wegen seiner Untentiit· 
zung für unsere Sache geHllen, und wir er· 
kennen das .111. Unsere Beziehun~n <tu der 
MPLA·Aroeiterpartei in An801a bLeiben so 
stark wie eh und je. 
An der militärischen Front sind wir ver­
pflichtet. den bewaffneten Kampf innerhalb 
Namibias fortzusetzen. und wir können VCT' 

sprechen. daß Aktionen der PLAN zur Uno 
tentützung des Befreiungskampfes weiter 
anhalten werden. Un.sc:r Kampf ist ein 
Kampf, in dem wir einen großen Teil um<:rer 
eigenen Erfahn,lIIg haben. Wir kennen unser 
eigenes Land, wir kennen sein Gelinde und 
die Probleme, die e' schafft, wir kennen uno 
ser eigenes Volk. Und wir können unI darauf 
verlassen, daß CI seine Unterstützung für den 
bewaffneten Kampf fortsetzen .... ird. Dc:r 
Kampf wird weitergehen, bis der endgUhige 
Sieg erreicht isl. 
Was die Volksrepublik Angola betrifft, so 
bleiben - wie ich ~sagt habe - unsere Be· 
ziehungen mit der MP LA·Afb<,iterpartei eng. 
Wir werden weiterhin zUJllmmen ge8en den 
gemeinsamen Feind des ganzen Südlichen 
Afrika kämpfen _ das rassistische Regime in 
Pretoria. ( ... ) 
FRAGE: W;ihrend die Südafrikaner versu' 
ehen, das namibische Volk davon zu über­
zeugen, daß die SWAPO nicht lein Freund 
sei, probieren sie auch es zu übemden, daß 
es eine politische Altemat;,'e zur SWAPO 
g-abe. 
Sie haben die sog. Vielparteienkonferenz ill$ 
l..o!ben gerufen. um die jeUt nicht mehr be· 
stehende Dc:mokrltische Turnhallen·AIlianz 
(DTA) zu enetzen. Eine Anzahl von Par· 
teien, die von Südafrika untentutzl ,,'erden, 
habenzugenimmt an ihrteilzunehmen. 
Sie haben ebenfalls Ihren Iangj~hrigen Ge­
nossen Toi~o J a Toivo kün:lich aus dem Ge­
fangnis freigelassen, möglicherweise in de r 
Hoffnung, er werde ;luch zustimmen, bd der 
VieLpaneienkonferenz m itzumachen. 
Was ist die Ansicht der SWAPO darilber? 
S. NUJOMA: Die Südafrikaner fangen an zu 
verzweifeln. 

Die DT A IChlug fehl, wen sie bd ihrer Auf· 
stellung vergessen hatten, das Volk von 
Namibia in Rechnung zu stellen, das natür­
lich die SWAPO unterstützt. 
Nun hoffen sie, daß diese: neue Idee Erfol8 
haben wird, wo die andere venagt haI. Sie 
hauen ein Treffen mit den s08. inneren Par­
teien und übenedeten sie, eincn Aufruf zur 
freilassung ~on Genosscn Toi,o herauszu' 
geben, und dann entsprach das Rassistenre­
gime in Windhoek ihrer "Fomerun8·'. 
Hintcr allem stand die Hoffnung, daß Ge­
nosse Toivo aus dem Gefangnis kommen und 
zunimmen werde, an ihrer VieLparteienkon· 
ferenz tdlzunehmen. Sie hofften. er werde 
kommen und ihr ein wenig Rechtm;;'ßi8keit 
in den AU8en del l\;l.mibischen Volkes geben. 
Am 29. Februar dJ. flogen !Oe Gcnouen 
Toivo nach Windhoek, und "or semer Entw· 
wng schickten sie Andreas Shipanga (Führer 
der von Siidafrika un terstützten .. SWAPO· 
Demokraten"), um ihn im GefangniJ w be· 
suchen. 
Genosse Toivo erzählte mir selb5l. daß er 
sich geweigert halle, sich mit diuem Ver· 
riiter ~usammenzusetzen. Er erz:ihl~e mll", 
daß er ihm den Rücken zudrehte und ge. 
radewegs in seine Zelle zunickging. Als 
Shipanga das Gefängnis verließ, weinte er. 
Sie sehen also, die Südafrikaner hanen ge­
hofft, daß Genosse Toivo eine Marionette für 
sie sein werde. Das war es, warum sie ihn 
freiließe n. Aber ihr Plan ging nach hin ten los, 
und Genosse: Toi\'o ist ein treuer Kämpfer in 
den Reihen der SWAPO ~blieben. Ocshalb 
wollte er sich nicht mit Shipanga treffen, 
obwohl die Rassisten dachten, daß er Ci 

ohnehin tun werde, weil sei aus demselben 
Dorf stammen. 
Wie ich schon sagte, die Südafrikaner \'Cr­
zweifeln langsam. 
Sogar die anderen IIOg. inneren Parteien be· 
ginnen, aus dem Plan aU$Zusteisen. Wie Sie 
wissen, hat sich der Damara·R.at (eine der 
rassisch begriindeten "Parteien", die von 
Südafrika unterstützt werden) zunickgezo­
gen. Und von anderen weiß man, daß ,ie aus 
verschiedencn Gnmden nicht glücklich sind. 
Diese neue Idee wird 8el\;l.USO fehlschlat\Cn 
wie es mit der DT Aging. 

FRAGE: Es sicht also so au.s, daß Südafrika 
keine Absichten hat, die Freiheit für Nami­
biazuzulassen. Wie sieht es mit den Amerika· 
nern aUI? Sind ihre Intere5sen die 8leichen 
wie die Prctorias? 
S. NUJ OMA: Wir glauben, daß lie weiten· 
gehend die gleichen sind, aber mit einigen 
kleineren Untenchieden im Herangehen. 
Sie haben die westl iche Kontaktgruppe rur 
Namibia (USA, BRD, Großbritannien, Kana· 
da und - ausgestiegen - Frankreich ; d. 
Red.) für ih l'(: eigenen Zwecke buchstäblich 
umfunktioniert. Und du ist de r Grund, 
warum s.ie keinerlC'i Fon.schrille gemacht 
haI. 

FRAGE: Glauben Sie, daß die Kontaktgrup· 
pe jemals eine wirkliche Rolle gespielt hat? 
S. NUJ OMA: Sie mD8 eine kleine Rolle ge. 
spielt haben, aber jetzt spielt sie keine. 
Unter Carter war es ein wenig anden, aber 
die jetzige Administration wird der Kontakt· 
Jl'Uppe nicM erlauben, irgendeinen wirkli· 
chen FortlChriu in Richtung auf die Erian· 
gung der Freiheit ftlr Namibia unter den Be­
nimmungcn der Resolution Nr. 4'~ des UNo 
Sicherheitsrats zu machen ... 
Wir denken, daß die französische Aufgabe 
der Mitgliedschaft in der KOllIaktgruppe 
~eigt , daß sie wirkungs i<» ist. ( ... ) 
(Quelle: AfricAsia, Paris, Nr. !)/ Mai 1984,S. 
16·17) 



men zurilck. Sein VOr5itzender, Justus 
Garoeb, begründete dies damit, daß die 
Ausarbeitung einer Verfassung ein Ver· 
such sei, eine Alternative zur UN-Reso­
lution 435 zu schaffen. "Die MPC wan· 
delte sich zu einer Anti-SWAPO-Front, 
und derDamara·Council verlor den Kon· 
takt mit seinen Unterstützern, während 
er himer verschlossenen Türen mit der 
~"J>C zusammensaß." 
Chief r-.lunjuku vom Mbanderu·Counci! 
hat entschieden das Gerücht zurilckge· 
wiesen, seine Partei wolle der MPC bei­
treten. Er bezeichnete sie als "Venöge· 
rungstaktik" bei der DurchfUhrung der 
UN-Resolution 435. 
In der SWANU brachen wegen der Betei· 
ligung an der MPC schwere Fraktions­
kämpfe aus. Mitgliedschafl und Führung 
sind in dieser Frage gespalten. Während 
SWANU-Präsident Moses Katjiuongua 
sich in der MPC Slark engagiert, opponie­
ren die inzwischen als Generalsekretärin 
abgelöste Nora Chase und der ehemalige 
Parteiführer Gerson Veii dagegen . Sie 
sehen nur in der Zusammenarbeit mit 
der SWAPO eine Möglichkeit, zur Unab­
hängigkeit Namibias zu kommen. 
All dies zeigt sehr deutlich,daßder Viel· 
parleienkonferenz eine breite Unterstüt­
zung innerhalb Namibias fehlt und sie 
mit ihrem Versuch einer international 
anerkannten "internen Lösung" der 
Namibiafrage scheitern wird. 
Am I. März 1984 entiießdasApartheid­
regime das SWAPO-Griindungsmitglied 
Andimba ToivoJa Toivo nach l8jähriger 
Haft auf Robben Island vorzeitig in die 
Freiheit. 
Dies ist zum einen das Ergebnis weltwei· 
ter Kampagnen fUr seine Freilassung. 
Zum anderen verfolgte Südafrika damit 
verschiedene Zide (siehe auch nach­
stehendes Interview mit Sam Nujoma). 

UN-Resolution 435 (1978) 
Der Sicherheitsrat ( ... ) 
I. billigt den Bericht des Generals<:kretän 
(5 / 12827) zur Durchrlihrung des Vonchlags 
für eine Regelung der Lage in Namibia 
(5/ 12636) sowie ~ine erläuternde Erklärung 
(5/ 12869); 
2. wiederholt erneut. daß es sein Ziel ist, den 
Rückzug der widem:chtJichen südafrikani· 
sehen Verwaltung Namibias und die übertra· 
gung der ~hcht auf das Volk "on Namibia 
mit Unterstützung der Vereinten Nationen 
und in Obereinstimmung mit Resolution 
385 (1976)zuerreichen; 
3. beschließI, umer ~iner Autorität und in 
Obereinstimmung mit dem obengenannten 
lkricht des Generalsekretärs eine Unterstüt· 
zung~inheit der Vereinten Nationen für die 
Obergangszeit (United Nations TransitionaJ 
Assistance Group. UNTAG) ru r einen Zeit· 
raum von bis m 12 Monaten zu schaffen, die 
den Sonderbeauftragten des Generalsekre­
tärs bei der Erfullung des ihm mit Ziffer I der 
Resolution 431 (1978) des Sicherheitsrats 
erteilten Auftra&, unterstützt, d.h. der Ge­
währleistung der baldigen Unabhängigkeit 
Namibias durch freie und faire Wahlen unter 
der Aufsicht und Kontrolle der Vereinten 
Nationen; 

Es erhoffte sich von diesem Schritt, daß 
• Toivo die Führung in der SWAPO rur 
sich beanspruchen und damit einen 
Machtkampf auslösen würde; 
• Toivo der t.I PC beitreten würde; 
• die MPC aufgewertet würde, indem 
ihrer Forderung nach Freilassung Toivos 
nachgegeben wurde; 
• vor der internationalen öffentlichkeit 
der Eindruck enveckt würde, Südafrika 
meine es ernst mit einer Namibia·Lö­
sung. 

Doch die südafrikanische Rechnung ging 
nicht auf. Toivo wies energisch jede Zu­
sammenarbeit mit der MPC zurück. Sich 

4. begrüßt die Bereitschaft der SWAPO zur 
I>titwirkung an der Durchführung des Be­
richts des Generdlsekretärs, insbesondere 
ihre im Schreiben des Präsidenten der 
SWAPO vom 8. September 1978 (5/\2841) 
bekundete au.druckliche Bereitschaft zur 
Unteneichnung und Einhallung der lkstim· 
mungen über die Feuereinslellung; 
5. fordert Südafrika auf. den Generalsekre· 
tär unve["~üglich bei der DurchfUhrung dieser 
Resolution zu unterstützen; 
6. erklärt. daß alle einseitigen Maßnahmen 
der widerrechtlichen Verwaltung in Namibia 
im Zusammenhang mit dem Wahlvorgang. 
einschließlich der einseitigen Wählerregi­
strierung. oder eine Obertragung der Macht 
unter Ventoß gegen die Resolutionen des 
Sicherheitsrats 385 (1976), 43\ (1978) und 
gegen die~ R'esolution null und nichtig sind; 
7. ersucht den Genero.lsekretär, dem Sicher· 
heitsrat spätestem am 23. Oktober 1978 
über die Durchführung die~r Resoluti"'l zu 
berichten. 

Ab5timmlmgsergebnis: 12 Für. 0 Nein, 2 
Enthaltungen 

(Quelle: Vereinte Nationen. Honn. NI'. 
4fl979,S.147·148) 

selber bezeichnete er als "Diener der 
SWAI'O" ohne Ambitionen auf Füh· 
rungspositionen. Inzwischen wurde er 
ins I'olitbüro der SWAPO berufen. 
Unmittelbar nach seiner Freilassung un­
ternahm Toivo zwei längere Reisen. Die 
erste führte ihn 2:U Gesprächen mit der 
SWAPO· Führung nach Lusaka und an­
schließend in verschiedene Frontstaaten. 
Im Mai d.]. bereiste er verschiedene 
westeu ropäische Staaten, u.a. auch die 
Bundesrepublik. 
Hier dankte er bei einem Treffen mit 
Solidaritätsgruppen in Bonn allen, die 
sich rur seine Freilassung eingesetzt ha­
ben. Er forde.rte sie auf, in ihrer Arbeit 
fortzufahren, bis alle polit ischen Gefan­
genen befreit seien und Namibia unab­
hängig und frei sei. Gleichzeitig verurteil­
te er die Einladung Bothas nach Bonn, 
die dem Apartheidregime Respektabi­
lität und Legitimation verschaffe (Wort­
laut siehe obenstehend). 
Ausführlich ging Toivo vor der Presse in 
Bonn auf die Gespräche ein, die die 
SWAPO vom 11.-13. Mai 1984 in Lusaka 
mit einer vom Generaladministrator van 
Niekerk geleiteten südafrikanischen De­
legation geruhT! ha tte. 
In dieser waren die Führer der MPC ver­
treten, während auf Seite der SWAPO 
auch Vertreter des Damara-Council, der 
NDCP. des Namibischen Kirchenrates 
und fo.litglieder der SWANU, die gegen 
die Beteiligung an der MPC opponieren, 
beteiligt waren. Oie Gespräche kamen 
durch Vermittlung des sam bischen Präsi­
denten Kaunda zustande, der auch den 
Vorsitz fUhrte. 
Die SWAPO ging mit derselben Bereit· 
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schaft in die Gespräche wie schon 1981 
bei den gescheiterten Verhandlungen in 
Genf, nämlich sofort ein Waffenslill­
standsabkommen zu unterzeichnen_ Da­
mit sollte Südafrika die Möglichkeit ge­
geben werden, seine Bereitschaft zur 
DurchfUhrung der UN-Resolution 435 
zu demonstrieren. 
Doch van Niekerk ging auf dieses Ange­
bot nicht ein. Es wurde bald deutlich, 
daß Südafrika nicht bereit ist, die Unab· 
hängigkeit Namibias unter den UN-Be­
dingungen zu akzeptieren. 
Präsident Kaunda schlug vor, daß die 
Konferenz und insbesondere die namibi­
schen Teilnehmer, namentlich die 
SWAPO und ihre Verbündeten sowie die 
Vertreter der MPC, gemeinsam an Süd­

afrika die folgenden vier Forderungen 
richten sollten: 
1. sofortige Unabhängigkeit Namibias; 
2. Ablehnung des junktims zwischen 
der Dekolonisierung Namibias und der 
Anwesenheit kubanischer Truppen in 
Ango la; 
3. sofortige Durchrtihrung der UN-Re­
solution 435; 

4. so fortiger Waffenstillstand zwischen 
der SWA PO und den südafribnischen 
Truppen. 
Die SWAPO stimmte den vier Forde­
rungen zu, während die Delegierten der 
l\IPC behaupteten, kein ~Iandat für eine 
solche gemeinsame Position mit der 
SWAPO zu besitzen. 
Es wurde klar, daß Dirk Mud~ (OTA) 
und Eben van Zijl (N P) es völlig ab leh­
nen, das j unktim zu rückzuweisen und 
die so fortige Durchführung der UN-Re­
so lu tion 4 35 zu akzeptieren. Im Ergeb­
nis halten die farbigen und schwarlen 
Mitglieder der MPC keine andere Wahl, 
als nach der Pfeife ihrer weißen lIerren 
zu tanzen. 
So endeten die Gespräche ohne eine ge­
meinsame Erklärung. Dem Vorschlag, 
ein weiteres Treffen einzuberufen, 
stehen die SWAPO und ihre Verbünde· 
ten skeptisch gegenüber. 
Auf seiner Europareise Anfang juni dJ. 
hat der südafrikanische Premier Botha 
mehrfach unmißverständlich klarge­
macht, daß für den Apartheidstaat die 
Unabhängigkeit Namibias nur in Frage 
komme, wenn die kubanischen Truppen 
aus Angola abgezogen sind. Oe facto be­
deutet dies nichts anderes, als daß Süd­
afrika die illegale Besetzung Namibias 
auf unbestimmte Zeit fortsetzen will. 
Wenig ernstzunehmen ist sein an die 
Staaten der westlichen "Namibia·Kon· 
taktgruppe" (USA, BRD. Großbritan­
nien, Kanada - Frankreich hat seine Mit­
arbeit inzwischen eingestellt) gerichteter 
Vorschlag, daß ein oder mehrere dieser 
Länder Namibia verwalten und seine 
Sicherheit garantieren sollen . Dann wäre 
Südafrika bereit, sich binnen zweier Mo­
nate aus Namibia zurückzuzie hen. 
Bi sher haben die angesprochenen Staa· 
ten deutlich abgewunken. Es wäre auch 
ein allzu großer Anachronismus, daß sie 
JOO j ahre nach der kolonialen Auftei· 
lung Afrikas au f der Berliner Koferenz 
die Verwaltung eines afrikanischen Lan­
des übernähmen. 
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EI Salvador 

Mit der Generaloffensive der Nationalen 
Befreiungsfron t Farabundo ~Iarti 

(FMLN) vom januar 1981 begann das 
Regime von Wahlen zur Verfassungsge­
benden Versammlung zu sprechen. 
Diesen Wahlen vom ~ län 1982 waren 
zwei Ilauplfunktionen zugedacht. 
Die US· Regierung ging von der strategi­
schen Oberlegungaus. daß die FMLN auf 
militärischem Gebiet relativ leicht zu 
sch lagen sei, insbesondere nach der Ent­
scheidung der Nordamerikaner ,das mili· 
tä rische Engagement zu verstärken. Die 
Wahlen zur Verfassungsgebenden Ver· 
sammlung hatten ftir sie die Funktion. 
die Zerschlagung der Volks kräfte zu legi. 
tim ieren, wodurch die militärischen und 
insti tutionellen Grundlagen für eine sta­
bile, langfristige Lösung der salvadoria­
nischen und regionalen Krise geschaffen 
werden sollten. 

Druck der Oligarchie 

Die zweite Funktion dieser Wahlen be­
stand darin. die Christdemokratische 
Partei (PDC) zu r entscheidenden politi· 
sehen Kraft zu machen, die sich zu einer 
großen Massenpartei entwickeln und den 
ins Stocken geratenen Stabilisierungs· 
prozeß langfristig beherrschen sollte. 
Da die Zerschlagung der Guerilla nicht 
gelang, der Krieg sich vielmehr noch aus­
weitete und die FMLN gestärkt wurde, 
erschienen die Wahlen als geeignetes Mit­
tel, eine Regierung der Mitte unter 
Führung der PDC im Bündnis mit den 
Streitkräften EI Salvadors an der Macht 
zu halten. Dies sah man als idealen Weg 
an, die Verwirklichung der US-Pläne be­
züglich EI Salvadors voranzutreiben. 

Doch die Realität hat bereits gezeigt, daß 
diese Lösung, die in der Installierung der 
christdemokratischen Militärjunta unter 
Pf.isidentschafl des PDC-Vorsitzenden 
jose Napoleon Duarte (imMänI980;d. 
Red.) ihren Ausdruck fand, in ihrer prak· 
tischen Umsetzung auf ernstliche 
Schwierigkeiten stößt. 
Vom ersten Augenblick an stellten sich 
die Reehten und insbesondere die Oligar­
chie gegen diese Regierung. Das brachte 
eine Verschärfung der Gegensätze inner­
halb der Rechtskräfte mit sich, die wie· 
derholt versuchten, die Situation durch 
einen Putsch zu verändern, so daß die 
Nordamerikaner ein umsandere Mal ein­
greifen mußten. um die Putschisten · 
bewegung unter Kontro lle zu halten . 
Die Anhänger der Rechtsparteien griffen 
zu anderen Machenschaften, wie dem 
Symposium der Privatuntemehmer. das 
den Sturz Duartes und der POC forderte 



Herr und Hund waren sic h einig: US·M ilitärhilfe und e ine starke salvadorianischc 
Streitmacht sind zum Schutz der demokratisc hcn Entwicklung maßgeblich, wie es im 
gemei nsa men Kommunique von Ronald Reagan und dem frischgcbackenen salvado· 
rianischen Präsidenten Napoleon Duarte hieß. 40.000 Menschen hat, laut amnesty 
international, dieser "Schutz der Demokratie" durch das Militär in den Ietzteu 5 J ah· 
ren das Leben gc koste t. Der Chris tdemokrat Duarte war noch vor seiner Wiedereinfüh­
rung ins Amt des Staatspräsidenten nach Washington geeilt, um die Militärhilfe 
einzutreiben, die für die "Rückke hr zur Demokratie" mit den Scheinwahlen im März 
und Mai 1984 versprochen worden war. 61,7 Mio Dollar soUen nach den Vorstel lungen 
Reagans und Duartes zusätzlich in das Land gepumpt werden . Bei seinem Besuch war 
es Duarte gelungen. die Bedenken zahlreicher Kongreßmit glieder zu zerstreuen. 
Nach der Kürung Duartes zum Präsideuten haben die salvadorianische Nationale 
Bdreiungsfront Farabundo Marti (FMLN) und die Demokratisch·Revolutionäre Fron t 
(FDR) ihre Bereitschart zu Verhandlungen über eine politisc he Lösung o hne jegliche 
Vorbedingu ngen erneut bekräftigt. FDR·Präsident Guillermo Ungo, gab am 25. Mai 
d.J. bekannt, der kostarikanisehe Präsident Luis Alberto Monge habe se ine Bereit· 
schaft erklärt , solche Gespräche zu vermiltdn. Ruben Zamora, Mitglied des Exekutiv· 
komitees der FDR, machte in e iner Erklärung deutlich, daß es nun an Duarte sei zu 
entscheiden, ob er ei ue wachseude US.Einmischungoder ei ne politisc he Lösung wolle. 
Die FMlNjFDR se i aufbeides \'orbereitet. 
Duarte selbst redet zwar davon,daß erdie Linke in den politischen Prozeßeinbeziehen 
wolle. Er stell t aber gleichzeitig Bedingungen,die es ihr unmöglich machen, sich an den 
Verhandlungstisch zu setzen: Er ver laugt "on ihr die Niederlegung der Warren und die 
Absetzung des FMLN.KommandantenJoaquin VilJalobos. 

Ricardo Rivera 

Duartes Wiederkehr 
ins Präsidentenamt 

Tru """ Wahl das Militär ble.bl l JI d<t Mlcht 

und sich deshalb gegen die Wahlen aus· 
sprach. 
So war das Vorhaben, Wahlen abzuhal· 
ten, großen Schwierigkeiten und starken 
Pressionen, darunter neuen Putschver· 
suchen, ausgesetzt. Erst als Washington 
- öffentlich und hinter den Kulissen -
die Rechte unter Druck setlte und uno 
mißverständlich klarstellte, daß es eine 
Verdrängung der PDC nicht dulden und 
bei den Wahlen nur den politischen 
Kampf zulassen würde, sah s ich die 
Rechte gezwungen, an dIesem Prozeß 
teilzunehmen. Sie ging dazu über, sich in 
politischen Parteien zu organisieren. 

Die Funktionen der Wahlen zur Verfas· 
sungsgebenden Versammlung wurden 
sodann neu definiert: 
• Stärkung der Christdemokratie in ei­
ner neuen, aus den Wahlen hervorgegan· 
genen Regierung. 
• Legitimierung der zunehmenden US­
Intervention, da deren Bemäntdung es 
erleichtern könnte, über den Interarneri· 
kanisehen Beistandspakt (TIAR), der 
Organisation Amerikanischer Staaten 
(OAS) oder über die zum gleichen Zweck 
gegründete Demokratische Gemein· 
schaft Zentralamerikas, Truppen anzu· 
fordem. 
• Zusammenschluß der Rechtskräfte 
auf der Grundlage der These, daß die 
Wahlen eine Möglichkeit darstellten, der 
FMLNj l-' DR politisch entgegenzutreten, 
eine Frage, zu der die Parteien eine ein­
heitliche Position einnahmen. In diesem 
Sinne würden - in der Propaganda - die 
Wahlen zu e inem entscheidenden und 
zentralen Faktor für die Lage im Land, 
weil dadurch zu erreichen sei, daß der 
Krieg auf eine Randerscheinung redu· 
ziert würde, die von kleinen zerst reuten 
Terroristengruppen ausginge. Auf diese 
Art und Weise beabsiChtigte das Regime, 
die FM LN politisch zu isolieren, sie zu 
schwächen und die Voraussetzungen nir 
ihre Zerschlagung zu schaffen . 
• Die Wahlen wurden anberaumt, um 
einen Weg zu einer politischen Lösung 
des Konflikts vorzuspiegeln mit dem 
Ziel, dem Druck der internen Gegner der 
Reagan·Administration und ihrer Ver· 
biindeten entgegenzuwirken. Die Nord· 
amerikaner arbeiteten mit dem Argu· 
ment, daß es nach den Wahlen Verhand· 
lungen geben werde, um so die Wahlen 
schmackhaft zu machen. 
Nach den Märzwahlen 1982 konnte 
Washington seinen Plan nicht venvirk· 
lichen. Obwohl die PDC als einzelne Par· 
tei den höchsten Stimmenanteil "er­
hielt", verlor sie ihre vorherrschende 
Stellung in der neuen Regierung. 
Die Oligarchie bewies, daß sie in der Lage 
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war, sich mit ihrem Plan durchzusetzen. 
Das US·Außenministerium sah sich ge· 
zwungen, mit einer großen Kraftanstren· 
gung zu versuchen. einen Komprorniß 
innerhalb der Rechtsparteien (vorab 
D'Aubuissons fa schistischer ARENA 
und der konsel'\'ativen Nationalen Ver­
söhnungspartei ~ PCN;d. Red.) zustan­
dezubringen, damit die Beteiligung der 
Christdemokratie an dem neuen Kabi­
nett Magaria ak:t.eptiert wurde. 
Zu diesem Zweck und um andere Zuge­
ständnisse zu erreichen, benutzten die 
Nordamerikaner Jos": Napolc6n Duarte 
als Werkzeug zu Verhandlungen. Zum 
einen sollte damit verhindert werden, 
daß d ie Republikaniseh.Nationalistische 
Allianz (ARENA) den g-.mzen Staats­
apparat rur sich in Beschlag mihme. Zum 
anderen sollten sich alle Beteiligten ver­
pflichten, innerhalb eines Jahres Präsi­
dentschaf15wahlen anzusetzen, 
Schließlich setzte sich im letzteren 
Punkt die ARENA durch, die eine J--rist 
von mindestens zweijahren forderte. Sie 
war nicht bereit, die Kontrolle tiber die 
Regierung, die sie gerade erst wiederge­
wonnen hatten,aufs Spiel zu setzen, 
Andererseits wurden auch die Bes tre· 
bungen Washingtons, die Armee aus der 
unmittelbaren politischen Aktion her­
auszuhalten, um ihren inneren Zusam­
menhalt und damit die Konzentrierung 
all ihrer Kraft auf den Krieg im Innem zu 
sichern, zunichte gemacht. 
Nach dem unerwarteten Wahlausgang 
und dem dadurch entstandenen großen 
politischen Vakuum mußte das Weiße 
Haus die Rückkehr der Armee auf die 
politische Bühne zulassen, die dann den 
Parteien ihren Kandida ten, Alvaro Ma· 
garia, als Obergangspräsidenten auf· 
zwang. Oder anders ausgedrückt; die 
Nordamerikaner beeinnußten die Armee 
und erzwangen diese Lösung. 
So wurde die Farce, die diese Wahlen 
darstell ten, noch offensichtlicher, denn 
vor den Augen des Volkes und der Weh 
hätte man fiir eine Lösung dieser Art 
keine Wahlen veranstalten müssen. 

Abgewracktes Magai\a-Regime 

Folgerichtig schlugen auch die politisch­
militärischen Pläne erneut fehl. 
Die Bildung der "Regierung der nationa­
len Einheit", die auf der Grundlage von 
Gdegenheiubündnissen hinter dem 
Rücken des Volkes und unter der Vor­
herrschaft der fo-aschi$ten erfolgt war, 
versperrte den Weg zu wirtschaftl ichen, 
sozialen und politischen Veränderungen. 
Sie ließ die latenten Widerspriiche inner­
halb des Regimes aulbrechen, wodurch 
dieses völlig instabil und politisch immer 
schwächer wurde, während die FML~ 
politisch und militärisch unaufhaltsam 
an Stärke gewann. 
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Dies sind in groben Zi.igen die Hinter 
gründe der Präsidentschaftswahlen vom 
25. März 1984 und des zweiten Wahl­
gangs vom 6. Mai 1984. 
Nach der Bildung der "Regierung der 
nationalen Einheit" hatte das Wahlpro­
jekt neue Funktionen zu erfi.illen, die 
darauf abziehen, als Deckmantel rur die 
Anforderung von Interventionstruppen 
zu dienen. 
Der Krieg hat eine Ebene erreicht, auf 
der sich, wenn die gegenwärtige Ent· 
wicklung fortdauert , die Niederlage der 
salvadorianischen Annee abzeichnet. In 
dieser Situation mußte die Rolle, die den 
Prä!iden tschaftswahlen zugeschrieben 
wurde unter verschiedenen Gesichts­
punkten betrach tet werden. 
Sie sollten einmal einen Weg für eine 
politische Lösung der "Mine" öffnen. 
Angesichts der zunehmenden Isolierung 
des Magana.Regimes wollte man mit 
einer neuen Regierung im Lande selbst 
und international an Glaubwürdigkeit 
gewinnen. Das Vorhaben, ein Minimum 
an Zusammenhalt innerhalb der Rechts­
kräfte zu erreichen, aber schlug fehl. 

Die Bemühungen, das politische Zen· 
trum um den Block aus PDC, PCN und 
der Partei der Demokratischen Aktion 
(PAD) zu schaffen, scheiterten. 
Auch die Bemühungen, Wahlbündnisse 
des Zentrums und der Rechten. d.h. von 
ARENA, der PC!\'·Abspaltung PAISA 
und der Salvadorianischen Volkspartei 
(PPS) zu bilden, hatten keinen Erfolg. 

Einigung von Mitte-Rechts 

Für die praktischen Ziele der Interven· 
tion brauchen die Nordamerikaner in· 
dessen endlich eine Regierung, welche 
ein hohes Maß an Einheit zu gewährlei· 
sten vermag. Angesichts der nunmehri­
gen Schwierigkeiten verlor dieses Ziel so 
sehr an Bedeutung, daß rur Washington 
nicht mehr so wichtig war, welches 
Bündnis sich durchset7.te. Wasjetzt noch 
zählte, war allein der Wahlprozeß an 
sich. 
Die Wahlen sollten aur jeden Fall den 
Prestigeverlust. der auf der vorherigen 
Regierung lastete, überwinden. 
Von daher erklären sich auch die An­
strengungen des Imperialismus, D'Au­
buisson und das, wofiir er steht, auszu­
schalten, oder ihn einrach mehr in Miß­
kredit zu bringen oder zu verdrängen. 
um eine Lösung ohne Beteiligung von 
O'Aubuisson zu rechtfertigen. Die Be­
mühungen, einschließlich derjenigen, die 
ent im letzten Moment in dieser Rich· 
tungunternommen wurden (Angriffe ge­
gen die Todesschwadrone, Druck zu· 
gunsten eines "unabhängigen" Kandida­
ten rur die Rechtskoalition ah Alterna­
tive zur KandidaturD'Aubuissons, usw., 
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haben den Prestigeverlust des Regim es 
nicht im geringsten vennindert. 
Die Wahlen wurden angesetzt, um den 
Weg fiir eine gefiigigere und völlig den 
Interessen der Reagan-Administration 
verpflichteten Regierung frei zu machen. 
In dem Maße, in dem sich der Krieg 
ausweitet, werden die politischen Manö­
ver, die das Weiße Haus unternimmt, 
schwieriger. 
Allein schon um der Diskussion inner· 
halb der Vereinigten Staaten Rechnung 
zu tragen, braucht es noch dringlicher 
eine loyale und unterwürfige Regierung 
in EI Salvador. Es ist bekannt, daß Wa­
shington in dieser Hinsicht Probleme 
hatte, die Wahlen als poli t ische Alter­
native zu der von der FDR/FMLN vorge­
schlagenen Verhandlungslösung zu be­
nutzen. 
In Übereinstimmung mit den vorherigen 
Wahlen liefenen sie den Nordamerika­
nem den Rahmen, ihre Verhandlungs­
Machenschaflen durchzufiihren. Mit der 
irrcfiihrenden Formel ,.Verhandlungen­
Wahlen", d.h. Dialog, um die Bedingun­
gen und Garantien fiir eine Teilnahme 
der Befreiungsbewegungen FDR und 
FM LN an den Präsidentschaftswahlen 
auszuhandeln, verfolgten die Imperiali· 
sten das illusorische Ziel, die 
fo-DR/ Fl\ILN zu spalten. 
Zum anderen sollte damit die Opposi­
tion gegen Reagan in den USA eine Ant­
wort gegeben werden. Sie hatte im Ce­
gensatz zu Reagans mi litärischer Lösung 
einen Dia log und eine politische Lösung 
bcfürwortet. Auch diese Aufg-dbe konn­
ten die Wahlen nicht erfiillen. 

Die entscheidende Funktion des Wahl­
projekts besteht schließlich darin, als Er­
gänzung zu r militärischen Lösung mit­
tels einer Truppeninvasion zu dienen. In-
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sofern stehen die Bemühungen der Rea­
gan-Administration, das Wahlprojekt in 
EI Salvador am Leben zu erhalten, in 
völliger Ubereinstimmung mit dem stra­
tegischen Interesse "EI Salvador zu ret· 
ten" . 
Der ganzen Welt ist klar, daß die Wahlen 
weder eine politische Lösung des Krieges 
darstellen noch eine solche Lösung anzu· 
bahnen vermögen. Ebenso offensichtlich 
ist, daß nach den Wahlen die Alternative 
ftir die salvadorianische Administration 
darin besteht, ernsthaft zu verhandeln 
oder die Intervention zu verstärken. 
Die Logik ihres Verhaltens und die Fak­
ten wei~n in Richtung Intervention. Die 
Wahlen als politisches Ereignis beschrän­
ken sich also darauf, der Aggression den 
Wegzuöffnen. 
Die Art und Weise, wie sich der Wahlpro­
zeB 1984 entwickelt hat, ist weit davon 
entfernt, die Glaubwürdigkeit des Re­
gimes zu stärken. Von Neuem wurden 
die Ergebnisse der Abstimmung in bei­
den Wahlgängen manipuliert, was schon 
bei den Wahlen 1982 geschehen ist. 
Wie bei jener Gelegenheit war beabsich­
tigt, dieses offizielle Abstimmungser­
gebnis mit Behauptungen wie "das Volk 
hat sich gegen die Gewalt ausgespro­
chen", "das Volk hat der Guerilla eine 
Abfuhr erteilt" usw. propagandistisch 
als "politischen Sieg" über die 
FMLN/FDR auszunützen. 

Doch dieses Mal ging von dieser Art von 
Propaganda eine wesentlich geringere 
Wirkung aus. 
Dies gilt zum Teil deshalb, weil es ganz 
o ffensichtlich war, daß die Wahlbeteili­
gung wesentlich geringer als 2 Jahre zu­
vor ausfiel. Andernteils gilt die's auch 
wegen der Angaben und "Enthüllun­
gen", die die Rechtsparteien selbst über 

die Unregelmäßigkeiten und die Manipu­
lation der Zahlen \'on 1982 gemacht ha­
ben. 
Auf welche Art die Wahlfalschungen bei 
den Präsidentschaftswahlen vorgenom­
men wurden, faßte Ricardo Posada bei 
seinem Ausscheiden aus dem Zentralen 
Wahlrat so zusammen: 
Erstellung eines manipulierten Wahlregi­
sters; wiederholte Vermerke in den Per­
sonalausweis .. n; Behinderung, Beste­
chung und direkte Einflußnahme auf die 
Wähler; Manipulation und Austausch 
von Stimmzetteln: Manipulation beim 
Auszählen und Nachzählen der Stim­
men; Manipulation der Wählerverzeich­
nisse; Austausch oder Vernichtung der 
Protokolle der Wahllokale; Manipulalion 
der in den Protokollen angegebenen 
Endergebnisse; Anfechtung der Endaus­
zählung und andere Vorwürfe allgemei­
ner Art. 
Diese Manipulationen fielen im zweiten 
Wahlgang noch skandalöser aus, als sich 
der von den USA favorisierte Kandidat, 
Duarte, und mit D'Aubuisson der Führer 
der Oligarchie und breiter Kreise der 
Annee, gegenüberstanden, 

Duarte - Wunschsieger der USA 

Es gelang schließlich der Reagan-Admi­
nistration, ihren Plan durchzusetzen. a l­
lerdings auf Kosten fast aller an die Wah­
lengeknüpften Ziele. 
Es verschärften sich nicht nurdieWider­
sprüche innerhalb der Rechten. Auch die 
sich abzeichnende Polarisierung zwi­
schen den das Regime tragenden Kräften 
spitzte sich zu. Die knappe Differenz 
(weniger als 7%) zwischen den beiden 
Kandidaten im zweiten Wahlgang wider­
spiegelt die einhellige Ablehnung des Pla­
nes, einen konterrevolutionären Krieg 
mit Refonnen zu Hihren (wie Washing­
ton es will), durch die reaktionäre Oligar­
chie. 
Die Faschisten und die Oligarchie haben 
eine eindeutige Entschlossenheit zur Er­
pressung und Torpedierung des nord­
amerikanischen Plans erkennen lassen_ 
Dies wurde u.a. daran deutlich, daß sich 
D'Aubuisson provokatorisch selbst zum 
gewählten Pr.isidenten erklärte. 
Der Christdemokrat Duarte, der nur mit 
wenig Unterstützung aus den Kreisen der 
Mächtigen in EI Salvador rechnen kann, 
wird ohne Zweifel ein äußerst gefügiger 
und Hir die Befehle Washingtons zugäng­
licher Präsident sein. Doch dies löst die 
Probleme der Reagan-Administration 
keineswegs. denn diese Präsidenten­
marionette wird nur wenig tun können, 
angesichts einer Gesetzgebenden Ver­
sammlung, in der die Uhrarechte die 
Mehrheit hat, angesichts eines von den 
Faschisten beherrschten militärischen 
Oberkommandos und angesichts einer 

oligarchischen Wirtschaftsmacht, hinter 
deren Posidonen die ~Iehrheit der Groß­
grundbesitur steht. 
Dies zwingt die Nordamerikaner zu 
ständigen Verhandlungen mit und Manö' 
vern gegenüber allen diesen Sektoren, 
um ihre Pläne voranzubringen. Die Oli­
garchie und die Faschisten EI Salvadors 
haben oft genug bewiesen, daß sie, auch 
wenn sie eine Verstärkung der nord­
amerikanischen Int ervention in der Re­
gion wollen und brauchen, nicht bereit 
sind, ihre eigenen Interessen und ihr Vor­
haben, erneut oligarchisch-diktatorische 
Verhältnisse herzustellen, zu streichen. 
Sie sind nicht willens, diese "dem natio­
nalen Sicherheitsinteresse der Vereinig­
ten Staaten und der Eindämmung der 
kommunistischen Expansion auf dem 
amerikanischen Kontinent", wie Reag-.m 
verkündigt, zu opfern. 
Diese Situation der widerstreitenden in­
teressen und das bestehende Kräftever­
hältnis schaden nicht nur den politischen 
Manövern und kosmetischen Operatio­
nen, die Washington in EI Salvador ver­
sucht . Sie bringt auch die reale Durch­
führung der geplanten Invasion in Ge­
fahr: Dieser Plan wird nicht nur auf den 
patriotischen Widerstand der Mehrheit 
des salvadorianisehen Volkes stoßen, 
sondern auch auf den Widerstand der 
chauvinistischen faschistischen Oligar­
chie, die sich nicht damit abfindet, die 
gesamte Kontrolle über den Krieg zur 
Guerillabekämpfung und die Entschei­
dung über seinen Ausgang zu verlieren. 
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Uruguay 

Alfonso Ganzales 

Steine auf dem Weg 
zur Demokratie 

Jüngst erregten zwei vorteitige Entlas­
sungen prominenter politischer Gefan­
gener Aufsehen. 
Die Freilassung des Sekretärs der Kom­
munistischen Partei Uruguays, Ingenieur 
Jose Luis Massera, am 3. Märl d.J. nach 8 
Jahren Ilaft und des Präsidenten der lin­
ken Einheitsfront Frente Amplio, Gene­
ral Ubcr Seregni, am 19. Män: d.]. nach 
10 jahren wurden von Tausenden in den 
Straßen jubelnden ~Iontevideanern ge­
feiert. Und sie wurde von sämtlichen 
uruguayischen Parteien wie auch im Aus­
land als eiße Lockerung des repressiven 
Regimes, als eine öffnung im Prozeß der 
Rückkehr zur Demokratie verstanden 
und begrüßt. 

Die Generäle wo llen bleiben 

Gewiß war es kein Akt der Barmherzig­
keit der militärischen Machthaber, son­
dern der unerträglich werdende Druck 
des uruguayischen Volkes und die uno 
überhörbaren Stimmen aus aller Welt, 
die ihre Befreiung forciert hatten. 
Zur gleichen Zeit aber hat sich die Re­
pression in den letzten l\lonaten wieder 
verschärft. 
Ein Presseorgan der Opposition nach 
dem anderen wird verboten. Die Tages­
zeitung Cinco dias, die Wochenschrift 
Tribuna Amplia (heide indirekte Organe 
der Frente Amplio), die Gewerkschafts­
zeitschrift Conviccion sowie die der 
Blancos (Nationalpartei) Somos Idea 
wurden definitiv geschlossen. Ein 
"Marsch rur Menschenrechte" durch die 
lIauptstraße l\lontevideos, mit dem 
4.000 Personen rur die Amnestie der 
politischen Gefangenen demonstrierten, 
wurde brutal auseinandergeknüppelt. 
Der Haftbefehl gegen den Führer der 
Nationalpartei, Wilson Ferreira Alduna­
te, derzeit im Exil in Buenos Aires, ist 
jetzt auch auf seinen Sohn]uan Ferreira, 
Pr'.isident der Demokratischen Konver· 
genz Uruguayst, enveitert worden. 
Die Behandlung der politischen Gefan­
genen, vor allem der Frauen im Militär· 
gefängnis in Punt a de Rieles hat sich 
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noch verschlednerl. 4 Frauen wurden in 
Kasernen verlegt. Am 17. April d.]. teilte 
der Oberkommandierende der Streit­
kräfte, Generalleutnant Aranco den Tod 
des 2 Tage zuvor verhafteten Arztes 
Vladimir Roslik aus San j avier2 mit. 
Beim Verhör in der Kaserne des 9. Infan· 
teriebataiUons wäre er einem "Herz· 
schlag" erlegen. 
Da der vom Militärarzt ausgestellte 
Totenschein mehrere Datenangaben un­
ausgeHilIt ließ, beantragte die Witwe e ine 
Autopsie unter Beteiligung ihr vertrau­
enswürdiger Ärzte. Wiewohl das Resultat 
nicht veröffentlicht wurde, verlautete, 
daß Wasser in den Lungen gefunden wor­
den war ... "Unterseeboot ", eine Tortur, 
bei der der Kopf des Opfers in einen 
Kübel voll Jauchewasser getaucht wird. 
In den letzten Wochen sind auch die 
paramilitärischen T odesschwadrone wie­
der aktiv geworden. Oppositionelle Per­
sönlichkeiten erhalten anonyme Todes­
drohungen, eine Bombe explodierte in 
einem Möbelgesch:ift, zwei andere wur· 
den mit Gewehren von großem Kaliber 
erschossen. Sie hatten Annoncen bei 
Cinco dias aufgegeben. Auch die Haustür 
des Direktors dieser Zeitung, Ignado 
Lezama, durchschlugen vier Schüsse, wo 
noch vor drei Minuten seine Mutter ge­
standen hatte. Wenige Wochen zuvor wa-

Ptbident G .. ,ono Ahorn 

ren mehrere Bombenattentate gegen 
Führer der Nationalpartei in Durazno 
verübt worden. 
Es vers teht sich, daß in keinem Fall die 
Polizei die Täter ermitteln konnte. Wenn 
die Faschisten aber glauben, damit die 
Opposition einschüchtern und die Mobi· 
lisierung des Volkes aufualten zu kön· 
nen, so sind sie mit Blindheilgeschlagen. 
Die Angstpsychose ist längst durch den 
Hunger übenvunden und gehört der Ver· 
gangenheit an, denn das Ende der Dikta· 
tur ist nun in greifbare :\'ähe gerückt. 
Am Sonntag, den 25. November 1984, 
sollen die Wahlen stat t finden. Die Bedin­
gungen, unter denen der Präsident und 
das Parlament gewählt werden sollen, 
sind derleit aber alles andere als klar. 
Anfang Mai d.j. überreichten die Militärs 
den bislang zugelassenen Parteien, der 
Colorado-Partei, der Nationalpartei 
(,,8Iancos") und der Union Civica - ei· 
nen neuen Vorschlag. Darin bestehen sie 
auf ihren alten Forderungen einer Ver­
fassungsreform, die die Mehrheit des 
Volkes im Plebiszit von 1980 abgelehnt 
hatte und woran die Verhandlungen mit 
den Parteien3 im Parque Hotel vor einem 
jahr gescheitert waren (siehe AlB 
11·12/ 1983, S. 46·48). 
Nicht einmal die Form, die äußere Ver­
packung des Damoklesschwertes über 
der künftigen Zivilregierung ist dekorativ 
abgeändert. Der COSENA, der Rat der 
Nationalen Sicherheit der Armeekom­
mandanten bleibt "beratendes Organ der 
Exekutive", der Präsident der Republik 
hat nicht mehr, wie in der Verfassung 
von 1967 vorgesehen, den Oberbefehl 
über die Streitkräfte, so daß diese, als 
Staat im Staate, ihre Kommandanten 
selbst bestimmen. Unter einer Not· 
standsgesetzgebung so U der "habeas cor­
pus" weiterhin aufge hoben sein, womit 
bei "Vergehen gegen die Nation" die 
Militärjustiz auch für Zivilpersonen zu· 
ständig bliebe. 
Zusammengefaßt: Regierung, Parlament 
und Bürger sollen unter der terroristi· 
sehen Vormundschaft der Generäle ver· 
bleiben. Anfang 1986 sollte dann eine 
verfassungsgebende Versammlung in die­
sem Sinne eine neue Verfassung ausar­
beiten und diese ein Jahr später einem 
Volksentscheid unterwerfen. Bis dahin 
blieben die Befugnisse der Armee miltels 
eines Dekrets der jetzigen Regierung in 
Kraft. Und dazu wollen sich die Generäle 
der Zustimmung der Parteien noch vor 
der Wahl versichern. 
Generalleutnant Aranco erklärte sogar, 
daß, "käme es nicht vorher zu einem 
Ubereinkommen betreffs des Vorschlags 
der Militärs mit den Parteien, man an 
eine andere Lösung, anstatt der Wahlen, 
denken müßte". Das allerdings bedeu­
tete, die Geduld des Volkes zu überfor· 
dern. 
Außer diesen unannehmbaren Auflagen, 



die die Rückkehr zur Demokratie um 
mindestens 2 weitere Jahre verschieben 
würde, werfen aber auch andere Umstän­
de ihre Schatten auf die kommenden 
Wahlen. 
Der Ausnahmezustand ist weiterhin in 
Kraft. Eine Wahlkampagne unter diesen 
Umständen - Zensur, Versammlungs­
verbot, ca_ 1_000 politische Gefangene 
usw. - kann kaum als frei bezeichnet 
werden. Am Wahlresultat allerdings wird 
auch das nichts ändern. 
Mehr noch, es bestehen auch die "Pros· 
kriptionen" (Ächtungen)4 weiter. Sie 
behält beispielsweise Gültigkeit gerade 
rur die wichtigsten Persönlichkeiten wie 
für Ferreira Aldunate, den die Mehrheit 
der Nationalpartei (mit 307 gegen 15 
Stimmen in ihrer Konvention) als ihren 

Präsidentschaftskandidaten zu den 
Novemberwahlen 1984 aufgestellt hat, 
und der nach den Ergebnissen der Partei· 
vorstandswahlen von 1982 alle Chancen 
hat, Präsident zu werden. Ebenfalls be­
stehen bleibt die zweijährige Proskrip­
tion für Seregni , der 1971 für die F rente 
Amplio als Pr'.isident kandidiert hatte 
und seineneit fast ein Fünftel der Stim­
men im Lande und 30% in Montevideo 
auf sich vereinigt hatte. 
Zudem kommt noch die Proskription all 
der Parteien, die der Frente Amplio an· 
gehörten. Ein derart bedeutendes 
Stimmvolumen, würde sich, falls es kei­
nen zu den Wahlen zugelassenen Block 
der Linksparteien gäbe, großteils in die 
linken Flügel der traditionellen, zugelas­
senen Parteien, wahrscheinlich der radi-

Mai-Manifest von Montevideo 

Das am I. Mai 1984 auf der Massenkundge· 
bung in Montevideo verlesene Manife5t vor 
dem Palacio Legislativo (Parlamentsgebiiu· 
deI beginnt mit den Worten: "Compaiieros: 
Von der uruguayischen Gewerkschaftsbewe­
gung aufgerufen, die wie es das Transparent 
über unserer Tribüne belagt, eine einzige und 
unteilbar ist, mag sie PIT oder CNT heißen, 
stehen wir, Arbeiter Uruguays ~usammen 
mit unserem Volk, hj~r am I. Mai 1984 Zur 
Erinnerung an das tragisch~ Ereignis vor 98 
Jahren ... " 
Das Manifest endet mit einer Palette von 
Forderungen, bezeichnet als 

Sofort·Programm: 
• freiheit rur alle gewerkschaftlichen und 
politischen Gefangenen. 
• Freie Rückkehr aller Exilierten und 
Schluß mit den Verfolgung~n. 
• Wiederkehr,lebend, aller in Uruguay und 
anderen Ländern Verschwundenen. 
• Keine Zivilpersonen mehr unter der Mili· 
tätjuniz. 
• Schluß mit der "überwachten Freiheit".} 
• Aufklärung iiber die Vergewaltigungen 
der Menschenrechte und deren volle Ach­
tung. 

• Demontage de5 Repres5ionsapparatC5. 
• Wiedereinstellung aller Staatsangestellten, 
die aus ideologischen, politischen, gewerk· 
ichaftlichen Moti"en entlassen wurden und 
Wiederg>.ttma.chung d~r begangenen Willkür· 
akte. 
• Legalisi~rung der CNT, der FEUU2 und 
der fUS3. 
• Aufhebung der Ächtung aller Personen 
und gewerkschaftlichen, sozialen und politi· 
schen Organisationen. 

Anmerkungen: 
I) Die politi5Chen Gefangenen, die aus der 

Haft entlassen werden, mü5sen sich jede 
Woche oder jede zweite Woche einmal 
bei der Polizei bzw. in einer Militärkaser· 
ne melden. Sie dürfen ihre Stadt nicht 
ohne deren Erlaubnis verlassen. 

2) Föderation der Uni\'ersitiilSstudemen 
Uruguays, 1973 illeg-dlisierter Studenten· 
verband, der im Untergrund eine bedeu· 
tende Rolle spielt. 

3) Uruguayische Föderation der im Gesund· 
heitswesen Beschäftigten, 1973 illegal;· 
siene Gewerkschaft aller Angestellten 
des Gesundhei I$WeSCn5. 

kaI demokratischeren Nationalpartei 
kanalisieren. Das wiederum paßt weder 
den Militärs noch den rechten Flügeln in 
ihr Konzept. 
Sollte es überhaupt zu den Wahlen kom­
men, so wäre eine Legalisierung der 
Christlich-Demokratischen Partei 
(PDC), der Sozialistischen Partei sowie 
der linken fraktionen der beiden tradi­
tionellen Parteien, die auch der Frente 
Amplio angehörten, wahrscheinlich. Ille­
gal bliebe dann nur die Kommunistische 
Partei Uruguays (PCU), deren Legalisie­
rung jetzt unter dem Eindruck der Mas­
senmobilisierungen übrigens von sämt­
lichen Oppositionsparteien gefordert 
wird. 
Vorausgesetzt, daß die Linke eine Liste 
zur Wahl stellen kann - ob unter dem 
Namen Frente Amplio oder einem an­
deren - , 50 würde die peu fraglos ihre 
ganze Kraft und ihr Prestige rur diese in 
die Waagschale werfen, genauso wie der 
"verbotene" Seregni, ohne daß er selbst 
namentlich Kandidat wäre. 
Die Position der Frente Amplio hat sich 
letzthin noch verstärkt. Nach einem 
Führungswechsel in der PDC5 hat sich 
diese wieder offiziell und organisatorisch 
in die Frente Amplio eingegliedert. Al­
lein in Montevideo funktionieren jetzt 
wieder 500 Basiskomitees der Frente 
Amplio. 
Nach einem Beschluß des Direktoriums 
der Nationalpanei ("Blancos") hat diese 
Partei begonnen, Unterschriften fur die 
Abhaltung eines Plebiszits zu sammeln, 
bei dem die Aufhebung aller Proskriptio. 
nen von Personen wie Parteien und aller 
von der Diktatur erlassener "Verfas· 
sungsdekretc" sowie eine allgemeine 
Amnestie gefordert wird. Die ge­
sammelten Unterschriften machten nach 
wenigen Tagen bereits ein Vidfachesder 
laut Verfassung dazu notwendigen 
220.000 aus. 
Die anderen Parteien stehen dem aller­
dings skeptisch gegenüber. Obwohl sie 
die Forderungen beftirworten und auch 
unterschreiben , halten sie diese Prozedur 
Hir wenig realistisch. Denn die Macht ha­
ben vorerst allemal noch die Militärs, 
und die haben das Ansinnen auf ein Pie· 
biszit abgelehnt. Zur Zeit, da die Wieder­
gewinnung eines Rechtsstaates erst noch 
bevorsteht, handelt es sich hjer weniger 
um eine legale Frage, als um eine der 
politischen Macht. 
Natürlich ist die kompromißbereitere 
Haltung der Colorado-Opposition nicht 
nur ideologisch oder dadurch bedingt, 
daß dort der Einnuß des Großbürger­
tums etwa stärker als bei den Blanco! 
wäre. Sondern die Ausschaltung Ferreira 
Aldunates, der einzigen überragenden 
Führerpersönlichkeit der Nationalpartei, 
gäbe ihnen Chancen, die ihre Kandida· 
ten, Sanguinelti und Tarigo, andernfalls 
schwerlich hätten. 
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Liber Seregni 

Das Zusammengehen 
ist unerläßlich 

Am 17. Män: dJ . wurde in Uruguay de r bdc.a nnleUc polil iKhc Gdangenc Late inamerikas, 
General Libtr Seregni, aUI dem Gcfangnis enll a!lscn. Auf d" r Kundgebung zum I. Mai in de r 
Hauptn;uj IMontc~ido:o sprach L. S"r<:gni \'or ii bt:r 300.000Tc ilnchmcrn. 
Der " Gt:neral deI Volkes" gchöne 1967 der Mil itiinpic.c in Montevideo an. Nach AU5Cinandcr· 
sc tzllngen mit der Regie rung und der Mil itii rführung "erließ c r die St n: itk rlifte. Für d ie 
Pr.tllidenuchafuwahkn im Jahre 19 71 kand idier t!!" cr a ls Kandidat.ur Freß t .. Amplio (B",;I<: 
Front). In ihr hatten sich Kommuni$ ten , Soziali,!cn und Christdcmokr.ltcn i<UlIilmmcngelchlo$­
sc: n. Ihre wich tigsten Forderungen war<: n d ie: Durchführung einer Agrarn: form, d ie Nationalisie· 
rung der Ban ke n und de r wich tigsten Te ;1r; des Auß"nhandc li. Nur 10 Mo nate na(Oh Grü ndu ng 
der .' rente Amplio stimm ten 20%dcr Ba'ülkerung ru r die.w:s Programm. 
Um dcn Vormarsch des Mitte·Lin u-Bündniuel 1. 1,1 fl oPllCn, pu tsch te da. Mili tä r im Juni 19 73. 
Rech te Krifte in der Anntt übernahmen die Macht. Ihren Gcgnn Seregni vcrhafte ten sie 197!). 
Auf einer Pn: I.w: konferenz äußerte u sich nach seiner Fn:il..usung zur ak tuellen Lage in se inem 
Land. 
FRAGE : General Seregni, man redet inner· 
halb de r politischen Parte ien des L.a.ndCiauf 
allen Ebenen darüber, daß die Zukunft in ci· 
IlCm System de r nationalen Versöhnung 
liegt, da es in unserem Land traditionell Re­
gierung .. und Oppositionsparteien gibt. Wie 
werden sich die Oppositionsparteien verhal· 
ten, um der Regierung zu helfen? 
L. SEREGNI: Ich meine, daß wir es in die· 
sem Fall nich t mit einem unauflösbaren Wi­
derspruch zu tun haben. Oie Forderungund 
drin~nds te Notwendigkeit im Land sind dic 
Rückgewinnung und Festigung der Demo­
kratie. 
Und man in sich im Volk und in den zugelas­
senen und nicht zu~laJsenen Parteien dar· 
über einig, daß die Wiedererlangung der Oe· 
mokratie und vor allem ihn: Festigung nur 
auf der Grundlage des Zusammengehens der 
poli l ischen und gesdlschaftlichen Kräfte 
möglich sein wird. ( .. . ) 
FRAGE: Wie soll nicht nur irgendeine 
Demokratie erreicht, sondern auch eine fort· 
geschriltene, amioligarchische und anti· 
imperialistische Demokratie wiedererlangt 
werden? 

Z usamm enschluß der Opposi tion 

L. SEREG~I : Ihn: Frage is t äußerst weitrei­
chend und setzt nicht nur den Entwurf eines 
Regierußg$plaru, SQndem auch eine Vorste!­
lung oder einen Plan nat ionalen Olarakters 
voraus, der nich t kurzfristig, sondern mille!­
fristig angelegt ist. Ich "ersuche, die Antwort 
auf Ihre so weitreichende Fra~ ißllofern zu­
sammenzufassen, als meines Er~chtens die 
Restrukturierung unserer gesam\(n Wirt­
schaft und eine tiefgrei fende Änderung unse' 
rer gesamten sozioökonomischen Grundlage 
absolu t notwendigsind. 
Das heutige, modeme Uruguay kann unseres 
Erachtens kein Finanzplau sein. Uruguay 
muß seine Landwirtschaft modernisieren, 
die Industrie s.oinen Möglichkeiten anpassen. 
sich grundlegend in das lateinamerikanische 
Umfeld in tegri<'ren, und dies alles auf der 
B"",s de r größtmöglichen Beteiligung der 
sozialen Schich ten und vor allem der Arbei· 
ter. die am Ende den Kopf hinhalten müssen. 
FRAGE: Worin wird Ihre Beteiligung am 
politi~chen Proze6 in Uruguay bestehen, 
wenn Sie nich t wählen bzw. ge";..ihlt werden 
können? 
L. SEREGNI : Ich möchte noch einmal ".­
wähnen, daß mich dir Schranken des Urteils 
des Obersten Militärgerichts an du Aus· 
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übung politischer Tatigkeit hindern. Meine 
Anwälte und ich verstehen darunter, daß ich 
weder wählen noch gewählt werden kann. 
Ich kann folglich sprechen und meine Mei· 
nung äußern, und das einzige, was ich in die· 
ser Zeit anstrebe, ist, daß es mir bis Novem­
ber und in der Zeit davor gdingt, ein Arbei· 
ter mehr bei der Aufgabe de~ Wieder.mfbaus 
der Demokratie"lu sein und meinen winzigen 
Teil zu einer Aufgabe beizutragen, die, ich 
wiederhole es, nur wirklich errulh ist, wenn 
sie gemeinsam erftilh wird. 
.·RAG K: Wie erklären Sie, daß J ugendliche, 
die nicht einmal die Gelegenheit hallen, die 
Situation vor 13 J ahren zu erleben, heute 
ihre Freude und ihre Verbundenheit nach Ih­
rer Freilassungzum Ausdruck bringen? 
L. SEREGNI: Ich möchte Ihnen erklären, 
daß ich diese beeindruckende Mas.scndemon· 
stration am Tag meiner Freilas.ung und in 
der Zeit danach keineswegs als eine Verbun­
denheit mit meiner PelSon interpretiere, son, 
dem als Verbundenheit mit den Meen. dem 
Gedankengut und den Programmen einer 
politischen Kraft. der Fren te Amplio, die. 
obwohl sie derzeit yerboten ist, eine Zeit 
halle, in der sie sich entwickelte und so 
verbreitete, daß sie in unserer Gesellschaft 
ihren festen Platz hat. 0"" ist bis heute noch 
gültig. 
Gestern sagte ich, daß diesc ~ politische 
Phänomen, die Frentc Amplio, "ine große 
Vitalität in sich trägt. die sich nicht in Aus· 
rufen, sondern in Taten ausdrückt: 2 J ahre 
legalität, I1 Jahre Unterdriickung, Tod. Ge­
f.i.ngnis, Verbannung und cin Auftrelen, wie 

wir CI neulich alle auf der Straße kSlStell"" 
konnten. ( ... ) 

.' RAGE: Wie haben Sie vom Gefängnis aus 
histori!che Ereignisse mitverfolgt, in denen 
die uruguayiJche Arbeiterklasse eine grund· 
legende Rolle spielte, so z.B. die Kundge­
bung zum I. Mai (1983; d. Red.) und der 
Streik am 18.Januar (1984: d. Red.)? 

L. SEREGNI: Ich kann nich t verhehlen, daß 
wir in diesen langenjahren stets \'ersucht ha­
ben, die Tragweite und Auswirkungen der 
Unterdriickung des Regime, auf die Volks­
bewegungen einzuschä !Zen. 
Wir wußten nicht nur von der Auflösung der 
CNT (Nuionale Kon\'ention der Arbeiter, 
die 1973 verboten wurde; d. Red.), sondern 
auch von der Beseitigung der Gewerkschaft .. 
führung. Wir erlebten in der Zelle Nr. I im 6. 
Sonder5tock mit großer Besorgnis die Ent· 
wicklung vor der Organisierung des I . Mai 
des vergangenen J ahres. Und es war für uns 
eine Offenbarung und dne Oberraschungzu 

sehen, wie reif unsere Arbeiterklasse ist, wie 
lid ihr Gedankengut in ihr \'erwurzelt 
ist. ( ... ) 
fR AGE: Welche politische Bedeutung mes­
scn Sie Ihrer Freilassung bei? 
L. SER EGN I: Ich meine. daß meine Freila>­
sung ein konkrete~ Ereignis in, das gemein· 
sam mit der vorangegangenen Freilassung 
des Ingenieurs ~lasserJ, du Erlaubnis der Be­
rufsausübung fur Künstle r und der Möglich· 
keit, nationale Autoren zu hör<:n, die wie 
Los OJimarenos und Zitarrosa verboten wa· 
ren, sicherlich einen Wegdn politisch~n Ent­
spannunganzeig!. 
Mit der Fonführung sokhaMaßnahmen be· 
finden wir um bis zum November auf dem 
besten Weg zu einer wirklichen Normalisie· 
rung in unserem Land. 
FRAGE: Welche Beziehungen müsscn zwi· 
Ichen den uruguayischen politischen Par· 
leicn be~tehen, damit die zukünftige Demo­
kratie nabil iSI? 
L. StR KGN I: ( ... ) leh halte e~ für eine ab· 
salut unerläßlkhe Bedingung, die Bemühun· 
gen der politi~,-hen und sozialen Kräfte des 
Landes abzuSlimm~n. Dies gilt nicht nur rur 
die Etappen, d;~ zur Wiederherstellung der 
Demokratie ftihr.,n, sondern auch fiir das Le· 
ben dn Demokratie selbst. 
Aufgrund der konkreten aktuellen Bedin­
gungen, unter denen wir uns bdinden, meine 
ich, daß diese Beziehungen. di .. sehrengscin 
müssen, durch eine gcmdnsamc Organisa· 
tion, di(" ja schon funktioniert und die .. In· 
t.,rpanidaria·· heißt, gd.,'tct w~rd~n mUSSen. 
(Quelle: Mayoria, Stockholm. 5.4. 1984) 



Unpolitisch war daher die Erklärung 
Tarigos, "die Colorados würden zur 
Wahlurne gehen, auch wenn die Pro­
skription dcr Kommunistischen Partei 
und Ferrcir;l Aldunates aufrechterhalten 
bliebe". Diese voreilige Aussage kostete 
seinenl Sektor 5 Vorstandsmitglieder, 
die zum linken Colorado-Flügd Manuel 
Flores SiJva:! tiberwtthsclten. Eine \'er­
söhnlic:here Haltung nahm Sanguinetti 
ein, der einraumte, "Ferreira Aldunate 
sei Kanidat und wenn nicht ~o nur aus 
eigenem Willen und niCht durch einen 
R egi erungsbeschJ u B" . 

In dieser komplizierten Situation beging 
auch der Präsident des Direktoriums der 
~ationalparlei, Pivel Dcvoto, einen faux 
pliS, den die Militärs aufbaUSChten, um so 
die Einheit der Opposition zu untergra­
ben. Er sollte vorgeschlagen haben, die 
Wahlen zu verschieben und den Präsiden­
ten der Republik indirckt wählen zu las­
sen. Das erste war eine Luge, das zweite 
scheint eher ein wenig glücklicher Ein· 
fall, um FeITeiTa Aldunate auf einem 
Umweg am 1. ~Iärz 1985 vom im N~ 
vember 1984 gewahlten Parlament zum 
Präsidenten küren zu lassen, ohne daß 
iich die ~Iilitärs durch einen offenen 
Rückzieher zu brüskieren brauchten. 

Einheitsfaktor Seregni 

Die Intrige der i'olilitärs fruchtt'tc zu­
nächst. Es kam zu scharfen Ausein· 
andersetzungen zwischen Blancos und 
Colorados, und auch mnerhalb einer je­
der dieser Partt'ien. Die Einheit wurde 
"Zumindest auf Eis gelegt, die Interparti· 
daria, Koordinationsorgan der Opposi· 
tionsparteien auf höchster Ebene, trat 
nicht mt'hrzusammen. 
Es war da~ Verdienst des Generals Sereg­
nis , der sich Unmillelbar nach seiner 
Freilassung mit den Führern einer jeden 
der Parteien "Zusammemer.:te und die ge­
meinsame }'ront der Opposition wieder­
herstellte. 
Am 10. April cl.j. k.lm auf seine lnitia 
tive hin die Interpa.rtidaria wieder zu· 
sammen. Er .elbst und jos~ "edro Car· 
dozo (So"Zjalisti~che Partci) repräsentier­
ten dabei die Frente Amplio. Wiewohl 
eine öffentliche Erklärung über die dn­
zusf;hlaltcnde Taktik nicht zu er ..... arten 
ist, so scheint sich duch dk These der ge­
mein.amen Aktion gegenuber der Dikta· 
tur dun:hzuset7l"n. 

Das uruguayisehe Volk beiilcht auf den 
Wahlen am 25. Nuvember dieses Jahres. 
E. erwartet auch, ddß sich keine der 
Oppositionsparteien auf Komproinh;)e 
mit den ~1ilitalS festlegt, die nach der Re · 
gierungtibergabc deren legale Befugnisse 
oder die demokrati~("hen Rechte und 
Freiheiten der Burger vorbclasten ...... as 
Verhandlungen und gewisse Vereinba-

rungen mit den Militärs allerdings nicht 
ausschließt. 
Das Wahlergebnis wird auf jeden Fall, 
auch bei allen Beschränkungen und aller 
Terror/sierung der Wahl kampagne ein 
neuer Sieg über die Miliümliktatur sein, 
eine Eroberung neuer Positionen. Die 
Garantie für die reale Errichtung der 
Demokratie aber kann einzig die stete 
Mobilisierung des Volkes, in den Ikuie­
ben, auf der Straße und auf dem Lande 
geben. Alle bisher erreichten legalen 
Spielräume und die kommenden Wahlen 
selbst wurden nur dank der Mobilisie­
rungder Massen gewonnen. 
Den I. Mai dieses Jahres legten 200.000 
Arbeiter, Angestellte und Studenten al­
lein in ~Ionteyideo vor dem noch ge· 
sehlossenen l'arlamentsgebäude Zeugnis 
daftir ab. lind dies gilt nicht allein wegen 
deren Zahl. 
Der Aufruf zur Kundgebung war vom 
Innergewerkschaftlic.hen Plenum der 
Einheit {pJT)6 und der N.l\lon;llen Kon­
ventIOn der Arbeit (CNT)7 gekommen. 
Die beiden Einheitsge ..... erkschilft.wer. 
b'lßde. die erste nach dem Generalstreik 
vom 18. j anuar dil'sesJalues iUegalisiert, 
die andere bereits :wr Zeh des Staats­
streiches im juni 1973. 
Tot gesa$t und doch bei bester Gesund· 
heit war sie präsent. CNT-Präsidentjose 
D'~~lia war unter den Rednern. 
Der fünfzehntägige Generalstreik, mit 
dem vor uber 10 Jahren die Arbeiterklas­
se auf den Milit:irpulsch gealllwortet 
halte, wurde in den Worten, die von der 
Tribüne kamen, wieder lebendig. Die 
Kontinuität der Cewerkschaftsbewe­
gung und ihres Kampfes nahm von neu­
em Gestalt an. Die An ..... esenheit der Ver­
trl.'ter sämtlicher Parteien auf der Tri­
büne bezeugte, daß, ..... er auch immer am 
1. März 1995 die Regierung antritt, die 
.\Iotcht der Gewerkschaften In Rechnung 
zu stellen hat. 
Trotz Verfolgung, Gefiingnis. Folter, 
trotz dem polizeilich restriktiven Ge­
werkschart~gesett. 8. trolZ der Entlassun­
gen und Rt'pressalien der Unternehmer, 
hier stand die org-.misierte Arbeiterklasse 
geeinter denn je. Trotz des Streikverbots 
Io'.'Urde gestreikt, wurden Fabriken be­
setzt (in der Textilindustrie, Fischerei, 
im Verkehrs- und Cesundheitswesen). 
Trotz der Diffamierung als "Marxisten" 
und "Sub\'ersive", da saßen auf der Tri­
büne viele der politischen Ex·Gefange­
nen ZUS;.immen mit den Repräsentanten 
der Parteien. 
Der Repressionsapparat der Diktatur -
gefahrllCh und brutal wie eh und je -
entspricht heute niCht mehr dem Um­
fang deli Widerstandes. Wenn der Innen· 
minister General Rapeb erklärt, "Sereg. 
ni sei immer noch ' Proscrlpto' und dürfe 
sich nicht I)olitiseh betätige.n", so sind 
das Worte im luftlec:ren R.tum. 
Oder wenn der Präsident der Republik, 

General Gregorio Alvarez, über Rund­
funk und Fernsehen vor "der Gefahr des 
Kommunismus" warnt, so ist der einzige 
Widerhall, den er findet, das ohrenbetäu­
bende Töpferasseln in allen Stadtteilen, 
bis er zu Ende ist. 
Mit 225.000 Arbeitslosen, fast 23% der 
Werktätigen: einem Mindestlohn von 
3.090 N$ (Nuevo Peso; 1 N$ = 0.06 DM, 
Stand Dezember 1983; d. Red.), wo laut 
offizieller Statistik eine vierköpfige 
Familie 18.008 N$ benötigt, mit b~sten­
falls einem Nudelgericht am Tag und 
dem baren Hunger in einem Land, wo 4 
Kühe und 6 Schafe auf den Kopf der 
Bevölkerung kommen; mit einer Aus­
landsschuld von 5 Mrd Dollar (1.700 
Dollar pro Kopf!) und eint· rn Wirt­
schaftsrninister wie Vegh Villegas, bei 
dem die Zahlung an dit' internationalen 
Banken vor der Ernährung und Gesund­
heit des Volkes und dem überleben der 
nationalen IndustTie rangieren, haben 
Drohungen und selbst die Waffen der 
Generäle ihre Wirkung verloren. 
Vegetieren die Durchschnitts-Uruguayer 
individuell in nie gekannter Misere, so 
erleben sie kollektiv in der fast alltäg­
liChen Konfrontation mit den unifor· 
mierten Machthabern die Emotion VOD 

Kampf und Sieg. Die faschistischen Ge­
neräle und ihre Hintermänner,dieGroß­
bankiers, können noch manövrieren, 
aber nur um ihren Abtrit t ein wenig hin­
auszuzögern. 

Anmerkllngen: 
I) 1979 Im Exil in Mexiko gegründete Opposi· 

tiomallianz, die 5ich am 12. Mai 1984-auf· 
löste, nachdem ihr Zid, eme AUian>; gegen 
die Diktatur in Uruguay henu~tellen. 

erreicht wu. 
2) Oruchaft am Uruguay-Fluß, .!I60 km von 

Momevideo entfernt. 
.'I) "Parteien" i~1 jcUl faktisch mit Opposition 

'demiseh. Sowohl die Coloradoi ills auch 
die Blaneos sind Rahmenparteien, inneT· 
halb derer Sektoren bestehen. Da in der 
Colorado-Partei 72,!'t% der Stimmen 1982 
rur die antidikl.!torischen Sektoren abgege­
ben wurden, ~ind deren offizielle Repr':isen­
tanten die der Oppo~ition. Bei der NaHo' 
naJpanei (BlancOi) sind dies SOg-.!T 82%. Die 
ehristlich·komerYative Union Civica (1,4% 
der Stimmen 1982) ,st ebenfalls ~nlidikta· 
lorbell. 

4) Einem Dekn:t der Militärdiktatur zufotge 
war 12.000 Uruguayem jede politische 
Aktivitat ,"erboten.Jeut in ihn: Zahl gerin­
ger. 

!j) Die On151Iich·Demokfllti.che Partei (PDC) 
gehllrte bis 1973 der Fn:nte Amplio an. 
Naeh dem Sta~lLsstreich vom Juni 1973 er­
klärte sie die t"n:nte Amplio für überholt 
und ..... ar bis zum April 1984 nicht mehr 
organisatorisch verlreten. Heute gehört sie 
wkdtr dem Eltekutivkomitee der Front an. 

6) D,e PIT fungiert seit 1983 at~ Daehgewerk­
~ehafl der tegalen Betriebsgo:werkKhaften. 

7) Die 1966 gegründete CNT eriaßte alle Ge­
werbchilften und organisierte den Gene­
ralstrcikvomjunll97::1. 

8) Das Cewerksch"ftsg~tz :r;wangt nach dem 
Modell des italienischen Faschinenfiihren 
MU~50lini die Betrieb~gewerkschdten in 
eLII poh:r;eiliches Korset t. Pakti1l:h in dieses 
KOrktl heutt" go:spn:ngt. 
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Palästina 

Gespräch mit Vertretern 
der palästinensischen Linken 

Krise und Ausweg 
der PLO (Teil 2) 

Palhl;n •• ,., im i,,,,.h.<h.n Gd.ng.nonla,.r al· ... n.ar 

In Vorbereitung des 17. Palästinensischen Nationalrats (Exilparlament), der m ögli­
cherweise im Juli d.J. zustandekommen wird, fanden in Algier und Aden weitere 
Dialogrunden zwischen den wichtigsten Kräften der Palästinensisc hen Ber reiungsofg'.t . 
nisation (PLO ), der AL-Fatah (Vorsitz Yassir Arafat) und den palästinenischen Links­
organisationen - der Demokratischen Front (DFLP, N. Hawatmeh), der Volksfront 
(PFLP, G. Habbash), der Palästinensischen Kommunistisc hen Partei (PCP,gegr. 1982) 
und der Palästinensischen Bdreiungsfront (PLF. Abspaltung von A. Jibrils PFLP-G e­
neralkommando) - statt. In unsere m Gespräch mit drei FührunlPmitgliedern der 
palastinensisc hen Linksorganisatio nen , Jamil !l elal (DFLP), Bassam Abu Schari! 
(PFLP) und Sa lim AI-Majdalawi (PCP), ge ht es im folgenden um die Einhei t der Linken 
und ihre Sicht der neueren Entwicklungim Libanon . Der letzte Teil des Gesprächs wird 
sich eingehend mit der Lage des Widerstands im okkupierten palästi nensischen West­
jordan- und Gazagebiet befassen. 

Ober die Einheit der palästinensi­
sehen Linken 

J. HELAL (DFLP): Wir begannen 1979 
Diskussionen mit der Volksfront, nach­
dem diese auf der 14. Sitzungdes Paläst i­
nensischen Nationalrates das Etappen­
programm anerkannte. Wir beg-J.nnen 
Diskussionen auf der politischen und 
ideologischen Ebene. um gemeinsame 
politische Positionen zu finden und um 
an der Basis unsere Aktivitäten besser zu 
koordinieren. Es gelang uns im Verlauf 
der J ahre 1981·82 viele unserer Differen­
zen aus dem Wege zu räumen. 
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1983 kündigten wir in einer Stellung­
nahme die Bildung der gemeinsamen 
politischen und militärischen Führung 
an. Wir setzten weitere Schritte zur 
Festigung dieser Einheit auf die Tages­
ordnung, wie die Zusammenlegungunse­
rer Massenorganisation, der J ugendorga­
nisation, der Frauenorganisation . Dies 
soll te eigentlich Ende letztenjahre erfol­
gen, allerdings mußten wir dann jedoch 
unser Hauptaugenmerk auf die Krise in­
nerhalb der PLO legen. 
Wir koordinieren inzwischen einen gro­
ßen Teil unserer militärischen Aktivi­
täten. Bestimmte Bereiche der Verwal­
tung wurden zusammengelegt, auch wie-

der insbesondere im militärischen Be· 
reich. Es finden regelmäßig gemeinsame 
politische Treffen statt und wir geben 
gemeinsame Kommuniques heraus. 
Wir betrachten dies als T eil des Vereini­
gungsprozesses der Linken. Dieser Pro· 
zeß verläuft über Dialoge, über die Ent­
wicklung gemeinsamer politischer Posi­
tionen, über die Koordination unserer 
Aktivitäten in der Gewerkschaftsbewe­
gung und in den nationalen Massenorga· 
nisationen. 
Wir haben auch Diskussionen mit der 
Palästinensischen Kommunistischen Par· 
tei (PCP) begonnen, und unsere Bezie­
hungen sind inzwischen sehr eng. Was die 
Probleme innerhalb der PLO betrifft, so 
hat die PCP die gleichen Positionen wie 
wir. Wir koordinieren viele unserer Akti­
vitäten mit der PCP. auf internationaler 
Ebene, in der Gewerkschaftsbewegung 
und an der Basis. insbesondere in den 
besetzten Gebieten, wo die PCP ihre 
Hauptmassenhasis hat. 
Wir hoffen auch, unsere Organisationen 
eines Tages in einer einzigen Palästinen­
sischen Kommunistischen Partei zusam­
menschließen zu können. Aber wir sehen 
dies als einen historischen Prozeß . Denn 
durch einen bloßen Beschluß läßt sich 
das noch nicht erreichen. 
Wif sehen eine solche Vereinigung nicht 
als Alternative zur PLO, sondern als not­
wendigen Schrill, um die Einheit der 
PLO weiter zu festigen . Wir sehen eine 
solche Vereinigung - und dies wäre 
falsch und gefahrlieh - nicht als Ver­
such, die PLO zu spalten oder außerhalb 
der PLO zu arbeiten . 
Die Hauptaufgabe einer solchen Vereini­
gung der marxistisch-leninistischen 
Kräfte muß darin bestehen, die fortge­
setzte Einheit der PLO zu garantieren . 
B.A. SCHARIF (PFLP): Die Differenzen 
zwischen uns und der Demokratischen 
Front sind inder Tat klein und betreffen 
nur die Ebene taktischer Details. 
Wir haben gute Beziehungen auch zu r 
PCP. Wir haben wegen ihrer Gründung 
1982 Kritik geübt, so wie man unter 
Genossen Kritik übt. Denn der Aufbau 
einer Vereinigten Palästinensisehen 
Kommunistischen Par tei ist nicht etwas, 
das sich durch ein Kommunique voll­
ziehen läßt. 
Es ist auch nicht etwas, daß sich durch 
die Bildung einer gemeinsamen Führung 
von Volksfront und Demokratischer 
Front vollzieht oder durch die Zusam­
menlegung der Kommunistischen Orga­
nisationen des Ghazastreifens und der 
Westhank (vormals e in Zweig der KP J or­
daniens;d. Red.). 
Wir hatten den Vorschlag gemacht, daß 
ane marxistisch-leninistischen Organi sa­
tionen zusammenkommen und die Frage 
diskutieren, um eine Kommunistische 
Einheitspartei Palästinas zu gründen. Un­
sere Kritik an der PCP-Gründung läuft 



darauf hinaus, daß wir meinen, daß sich 
zuvor die PFLP ,die DFLP, und die Kom· 
munistischen Organisationen der West­
bank und des Ghazastreifens hä \ten tref­
fen sollen, um sehr eingehend den Pro· 
zeß der Vereinigung zu diskutieren und 
eine Vereinigte Kommunistische Partei 
zu grunden. 
Aber die Tatsache, daß sich die Kom· 
munistischen Organisationen der West· 
bank und desGhazastreifens zusammen· 
geschlossen haben, bedeutet nicht, daß 
wir im Widersproch zu ihnen stehen oder 
sie boykottieren. Im Gegenteil, wir ver­
suchen mit der PCP einen Dialog uber die 
Frage zu eröffnen, wie die Palästinensi· 
sehen Kommunisten sich in Zukunft zu· 
sammenschließen können. Wir haben 
keine Illusionen, daß dies nicht ein sehr 
komplizierter l'rozeß sein wird. Aber es 
ist nicht unmöglich. 
S. AL-MAJDALA WI (PCP): Wir palästi· 
nensischen Kommunisten erkennen an, 
daß es gegenwärtig innerhalb der PLO 
Organisationen gibt, vor allem unsere 
Genossen von der Volksfront und der 
Demokratischen Front, die Subjekt 
eines Transformationsprozesses sind. Sie 
haben begonnen, ihre Positionen von 
nationalrevolutionären Positionen zu 
marxistisch·leninistischen zu ent­
wickeln. Für uns Kommunisten ist das 
eine sehr interessante und sehr ermuti· 
gende Entwicklung. 
Zusammengefaßt: Erstens geben wir als 
Partei der Arbeiterklasse niCht vor, die 
gesamte Linke zu vertreten. Zweitens be· 
trachten wir die Verbreitung 
marxistisch·leninistischer Gedanken 
innerhalb der palästinensischen Natio· 
nalbewegung als sehr positiv und werden 

• 
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alles uns mögliche dazu beitragen, daß 
sich dieser Prozeß weiter fortsetzt. Und 
drittens erkennen wir die Tatsache an, 
daß bestimmte palästinensische Organi· 
sationen, vor allem die Demokratische 
Front und die Volksfront sich immer 
mehr auf marxistisch· leninistischen Posi­
tionen hinbewegen. 
In diesem Sinne haben wir alles unter­
nommen und werden auch in der Zu­
kunft alles unternehmen, um mit unse· 
ren Genossen in der Volksfront und in 
der Demokratischen Front kamerad· 
schaftliche Beziehungen zu pflegen. die 
Gemeinsamkeiten weiter zu entwickeln. 
In letzter Zeit haben sich unsere Bezie· 
hungen in einer exzellenten Weise ent· 
wickelt. Besonders seit dem Aufbrechen 
der inneren Krise in der PLO haben wir 
sehr ähnliche Positionen ...: nicht allein, 
was die Ursachen der Krise betrifft, son· 
dem auch hinsichtlich der überwindung 
der Krise. 
Nach Ausbruch der Krise begann sich 
eine Strömung innerhalb der PLO her· 
auszubilden, die einerseits die Genossen 
der DFLP und PFLP, andererseits unsere 
Partei sowie auch die Genossen der PLF 
umfaßt. Wir haben angefangen auf der 
Basis von gewissen übereinstimmungen 
zusammenzuarbeiten. Wir haben ver· 
schiedene Vorschläge unterbreitet, wie 
die PLO diese schwierige Situation be­
wältigen kann. 
Natürlich bedeutet das nicht, daß wir 
eine Strömung außerhalb der PLO ge­
schaffen hätten. aber wir waren der An· 
sicht, daß wir durch diese Zusammenar· 
beit eine gewichtigere RoUe spielen 
könnten. um die Einheit der PLO auf der 
Grundlage ihrer politischen Linie und 

der Beschlüsse \Ion Algier (vom Februar 
1983 ;d. Red.) aufrechtzuerhalten. 
Wir haben das Reformprojekt, das von 
den Genossen derbeiden Organisationen 
vorgeschlagen wurde (Wortlaut in: AlB 
1/1984, 5.6; d. Red.), unterstützt. Uno 
sere Partei war die erste palästinensische 
Organisation. der diese Vorschläge uno 
terbreitet wurden. Wir haben gemeinsam 
darilber disku tier!. Wir haben auch einige 
Anregungen gegeben, um hier und dort 
einen Punkt zu vertiefen. 
Das heißt nicht, daß wir 100% mit allem 
einverstanden sind. Aber wir glauben 
trotzdem, daß das DFLP/pFLP·Reform· 
projekt ein gemeinsamer Nenner, eine 
gemeinsame Basis sein kann, um alle 
Organisationen innerhalb der PLO zu 
vereinigen. 
Aber bis jetz t gibt es noch Divergenzen­
weniger was die arabische oder interna· 
tionale Politik betrifft. Auch, was die 
Forderung nach Schaffung eines unab· 
hängigen palästinensischen Nationalstaa· 
tes angeht. d.h. in allem, was in dem 
provisorischen politischen Programm 
der PLO enthalten ist, sind wir einer 
Meinung. 
Aber es gibt Divergenzen, was die End· 
lösung der palästinensischen Frage be· 
trifft. Die Genossen von der Demokrati­
schen und der Volksfront schlagen die 
Schaffung eines demokratischen Staates 
in Palästina vor. Wir hingegen glauben, 
daß diese Forderung heut(' nicht mehr 
realistisch ist. Man kann also sagen, daß 
auf der strategischen Ebene, was die na· 
tionale Frage betrifft, noch Differenzen 
bestehen. 
Aber wir sind sicher, daß durch offene 
Diskussionen, durch kameradschaftliche 
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Beziehungen, durch die praktische Er­
fahrung und den täglichen Kampf auch 
diese Meinungsverschiedenheiten gelöst 
werden können. Und warum sollte sich 
dann nicht auch die Frage der Vereini­
gung aller Kräfte der palästinensischen 
Linken in einer einzigen Organisation 
stellen? 

Lehren aus dem Libanonkonflikt 

B.A. SCHARIF (PFLP) : Gewiß haben 
verschiedene PLO-Organisationen im 
Libanon Fehler begangen - politische 
Fehler und Fehler in ihrem Verhalten 
gegenuber den libanesischen ~lassen. Das 
ist die eine Seite. Aber ich glaube, daß 
auch die libanesische Bewegung auf der 
gleichen Ebene Fehler begangen hat. 
Und deswegen glaube ich, daß sowohl 
palästinensische wie auch libanesische 
Kräfte zunächst einmal Selbstkritik üben 
sollten. 
Natürlich müssen wir einräumen: Auf­
grund der Tatsache, daß die PLO stärker 
war, daß die PLO in vielen Dingen eine 
fUhrende Rolle spielte, kommt der 
Führung oder Teilen der Führung der 
PLO auch mehr Verantwortung zu . 
Wir sind der Meinung und waren immer 
der Meinung, daß der Kampf im Libanon 
und selbst gegen die Israelis durch die 
fortschrittlichen libanesischen Kräfte ge­
führt werden sollte, und nicht durch die 
Palästinenser. Aber die PLO war eine 
große Organisation, die PLO war stärker 
und die libanesischen patriotischen 
Kräfte waren schwächer. In dieser Situa­
tion entsprach es der Politik der PLO­
Fuhrung, die Dinge im Libanon zu kon­
trollieren, was ein großer Fehler war. 
Wir beabsichtigen nicht, unsere Militär­
präsenz im Libanon so wieder aufzu­
bauen wie sie einmal war. Wir beabsichti­
gen nicht, 'Zu dem alten Weg und dem 
alten Stil unserer Pr'dsenz im Libanon 
zurückzukehren. 
Aber es ist auch eine Tatsache, daß palä­
stinensische Krähe unter der Führung 
der libanesischen patriotischen Kräfte 
eine bedeutende Rolle bei der Er.delung 
der letzten Erfolge spielten. Wir haben 
als PLO im Libanon wieder die vollen 
Rechte, das palästinensisehe Volk 'Zu re­
präsentieren. Wif haben das Recht, un­
sere Massen in den Lagern 'Zu organisie­
ren und dort politisch, kulturell, im Er­
ziehungs- und Informationsbereich 'Zu 
arbeiten, und niemand hält uns davon 
,b. 
J . HELAL (DFLP): Es gab viele Fehler 
zu der Zeit, als die PLO ihr Hauptquar­
tier im Libanon hatte: Viele dieser Feh· 
ler betreffen die Be'Ziehung 'ZU den liba­
nesischen patrio tischen Kräften. 
Es gab innerhalb der bürgerlichen Füh­
rung des palästinensischen Widerstandes 
eine starke Tendenz, die Rolle der liba-

nesischen Nationalbewegung 'Zu 
schwächen, anstatt sie dabei 'Zu unter· 
stützen, eine führende Rolle im Kampf 
des libanesischen Volkes gegen die pha. 
langistischen Hegemonialbestrebungen 
und die Versuche der USA,den Libanon 
in e in amerikanisches Protektorat zu ver­
wandeln, 'Zu spielen. 
Im Gegenteil, die bürgerliche Führung 
der PLO versuchte vielfach die der liba­
nesischen Nationalbewegung 'Zufallende 
fUhrende Rolle zu übernehmen. Das ist 
die Realität. Und wir haben während der 
10 Jahre aktiver palästinensischer Prä­
senz im Libanon immer wieder versucht, 
das 'ZU verhindern. 
Ich glaube, daß es gegenwärtig nicht un­
sere Aufgabe sein kann, als militärische 
Kraft in Beirut oder in den Bergen 'Zu 
agieren. Trotzdem ist das, was sich im 
Moment im Libanon abspielt, ist der Sieg 
der patriotischen Kräfte in Beimt und in 
den Bergen auch ein Sieg für die palästi· 
nensische Revolution. Dies gilt in dop­
pelter Hinsicht: Zum einen hat er ge­
zeigt, daß es möglich ist, den amerikani­
schen Plänen e ine Niederlage lU berei­
ten, unabhängig davon, wieviele militäri­
sche Machtmittel die USA zusammen­
ziehen, um diese Pläne umzusetzen. Und 
er unterstrich auch, daß es möglich ist, 
dem Reagan-Plan (vom September 1982; 
d. Red. ), derVerlagerungdespalästinen­
sischen Problems auf die jordanische 
Ebene und dem Versuch, eine Vertre­
tung der Palästinenser durch Jordanien 
'Zu schaffen, eine Niederlage 'Zu bereiten. 
Zum zweiten beende te der Sieg einen 
Alptraum der im Libanon lebenden Palä­
stinenser, die ständiger Bedrohung und 
Unterdrückung ausgesetzt waren. Das ist 
der Faktor, auf den wir uns jetzt konzen· 
trieren sollten. Wir sollten dazu beitra­
gen, die Situation zu stabilisieren und es 
ermöglichen, daß die Palästinenser in 
Beirut und gegebenenfalls auch in ganz 
Libanon wieder in Sicherheit leben und 
ihre sozialen und politischen Grundrech­
te wiedererlangen können. 
Wir hoffen, daß wir die Selbstverwaltung 
der Palästinenserlager im Libanon durch 
gewählte Volksräte wieder einfUhren 
können. Wir hoffen, daß sich die Palästi· 
nenser im Libanon wieder zur palästi­
nensischen Revolution bekennen kön­
nen, ohne deswegen als Verbrecher be· 
handelt zu werden, daß die PLO ihre 
Büros wieder eröffnen kann und sich die 
Situation im Libanon wieder normali­
siert. 
Auf diese Aufgaben sollten wir uns kon· 
zentrieren, anstatt uns mit den patrioti­
schen libanesischen Kräften über unsere 
MiJitärpräsenz auseinandenusetzen. Sie 
haben uns nicht gebeten, m ilitärisch 
präsent zu sein, und wir resp ektieren 
dies. Sie haben es übernommen , unsere 
Lager militärisch zu schützen. 

Wird fortgesetzt 
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Bonn und die Nikaraguafrage 

Die noch unter der sozialliberalen Regie­
rungskoalition. d.h. vor der Herbst­
"Wende" 1982, zugesagten Bonner Ent­
wicklungshilfegelder für Nikaragua wur­
den kürzlich offiziell eingefroren. 
Entwicklungshilfeminister Jürgen Warn­
ke (CSU) begründete diesen Schritt 
namens des Bundesministeriums rur 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) 
in unnachahmlicher Manier: " ... anders 
als in EI Salvador gehl von Nikaragua 
eine destabilisierende Wirkung auf die 
mittelamerikanische Region aus, von 
Nikaragua aus wird Ideologie, beispiels­
weise nach Kostarika, exportiert. Es 
wird auch Gewalt und Revolution expor­
tiert. Und hier ist für uns die entschei­
dende Trennungslinie. " 
Da wird das Opfer dreist zum Täter ver­
zern. Da wird ausgerechnet Nikaragua. 
das sich auf Reagans Geheiß einer syste­
matischen Destabilisierung von außen, 
d.h. einer wirtschaftlichen Abschnürung 
und einem Abnutzungskrieg von CIA 
und "Contras" gegenübersieht, selbst als 
Destabilisierer hingestellt. 
Der Zweck der übung? Washi ngton als 
eigentlicher Gewaltexporteur und 
Blockierer einer politischen Verhand­
lungslösung in der mittelamerikanisch­
karibischen Krisenregion (siehe Beitrag 
von N. Biver), wird aus der Schußlinie 
genommen. Und papageiengleich unter­
stellte der bundesdeutsche UN-BOlschaf­
ter Günter van Weil in einer Debatte des 
Weltsicherheitsrates am 29.3.1983 Nika­
ragua, der Verursacher der "Spannungen 
in der Region" schlechthin zu sein. 

Koppelung mit EI Salvador 

Die Anschuldigungen werden in Bonnje 
nach Bedarf unterschiedlich betont oder 
gewechselt. 
Einmal heißt es, Gelder an Nikaragua 
könnten erst dann bewilligt werden, 
"wenn die Sandinisten ihren Revolu­
tionsexport einstellen" (Warnke). Tat­
sächlich dient Nikaragu3 weder der Be­
freiungsbewegung EI Salvadors noch 
Guatemalas als Aufmarschbasis. wohl 
aber nimmt sein nördlicher Nachbar 
Honduras diese Funktion für die somozi· 
stischen "Contras" wahr. 
Die Bonner Rechtskoalition trägt sich 
dennoch mit der Absicht, die Hilfe fur 
den wirklichen Gewaltexporteur Hon­
duras zu erhöhen, während sie in einer 
Erklärung vom 25.1.1984 Neuzusagen 
an Nikaragua verneint, solange sich die­
ses nicht "nachhaltig von der Politik der 
Destabilisierung (der Nachbarländer) ab­
wendet". 
Ein anderes l\lal mahnt die BundesTl:gie-

rung ausgerechnet gegenüber der sandini· 
stischen RevolutiollsfUhrung, die nach 
dem opferreichen Sturz der Somoza· 
Diktatur vom Juli 1979 Milde selbst ge­
genüber den Folterknechten der Dikta· 
tur walten ließ, die "Achtung der Men­
schenrechte und der demokratischen in­
stitutionen" (van Weil) an. Dergleichen 
hat man weder Somoza noch den Völ­
kermordregimes EI Salvadors und Guate· 
malas abverlangt. welche es immerhin 
seit 1979 auf über 50.000 Morde an 
Oppositionellen gebracht haben. 
i\'ach ihrer Amtsübernahme hatte die 
CDU/CSU/FDP-Regierung zunächst die 
bereits unter Minister OffergeId (SPD) 
zugesagte Ni karagua-En t wic klu ngshi If e 
von insgesamt 40 Mio DM überno,mmen. 
Die von nikaraguanischer Seite dazu im 
Februar 1983 unterbreiteten vier Pro­
jektvorschläge (Warenhilfekredit für den 
Kauf landwirtschaftlicher Maschinen, 
Fernmelde-, Energie- und Industrieein­
richtungen) aber wurden in Sonn erst 
einmal nicht beantwonet. 
Schließlich, am 20.5.1983, überraschte 
die CDU/CSU im BundeSlagsausschuß 
für Wirtschaftliche Zusammenarbeit da· 
mit, daß sie die Wirtschaftshilfe für Nika­
ragua und EI Salvador gegeneinander ver­
rechnete. 
Da - so Wamke - "die Tendenz zu 
Menschenrechtsverletzungen in EI Salva· 
dor sinke, in Nikaragua dagegen steige", 
müßten die Nikaragua·Vergabengekürlt, 
die 1980 unterbrochene Entwicklungs­
hilfe rur EI Salvador hingegen wieder auf­
genommen werden. 
Weder Warnkes Menschenrechtssicht 
noch das erg'.inzende 8MZ.Argument, in 
EI Salvador, nicht aber in Nikaragua 
rande ein tiefgreifender Reform - und 



Demokratisierungsprozeß statt, halten 
jedoch einer überprüfung stand. Aus ei· 
ner vergleichenden Untersuchung der 
heiden Entwicklungsmodelle, die die 
Christliche Initiative EI Salvador im Juni 
d.). anstellte. gehl nur Gegenteiliges her-
vor: 
"Gegenüber dem Ausmaß des in EI Sal\'ador 
herrschenden und systematisch vom Staats· 
apparat entfalteten Terrors gegen jede Art von 
unksopposition erscheinen die Menschen­
rechU"erklzungen in Nicaragua geradezu all 
nicht sehr schwerwiegend. ( ... ) 
Während selbst Untersuchungen der zuständi· 
gen salvadorianischen Behörden zeigen, daß 
die sog. "Agrarrdonn" keines ihrer ursprung· 
lichen Ziele erreicht hat, macht Nicaragua zur 
Zeit eine tiefgreifende Umstrukturierung des 
Agrarsektors durch. Als Ergebnis dieses Re­
form prozesiCs sind in Nicaragua schon jeut 
Lausende von Arbeitsplätzen geschaffen ..... or­
den. Die Produktion an Grundnahrungsmit· 
teIn konnte erhöht und die Genossenschafts· 

bildung entscheidend stimuliert werden. 
\!fahrend der US·amerikanische Kongreß feSl· 
stellen mußte, daß ein großer Teil der fUr EI 
Salvador bestimmten Entwicklungshilfe in die 
Korruption genossen ist und sich heute _ nach 
der Ansicht von Experten - auf Konten der 
salvadorianischen Oligarchie in Miami ..... ieder­
findet, zeigen die Erfahrungen von Hilfsorgani· 
sationen aus aller Welt, daß in Nicaragua 
äußerst günstige Bedingungen fUr die Durch· 
führung sinnvoller Entwicklungsprojekte herr­
schen. ( ... ) 
Wahrend deutsche Entwicklungshelfer und 
E"perten in Nicaragua U.a.. an der Planung 
eines Krankenhauses, an der Unterstüuungder 
Primärschulbildung und der EinfUhrung eines 
integrierten Pflall2.enschutzes mit ..... irken, sol· 
len in EI Salvador mit deutscher "Ent· 
wicklungshilfe" Straßen und Brücken wieder­
aufgebaut ..... erden. Solche Art von .. Hilfe" 
kommt zuallererst der Operationsfahigkeit der 
salvadorianischen Annce zugute ... " 

Die Regierungsparteien freilich schlos­
sen unterdessen rur den Bundeshaushalt 
1984 (Einzelplan 23 des BMZ) Neuzu· 
sagen rur Nikaragua aw und kürt:ten die 
alten Verpflichtungen auf formal 5 Mio 
DM. Sie blockieren somit den überwie· 

genden Teil der verbindlich zugesagten 
Geldmittel. Vom BMZ abhängige Insti­
tutionen wie der Deutsche Entwick­
lungsdienst (DED) werden unter Druck 
gesetzt, ihre Aktivitäten in Nikaragua 
einzuschränken bzw. völlig einzustellen. 
Im Fall EI Salvador sind fur 1984 hinge­
gen NetlZUsagen in Höhevon 23 ~Iio D~I 
und die Reaktivierung der stornierten 
Altzusagen vorgesehen. 
Das heißt, Bonn beabsichtigt, im An­
schluß an die Rückbeorderung eines Bot­
schafters nach San Salvador, noch im 
Jahr 1984 an die salvadorianische Regie­
rung Duarte 50 Mio D~I Entwicklungs· 
hilfe auszuzahlen. 
Davon sollen ein Gutteil in die Förde­
rung von Kleinbetrieben und 20 Mio DM 
in die Reparatur der zerstörten infra­
struktur in den umkämpften Zonen flie-

Ihnd 

ßen. Während man so de facto den salva­
dorianischen Regierungstruppen Im 
Antiguerillakrieg gemeinsam mit Wa­
shington unter die Arme greift, soll das 
auf einen eigensländigen, revolutionären 
Entwicklungsweg pochende Nikaragua 
finanziell mattgesetzt werden. 

Diese Wende in der bundesdeutschen 
Mittelamerikapolitik beinhaltet insofern 
weil mehr als einen Rückfall in das alte 
Schema Freund oder Feind der "fre ien 
Welt" bei der entwicklungspolitischen 
Vergabepraxis. Vor allem nämlich geht 
es hierbei um den schrittweisen An­
schluß an den Interventionismus der 
Reagan-Adminislration, an die regionale 
Kriegsvorbereitung. 
Diese wird in Washington penetrant da· 
mit gerechtfertigt, die "nationalen 
Sicherheitsinteressen" der USA seien 
akut gefahrdet. Bonner Regierungsver­
treter wie Staauminister Alois Mertes 
(CDU) wiederum erklären eben diese 
Vorherrschaftsinteressen zur bestim· 

menden Leit linie der eigenen MitteI­
amerikapolitik, ,.weil alles. was die 
Sicherheit der USA, also unserer eigenen 
Sicherheitsgaranten, gerahrden kann, 
auch unsgefahrdet". 
Mertes' gleichzeitiges Bekenntnis zur 
Contadora wie zur Kissinger-Kommis­
sion sind reine Augenwischerei. stehen 
doch beide unvereinbar gegeneinander. 
Erstere legt den Akzent gerade auf eine 
Entmilitarisierung Mittelamerikas. d.h. 
auch Abzug der US.Truppen. Letztere 
zielt in die konträre Richtung. ein­
schließlich der weiteren Unterstützung 
der antisandinistischen "Contras". 
Ist es bloßer Zufall, daß diese Killerüber 
die christdemokratische Adenauer-Stif· 
tung mit Geldern des CIA versorgt wer­
den? Ist es nur eine kleine Unhöflichkeit 
am Rande, wenn der Mitdestabilisierer 
Warnke Nikaragua das Schicksal Grena· 
das. alsö eine US-Invasion, in einem 
Welt-Interview vom 16. 12.1983 an den 
Hals wünscht? "Am Beispiel Grenadas" 
- so Wamke - "hat man gesehen, daß 
man nicht unbes aft die Souveränität 
mißbrauchen kann." 

Nikaragua "bestrafen"! 

Der Kurswechsel in der Krisenregion 
Mittelamerika zeigt darüber hinaus an, 
daß der außenpolitische Schulterschuß 
der Bonner Rechtskoalition mit Wa· 
shington nicht tlei der Raketenstationie­
rung,,,AirLand Battle" und der "Lasten­
teilung" im Nahen und Mittleren Osten 
(siehe AIB-Sonderheft 2/1984) hah· 
macht. 
Bundeskanzler Helmut Kohl sah das in 
seiner Regierungserklärung vom 
4.5.1983 kaum anders: .Jeder weiß, daß 
unsere vitalen Interessen über den 
NATO-Vertragsbereich hinausreichen. 
Krisenhafte Entwicklungen in anderen 
Teilen der Welt wirken sich auch auf uns 
aus. Deshalb brauchen und üben wir Soli­
darität und Abstimmung mit den Ver­
bündeten, die weltweit Verantwortung 
übernommen haben." Nikaragua als 
"Obungs"gelände? Wo lfram Brönner 
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lomas Borge .. 
Den Olbaum 

des Friedens aufrichten 
Tomas Borge, einziger noch lebender Begriinder der Sandinistischen Front der Natio­
nalen Befreiung (FSLN), ist heute Innenminister Nikaraguas und Mitglied der Nationa­
len Leitung der fSLN. Geboren im J a hr 1930, beteiligte sich T . Borge ab 1946 in 
verschiedenen revo lutionären Organisatione n am Kampf gegen die So moza-Diktatur. 

196 1 gründete er zusammen mit Carlos Fonseca und 10 a 'lderen Gleichgesi nnten die 
F5LN. Borge wurde Anfang 19 76 von der Nationalgarde inhaftiert und anschließtnd 
9 MOllate lang gefo ltert. Mit der Besetzung des Nationalpalastes am 22.8.19i8 durch 
ein FSLN-Kommando konnte auch seine Frcila.ssung erzw ungen werde n. Zusammen 
mit Daniei Ortega nahm er an der Befreiung von Leon teil, woeram 19.Juli 1979dcn 
Sieg der Revolution feierte. 

FRAGE: Wie schälZen Sie die gegenwär­
tige politische, wirtschaftliche und ge­
sellschaftliche Lage Nikaraguas und Mit­
lelamerikas ein? Glauben Sie, daß es in 
dem gesamten Gebiet Krieg geben wird, 
wenn die USA in das Land oder in EI 
Sal v ador einm arsch ieren? 
T. BORGE: Die sandinistische Volks­
revolution ist ein Strategischer Beitrag 
zum Frieden in Mittelamerika, weil sie 
die wirklichen Ursachen des Krieges ab­
geschafft hat. Andere L;inder ~lit!eJ­

amerikas sehen sich einer Lage gegen­
liber, die derjenigen Nikaraguas entge­
gengesetzt ist. 
Honduras ist ein von den USA besetztes 
Land, das in eine große "'Iilitärenklave 
verwandelt worden ist und eine Wirt­
schaft besitzt, die, genauso wie die 5al­
vadorianische, am Rande des Abgrunds 
balanciert. 
Das salvadorianische Volk fUhrt einen 
Kampf für stine Befreiung gegen eine 
Regierung, die von ihrem Völkermord-
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heer und dem Weißen Haus unterstützt 
wird, um zwei sehr typische Länder (EI 
Salvador und Honduras; d. Red.) des 
Kampfes und der Unterdrückung zu nen· 
nen. 
Die Folgen werden unabsehbar sein, 
wenn die USA sich entscheideIl, einen 
Einmarsch in Nikaragua oder EI Sah'ador 
zu verwirklichen, obgldch sich die nord­
amerikanische Regierung bereits prak­
tisch, ohne Feigenblatt, ;In den Angrif­
fen gegen beide Länder beteiligt. 

US-Ein marsch wäre folgenschwer 

Eine Intervention wird nicht nur die 
Aussicht auf Frieden in gan.: .\Iittd­
amerika in weit<: Ferne rück<:n, sondern 
auch angesammelte und verborgene re­
volutionäre Kräfte entfesseln, was mit 
einer nicht gekannten WudH die gesamte 
politische Landschaft Mittelamerikas 
verändern wird. 

FRAGE: Was waren Ihrer Meinung nach 
die wichtigsten Fehler und Irrtümer, die 
in diesen 4 J ahren vorgekommen sind ? 
T. BORGE: Wir haben bei anderen GeJe. 
genheiten gesagt, Jaß einer unserer wich· 
tigsten und ersten Fehler der war, fast 
unmittelbar nach dem Sieg zur Normali­
tät überzugehen, während wir in Wirk­
lichkeit mit der übernahme der ~hcht 
ein Land in Ruinen vorfanden, das aus­
geplülldl'T\ war. mit e iner gelähm ten und 
zerrütteten Wirtschaft. Das hätte not­
wendigt"rweise erfordert , drastische 
Maßnahmen .:u ergreifen. um einer 
Situat ion des nationalen ~otstandes ent­
gegenzutreten. 
Deswegen, weil wir diese Lage nicht rich­
tig erkannt haben. war es so, daß wir 
nachher, zu spät, M"ßnahmen ergreifen 
mußten. welche von unSeren Feinden 
ausgenutzt wurden. um auf nationakr 
und internationaler Ehene Kamp,lgnen 
mit dem Zid der Destabilisierung zu star­
ten. 



Ein anderer Fehler, über den wir auch zu 
anderen Gelegenheiten gesprochen ha· 
ben, ist der, daß wirzu Beginn der Revo­
lution an der Atlantikküste einsehen 
mußten, daß wir zuwenig Verständnis 
ruf die kulturelle Vielfalt der ßC\,ölke· 
rung dieser Zone hatten. 
Die Genossen, die am Anfang zur Atlan­
tikkuste geschickt wurden, die standig an 
das geschichtliche Programm dachten, 
mit den besten Absichten, mit dem 
festen Willen, unseren Brüdern an der 
Atlantikküste die Bildung, die GC$und­
heil. die Revolu Lion zu bringen, kannten 
jedoch nicht die Anthropologie. die 
Sprachen dieser Völker. Und diese waren 
vom Somo7.ismus vergessen worden, der 
sie völlig aus der Erinnerung verbannt 
halte. 
Dieser kulturelle Zusammenstoß wurde 
von den Feinden unseres Volkes ge· 
schickt ausgenutzt, um in äußerst grau· 
samer Weise die eingeborene Bevölke· 
rung, besonders die ~liskitos. LU täu· 
schen. 
Trotzdem haben wir jedoch einige wich­
tige fortschritte an der A!lantikküste 
erreicht. wir haben nach und nach diesen 
Teil Nikaraguas wiederein~e"l"liedert, der 
heute gemeinsam mit den Bewohnern 
des PazifikJ.;"ebietes voranschreitet. 

Trotz dieser Fehler, der unvermeidlichen 
Unweisheiten eines revolution"ren Pro­
zesses - mdn begeht nur dann keine Feh­
ler, wenn man nichts macht und in 
einer Revolution nichts zu tun, nichuzu 
ändern, das ware nicht nur ein Fehler, 
das wäre eine Katastrophe - ist das 1-: r­
gebnis unterm Strich positiv. ( •.. ) 

fRAGE: Welche ~teinung \ertrelen Sie 
hinsichtlich der Anschuldigungen der 
nordamerikanischen Regierenden gegen 
Nikaragua über den Export der Revolu· 
tion. Waffenlieferant der Guerilla, Satd · 
lit Kubas und der UdSSR usw.? 

Von w.:gen Export der Revolution 

T. KORGt.:: Wenn wir die Geschichte un­
tersuchen, so sehen wir, daß das die­
selben sind, die ge~tern Augusto Cesar 
Sandinu btschuldiKt hdbtn, "Satdlit des 
mtxikanischen ßoh(ht'wismu~" zu sein. 
\\ eil er ein Kdmpler der \'erteidi~ung der 
nationalen Sou\"erdnit,1I Kegen die nord 
amerikani~che Be~ .. tLun~ \\ar. 
Ah ob wir die Re~olullon exponiertt'l\! 
Wir exporti"ren K'lffee. B.lumwolle, 
1-leiSlh, 'lher wir (·xporticrt·n auch unser 
Beispid dl,r Wurde und des I'atriotismus, 
und da~l,~en kdnn man keine Block"d" 
~erhäng,·n. 

Wie können wir j"lIlals ,·iue R,·volution 
exportieren? Der K.impt der mint"!· 
amcrikanischen Völker hdt sf"inen Ur­
~JlrunK in der expansionististhen I'olitik 
der USA quer durch die GeSLhichte hin-

durch. Sie bedeutetc Krieg, lIunger und 
Ausbeutung für Arbeiter und ß.luem 
und Bereicherung für die dusbeuteri· 
sehen Minderheiten. Deswegen kämpfen 
die mittdamerikanischen Völker! 
~Ian beschuldigt uns auch, die salvado­
rianische Guerilla mit Waffen ;:u \'ersor­
gen, obwohl die wichtigste Bez.ugKIuelle 
der salvadorianisehen Bruder die Waffen 
sind, die die RegierunI{ der USA an das 
salvadorianische Heer gdiefert hat. 

Niemandes Satellit! 

Satelliten von Kuba und der UdSSR? 
Wir sind selbst lIerren unserer Entsehei· 
dungen. Das kann man leicht an unserer 
nichtpaktgebundenen internationalen 
Politik feststellen, an der ganzen Reihe 
der Beziehungen mit europäischen. 
asiatischen und afrikanischen Ländern, 
und mit Ländern des amerikanischen 
Kontinents. Wirunterh alten Wirtschafts· 
bC"tiehungen lIlit kapitalistischen und 
sozialistischen Ländern. 
Wir sind sehr auf unsere Unabhängigkeit 
und Souveränität bedacht, und wir uno 
terwerfen uns keinerlei wie auch immer 
geartete Bedingungen. Deshalb bestehen 
unsere Beziehungen zu Kuba und der 
Sowjetunion innerhalb des Rahmens der 

gegenseitigen Achtung. Wir sind Freunde 
Kubas und der Sowjetunion und vieler 
anderer Ldnder, aber wir sind niemandes 
Satellit. 
Deshalb mußte die nordamerikanische 
Regierung zu einer Lügenkampagne ge­
gen Nikaragua Zuflucht nehmen, um un­
sere Revolution herabzuwürdigen. Aber 
wir ziehen es vor, 10 Wahrheiten in einer 
Sprache zu v!"rbreiten, als eine Lüge in 10 
Sprachen, wie es jene tun. 

FRAGE: Seit dem Sieg der Revolution 
haben Sie die schwierige Verantwortung 
rur das Innenministeriulll. Was war der 
glücklichste und was war der schmerz­
lichste Augenblick, den Sie erlebt ha­
ben? 
T. BORGE: Das Innenministerium ver­
folgt das Zid. ein .,Wachpostender Freu­
de unseres Volkes" zu sein. leh glaube, 
daß es das in großem ~laße erreicht hat. 
Oie Führung des Innenministeriums hat 
große Erfolge in sein!"n zwei wichtigsten 
Gebieten erreicht: Innere Ordnung und 
Sicherheit des Staates. Im Bereich der 
inneren Ordnung können ..... ir das Sinken 
der Verbrechenskennziffer wahrend der 
ersten 4 Jahre der Revolution in den Mit 
tel punkt stellen. Il eute ist Nikaragua das 
Land mit dem niedrigsten Niveau an 
Straftaten in Mittelamerika. 



Vvahrend 1980 38.781 Delikte verzeich­
net wurden, wurden diese 1981 auf 
22.554 reduziert, 1982 auf 10.439, und 
1983 wurden nur8.402 Verbrechen fest­
gestellt. ( ... ) 

Unser höchSles Glück ist das Wohlerge­
hen des Volkes und die Sicherheit der 
Revolution. Die Freude des Volkes ist 
unsere Freude. Unser Schmerz ist der 
Schmerz über den Tod unserer kämpfen­
den Brüder, die aus dem Inneren unseres 
Volkes geboren wurden. 

FRAGE: Verschiedentlich wurde die 
Großzügigkeit der Revolution gegenüber 
einigen Gefangenen kritisiert, die freige­
lassen wurden und sich später der Kon· 
terrevolution anschlossen. Denken Sie, 
daß diese Großzügigkeit ein Fehler war? 
T. BORGE: Die Großzügigkeit ist eine 
Tugend, sie kann kein Fehler sein. 
Die Großzügigkeit befindet sich immer 
in Obereinstimmung mit den morali­
schen Grundsätzen, mit einer Taktik, die 
zur Strategie wurde, mit einer Mensch­
lichkeit um jeden Preis, mit der Recht­
mäßigkeit einer Auffassung, die sich wei­
gert, die andere Wange hinzuhalten, die 
aber die Berufung der ausgestreckten 
Hand, der Barmherzigkeit besitzt. 

Großzügigkeit ist eine Tugend 

Die Revolution hat ein gutes Gedächtnis, 
aber sie ist in der Lage, Vergehen immer 
dann zu vergessen, wenn sich eine 
menschliche Erneuerung zeigt. 
Wir haben immer geglaubt, daß alle Men­
schen Menschen sind, und daß deswegen 
die Entmenschlichung umkehrbar ist. 
Die Revolution glaubt an die Wiederer­
stehung des verlorenen Paradieses im Be­
wußtsein der menschlichen Wesen. 
Die Großzügigkeit ist auch ein Ergebnis 
der moralischen Kraft. Bisweilen sagen 
wir, daß wir unerbittlich im Kampfsind, 
und großzügig im Sieg. 
FRAGE: Können Sie irgendwdche Zah­
len, Daten oder Informationen liefern, 
die zeigen, daß in Nikaragua die Men­
schenrechte, die religiösen Bekenntnisse 
und die Freiheit der Presse verteidigt und 
geachtet werden? 
T. BORGE: Das ist ein Thema, das 
Hauptgegenstand der Lügenkampagnen 
war, die unsere inneren und äußeren 
Feinde entfaltet haben. 
In Nikaragua hat nur die Revolution die 
Achtung der Menschenrechte möglich 
gemacht . Zu einer Gelegenheit haben wir 
gesagt. daß wir wünschen, uns in ein 
leuchtendes Beispiel der Achtung der 
Menschenrechte in diesem Erdteil zu ver­
wandeln, und daß wir das erreichen wer­
den_ 
Heute können wir sagen - und es gibt 
weltweit angesehene Zeugen - daß wir 
die ~Ienschenrechte mit Tatkraft, mit 
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Unduldsamkeit verteidigen und achten, 
wobei wir Rückfallen, der Beharrlichkeit 
von Verhaltensweisen und Auslegungen 
entgegentreten_ 
Nur mit der Revolution war es möglich, 
die Folter und die unmenschliche Be­
handlung Gefangener auszurotten. Nur 
die Revolution konnte die gesellschaft­
liche Wiedereingliederong der Gefange­
nen durch eine geeignete Politik der Um­
erziehung hervorbringen. Dabei werden 
die Gefangenen in die produktive Arbeit 
einbezogen. Sechs Landgüter mit offe­
nem Vollzug sind als ein wirkungsvolles 
Mittel der Wiedercingliederung in Be­
trieb_ 
Nur die Revolution war imstande, sich 
damit zu befassen, wie die Gefangenen 
ihre Schuld gegenüber dem Volk unter 
menschlichen Bedingungen abtragen. 
Darum haben wir Gebäude rur den Straf­
vollzug verbessert und bauen neue. 
Wir geben jedoch zu, daß es in Nikaragua 
noch immer keine vollständige Achtung 
der Menschenrechte gibt. Trotz der gro­
ßen Fortschritte, die die Revolution ge­
macht hat, gibt es immer noch Menschen 
ohne Arbeit, gibt es immer noch Kinder, 
die arbeiten müssen, um zuhause mitzu­
helfen, gibt es immer noch Familien, die 
keine würdige Wohnung haben. 
Erst wenn wir keinen Nikaraguaner mehr 
ohne Brot, ohne Bildung, ohne Woh­
nung, ohne Arbeit, ohne Gesundheit, 
ohne Land, ohne Liebe, ohne Glück ha­
ben, können wir sagen, daß die Men­
schenrechte in ihrer Gesam theit geachtet 
werden. (_ .. ) 
Was die Freiheit der Presse anbetrifft, so 
muß daran erinnert werden, daß 55% der 
Radiosender des Landes privat sind, 
ebenso wie zwei der drei Tages.:eitungen, 
die im ganzen Land verbreitet werden. 
jedenfalls gibt es heute eine breite und 
wirkliche Meinungsfreiheit des Aus­
drucks, weil Gruppen von Menschen, die 
Klassen, die am Rande der Gesdlschaft 
leben - Arbeiter und Bautrn -, die 
praktiSChe Möglichkeit haben, ihre Ideen 
zum Ausdruck zu bringen: weil nicht nur 
drei oder vier Einzelne, dit die Geldmit­
tel hatten, ein Verlagshaus zu kaufen, 

ihre: ~Ieinung ausdrucken können, son­
dern die breiten Massen, die nie Radio-
sender 
heute 
haben. 

oder Tageszeitungen hatten, 
Zugang zur Kommunikation 

Das ist die wahre Meinungsfreiheit. 
FRAGE: Sie haben gesagt, daß Nikara­
gua einen Wahlprozeß durchfUhren wird, 
um die Revolution zu instilUtionalisie­
ren und nicht, um den USA einen Gefal­
len zu tun. Glauben Sie, daß dieser Pro· 
zeß durchgeführt werden kann, wenn die 
Tatigkeit der vom CIA finanzierten 
Gruppen zunimmt? 
T. BORGE: Die nordamerikanische Ad­
ministration setzt ihre verbrecherische 
und sinnlose Politik der Aggression fort, 
wie die jüngSten Angriffe auf Ferry de 
Potosi, auf die Treibstofflager in San 
juan dei Sur und auf ein Küsten­
schutzboot im Golf von Fonseca mit 
hochmodernen, vom CIA gelieferten 
Booten und Helikopter der Konterrevo­
lutionäre, die Sabotageakte gegen Pro­
pangas-LKWs, der Angriff auf Minitas, 
Chinandega oder die Verminung der 
Häfen von EI Bluff und Corinto bewei­
sen, die zur gefahrlichen Havarie des 
panamaischen Schiffes "Los Caribes" 
fUhrte. 
Aber nur ein Krieg in großem Maßstab 
oder ein direkter Einmarsch von seiten 
der USA wird die Abhaltung von Wahlen 
verhindern können. 

Ungeliebte Wahlen 

FRAGE: Zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
gibt es eine nationale und internationale 
Kampagne gegen den Wahlprozeß in 
Nikaragua, Was sind die Ziele dieser 
Kampagne? 

T. BORGE: Sicher gibt es eine nationale 
und internationale Kampagne gegen den 
Wahlprozeß Nikaraguas, der am kom­
menden 4. November durchgeflihrt 
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wird. Das überrascht uns nicht, denn das 
ist Teil du weltweiten Plans des Imperia. 
lismus, 
Preis 
ren. 

diesc Re\'olution - um jeden 
zu destabilisieren und zu zerstö· 

Da sie wissen, daß sie keine Grundlage 
haben, um an den Wahlurnen zu gewin· 
nen, und da sie sich der Niederlage be· 
wußt sind, verfolgen sie die Strategie, die 
Rechtmäßigkeit der Wahlen in Frage zu 
stellen. wobei sie die Stimmenthaltung 
und die Verwirrung begünstigen. 
Natürlich ist der Anführer dieser Kam· 
pagne die nordamerikanische Regie· 
rung. ( ... ) 
.' RAGE: Wie sehen Sie die Zukunft 
Nikaraguas und seiner Revolution ange· 
sichts der Tatsache, daß die Regierung 
der USA Honduras in einen riesigen 
Stützpu nkt der militärischen Aggression 
gegen den (revolutionären) Prozcß ver· 
wandelt hat, und jeU,t schon die Durch­
fuhrung der neuen Manöver "Big Pine 
111" (Große Pinie III;d. Red.) "orberei­
tet? 
T. BORGE: Wir ziehen in Erwägung, daß 
wir uns lange Zeit der Angriffe unserer 
Feinde erwehren müssen, hauptsächlich 
der Konterrevolution, die, durch den 
CIA finanziert, frei in Honduras operiert 
und die sein Territorium besetzt hat, um 
unser Land anzugreifen. 
Die neuen Manöver stellen nur eine wei­
tere Stufe der Unterstützung der 
nächsten Operationen dar, die die Kon· -
terrevolution und der Imperialismus mit 
Sicherheit gegen unsere Revolution ent­
fesseln werden. Darüber haben wir kei­
nerlei Zweifel! 

Die Revo lu tion vertiefen 

jetzt haben wir die vorherigen Erfahrun­
gen der vergangenen "Big Pine", die je. 
den Tag größer werden. Wir sind uns 
dessen bewußt, daß, solange es den 
Imperialismus gibt, es die Konterrevolu­
tion geben wird. 
Und solange es beide gibt, werden wir 
das Ziel destabilisierender Tätigkeiten 
sein, weil sie nicht einsehen können, daß 
sie ihren ehemaligen Hinterhof verloren 
haben. Trotzdem haben wir Hoffnung, 
erwarten wir sinnvollere Haltungen 
späterer nordamerikanischer Regierun. 
gen. ( ... ) 
Was tun? Wir müssen diese Revolution 
vertiefen, und uns gleichzeitig mit dem 
Stahl der Gewehre wappnen, um einem 
Krieg gegenüberzutreten. Wir müssen mit 
Optimismus fortfahren, komme was da 
wolle, den ölbaum des Friedens aufzu­
richten, der eine halbwelke Blume ist, 
eine gemeinsame Sache, und gleichzeitig 
eine lIoffnung und eine Verpnichtung. 

(Quelle: Patria Librc, Managua, Nr. 29, 
März-April 1984, S. 38-47) 

Ute Kampmann 

5 Jahre Revolution 
Eine Bilanz der Wirtschafts­

und Innenpolitik 

Nikaragua muß sich rur "einen verlänger­
ten Kampf mit langen Perioden von 
Opfern und Not" vorbereiten, "und 
gleichzeitig beim Aufbau eines neuen 
Nikaragua voranschreiten ',.1 Fan 5 jah. 
re nach der Revolution vom 19. juli 
1979 resümierte so die Sandinistische 
Versammlung, ein Führungsgremium der 
Sandinistas, am 18. Mai d.] .. die Auf­
gaben vor denen das Land heute steht. 
Wer in Nikaragua selbst oder im Ausland 
der Illusion erlag, daß nach der Revolu· 
tion Milch und Honig fließen würden, 
mußte sich eincs Besseren belehren las· 
sen. Die De5labilisicrungspoli lik der 
USA,die Angriffe der "Contras" und der 
Preisverfall seiner Exportprodukte ha­
ben Nikaragua heute vor ICheinbar un­
übcrwindbare Probleme gestel lt. 

Die Mühen der Ebene 

Nichtsdestotrotz steht die Mehrheit des 
Volkes hinter der Re"olution, weil es 
einen Teil der Früchte des Sieges bereits 
genießt und erkannt hat,daßdie Voraus­
setzungen rur seine endgültige politische, 
wirtschaftliche und kulturelle Befreiung 
geschaffen sind. 
Bereits nach dem Befreiungskrieg mußte 
der Neuaufbau unter denkbar schwieri· 
gen Bedingungen erfolgen. Das Erbe der 
Diktatur war gekennzeichntt durch Ab­
hängigkeit und Unterentwicklung, di", 
Ausbeutung des Volkes durch den So-

moza-Clan, die Zerstörungen des Erd· 
bebens 1972 und die Folgen des Befrei­
ungskampfes 1978/79. 
Der Krieg hatte ungefä.hr 50.000 Men· 
schenleben gefordert. Ocr durch die Zer­
störung entstandene Schaden wird auf 
800 Mio Dollar geschätzt. über 500 Mio 
Dollar gingen bis Mitte 1979 dem Land 
durch Kapitalflucht verloren. Das Brut­
toinlandprodukt (BIP) ging 1979 um 
25% zurück. Ca. ein Drittel aller Nikara­
guaner hat ten keine Arbeit. 
Daraus ergab sich eine schier unüberseh· 
bare Fülle schnell zu bewältigender Auf­
gaben: Von der Versorgung der Bevöl­
kerung mit Nahrungsmitteln und Medi­
kamenten, der Ingangsetzung der Wie­
deraufbauarbeiten bis zur Neustruktu­
rierung des gesamten Staatsapparates. 
Die Sandinist ische Front der Nationalen 
Befreiung (FSLN), als die fUhrende poli­
tische Kraft, setzte dabei das im Kampf 
gegen Somon enutandene Bündnis mit 
der antisomozistischen Bourgeoisie fort. 
Zwar wurden als eine der ersten Maßnah­
men der neuen Regierung der Besitz des 
Somon.Clans, die Banken, die Minen 
und der Außenhandel verstaatlicht, der 
Anteil des Privateigentums an der Pro­
duktion überwiegt aber nach wie vor. 
Die Politik der "Nationalen Einheit" 
und der "gemischten Wirtschaft" war in 
der ersten Phase des Wiederaufbaus re­
lativerfolgreich. 
Die landwirtschaftlichen Produktions· 
ziele wurden zu 97%erreicht. Im Bereich 
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der Grundnahrungsmittel lagen die I'ro­
duktionsergebnisse aufgrund der Förde­
rung der Kleinbauern, die zum großen 
Teil für den Binnenmarkt produzieren, 
sogar über dem Erwarteten. Dagegen 
wurde im industriellen Bereich der Plan 
nur zu 90% erfüllt. 2 
Der Lebensstandard, vor allem der 
ärmsten Schichten der Bevölkerung, hat 
sich einschneidend verbessert. Die Ar­
beitslosigkeit konnte auf nunmehr 
17,5% gesenkt werden. Das Realeinkom­
men wurde trotz der Inflation erhöht. 

Zur Verbesserung der sozialen Lage des 
Volkes trugen auch Maßnahmen wie die 
Verringerung der täglichen Arbeitszeit 
auf 8 Stunden, die Festlegung eines frei­
en Tags pro Woche und 4 Wochen be­
zahlten Urlaubs im jahr, die Subventio­
nierung von Grundnahrungsmitteln und 
die Einführung eines einheitlichen Ge­
sundhe itsvorsorgesystems bei. 
Da im jahr 1980 vor allem der Dierutlei­
Slungssektor angewachsen war, sah der 
Plan 1981 verstärkte staatliche Investi­
tionen im produktiven Bereich und in 
der wirtschaftlichen Infrastruktur vor. 
Das SIP wuchs statt der geplanten 18,5% 
nurum6%. 

Die Gründe für diese insgesamt unbefrie­
digende Wirtschaftsentwicklung lagen 
neben den Destabilisierungspraktiken 
durch die USA (siehe Beiträge von j. 
Cavanagh/j. Hackel und N. Biver), der 
teilweisen Ineffizienz des öffentlichen 
Sektors und Produktivitätsproblemen 
durch Streiks und mangelnde Arbeits­
disziplin, vor allem im Investilionsboy­
kott und der Dekapitalisierung der Be· 
triebe durch die PTivatunternehmer. !\lan 
schätzt, daß durch die Kapitalflucht 
120·140 Mio Dollar ins Ausland transfe­
riert wurden. 3 
Daraufhin erließ die Regierung am 9. 
September 1981 ein wirtschaftlich-so· 
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ziales Notstandsprogramm, das im we­
sentlichen folgende !\laßnahmen be­
inhaltet: Sparmaßnahmen des offent­
lichen Haushalts; schärfere Kontrolle des 
Außenwirtschafts- und Devisenverkehrs; 
Verb oIe der Slörungder Produktion und 
der Verteilung. 4 

Konflikt mit der Bourgeoisie 

Im Folgenden kam es zu Konflikten so­
wohl mit der ultralinken Gewerkschaft 
CAUS als auch mit dem Unternehmer­
verband COSEP, die in der Verhaftung 
einiger führender Vertreter beider Orga· 
nisationen gipfelte. 
Die Bourgeoisie sah sich schon durch 
zwei im juli 1981 verkündete Gesetze in 
ihrem Recht auf Privateigentum be­
droht: durch das Gesetz über die Konfis-

zierung verlassener und dekapitalisierter 
Unternehmen und durch das Agrarre­
fonngesetz. 
Mit dem Agrarreformgesetz wurde die 
Möglichkeit der Enteignung rur be­
stimmte Größenordnungen verpachte­
ten oder ungenutzten Landes (je nach 
Region 380 bzw. 760 ha) gegeben. Die 
traditionellen Pachtverhältnisse (Ar­
beits- und Naturalientribut) wurden ab­
geschafft. 5 
Das Land kann sowohl einzelnen Bauern 
oder Kooperativen übereignet, als auch 
als Staatsbetrieb weitergeführt werden. 
Da die Neubildung von Kooperativen be­
vorzugl wurde, ging die Verteilung zu­
erst nur langsam voran. In den ersten 
anderthalb jahren bis Dezember 1982 

wurden über 100.000 ha vergeben, da­
von 82% an Kooperativen und 18% an 
Einzelpersonen. Seit 1983 wurde, um 

Landreform 1978-84 

Landverteilung 
(in 1000 ha) 

Eigentümer 1978 1983 1984 (Planung) 
Ausdehnung % Ausdehnung % Ausdehnung % 

Einzelbauern 
mehr als 380 h, 2.219 36,2 861 14,0 70' lI,!'. 
152bis379 h. 996 16,2 776 12,6 761 12,4 
38 bis 151 h, 1.848 30,1 1.81 7 29,6 1.817 29,6 
8 bis " h. '43 15,4 426 6,' 426 6,' 

weniger als 8 h. 129 2,1 97 1,6 97 1,6 

Kredit-und Dienst-
leistungsgenossen· 
schaften 611 10,0 611 10,0 

Produktions-
genossenschaften 288 4,8 531 8,7 

Agrar~form betriebe 1.260 20,5 L183 19,3 

Summe 6.135 100,0 6.135 100,0 6.13!'. 100,0 



den ,.Contra"-Angrirfen im Norden des 
Landes l:U begegnen. die Landvergabe an 
Kooperativen beschleunigt und bis 
Ende 1983 - über 450.000 ha Land neu 
verteilt. 6 
Im jahr 1982 kam es durch Naturka­
tastrophen und lunehmende Oberralle 
im Norden zu einem ersten Rückschlag 
in der Wirtschaftsentwicklung. Durch 
die Oberschwemmung im Mai/juni und 
der darauffolgenden Dürre entstand ein 
Schaden von ca. 450 Mio Dollar. 
Negativ wirkten sich auch die von den 
USA verhängten Wiruchafuboykolt­
maßnahmen und die Angriffe der von 
ihnen unterstiitzten "Contras", die 1982 
einen Schaden von 58 Mio Dollar verur­
sachten, aus. 
Hinl:u kommen die aus den verstärkten 
Verteidigungsmaßnah men resul tieren· 
den Produktionsausfalle. 
Dies trug mit dazu bei, daß Nikaragua 
seit 1979 erstinals einen realen Produk­
tionsrikkgang zu verleichnen halte. Das 
BiP sank um 2%. Die Landwirtschafts­
produktion stagnierte, so daß das Ziel 
der Selbstversorgung mit Grundnah­
rungsmittel bislang nicht e~icht wer­
den konnte. Die Industrieproduktion 
warriickläufig. 
Die durch die Innation verursachte Real· 
lohnsenkung konnte durch den Ausbau 
der Subventionen und der staatlichen 
Sozialleistungen ausgeglichen werden. 7 

Da sich 1983 die Angriffeder "Contras" 
und des CIA verstärkt gegen wirtschaftli­
che Objekte (z.B. den Hafen von Corin­
to) richteten, waren die Verluste enorm. 
Die genmten Schäden belaufen sich 
mittlerweile aufüber 200 Mio Dollar. 
Die Ausgaben für Verteidigung im 
Staatshaushalt stiegen von 18% 1982 auf 
20% 1983, und sie werden 1984 schät­
:wngsweise 25% betragen. Dies ftihrte 
unweigerlich zu Steuererhöhungen, Be­
grenzungen der Ausgaben ftir Cesund-

heit und Erziehung und l:U einer steigen­
den Inflationsrate. 8 
Trotz dieser ungünstigen Bedingungen 
war die Wiruchafuenlwicklung mit ei­
ner Wachstumsrate von 5,1% wieder po­
sitiv, wozu u.a. die gute Baumwoll· und 
Kaffeernte. die 36% bzw. 2% uber dem 
Plan lagen. beigetragen haben. 
Auch die Subventionierung der Cuter 
des täglichen Bedarfs. deren Verbrauch 
von 1979·83 um durchschnittlich 10% 
pro jahr gestiegen war. wurden 1983 
weiter ausg('baut. Von 5 7 ~Iio Dollar im 
jahr 1981 stieg sie auf I 36 Mio Dollar im 
jahr 1983, was 26% des Staatshaushalts 
entspricht. 
Diese Politik kann 1984 jedoch nicht 
beibehalten werden, da die Ausgaben rur 
Subventionen auf 190 ~lio - fast die 
Hälfte des voraussichtlichen Exporter­
Iöses - steigen werden. Von daher wird 
die Liste der Produkte, die bislang staat­
licher Kontrolle und Verteilung unter­
liegen, von 25 auf 10 gekürzt und sämt­
liche Subventionen. mit Ausnahmederer 
für Milch und Zucker, gestrichen. 9 

So ist gerade die wirtschaftliche Ent­
wicklung ein Beispiel danir, wie die au~­
re Bedrohung durch den Imperialismw 
den Aufbau einer neuen,gerechteren Ge­
sellschaft behindert. 

Ein großes Problem war außerdem die 
einseitige, auf den kapitalistischen Welt­
markt ausgerichtete Produktionsstruk­
tur. Ziel der sandinistischen Wirtschafts­
politik ist es daher - neben der Förde­
rung der Produktion von Grundnah· 
rungsmitteln die LandwirtschafIs· 
exporte so l:U 5leigern, daß der Export. 
erlös fUr den Aufbau einer eigenen In­
dustrie verwandt werden kann, und man 
somit etwas unabhängiga von den im· 
porten aus den Industrieländem wird. 
Außerdem wurden die Handelsbeziehun­
gen zu and('ren Ländern. \'or allem zu 
den Staaten des sozialistischen Lagers 
und der Dritten Welt, ausgeweitet. 10 

Folgen des ungerechten Tauschs 

Die geplante Umstrukturierung der Wirt­
schaft kam umso schwerer in Gang, da 
ent einmal die rasche Wiederbelebung 
der Wirtschaft und die Bewältigung der 
akuten Nouituation im Vordergrund 
stehen mußten. 
Aufgrund der hohen Inlanclsnachfrage 
nach Konsumgütern und der ständig stei· 
genden Preise ftir Investitionsgüter und 
Energie mußte immer mehr Geld für im· 
porte ausgegeben waden. 
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Territorium: 130.649 qkm (BRO 124.000 
qkm) 

Hauputadt: Maaagua mit 693.800 Ein"'oh­
nem{(981) 

1k_"Öllerung: 2.9 Mlo Einwohner (l983); 
Wachstumsrate: 5,3"'. Ethnische Zusam­
mensetzung: 74% ~festlzen, I n~. Weiße, 9% 
Schwane 

Sprache: Spanisch, an der Atlantikkijste 
wird auch Englisch, Miskito und Sumo ge­
sprochen 

Rcfigion: 94% katholisch. 4"'protestantisch 

Verwaltung: D .. , Land ist in 16 "Departa· 
mentos" (Bezirke) und in 1 36 "Municipios" 
(Gemeinden)unteneih 

Geschichte: 
600 Beginn der Besiedlung durch Tolteken 

und Azteken 
f 502 KolumbuJ entdeekt als enter Europi­

er Nikangua 
1522 Beginn der Eroberung durch die Spa· 

nier 
1678 England erkl!i.rt die Atlantikküste zu 

seinem Protektorat 
1821 Unabhängigkeit von Spanien 
1838 Bildung eines e~nstiindigen Staates 
1909 StUI'Z des Reformpräsidenten JO$C 

Santos Zel.ra mit Unterstützung von 
U~ Truppen, die bis 1933 fast uno 
unterbrochen im Land bleiben 

1926 Beginn des Guerillakrieges unter 
Führung von Augusto Cesar Sandino 
gegen die Bes.Hur. die 1933 abziehen 

1934 Auf Betreiben des US·BolKhaften 
und des Kommandeurs der Natioaal· 
garde, Anastuio Somata, wird San­
dino ermordet. Damit beginnt die bil 
1979 dauernde SomCQ.a-Diktatur 

1961 Grilndung der Sandinistischen Front 
der Nationalen Befreiung (FSLN ) un· 
ter Führung von Carlos Fonseca, der 
1976fä1lt 

1972 Ein Erdbeben zerstört fast "olkundig 
die Hauputadt Managua 

1977 Die FSLN dehnt ihre mili tärischen 
Aktioroen auf das ganze Land aus 

1978 Bildung der bürgerlichen Breiten Op­
positionellen Front (FAO) und der 
Linksallianz Vereinigte Volksbewe· 
gung(MPU) 

1979 Bildung der Nationalen Patriotischen 
Front (FPN) aus MPU und linkem 
Flügel der F AO. 
Beginn des allgemeinen Volksauf· 
stands am 4.Juoi. Erendet am 19.Juli 
mit dem Sieg der Revolution. 
Der Somata·Besitz wird vers taatlicht 

1980 Ankurbe1ung der Wirtschaft und 
Durchfiihn.mg einer Alphabetisie· 
ruogskampagne 

198\ Beginn der OestllbilisierungskamP"ll:' 
roe und des Aufbaus der "Cont l'1ls" 
durch die USA 

1982 Vcrhingung des Ausnahme:r.ustanch 
1983 Mehrere "Contn"·lnvasionen. Mi1i­

tarmanäver der USA in HO(lduras und 
Aufbau von militli riJchen Einrichtun· 
g," 

1984 Oie nikaraguani.che Regierung kün' 
digt allgemeine WallLen für den 4. No­
vember an. Oie USA "luen die Häfen 
de~ Landes verminen 
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Nikaragua-Daten 

Wirtsc haftlic he und soziale Entwick lung 

Brottoinlandprodukt (BIP) 
Gesamt (in MioDollan'on 1980; 1978/83) 
Je Einwohner (in Dollar von 1980; 1978/83) 
Struktur nach Wirtschaftssektoren (in '}I,; 1977/82) 

Landwirtschaft 
Industrie 
Bergbau und Bauwesen 
Staatliche Verwaltung 
DienstLeiillungen 

Struktur nach Eigcntumcm (in"". 1977f82) 
Staatliches Eigentum 
Privateigentum 
Kieinproduzenten 

Aulknwirtschaft 
E"porte (in Mio Dollar; \978/83) 
Importe (in Mio Dollar; 1978183) 
E"porte nach Iknimmung (in %; 1977/82) 

Mittelamerika 
uteinamerika und Karibik 
USA 
Westeuropa, J apan und Kanada 
"RD 
Sozialistische Länder 

Importe nach Herkunft (in %; 1977/82) 
Mittel~merika 

Lateinamerika und Karibik 
USA 
Westeuropa,Japan und Kanada 
"RD 
Sozialistische Under 

E"portgilter (in ",des Guamte"ports; 1978/82) 
Kaffee 
BaumwoLLe 
Zucker 

AuslandS\'erschuldung (in Mrd Dollar; 1979183) 
Schuldendien,t (in Mio Dollar; 1978/83) 
Wechselkurs (Cordobas rur I DM 1978/Mai 1984) 

So:r.iale Kennziffern 
Arbeitslosenrate (in "'. 1979/83) 
Inflation (in %; 1979 /83) 
Analphabetenquote (in '}I,; 1979/83) 
Schüler· und Studentenzahl (in Tausend; 1978{82) 
Lchrenahl (in Tausend; 1979/8:?) 
Säuglingssterblichkeit (pro Tausend; 1979,8:?) 
LcbenscrwartUIl6 (inJallren; 1978/ 82) 
Sozial"ersicherte (in Tausend; 1979/82) 

1977·79 

2.481 
975 

22 
22 
9 , 

42 

11 
61 
22 

646 

'" 
2 1,5 
',8 

22,7 
41,5 
13,4 .., 
22,6 
16,5 
28,8 
30,\ 

6 ,7 
0,< 

30,9 
21,8 
',0 
1,7 

44 
',< 

28,0 
48,2 
50,4 

502 

" 121 
52,5 

112 

1982-84 

2.363 
81< 

24 
24 , 
9 

" 
" " " 
'" 819 

13,2 
',6 

2 1,6 
",6 
9,< 
6,< 

16,8 
27,2 
19,0 
22.2 
',7 

11> 

30," 
21,4 

8,9 
',7 

290 
',9 

20,9 

" 8 
902 

12 
90 
57,6 

242 



Die Preise der nikaraguanischen Export­
guter, deren Produktion außerdem we­
gen der oben genannten Schwierigkeiten 
nur unzureichend gest eigen werden 
konnte. sanken dagegen bestandiq: ab_ 
Die Handelsbilanz wies daher seit 1980 
in jedem Jahr ein Defizit von ungefahr 
400 Mio Dollar aur. Um dieses Handels­
bilanzdcfizit finanzieren zu können, 
mußten im Ausland neue Kredite aufge­
nommen werden. Die Gesamtverschul­
dungbeliefsich 1983 auf 3.7 ;\Ird Dollar. 
1.6 Mrd davon halte Somoza dem Land 
hinterlassen. Um nicht völlig von der 
Vergabe neuer Kredite ausgeschlossen zu 
werden, mußten die Sandinistasdie alten 
Schulden anerkennen. 

Bei den 1981 abgeschlossenen Umschul· 
dungsverhandlungen konnte jedoch ein 
Zahlungsaufschub bis 1985/86 verein­
bart werden; momentan sind hauptsach­
lich die Zinsen zu zahlen. II 

Trotz dieses relativ günstigen Verhand­
lungsergebnisses betrug der Schulden­
dienst 1983 290 Mio Dollar. D.h. 71,6% 
der Exporterlöse mußten für die Til· 
gungs· und Zinnahlungen aufgewendet 
werden. 
Bisher hat Nikaragua seine Schulden 
pünkdich bezahlt. Nach den letzten 
Zinserhöhungen in den USA erklärte der 
Präsident des Internationalen Fonds rür 
Wiederaufbau (FIR), 81"ndon. Anfang 
Juni d.J. in Managua, die Regierung 
könne ihren Auslandsverbindlichkeiten 
nicht mehrnachkomme·n. 12 

Politischer }'luraJismus 

Mit dem Sieg der Revolution wurde 
nicht nur im wiruchaftlichen, sondern 
auch im politisch·administrativen Be­
reich ein Neuaufbau erforderlich. Die 
Grundlage hierfür war, analog dem 
System der gemischten Wiruchaftim Be­
reich der Wirtschaft, der politische Plur,,­
!ismus. 
So setzte sich die Regierungsjunta des 
nationalen Wiederaufbaus UGRN), die 
eigentliche Exekutive, zunächst neben 
den beiden Vertretern der FSLi\ (Daniel 
Ortega, Moises Hassan) aus zwei Vertre­
tern des bürgerlichen Spektrums (Alfon-
50 Robelo, Violetta Chamorro) und ei­

nem Vertreter der "Gruppe der 12" (Ser­
gio Ramu-ez) zusammen. 
Dieses Bündnis drohte entmals durch 
den Rücktritt V. Chamorros und A. Ro­
belos zu zerbrechen. Doch die beiden 
Junta-Posten konnten wieder mit zwei 
Persönlichkeiten aus dem bürgerlichen 
Lager, mit Rafael Cordova und Arturo 
Cruz, besetzt werden. In dieser Zusam­
mensetzung blieb die Junta bis März 
1981 bestehen. Seither in sie, unter Bei­
behaltung der politischen Proportionen, 
auf drei Personen (Daniel Ortega, Rabel 

Cordova und Sergio Ramirez) reduziert. 
Neben Junta und Regierung steht der 
parlamentsähntiche Staatsrat, in dem 
alle wichtigen gesellschaftlichen Grup­
pen. Verbände, Organisationen und Par­
teien "ertreten sind. 
Zu Beginn des jahres 1980 wurden die 
Sitze im Staatsrat von 33 auf 47 erhöht 
(iipäter sogar auf 50), da inzwischen neue 
Organisationen, z.B. die sandinisitsche 
Gewerkschaft CST gegründet worden 
waren. Aufgrund ihrer gesellschaftlichen 
Bedeutung sollten sie ebenfalls Sitz und 
Stimme im Staatsrat erhalten. 

Da sich durch die Einbeziehung der Mas­
senorganisationen das Krafteverh.iltnis 
zugunsten der FSLN verschob, kam es zu 
Konflikten mit den bürgerlichen Kr,if­
ten, in deren Folge sich die Demokra­
tische Nationale Bewegung (MON), die 
Partei des heutigen "Contra".Führers 
Alfoßlio Robel0, aus dem Staatsrat zu· 

rUckzog. 
Die lIauptaufgabe der Massenorganisa­
tionen (siehe Kasten) in es, verschiedene 
gesellschaftliche Gruppen zu organisie­
ren, um eine möglichst groBe Beteiligung 
der Bevölkerung am revolutionären Pro­
zeB zu erreichen. Neben dieser allgemei­
nen Aufgabe, die Verteidigung der Revo­
lution, ist durch die VertTt'tung im 
Staatsrat gewährleistet. daß auch grup­
penspezifische Forderungen dort vorge­
tragen und diskutiert werden. 

Organe der Volksmacht 

Die größte Massenorganisation sind die 
Sandin istischen Verteid igungskom itees 
(CDS), die nach Stadtteilen organisiert 
sind. Sie entstanden während der Auf­
standsperiode 1978· 79 und iipielten eine 
herausragende Rolle bei der Unterstüt· 
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zung der Guerilla. Nach dem Sieg waren 
sie eine wichtige: Hilfe hei der Umsetzung 
wirtschaftlicher und sozialer Maßnah­
men an der Basis. Sie übernahmen z.B. 
die Organisierung der Lebensmittelver­
sorgung, unterstützten die Alphabeti. 
sierungskampagne, die Impfkampagnen 
usw. (siehe Gespräch mit Fernando Saa­
vedra in diesem Heft). 
Der eigentliche Au[bau der Sandinisti· 
sehen Gewerkschaftszentrale (CSTj, die 
aus den vormal igen Betriebskomitees der 
Sandinistas hervorging. vollzog sich erst 
nach dem Sieg. Aufgrund zahlreicher 
Neugründungen einzelner Betriebsge­
werkschaften, die sich mehrheitlich der 
CST anschlossen, haue diese eine rasche: 
Mitgliederexpansion und vertritt heute 
über 80% der organisierten Arbeiter. 

Gewerkschaften und 
Massenorganisationen 

Sandinutische Organisationen 
Sandinistische Verteidigungskomitees 
(CDS), die auf Stadtteil· und Oorfebene 
500.000 Nikaraguaner org-.. nisiercn 
Sandinistischejugend 19.JuLi OS 19J), mit 
40.000 Mitgliedern 
Vereinigung der Frauen Nikaraguas "Luis .. 
Amanda Espinoza" (AMNLAE), 30.000 
Mitglieder 
Nationale Vereinigung der Bauern und Vieb· 
züchter (UNAG), die 80.000 Klein-, Mittel· 
und Genossenschaftsbauern organisiert 
Sandinistische Kindero rg-.. nisation (ANS) 

Gewerksehaften 
Es bestehen 6 Gewe-rksehafl5zentralen, die 
über Mitglieder in allen Wirtschaftsbereichen 
verfUgen: 
Sandinistische Aroeitenenuale: (CST), 
111.498 Mitglieder 
AUgemeine Arbeiterföderation (CGT(i)), 
unabhängig, 17.177 Mitglieder, unter Füll· 
rungder PSN 
Nikaraguanische Arbeiterzentrale (erN); 
2.734 Mitglieder;unter FüIlrungder PSC 
Zentrale: der Gewerkschaftlichen Aktion 
und Vereinigung (CAUSj, 1.939 Mitglieder, 
unter Führung der PCN 
Föderation der Gewerkschaftlichen Vereini­
gung (CUS), 1.670 Mitglieder, unter Füh· 
rungderPSO 
Arbeiterfront (FO), umer Führung der MAP­
ML 
Fünf Gewerkschaften, mit bestimmendem 
Einfluß der FSLN, organisieren nur be· 
stimmte: Berubgruppen: 
Vereinigung der Landarbe:iter, 40.000 Mit· 
glieder 
Föderation der im Gesundheitswesen Be­
schäftigten (FETSALUO), 15.613 Mitglie­
d" 
Naliona1e Vereinigung der Lehrer Nikara· 
guas (ANOEN) 
Union derjournalisten Nikaraguas (UPN) 
Nationale Union der Angestellten (UNE). 
Insgesamt waren Ende 1983207.39 L Nika­
raguanc:r in Gewe-rkschafun organisiert. 
CST, ATC, CGT(i), CAUS, FO, FET­
SALUO, ANDEN, UPN und UNE sind Mit­
glieder der Gewerkschafukoordination Ni­
karaguas (CSN), die 1980 gegründet wurde. 
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In dem Bemühen um eine stärkere ge­
werkschaftliche Einheit fand im Novem­
ber 1980 auf ihre Initiative ein erster 
Gewerkschaflskongreß statt , bei dem die 
Nikaraguanische Gewerkschaftskoordi­
nation (CNS) gegründe t wurde. Die CNS 
umfaßt alle Gewerkschaftsverbände 
außer der CUS und der christlichen 
CfN13 (siehe Kasten). 
Auch bei der Landarbeitergewerkschafl 
ATC, die im Män 1978 gegriindet wur­
de, begann der Aufbau erst nach dem i9. 
juli 1979. Die ATC konnte sowohl in 
staatlichen, als auch in privaten Betrie­
ben wesentliche: soziale Verbesserungen 
durchsetzen. In beiden Bereichen ist die 
ATC in verschiedenen Gremien an der 
Mitbestimmung der betrieblichen Ent­
scheidungen vertreten. 
Aufgrund der Interessenunterschie:de 
zwischen Landarbeitern und Kleinbau­
ern wurde im April 1981 eine eigene 
Organisation der Klein- und Mittelbau­
ern gegründet, die UNAG. Vor allem die 
Mitglieder der Kooperativen haben sich 
in der UNAG organisiert.14 

Die sandinistische Frauenorganisation 
AMNLAE gab sich nach dem Sieg der 
Revolution den Namen Luisa Amanda 
Espinoza, der ersten Frau, die als Mit· 
glied der FSLN 1964 im Kampf gegen 
Somoza fieL. 
Die Ar-INLAE versucht die Beteiligung 
der Frauen in a llen gesellschaftlichen Be:­
reichen durch die Abschaffung institu· 
tioneller Barrieren und durch Bewußt­
seinänderung zu erreichen. 15 Der dazu 

nötigen Erziehungs· und Bildungsarbeit 
wird große Bedeutung beigemessen. 
1m Staatsrat konnte AMNLAE einige 
wichtige Verbesserungen der juristischen 
Situation der Frau durchsetzen. Sie be­
treffen vor allem das Familien-. Ehe-, 
und Scheidungsrecht, aber auch frauen­
spezifische Bestimmungen im ArbeilS­
und Strafrecht. Ebenso wurde auf Initia­
tive von AMNLAE die Kommerzialisie­
nmg, Darstellung und Benutzung der 
Frau als Sexualobjekt verbOIen. 
Die Sandinistische jugend US) ist eine 
wichtige Kraft bei der Mobilisierung von 
jugendlichen mr freiwillige Emteeinsät­
ze und mr die Sandinistische Volksmiliz 
(MPS). Ihre erste große Aufgabe ermUte 
sie in der Mitarbeit bei der Alphabetisie­
rungskampagne. 
Neben den Lehrern waren viele nikara­
guanische Schüler und Studenten zu 
Alphabetisatoren ausgebildet worden, 
die aufs Land und indie Berge zogen, um 
dort gem·einsam mit den Bauern zu arbei· 
len und nach Feierabend die Alphabe­
tisierungskurse durchzuführen. Es wur­
den ca. 500.000 Menschen unterrichtet 
und die Analphabetenquote von ca. 50% 
auf 8% reduziert. 
Obwohl Fernando Cardenal, Brudervon 
Kultunninister Ernesto Cardenal und 
Mitglied des j esuitenordens, Ibuptver­
antwortlicher der Alphabetisierungs­
kampagne war, äußerte neben der bür­
ger lichen Opposition auch die katholi· 
sehe Kirche Bedenken gegen die Kam­
pagne, weil sie der "ideologischen In-



doktrinierung" diene. Dieses Zusam­
mengehen von rechter Opposition und 
Kirchenhierarchie sollte auch in der F 01-
ge bestehen bleiben. 
Bereits im Mai 1981 ließ es die Bischofs­
konferenz auf cinc ~Iachtprobe ankom­
men, als sie die vier in hohen Regierungs­
ämtem tätigen Priester aufforderte, 
diese Ämter niederzulegen. Durch die 
Untentüuung der christlichen Basisge­
meinden und der Vermittlung des Va­
tikans konnten die Priester in ihren 
Ämtern bleiben. Sie verzichtetenjedoch 
darauf, ihre Priesterfunktionen auszu­
üben. 
Auch die Umsiedlungder Miskitos (siehe 
Kasten) :aus den Kriegszonen im Norden 
des Landes Anfang 1982 veranlaßte die 
Kirche zu schweren VorwÜTfen gegen die 
Regierung_ Keine Worte der Verurtei­
lung fand sie dagegen Hir die überfalle 
und Morde der "Contras"_ 

Bruch mit dem Klerus 

Daß der Konflikt nicht zwischen Regie­
rung und Kirche, sondern zwischen Kir­
chenhierarchie und Basiskirche verläuft, 
machte der P:apstbesuch im ~"läl"l 1983 
deutlich. Anllßlich einer ~1esse in l\lana­
gua, an der 700_000 Menschen teilnah­
men, wurden Rufe wie "Wir wollen Frie­
den" laul, die den Papst teilweise am 
Reden hindenen. Er hatte die Erwartun­
gen der Menschen nach einer Verurtei­
lung der Oberf<ille an der Grenze nicht 

ermUt und ~ich offen hinter den rechten 
Enbischof Obando y Bravo gestdlt. 16 

Ein anderer Konßiktpunkt zwischen Re­
gierung und Kirchenhierarchie war das 
1983 verabschiedete Wehrpflichtgesetz, 
demzufolge Männer zwischen 17 und 25 
J ahren mit ihrer Einberufung rechnen 
müssen_ Der erste Entwurf sah die Ver­
weigerungsmöglichkeit aus Gewissens­
gründen vor. 
Erzbischof Obando erklärte dazu, nicht 
nur die Gewissensablehnung des Tötens, 
sondern auch die der Regierung rechtfer­
tige die Wehrdienstllerweigerung. zumal 
es sich in diesem Fall nicht um die Ver­
teidigung des Vater1:andes, sondern einer 
Ideologie hande1e_ 17 In der endgültig 
verabschiedeten Gesetzesvorlage wurde 
der Passus daraufhin ganz gestrichen_ 
Mit dem Treffen am 9.1 1.1983 zwischen 
Vertretem der Kirche und der Regierung 
wurde nach 2J ahren der offizielte Dialog 
wieder aufgenommen. Denn auch Erz· 
bischof Obando. der, als die Verbrechen 
Somoz3s allzu offenkundig wurden, an 
der Seite der Opposition stand. ist ge­
zwungen. auf die Basis. die mehrheitlich 
aufseiten der Regierungsteht, Rikksicht 
zunehmen. 
So ist anzunehmen. daß der Versuch, die 
Konterrevolution iiber die Kircheauszu­
tragen, zum Scheitern verurteilt ist. 
Ein weiteres wichtiges Themader innen­
politischen Auseinandersetzung ist die 
Abhaltung von Wahlen, die im Grund­
satzstatut der Republik vorgeschrieben 
sind, "soweit es die Bedingungen des na­
tionalen Wiederaufbaus erlauben". Vor 
altem die bürgerliche Opposition, die den 
Sandinistas ständig mangelnden Plura­
lismus vorwirft. drängte darauf hin. 

Wahlen wie versprochen 

Im August 1983 wurde durch die Verab­
schiedung des Parteiengesetzes ein erster 
Schritt in Richtung Wahlen getan_ Dieses 
Gesetz definiert zum ersten Mal in der 
Geschich te Nikaraguas die rechtliche 
Stellung der Parteien und gibt ihnen die 
Möglichkeit , "ihren Anspruch auf die 
politische Macht geltend zu machen"_ 
Als Einschränkung gilt das Verbot der 
Rückkehr zum Somozismus oder die 
Einrichtung eines ähnlichen politischen 
Systems. 18 

Seil Dezember 1983 wurde im Staatsrat 
der Entwurf eines Wahlgesetzes disku­
tiert, dessen endgültige Fassung:am 15_ 
März 1984 verabschiedet wurde. Es sieht 
Wahlen rur ein 90köpfiges Parlament. ei­
nen Präsidenten und einen Vizepräsi­
denten vor. Auf einer Kundgebung am 
21.2. 1984, anläßlich des Todestages von 
Augusto Cesar Sandino, wurde der ur­
sprünglich erst 1985 geplante Wahlter· 
min für den 4. November 1984,2 Tage 

vor den Präsidentschaftswahlen in den 
USA, bekanntgegeben_ 
Wahlberechtigt sind :alle Nikaraguaner ab 
16 Jahre, auch die Angehörigen der 
Streitkräfte. Die Herabsetzung des Wahl­
alters erfolgte auf Initiative der Sandi­
nistischen Jugend, die dies mit ihrer akti­
ven Teilnahme am Kampfgegen Somoza 
und am Wiederaufbauprozeß begrün­
dete_ 
Vom Wahlrecht ausgenommen sind 
Strafgefangene. ehem:alige Offiziere der 
somozistischen Nationalgarde, Ange­
hörige der "Contras", die die Amnestie 
von Dezember 1983 nicht in Anspruch 
genommen haben, und ihre Anführer. 

Parteien und Bündnisse 
In Nikaragu3 be5tehen heute 12 politische 
Parteien. 

Linksparteien 

SIII1dini51i5che Front der Nalionak:n Befrei­
ung (FSL'I), entstand 1961 unler Führung 
von Carlo~ F omeca 
Sonialislisclle Partei Nik.angu:u (PSN), ge­
gründet 1944; beruft sich auf den wisscn· 
schaftlichen Sozialismus 
Christlich-Sozialc Volkspartei (PPSC), enl­
stand 1976 als Link5abspahung der PSC 
(s_u .) 
Unabhängige Liberale Parlei (PU), e",stand 
1944 aus einer Abspallungder Liberalen Par­
tei Somoza Garcia!; gehort der I..ihl:ralen 
internalionalenan 
KommunilitiJche Partei Nika~as (PC de 
N), entstand 1970 ah ultralinke Abspailung 
der PSN 
MarxiSlisch-uniniJtiKhe 
Volksaktion (MAP-ML); 

Ik .... egung der 
stand bei ihrer 

Gründung 1972 auf maoistischen Positionen 

Rechtsparteien 

Christlich-Soniale Partei (PSC), enmand 
1957, Mitglied der Otristdemokratischen In­
ternationale: 
Sonialdemokratische Partei (PSD), entstand 
einen Monat nach der Revolution, um die 
Unterstützung der SozialiJlischen interna­
tionale von der FSLN abzulenken 
Liberale: KonSlitutionalistiKhe Partei (PLC), 
entstand 1967 als Abspaltung der I..iberalen· 
Nationalistischen Panei Som02.a5 
KOlUCrvative Demokratilche Partei (PCD), 
entstand 1956 aU5 der Konservativen Partei, 
die mit Somoza zusammenarbeitete. 
Außerdem .... urden nach der Revolution die 
unbedeutenden Paneien Authentische 
Chriltlich·Sooiak Volkl'partei (PPSCA) und 
die Ikmokratilichc: Aktion (AD) gegründet. 

Die FSLN, die PSN und die Pr.;C gehoren 
der Re\'olutionären Patriotischen front 
(FPR) an. PSC, PSD, I'LC und ein Teil der 
PCD bilden zusammen mit dem Unterneh­
mc:r,"erband COSEP und den beiden rechten 
~werkschaften CTN und CUS die Demo­
kratische Koordination "Ramiro Sac:u;l" 
(CDN). Die PLI trat im Mä,..~ dJ. aus der 
FPR aus_ AUe Parteien, mit Ausnahme der 
MAP-ML, der PPSCA und der AD. verfUgen 
über einen Sitz im Staatsrat, die FSLN über 
sechs Sitze_ 
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Oie Durchflihrung und Kontrolle der 
Wahlen liegt in den Jlanden des dreiköp­
Cigen Obersten Wahlrates, der vom 
Obersten Gerkhtshof ernannt wird. 
Vor den Wahlen werden die politischen 
Bestimmungen des Ausnahme-lustands 
aufgehoben, d.h. die Pressezensur be­
schränkt sich auf rein militärische Be­
richterstattung und die Versorgungslage. 
Allen Parteien wird die gleiche Sendezeit 
in Fernsehen und Radio eingeräumt wer­
den. Der Staat gewährt jeder Partei zur 
Unterstützung ihres Wahlkampfes eine 
Grundfinanzierung von 6 Mio Cordo· 
bas. 19 

Das Dilemma der Opposition 

Noch vor der VerJ.bschiedung des Wahl­
gesetzes zogeIl sich die rechten Parteien 
aus dem Staatsrat zurück. Sie waren teil­
weise Ende januar 1984 erst wieder in 
den Staatsrat zurückgekehrt, um an der 
Diskussion um das Gesetz teilzunehmen, 
konnten sich aber gegen die Revolu­
tionäre Patriotische Front (l-'PR), der die 
FSLN, die Sozialistische Partei Nikara­
guas (PSN), die Christlich-Soziale Volks­
partei (PPSC) und bis dahin - die 
Unabhängige Liberale Partei (PLI) ange· 
hören, nicht durchsetzen. 

Da sich die rechten Parteien ihrer ge­
ringen Wahkhancen bewußt sind, stan­
den sie nun vor einem Dilemma. Sollten 
sie die ständig von ihnen geforderten 
WahleIl boykottieren, und damit ihre 
al ten Forderungen in erster Linie als Pro­
paganda gegen die Regierungentlatven? 
Oder aber sollten sie skh an den Wahlen 
beteiligen, und damit zur Legitimierung 
der sandinistischen Regierungspolitik 
beitragen? 

So versuchten sie durch einige unan· 
nehmbare Forderungen den Wahlen 
einen undemokratischen Anstrkh zu ge­
ben. Sie verlangten z.B. die Aufhebung 
des Wehrdienstgesetzes, des Gesetzes zur 
Behinderung der Kapitalflucht und -
ungeachtet des Kriegszustandes - die 
völlige Aufbebungdes Ausnahmezustan­
des und der Pressezensur. Weiter forder­
ten sie im Gleichklang mit Washington, 
den Bischöfen und den "Contras" die 
Abhaltung "eines nationalen Dialogs mit 
allen politischen Parteien und Bewegun­
gen, eingeschlossen diejenigen, die zu 
den Waffen gegriffen haben".20 
Ferner verlangten sie eine Amnestie rur 
die "Contra".Führer, die Überwachung 
der Wahlen durch die Organisation 
Amerikanischer Staaten oder die Conta­
dora-Gruppe sowie gesonderte Wahlen 
zu einer Verfassungsgebenden Versamm­
lung. 
Die Regierung lehnte diese Forderungen 
ab. Daniel Ortega, der Koordinator der 
Regierungsjunta, erklärte dazu: "Wir 

werden keine Konzessionen machen, die 
denen die Macht in die !land geben, die 
die Interessen des Somozismus venre­
ten."21 Die rechten Parteien gaben dar­
aufhin am 12. juni d.j . bekannt, unter 
den gegebenen Bedingungen nicht an der 
Wahl teilzunehmen. 
Auch unter den revolutionären Kräften 
gab es Ausein:mdersetzungen um die 
Wahlen. Obwohl der PLI-Vorsitzende 
VirgiJio Codoy das Wahlgesetz als "das 
bestmögliche, was man unter den gege­
benen Umständen erreichen konnte"22 
bezeichnete, beschloß die PU aus der 
FPR aUSzutreten und eigenständig :w 
kandidieren. 
Differenzen gab es ebenfalls mit den ul­
traJinken Parteien PCdeN und MAP-~IL, 
die den Sandinistas eine zu große Kom­
promißbereitschaft vorwarfen. 
Offen ist bisher noch, wie die Massenor­
ganisationen, die als solche nicht an den 
Wahlen teilnehmen können, künftig Ein­
fluß auf die Regierungsentscheidungen 
nehmen können. Da aber in den Reihen 
der FSLN Vertreter der Massenorgani. 
sationen kandidieren werden, ist auf die­
ser Ebene auf jeden Fall abgesichert, daß 
die Probleme und Forderungen der Be· 
völkerung weiterhin Eing-J.ng in die Ge­
setzgebung finden. 
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Gespräch mit Fernando Saavedra 

Verteidigungskomitees (CDS) -
das ist Volksmacht 

Mit dem Slun: dc, Somou·Resimn im Juli 1979 coutandcn d~ S;mdinistuchcn Verlcidigu"lIt­
komiteel (e05). Si<: ~Itcn hellt .. ab dgentli<:he B:uitorg;uw, der Vollum:achl lind mit über 500.000 
Mitglkdcm als ,roS .... M:UHnorganisalion. Cbc:r \\crdqang und Aurgalxn der COS bdncte du 
AlB in Manasua Fcmando Sancdra (23). Sckret;uiat5milg1icd des N:uionakn Exckuti,komiten 
dcrCDS. 

AlB: Die 5andininischcn Verteidigungskomi­
tees (eDS) wurden doch wohl erst nach dem 
Sieg der 5andini$tU 1979 au, der Taufe geho­
ben? Woraul gingen , ie hervor? 
F. SAA VEDRA: Jlislori,cher Vorlaufer der 
CDS waren die Komitee. zur Zivilverteidigung 
(eDe). Sie waren im Jahre 1978 gegrundel 
worden, um die Zivilbevölkerung im wesent· 
lichen auf den Endaufstand \'Or'Zubereilcn. 
AlB: Dies wart:n Komitees, die die Sandinisti· 
s<:he Front der Nationalen Bcfrt:iung (FSLN) 
initiiert halte? 
F. SAA VEORA: Ja. Die Grilndung der CDC in 
von den Sandininal angeleitet worden überdie 
Bewegung Vert:intes Volk (MPU, imJuli 1978 
~griindete5 Linksbimdni,;d. Red.). 

Die Vorläurerkomitecs (CDC) waren ... 

Die enten Aufgaben bestanden dann, in den 
Stadtviendn VuJksapotheken und Volksläden 
zu organisiert:n und zwar für den Fall, daß 
Streik' oder Versorgungnchwicrigkeiten be· 
5Iünden. 
Sie hielten Seminart: für die erste Hilfe ab. Es 
wurden CeheimkJiniken gegründet, um die 
Verwundeten zu betrt:uen und der Zivilbe\öl· 
kerung die am IUmpf gegen Somoza teilnahm, 
die Möglichkeit zu geben, ,ich am ,ichenten zu 
versorgen. 
Außerdem gründete man über diese Komiteel 
lOg. Volkubziehmaschinen. Das sind kleine 
Druckereien. Dort ~'erYielr:Utigte man die 
Kommuniquel und die Analysen der politi· 
Khen Lage, die dann verteilt wurden. 
Eine weitere Aufgabe bestand darin, Sicher­
heitshauscr für die Kämpfer der FSLN zu 
suchen. Man organisierte ein WarJUynem bei 
den l-UuSCffl der Nationalgarde, der Paramili-

",n, der Angehörigen von Mitgliedern der 
Nationalgarde und allen Personen, die am 
Völkermord gegen die nikanlguanische Bevöl­
kerung beteiligt waren. 
Die Komitees der Zivil"erteidigung erfUlJten 
zwei fundamentale Rollen: einerseits der Be· 
völkerung Schutz zu geben und andererseits 
dazu beizutragen, die Somoza·Diktatur zu 
denabilisiert:n. 
Man kann auch sagen, daß über die CDC die 
sandinistischen Milizen gestärkt und Sabotage'" 
akte "erwirk licht wurden. Gleichzdtil! trug 

f ~.,c.I .. b<,m c..'pt~<:h m" dom AlK 

unser Volk auch dazu bei, in der logistischen 
Versorgung der Guerilla milZuhelfeß. Am 
Ende dei Bdreiungskampfe, war das Volk 
musiv einbezogen in die CDC und nahm aktiv 
am Endaufitand teil. 
Mit dem Siegdtt Revolution "erschwanden die 
Komitees zur Zivih'eneidigung. da sie ihre hi· 
storische Rolle bert:iu erfüUt hatten. Aber auf 
,hnen, ihren Erf:r.hß.lng$werten und Beteilig­
ten, baute man dann die Sandininischen Ver· 
teidigungskomiteel- (CDS) auf . 

... dieGeheimwaUe im Endaufstand 

AlB: Wann "'urden die CDSgenau gegriindet? 
F_ SAAVEDRA: Man kann nicht $;I.gen, ,ie 
wurden am so und sovielten gegriindel, weil ihr 
Enmehen ein elru:iger Prozeß ist. 
Wir begehen den Gründungsfeiertag der CDC 
am 9. September, weil das der Tagwar, an dem 
die Endoffemive gestartet wurde. Am 9. Sep­
tember 1978 agierten zum euten Mal die 
Komitees zur Zivilverteidigung (CDC). 
Wenn e' auch wahr ist, daß diese !khl.acht im 
September 1978 verloren ging, so in dO<:h 
fe"zu halten, daß diese Erfahrung es möglich 
machte, die CDC umzustrukturieren. Es war 
eine große Erfahrung rur die zukünftige Orga­
nisation. 
Ich darf daran erinnern, daß man in einigen 
befreiten Zonen von Komitees des Sandinisti· 
iSChen Widentand'! sprach, wie z.B. in Masa~'a 
und Lcon, um auszudrucken, daß es befreite 
Zonen waren. 
Die Verallgemeinerung der Komitees fand aber 
nach dem 19.Juli 1979 slall. 
Al B: Oie Veneidigungskomitees formierten 
sich doch \'ornchmlich auf Wohngebieu­
ebene? Oder enutanden sie auch in Betrie· 
ben? 
F. SAAVEDRA: Richtig, die CDC ..... urden VOl" 

allem in den SUdt\'ieneln organisiert. Oberd~ 
Betriebsorganisationen wäre ein '{eil der Be­
'ölkerung nicht erfaßt worden und hitte nicht 
organisiert am IUmpf teilnehmen können. Das 
war der Grund, warum man die CDC auf dieser 
Ebene gegrlindet haI. 
Und in den Betrieben, da bestanden ja die 
Gewerkschaften. 
Al B: Welche Rolle kam den nunmehrigen San­
dinistischen Verteidigungskomitees (CDS) un­
mittelbar nach dem Stun der Somoza-Dikta· 
turzu? 
F. SAAVEDRA: Die CDS hallen nach dem 
Sieg der Revolution eine wirklich wichtige und 
staautragende Funktion, da ja unmittelbar 
nach dem Sieg der Revolution kein Staauap­
pant mehr belland. 
Die CDS In ihrer auf Slldt\'iertelebene organi· 
sierten Form haUen die Volksorganisationen 
zu Jein, die die Volksdemokratie ausübte. 

AlB: Welche Sofonmaßnahmen haben die 
Komitees damals ergriffen? 
F. SAAVEDRA: Die enten Aufgaben die die 
CDS erfüllten, wart:n eine allgemeine Reini­
gungsa.ktion, d.h. die Ruinen aunuräumen, 
den Mist zu .'C'rbrennen und die vorhandenen 
lA:ichenzu begraben. 
Eine weitere Aufgabe bestand darin, die ßcvöl­
keß.lng dahin zu orientieren, daß man das 
Leben der überbleibsel der Somoza·Diktatur 
und der Paramilitän rt:spektiene, zu deren Ge:­
fangennahme die CDS beitrugen, und die man 
an die zunändigen Stellen ablieferte. 
So trugen wir eineneiu duu bei, daß nicht 
noch mehr unschuldige Menschen ums Leben 
kamen, denn diese Oberbleibsei de r SomOl.a­
Diktatur mordeten den nichstbesten Men· 
schen einfach hin. Und auf der anderen Seite 
trugen wir dazu bei, daß diese Oberbleibsei 
nicht ermordet wurden, denn das Volk war in 
diesen Momenten zu allem bereit. 
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AlB: Waren die CDS nicht auch an Gesund­
heitskampagnen o...i. beteiligt? 
f. SAAVEDRA: Gewiß. Wir führten bereits im 
September 1979 die erste große Impfkampag­
ne gegen Poliomyelitis (Kinderlähmung; d. 
Red.)durch. 
Ich kann mich an den Sonntag erinnern, an 
dem die Impfaktion durehgefUhrt wurde, wo 
wir aUe Kinder >;wischen 6 Monaten und :. 
Jahren impften, und bei der wir eine Effekti,'i· 
tät "on 80% auf nationaler Ebene erreichten. 
In der Folge organisierten wir die >;weite und 
dritte Impfung. Ich hebe das hervor, weil es ein 
sehr wichtiger Schrill war, diese Impfaktion 
durchzuführen, denn wir sagen, daß die Kinder 
der Natiun die ein>;ig Privilegierten sind. 
Aufgrund dieser Impfungen gab es im Jahr 
1982 keinen einligen Fall von Poliomyelitis in 
Nikar-~guamehr. 

Im Oktober 1979 haben wir die ersIC große 
Zahlung der Analph:lbeten mit Hilfe aller an· 
deren Volksorganisalionen durchgeführt. 
Ich möchte belOnen, daß wir in dieser ersten 
Phase Aufg-.lben übernahmen, die eigenllich 
dem Staat zufielen. 

AIH: Aber in der anschließenden Phase wan­
delle sich die Aufgabenslellung der CDS doch 

elwas, oder? Wann setzen Sie ihren Beginn 
an? 
F. SAAVEDRA: Als Obergangspha.se könnte 
man die Zeit vom M!i.rz 1980 bis 1981 bezeich· 
nen. Im März 1981 kgt man die politischen 
und organisatorischen Grundlinien der CDS 
fest. 
Man definiert sie ab eine ~lassenorganisation 
mit helerogener ZU!;ilmmensetzungzur Vertei· 
digung der Revolution. Und wichtig ist es her­
vorzuheben. daß es sich um eine frciwillige 
Organisation handelt, die unabhängig ist von 
ihrer politischen Haltung und Stellung sowie 
ihrer Organi!iierung. 
Außerdem legten wir fest, daß die Hauptauf­
gabe der Komitees die Verteidigung der Revo­
lution ist. Eine weitere Aufgabe von uns ist es, 
zu der Lösung der kommunalen Probleme bei· 
zutragen. 
So nehmen wir z.B., obwohl wir nicht direkt in 
die Produktioneingebunden sind, die Verteidi· 
gung der Interessen der Konsumenten wahr 
und verteilen die Produkte. 
So sorgen wir daflir. daß die Verteilung der 
Grundnahrungsmittel gerecht stattfindet. Zu­
dem kontrollie..:n wir. daß die Preise gerecht 
sind, was wir durch unsere Volkspreisinspekt0-
ren überprüfen. Wir kämpfen damit gegen die 
Spekulation mit den Gebrauchsgütern. Wir 
entlarven dabei ill einer Vielzahl von Fällen 
große Hamsterer. 
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AlB: Wie weit <ind die sozialen Tatigkeiufel­
der derCDS heute gesleckt? 
f. SAAVE DRA: Wir habf:n mit allem Zu tUII, 
was die Gemeinde, die Ge,undheit, die Erzie· 
hung u.sw. belrifft. 
Z.B. helfen wir in der Wohnungsfrage land-
100en Leuten zu Wohngelegenheilen und 
Eigentumstiteln. Nach der Revolution I'erteil­
ten wir lee~lehende lIäuser. 

Wir haben auch eill Wort mitzureden bei der 
Verteidigung der Rechte der Mieler. All dies 
tun wir in Zusammenarbeit mit dem Woh­
nungsminislerium. Wir nehmen da eine wirk­
lich aggresliil'e Haltung ein, da nach unserer 
Auffassung dies einen sozialen Zweck erfUHt. 
Auf dem Gebiet des Gesundheitswesens neh· 
men wir U.a. an Pr'.il'entivaktionen leil, z.B. 
Polioimpfungen, Dreifachimpfung (TBC 
u.m·.). O;l.ZU haben wir etwa 30.000 Personen 
mobilisiert, auf die wir ~tändig zuruckgTCifen 
können. 

Auf dem Gehiet der Gemeindeentwicklung 
sorgen wir für die Repar~lur VOll Wohnungen. 
der Stu!knpflaster, der Ekktrifi>;ierung, der 
Anlage von Abwassersystemen. Das alles tun 
wir, um den Forderungen des Volkes gerecht 
zu werden. 

Auf dem Gebiet der Verteidigung verwirkli· 
chen wir die revolutionäre Wacht, um Verbre· 
chen und konterrevolutionären Anschlägen 
vorzubeugen. Heute zählen wir 170.000, die 
revolutionäre Wacht halten. 

Wif haben damit erreicht, daß die Verbre­
chensrate um 70% zuriickging. 
Wif machen auch Kampagnen, damit sich das 
Volk in die revolutionären Milizen eingliedert. 
AlB: Sind die Milizen Teil derCDS? 
f. SAAVEDRA: Die Miliz ist nicht Teil der 
CDS, sondern eine eigene Organisation zur 
Verteidigung des Vaterlandes, die dem sandin i­
$tischen Volksheer>;ugeordnet ist. 
Wir koordinieren ZWM unsere revolutionäre 
Wacht mit den Milizen und mit der sandinisti­
Khen Poli~ei. Weil wir nur eine vorbeug~nde 
funktion haben, machen wi r sie auch unbe· 
waffnet. Die revolutiollärc Wacht ist nichl da­
zu da, zu exekutieren, sondern lediglich, um zu 
verhindern, daß geraubt wird, Frauen verge­
waltigt oder Kinder geraubt werden. Zudem 
hat sie die Aufgabe die "Contras" aufzuspüren. 
Unsere revolutionären Wächler verwenden 
Stöcke, Macheten und Trillerpfeifen, um den 
Dieb zu stören. Wenn aber die Notwendigkeil 
besteh t zu handeln, dann rufen wir die Polizei 
zur Hilfe. 
A lB: Wie eng ist die Venahnungb>;w. Koordi­
nation von Miliz und CDS? 
F. SAA VEDRA : Es gibl personelle Ober-

schneidungen mil der Miliz. Wenn wir aber von 
Kooperation >;wlschen beiden sprechen. so 
meineIl wir, daß etwa die WachtpoHen gemein· 
same Rundgange machen. 
Aber die CDS tragen auch dazu bei, daß sich 
ihre Milglieder in die Milizen einreihen. Fest· 
etuhalten i<l, daß die Milizen nicht unabhängig 
von den Stadtvierteln exislieren. 
AlB: Wie steht es mit der Wacht in den Betrie· 
ben? Exislierl sie unabhängig I'on deli CDS? 
OTg" .. nisiercn die Arbeiter ihre Mitieten selbst? 
.. . SAAVEDRA: Die Milieten existieren ent­
weder auf Sladt· oder Betriebsebelle, aber 
auch auf Ull iversitätsebene. D.h., wenn wir 
von KOQrdination sprechen, beziehen wir uns 
auf Stadtviertel. 
Es gibt ilUch Bataillone der Reserveinfanterie, 
die aus festen ~l ilizion.ärcn >;usammengestellt 
werden und >;u';;~liche Funktionen überneh· 
men. Wir arbeiten daraufhin, daß mehr Leute 
sich auf beiden Ebenen (Arbeitsplatz und 
Wohnvierte I) organisieren. 
Die Territorialmilil'.en bewegen sich nicht aus 
ihrem Stadlgebiet weg. während die Reser.e­
infanterie überall einsetzbar ist,. 
AlB: Welche Rolle spielen die politischen I'ar­
teien in den CDS? 
... SA,\ VEDRA: Einige Mitglieder von Par­
teien beteiligen sich als Staatsbürger in den 
CDS. Natürlich sind ein Großteil der Milglieder 
Sandinista,. nicht als FSLN·Mitglieder, son· 
dem als Anhänger der FSL..'1. 
Es gibt hier politischen Pluralismus. Alle Par· 
teien sind zugelassen, alle haben ein Recht auf 
Vorschläge, auf Kritik und dazu zur Lösung 
von Problemen des Wiederaufbaus beizutra­
gen. 
So gesehen kann jeder Staatsbürger, jeder Par­
teizugehörige daran teilhaben, aber er muß >;ur 
Lösung konkrcter Aufgaben beitragen. 
AlB : Wie spielen sich innerhalb der CDS die 
Entscheidungsprozesse ab? Sprechen Sie in 
diesem Zusammenhang nichl von Volksdemo­
kratie? 
.'. SAA VEDRA: Oh ja, wir bezeichnen das 
Ganze als Volksdemokratie. Es fangt damit an, 
daß alle CDS-Vertreter demokratisch von der 
Basis gewählt werden. Wichtig ist, daß wir 
nicht nur Basisforderungcn nachkommen, son· 
dem daß wir auch dem Staatsapparat Unter­
Stüt>;ung geben. Ober unsere Organisation arti· 
kuliert das Volk Kritik und macht Vorschläge. 
Deshalb sagen wir, daß das die Volksrnacht 
(Poder Popular) darstellt. Es ist so. daß jedes 
Gesetz des Staates mit uns durchdiskutiert 
wird. 
Volksdemokratie drückt sich auch so aus: 
Wenn es z.B. Probleme mit Was!ieTrechten gibt. 
dann tragen wir es der entsprechenden Instanz 
vor, die "erpflichtet ist, dies anzuhören. 

CDS heißI Volksdemokratie 

Aber wir bringen auch Lösungen vor, Lösun­
gen die aus dem Volk kamen, und die vom 
Staat befolgt werden. Volksdemokratie ist dieli 
auch, weil niemand verpflichtet ist daran teil­
zunehmen, weil sie auf der Basis der Freiwil· 
ligkeit beruht. 
Volksdemokratie, sie drückt sich auch in der 
RepräsentalU der CDS im Staatsapparat aus. 
Wir haben neun Vertreter im Staatsrat (von 
insgesamt 55), die direkt von der Basis kom­
men. Und das erlaubt es uns, einerseits Geset· 
zesvorschlägezu machen, andercrseiu über alle 
anderen Gesetze mitzuentscbeiden. 
Wir sagen daher, daß die CDS nicht nur stark 
sind, um ein'e polit ische Mobilisierung zu er· 
zielen, sondern auch, um zu Lösungen an der 
Basis beizutragen. Es gibt keine bessere Politik 
um d irekt an dlll< Volk heranzugehen. Gan>; im 
Gegens.atz zu der Polil5chwätzerei >;ur Somo­
za·Zeit. 
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Solidaritätssho DriHe Weil 
Produktions' Vertags . Vertriebs GmbH 

Bestelliste 
SlIlck Artlk.1 

Kalfee aua Nicaragua 

Eln",I,,..11 

1 Pfund. . . • • • 12,00 
Espresso-Kalf •• aue Angola 
250Gramm. . . . 7,50 

Tee .us Mozlmblqu. 
250 Gramm. . . . 8,SO 
Tee aus Mozamblqul 
l00Gramm. . . . 3,50 
PI.hlm.pp. Nicaragua 
Sonderpreis . . . . 12,00 
Graphlkmappa R. Cabr.r.. 10,00 
Schallpl,tte "Vamoa Muchachos" der 
salvadorlanlschen Gruppe IOlOCAMBA·I·TA, LP 18,00 
ASK,Hinlergrund 
zu Nicaragua, 245n,; zu Honduras, 14 Sn. Je. 1,50 
ASK.Hlntlrgl1lnd 
zu EI Salvador, 16 Sn, , , , , , . . . 1,00 
Poslkarttnmtpp. 
B. Karkutll, . , . , , • . . . . . 3,00 
Kunslplaktt "Solldarl!l! mit den palästlnenslschen 
Gelangenen" von Sullman Manaour, DIN A 1 10,00 
Kochbuch ,,01. cnU,nltoh. KOche" 
60 Rezepte mit Abbildungen und Zelchungen, 84 Sn. 6,80 
Anhänger ASK·Taube In gold. 78,00 
Anhänger ASK·Mln ltaube, gOld. . 26,00 
Kettchen passend dazu , , . . 34,00 
OhrSlecker ASK·Taube, silber, Paar 22,00 
Ohatecker einzeln, silber. • . . 12,00 
AnhInger ASK·Taube aus Ton, blau oder braun. 6,50 
Anhänger 
Coplnol·Kern mit aalvadorlanlschen MoUven . 10,00 
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Pillkalmappe "Nicaragua Libre!" 
mit 15 Plakaten aus dem freien 
Nicaragua, DIN A3. alle Plakate 
mehrfarbig. Sonderpreis 12.- DM 

-'."" 

Graphikmappe des salvadoriani­
sehen Künstlers Ralael Cabrera, 
5 Blätter, dazu je ein Blatt mil Ge­
dichten von Neruda. Cardenal, 
Vega. DIN A4 Uberformat. s/w , 
Stück 10,- DM 
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Anhänger ASK-Taube, gold, 
78,00 DM. 

Anhänger ASK-Taube aus Silber. 
Stuck 14,- DM 

Postkarten mappe 6 Postkar­
ten mit Motiven des palästi· 
nensischen Künstlers Burhan 
Karkutli, s/w. 

3 .. DM 



Rafael Solis 

Die Wahlen sind keine 
Prinzipienfrage 

Ralad Solls, Mi tglied der SandiniJtischcn 
Fron! der Nationalen Bd..,;ung (FSLN). i,t 
S"k..,Ur des Slaalnale5. Ocr Staatsrat haI bis 
zur Wahl dne' Parlaments gesetzgebende 
Funktion. In ihm sind ;,0 Vtrtrctcr \'on P ar· 
teien, Masscnorg:anisalionen und anderen 
GroPIH'ß ,"crIO:lo:n. 

FRAGE: Es wird behauptet, die FSLN würde 
Wahicll durchfUhren, "um eine mögliche nord· 
amerikanischt In tervention zu ""rhindern" 
odu "um nicht die Unterstützung der Conta­
dora-Gruppe und der Sozialistischen Interna­
tionale zu verlieren", und sogar "um Zdt :w 
gewinnen" um sich zu konwlidieren, bevor sie 
sich in cin "totalitäres Regime" "erwandelt. 
Warum führt die Sandinistis<.::hc From Wahl .. " 
durch? 

Die Wahlen ~ind notwe ndig 

R. SOLlS, Die Dun:hflihrung von Wahlen in 
Nikaragua entspricht der Notwendigkeit, un­
sere Versprechen zu erfüllen. 
In der s.:hwierigen Situation, in der 5ich die 
Revolution befindet und in Anbetracht der 
Art und Wei5C wie sich der revolutionäre Pro· 
zeß entwickelt hat , halten wir die Durchflih­
rungdieser Wahl flir notwendig. 
Das bedeutet nicht, daß dies fürum eine Frag<: 
des Prinzips ist. Unsere Grund53.1Zpositionen 
gehen vielmehr von der politischen Teilnahme 
des Volkes auf vielen anderen Ebenen dur<:h 
die vers.:hiedenen Mas5Cnorganisationen und 
andere Instanzen de r Volksdemokratie aus. 
( ... ) Wenn die Abhaltung die5Cr Wahlen falsch 
verstanden wird, nämlich ah Teil einer be­
stimmten ideologischen Konzeption oder al$ 
Teil einer Entwicklung auf einen Swialismus 

hin, dann iSI das ein theoretisches Problem. 
Mehr noch, dies ist eine Diskussion, die wir 
noch nicht einmal in der t"SL:'\" geruhn haben, 
um zu "ermeiden, daß wir un>.:re Kräfte ver· 
schleißen. ( ... ) 
Danach können die "Theoretiker" dariiberdis· 
kutieren und zu dem Schluß kommen, daß 
"die5C Sandinista! Eurokommunisten sind", 
wie das manchmal schon behauptet wurde, 
oder daß "sie totalitär sind, aber sich nach 
außen demokratisch geben wollen", was auch 
schon gesagt wurde. 
Für uns ist das eine theoretische Debane. 
FRAGE: Die Pr'.isidentschafts·, Vizepräsident­
schaftswahlen und die Wahlen zur gesetzge· 
benden Versammlung ähneln denen in den 
westlichen Undern. 
Warum wurde dieses politische Schema ge· 
wahlt? Ger.it dies nicht in Widerspruch mit 
den anderen Formen der politischen Teil­
nahme und der Demokratie, die von den Sandi­
nistas in den verg-... ngenen :. Jahren entwickelt 
wurden? 
R. SOUS: Dieses Wahlmodell, das dem des 
Westens naher kommt, wurde deshalb gewählt, 
weil es am angeme"ensten den politischen Plu' 
ralismus im Land erhalten kann. 
Wenn wir zur Bildung eines Parlaments eine 
andere Art von Wahlen durchfUhren würden, 
an denen auch unser<: Massenorganisationen 
teilnähmen, würde zum Beispiel die Mehrheit 
der Oppositionsparteien verschwinden, weil 
sie nur geringes politische5 Gewicht und eine 
geringe Repriisentati\'ität besitzen. So wie die 
Wahlen jetzt durchgeführt werden, haben sie 
eine größer<: O1.ance ein oder zwei Mandate zu 
erringen. 
Die Wahlbezirke sind sehr groß. Wir haben die 
Zahl der Abgeordnetensitze von 60 auf 90 
erhöht. Damit braucht man jetzt nur noch 

~~;;~ "Oe, W,lIe d .. YI,~rland .. ~u, V~ .. ~id'8un8 de, Re.olu.ion." 1001,. Mn Wahlen .om" ~ • von einem Parlamtn' ab,.IÖ ... 

10.000 bis 15.000 Stimmen, um ein Mandat zu 
erhalten. Wenn unter dieiCn Bedingungen eine 
Partei kein Mandat mehr el'Tingen kann in 
irgendeinem Wahlbezirk, dann ist es be"er, 
wenn sie verschwindet. Sie hat dann kein 
Recht.zueÄiSlieren. ( ... ) 
Andererseits ist die FSLN nicht der Meinung, 
daß die5Cr W .. hltyp im Widerspruch steht zu 
den Mitbestimmungsmöglichkeiten des Vol kes 
dur<:h die Ma!l5Cnorganisationen, oder daß er 
sie begrenzt. Tatsächlich ist es so. daß auf den 
Listen der FSLN, die jetzt erarbeitet werden. 
Kader dieser Mas5Cnorganisalionen mehrheit· 
lich vertreten 5Cin werden. 
So wird das Volk wie bisher weiterhin an der 
Erarbeitung von Ge5Ctzen des Landes teilneh· 
men und ein Forum besitzen, in das es seine 
Sorgen und Forderungen einbringen kann. 

FRAGE: Die kon5Cr\'ati,e Opposition hat 
5 Jahre damit ,'erbracht. Wahlen zu fordern 
und heute, wo der Wahlprozeß in Gang gc· 
bracht wird, droht sie damit, nicht daran teiL· 
zunehmen. Welche Haltung nimmt die FSI... .... 
gegenüber den Bedingungen, die von der Oppo.­
sitionge$1ellt werden, ein? 

Kein Dialog mit den "Contras" 

R. SOLlS: AUe Maßnahmen bezüglich einer 
polit ischen Offnung sind Bestandteil des Wahl· 
prozesses. Und die FSL'\' wird sie auf jeden 
Fall vorantreiben, unabhängig davon, ob die 
Opp05ition dies \'erlangt oder nicht. Es wäre 
absurd und kontraproduktiv einen Wah!pro.­
zeß in Gang zu setzen, wenn ein Ausnahmezu· 
stand eKistiert und kein breiter Raum mrMei· 
nungsfr<:iheit und Zugang zu allen Mitteln der 
Information, der Organisierung und Mobilisie· 
rung vorhanden in. Das ist klar. 
Wir sind auch bereit, einen öffentlichen Dia­
log, ohne Einschränkungen - so wie es die 
Opposition fordert - mit allen eKinierenden 
Organisationen des landes, rechts und links 
\'on der FSLN zu akzeptieren. 
Andere Punkte jedoch sind nicht Gegenstand 
einer Diskuuion. Sie wissen das und bestehen 
darauf nur, um zu stören. Niemals werden wir 
mit der Konterr<:\,olution in einen Dialog tre­
ten, "überwachte" Wahlen akzeptieren oder 
verbieten, daß Soldaten wählen. 
Wir werden auch keinen Dialog fUhren über 
Forderungen wie die "Entpolitisierung der 
Armee" oder die angebliche.Verbindungzwi· 
schen FS[.,'-I und Staat oder zwischen letzte· 
rem und den Massenorganisationen. Wi. haben 
nie über eine ähnliche Verbindung gesprochen 
noch wird sie durch irgendein Gesetz geregelt. 
Wenn die Kon5Crvativen Mitglieder oder Solda· 
ten in der Annee oder im Staat haben wollen, 
dann sollen sie sie anwerben. 
Es zeigt sich aber, daß sie das nicht können, sie 
haben keine Kr-.. ft. 

FRAGE: Werden die Massenorganisationen 
und die Parteien links vOll der FSLN, die Kom· 
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munistische Parlei und die Bewegung der 
Volk, aktion in die ideologische Auseinander· 
setzung einbezogen? 
R. SOLlS: Ja, naturlich. Man muß diesen Be­
reich öffnen. Wir, die FSL~, glauben. daß uno 
sere Positionen richtig ~i nd. Und wir müssen 
das Volk damit konfrontieren, um "u sehen. 
ob es sie auch ruf richtig hält. 
Unsere Org"dnisalionen mussen diese Gdegen· 
heit nutzen, um sowohl hinsichtlich 'hrerMit· 
glieder· und Akti,·iuenzahl als auch in ideolo· 
gischer Hinsicht zu wachsen. 
Es geht nicht darum, eine Situation. die zu 
einer bestimmten Zeit entstanden ist, künst· 
lich aufrechtzuerhalten. ( ... ) Wir versuchen, 
daß die llinwendung zur FSLN so bewußt wie 
möglich erfolgt. 
Was die "Ultralinke" he trifft, so sind wir auch 

bereit, uns mit ihren Positionen auseinander· 
ZU5et>:en. Unserer Meinung naeh erhalt .. n so· 
wohl die Kommunistische Parui Nikaraguas 
(PCd .. N) als auch di .. Bewegung der Volksak· 
tion (MAP) prinzipiell .. theoretische Positio· 
nen aufrecht, die unserer Realität in diesem 
Moment und diesem Raum ,,1984 - Mittel· 
amerika" nicht entl;prechen. 
Wie Comandante Carlos Nunez einmal sagte, 
diese Parteien sch .. inen manchmal zu glauben, 
daß ein Strukturwandel, daß die Entwicklung 
eines neuen politischen Systems sich dur<:h 
Dekrete '·erordnen läßt. 
Obwohl die5e Organisationen Positionen ver· 
treten, die sich von unseren unterscheiden. 
handeln sie heute gemäßigter. Kurz nach dem 
Sieg initiierte die Kommunistische Partei eine 
Reihe von Lohnstreiks, millen in einer Situa· 
tion des wirtschaftlichen Notstands. Oie I\IAP 
ihrerseits unterhielt noch einige Monate nach 
dem Sieg bewaffnete Gruppen, die ihre Waffen 
nicht niederlegen wollten, weil sie mit der 
Bündnispolitik, die die FSLN betrieb, nicht 
einverstanden waren. 

R isiken des Wahlprozessu 

Im allgemdnen glau!J<,n wir, daß eine polio 
tische Auseinandersetzung eine wichtige Wei· 
terentwicklung im Bewußtl;ein der fortge· 
schrittensten Teile des nikaraguanischen Vol· 
kes bedeuten kann, insbesondere bei dem 
städtischen und ländlichen Proletarial, der 
annen Bauernschaft und vor allem bei der 
Jugend. 

FRAGE: Könnte eine solche Auseinanderset· 
zung das Risiko in sich bergen, andere Bevölke­
rungsteile, die historisch gesehen immer ge· 
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schwankt haben, wie z.B. die mittleren Bau· 
ern, die ca. !lO% der wirtschaftlich akti,·en 
Bevölkerung stellen, zu verlieren? 
R. SOLlS, Dies bedeutet tatsächlich ein Ri,i· 
ko. Dieser Bevölkerungsteil ist sehr schwan· 
kendo teilweise weil er sich von der Situation 
der reichen Bauernschaft oder de r Agrnrbouf' 
~oisie, die in Nikar~gua existieren, angezogen 
ruh!! und außerdem unter dem Einfluß der 
konservativeren Strömungen der Kir<:he steht. 
Oie FSLN ist der Meinung, daß es diesem Be· 
völkerungsteil schwerer fallt, den revolutionä· 
ren Prozeß und den Wandd zu begreifen. Mit 
ihm muß eine Politik betrieben werden, die 
sich grundtilZlich an der Praxis orientiert. 
Dieser Bevölkerung51eil ist nicht gegen den 
revolutioniiren PTOzeß und legt seine Po,ition 
eher über die Neu>'erteilung des Landes und 

hessere Anbaumögliehkeiten fest als über poli· 
tische Auseinandersetzungen. 1m allgemeinen 
folgen die Bauern nicht besonders stark den 
Auseinandersetzungen, obwohl sie bei dieser 
Gelegenheit die Möglichkeit haben werden, sie 
ü!J<,rs Radio zu hören. 
FRAGE: Oie Sandinistische front hat behaup· 
tet, daß "derjenige, der meint, daß Wahlen den 
vollendeuten Ausdruck der politischen Teil· 
nahme des Volkes darslellen, sieh irrt". Sie hat 
demgegenüber andere fonnen der politischen 
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Tei lnahme hervorgehoben, wie z.B. die, die 
sich durch die Massenorg:misationen ent· 
wickelt. 
Welche Fortschritte und welche Hemmnisse 
würde die FS LN in dieser Hinsich t fe lls!eUcn? 

A ndere form e n der Volksdemokratie 

R. SOUS, Den grundlegenden Fortschritt 
stellt die massenhafte Integrat ion du Volkes 
in die verschiedenen Massenorganisa tionen 
dar, d.h. der Arbeiter in die Sandinistische 
Gewerkschaftszentrale (CST), der Landarbei· 
ter in den Verband der Landarbeite r (A T C), 

der armen und minIeren Bauern in die Vereini· 
gung der Landwirte und Viehzüchter (UNAG), 
der Frauen in die Nikaraguanische Frauen· 
vereinigung "Luisa Amanda Espinoza" 
(AMNLAE), der Jugendlichen in die Sandini· 
st;sche Jugend 19. Juli OSI9J) und der Be· 
wohner jedes Stadtviertels in die S:l.ßdinisti· 
schen V ... teidigungskomitees (CDS), um nur 
die wichtigsten zu nennen. 

Diese Organisationen leiten die Probleme oder 
Sorgen der Basis weiter. 
Zweifellos wird manchmal auf di .. Prohleme 
keine Antwort gegeben. Das hängt manchmal 
damit zusammen, daß einige mittlere Kader 
die Wichtigkeit dieser Berorgnisse nicht richtig 
einschätzen könncn und sich entscheiden, sie 
nicht weiterzuleiten. Andere mittlere Kader, 
di .. zwar fahig sind, sie.w lösen, leiten sie nicht 
weiter aus Angst, sich zu im:n, so daß ,·on oben 
nachgefragt werden muß. ( ... ) 
Dann wiederum gibt es andere, die alles auf 
dem Dienstweg weiterleiten, einen Papierkrieg 
fUhren, alles bürokratisch machen und nichu 
rechueitig lösen können. ( ... ) 
Aber all das ist nicht vorherrschend. Wenn die 
Petitionen dann schl ießlich zu den entspre­
chenden staatlichen Instazen gelangen, kön· 
nen sie manchmal nicht erfU]]t werden - nicbt 
etwa aus mangelndem politischen Willen, son· 
dem aufgrund der bestehenden sehr ernsten 
Beschriinkungen wirtschaftlicher Natur. 
Es gibt Fälle, in denen sich die Basis besonders 
stark um eine Antwort bemüht. dann diese 
Kanäle überspringt und direkt zu den regiona· 
len Instanzen geht, oder gleich im Staatsrat 
>'orstellig wird, um ihre Situation darzustellen. 
Das ist schon "erschiedene Male vorgekom· 
m~, 

(Quelle: Pensamiento Propio, Managua, Nr. 
12, Februar/ März 1984,S. 22·24) 
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John Cavanagh/Joy Hackel 

Der Wirtschaftskrieg 
gegen Nikaragua 

Kriege: brauchen nicht ausschließlich mit 
Waffen ausgetragen zu werden. Im 
Schatten der \'on den USA unterstützten 
militärischen Aggression gegen Nikara­
gua führen die Regierung, Banken und 
Firmen der USA einen stillen, aber ver· 
heerenden Wirtschaftskrieg mit dem 
Ziel, die Regierung von Nikaragua zu 
schwächen oder sogar zu stürun. 
Oie Reagan-Administration betreibt die­
se kOn2:ertierte Kampagne zur wirt­
schaftlichen Sabotage, um jene zu unter­
stützen, die sie als "gemäßigte KdflC" 
bezeichnet - die Privatwirtschaft in 
Nikaragua - , von der sie behauptet, sie 
sei der wichtigste Fürsprecher des demo­
kratischen Pluralismus für das nikaragua­
nische Volk. 

Parallele zu Chile? 

Bisher haue die Politik der USA eigent­
lich fUr die Mehrheit der Nikaraguaner 
ganz andere Auswirkungen. Indem die 
Reagan'sche Kampagne dernikaraguani­
sehen Regierung den größten Teil der 
Auslandskredite entzog und sie zwang, 
ihre knappen Mittel zunehmend für den 
militärischen Bereich auszugeben, 
schwächte sie die Wirtschaft Nikaraguas 
und zehrte die Mittel fUr Sozial- und Ent­
wicklungsprogramme auf. Mit der Hilfe 

des CIA an die "Contras'· haI sie außer­
dem die Mobilisierung des nikaraguani­
sehen Volkes zur Verteidigung der Revo­
lution gefördert. 
Nach Angaben der Kikaraguaner verlo­
ren sie allein 1983 wegen der wirtschaft­
lichen Sanktionen der USA 345 1\Iio 001· 
lar durch Exportverluste und entgangene 
Kredite. Auf internationaler Ebene 
fUhrte der Druck der USA seit 1980 zum 
Verlust von weiteren 112,5 l\lio Dollar 
an multilateralen Krediten. 1 

Diese Sanktionen, die die USA in klarer 
Verletzung der Charta der Organisation 
Amerikanischer Staaten (OAS) durch­
setzte. sind nicht ohne Beispiel. 
Als 1970 in Chile ein linksgerichteter 
Präsident vom Volk gewählt wurde, gab 
Richard Nixon an seinen CIA-Chef 
Richard Helms die knappe Direktive: 
"Bringen Sie die Wirtschaft zum Schrei­
en." Wie von Henry Kissingerund seinen 
Untergebenen vorgesehen, gipfelte diese 
Politik wirtschaftlicher Erstickung in 
einem blutigen Staatsstreich (11. Sep· 
tember 1973; d. Red.), der Chile ein 
Jahrzehnt brutaler Militärdiktatur und 
eine tiefe Wirtschaftskrise besehene, die 
seit 1983 zu ausgedehnten sozialen Un­
ruhen geführt halo 
Durch die Verletzung elementarster 
Grundsätze des internationalen Rechts 
und des freien Handels haben die USA 

gegen Nikaragua einen ähnlichen wirt· 
schaftlichen Großangriff gestarlel, in­
dem sie bilaterale Hilfe und Einfuhr­
quoten strichen, !nternationale Agentu­
ren drängten, Nikaragua die Kredite zu 
sperren und die Beteiligung von US­
Unternehmen an Investitionen und 
Bankkrediten behinderten. Kurz ausge­
drückt: WirtSchaftskrieg. 
Der Sieg der sandinistischen Revolution 
im Juli 1979 bedeutete für die Außen­
politik der Caner-Administration eine 
der größten Herausforderungen. Carters 
Taktik unmittelbar nach dem Triumph 
der SandiniSlas hestand eher darin, 
durch massive Hilfe für die Privatwirt­
schaft die Revolution zu vereinnahmen 
als sie zu stünen. 
Im November 1980 beg-,mn die US·Poli­
tik gegenüber Nikaragua, innerhalb der 
antisandinistischen Opposition neue 
Bündnisse zu schmieden. An diesem 
Punkt wurde mit kräftiger Unterstüt­
zung der Agentur rur Internationale Ent­
wicklung (AID) eine 75-Mio-Dollar·An­
leihe rur Nikaragua gewährt. 2 

Dieses Programm, dessen Realisierung 
rur das Haushaltsjahr 198 t vorgesehen 
war, war vor allem zur finanzierung von 
Organisationen der Privatwirtschaft mit 
offen antisandinistischen Zielen be­
stimmt: den Obersten Rat Privater Un­
ternehmen (COSEP) . FUNDE (die regie­
rungsfeindliche Alternative zur sandini­
stischen Organisation ftir Genossenschaf­
ten) und das Amerikanische Institut für 
die Entwicklung freier Gewerkschaften 
(AIFLD), das häufig im direkten Kon· 
f1ikt mit den sandinist ischen Gewerk­
schaften steht. 3 

Vom Stopp der Wirtschaftsh ilfe ... 

Den Sieg Ronald Reagans über Carter 
bekamen die Nikaraguaner sofort nach 
der Amtseinftihrung des neuen Präsiden­
ten imJanuar 1981 zu spüren. 
Die neu angetretene Reagan-Admini. 
stration begann schnell mit der Umklam­
merung der nikaraguanischen Wirt­
schaft. Wenige Tage nach seiner Amts­
übernahme stellte Reagan den größten 
Teil der US-Hilfe ein, mit Ausnahme des 
Teils des 75-Mio·DoUar·Programms der 
AID, der bis dahin noch ausstand. 4 

Im April 1981 legte die Regierung Rea­
gan für die verbliebene bilaterale Hilfe 
noch strengere Bedingungen fest, und 
zwar unter dem Vorwand, Nikaragua 
unterstütze durch Waffen lieferungen an 
die salvadorianische Guerilla den .,Terro­
rismus" (wodurch US-Wirtschaftshilfe 
aus gesetzlichen Gründen nicht mehr in 
Frage kam). 
Gleichzeitig stoppte Reagan 9,8 Mio 
Dollar von zuvor aufgrund des Gesetzes 
480 ("Lebensmittel rur den Frieden") 
gewährten Lebensmitte\krediten fUrden 
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Kauf \'on Weizen. Damit wurde Nikara­
guas Versorgung mit Brot und Nuddn 
wirksam abgeschnitten. 5 ( ... ) 

Reagan dehnte die restriktiven Maßnah· 
men auf den Handel aus, indem er Nika­
raguas Quote rur die Ausfuhrvon Zucker 
in die USA \Ion 59.000 Tonnen (t) im 
Haushaltsjahr 1983 um 90% auf 6.000 t 
reduzier te. 6 Diese Kürzung bedeutete 
für die Nikaraguaner einen Verlust an 
Exporterlösen von 15,6 Mio Dollar in 
einer Zeit extremer Devisenknappheit. 7 

... zum Handelsboykott 

Obwohl die Sandinistas sich vor allem in 
Algerien und im Iran neue Zuckermärkte 
sichern konnten, erhalten sie dort nur 
6 Cent pro Pfund, während sie das Pfund 
Zucker an die USA zu einem Vorzugs­
preis von 17·22 Cent hätten verkaufen 
können. 8 ~Iit der Begründung, die Ver­
einigten Staaten hätten ihre Verpflich­
tung zum freien !landel verletzt, reichte 
Nikaragua beim Allgemeinen Zoll· und 
Handelsabkommen (GArr) formell 
Klage ein. 
Regienmgsvertreter in den USA behaup' 
teten, "wir haben sie (die Zuckerquote) 
nicht abgeschafft, sondern nur ange­
paßt".9 Sie gaben zu, der einzige Grund, 
warum die USA Nikaraguas Quote nicht 
ganz aufgekündigt hätten, seien die Vor· 
schriften des GAlT, wonach die Import. 
länder bei der Anwendung von Quoten· 
systemen auf "gleiche Behandlung" der 
Exportländer achten müssen. ( ... ) 
Während die Vereinigten Staaten ihren 
wirtschahlichen Druck auf den Handel 
ausdehnten, versuchte Nikaragua darauf 
durch Diversifizierung seiner Handel s­
partner zu reagieren. 

1983 gingen 10% seiner Ausfuhren in 
\löllig neue Märkte im Nahen OSlen und 
in Nordafrika. Die europäischen Länder 

vor allem Frankreich und Spanien -
haben ihre Exporte nach Nikaragua ver· 
stärkt. Mexiko schätzte, daß es 1983 
Industrieprodukte im Wert von 100 Mio 
Dollar nach Nikaragua exponieren 
würde, und plante rur 1984 eine weitere 
Steigerung um 25%. Mexiko hat somit 
die Vereinigten StOlaten als wichtigsten 
lIandelspartner abgelöst. (Die Importe 
Nikaraguas aus den USA gingen \Ion ei· 
nem Gesamtanteil von 30% vor der Re­
volutionauf 16% 1983 zuruck).IO 

Durch Drock seitens der USA wurden in 
die finanzielle Blockade Nikaraguas auch 
Institutionen einbezogen, deren Satzung 
politische Kriterien fUrdie Entscheidung 
über Kredite ausdrücklich verbietet - die 
multilateralen Kred itorganisa lianen. 
1979 gab es einen flagranten Verstoß des 
Internationalen Währongsfonds (IMF) 
gegen das Polilikverbot, als er der Somo­
za-Diktatur, gerade 9 Wochen vor ihrem 
Stur.t, einen Kredit von 66 ~lio Dollar 
gewiihrte. ll 

Finanzspcrrc VOll IMF, Weltbank 

Als Somoza aus dem Land floh, war in 
der Zentralbank von Nikaragua von den 
66 Mio Dollar - übrigens nach allgemei. 
ner Ansicht einer der am schlechtesten 
begründeten Kredite in der Geschichte 
des IMF - so gut wie nichts mehr vor­
handen. Für die Sandinistas war es eine 
zusätzliche Belastung, daß man von 
ihnen die sofortige Rückzahlung des Kre­
dits verlangte. da das von Somoza offi· 
z iell bekanntgegebene Haushaltsdefizit 
fUr 1979, wie es dem IM F mitgeteilt wor-

E.in (i.S<'h~nl Kuba. zur lJnderun,::::-::;;;::;~ 
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den war, auffalschen, willkürlich zusam­
mengestellten Zahlen beruhte. 
Sei t Somozas Sturz hat der Exekutiv­
direktor der USA beim IMF die Kampag­
ne geführt, um alle Kredite an Nikaragua 
mit so harten Bedingungen zu verknüp­
fen, daß es seither zu keinem Abkom­
men zwischen den beiden mehr gekom. 
men ist. Dabei hat jedes andere Land des 
mittelamerikanischen Isthmus in den 
letzten beidenjahren umfangreiche Kre­
dite vom IM." erhalten. 12 

Was fUr ein Wirtschaftsprogramm hat 
Nikaragua verfolgt. das internationale 
Agenturen wie den IMF so aufgebracht 
und befremdet haben könnte? Nun, 
Nikaraguas "Politik der Anpassung" 
gibt. im Gegensatz zu Anpassungspro· 
grammen, die der 111,'1 F versuchen würde 
durchzusetzen, sozialen und wirtschaft­
lichen Zielen Vorrang, die ("inen Aus­
gleich von Armut und Reichtum herbei­
ruhren sollen. 
Statt den Leitlinien des Fonds zu folgen 
und den Privatsektor zu "ermutigen", 
widersetzt sich Nikaraguas Wirtschafts­
programm der allgemeinen Abwertung 
der Landeswährong, des Cordoha, indem 
es zur Förderung bestimmter Exportbe­
reiche ein System differenzierter Wech­
selkurse vorsieht und auf nicht lebens­
wichtige Importe wie Luxusgüter eine 
Steuer von 50% erhebt. 
Nach der Ausschaltung des 1~IF hat die 
Reagan·Administration die beiden ande­
ren bedeutenden multilateralen Finanz· 
organisationen in die Wirtschaftsblocka­
de gegen Nikaragua einbezogen: die 
Weltbank und die Interamerikanische 
Entwicklungsbank (ID B). 
Während Nikaragua 1979 von den bei­
den Institutionen 179 Mio Dollarerhielt, 
wobei weitere 149 Mio Dollar in Aus­
sicht geste!!t wurden, wurde dieser Be­
trag durch direkten Druck der Reagan­
Administration 1983 auf 30 i\lio Dollar 
reduziert. 13 
Als Präsident Reagan im vergangenen 
Sommer den Vertretern der USA in die· 
sen beiden Institutionen Anweisung gab, 
gegen jegliche Kredite rur Nikaragua zu 
stimmen, sprach er nur deutlich aus, was 
schon zuvor die inoffizie!!e Politik war. 
Seit Januar 1982, als die USA mit ihrer ­
der einzigen - Gegenstimme vergeblich 
versuchten, einen l6·i\lio-Dollar-Kredit 
zur Finanzierung von Verbesserungen in 
einkommensschwachen Wohngebieten 
und für die Beseitigung von Sturmschä­
den zu blockieren, hat Nikaragua \Ion der 
Weltbank keinen einzigen Cent mehr er­
halten. 14 ( ... ) 
Bei der IDB wiederholte sich das Spiel in 
ähnlicher Weise, wobei die Vereinigten 
Staaten mit ihrer Stimme gegen K.:redite 
rur Nikaragua häufig isoliert dastan­
den. 15 Im Juli 1983 blockierten die 
USA die Freigabe von 2,2 Mio Dollar der 
lOB an Nikaragua. Sie setzten sich dabei 



über die Unterstützung aller anderen 42 
~litglieder der Bank für das Projekt hin· 
weg. Die Mittel sollten zur Fertigstellung 
eines Straßenprojektes dienen. das die 
USA noch während der Somozaherr· 
schaft unterstützt hatten. 

Die Kampagne zur ;\ chtung ~ikaraguas 
innerhalb der 108 ist beileibe nicht ge­
heim. 
Wie das Wall Street Journal unter Bezug 
auf eine kürzlich vom Kongreß angefor­
derte Untersuchung berichtete, hat die 
Reagan-Administration Nikaragua 1981 
zusammen mit vier anderen linksgerich. 
teten Regierungen auf eine "llitliste" ge­
setzt (um bei der Terminologie der Re­
gierung selbst zu bleiben). Die USA wa­
ren bemWn zu verhindern, daß L.'tnder 
auf der " lI itliste" von der lOB oder an­
deren internationalen Kreditinstituten 
Mittel erhalten. 
Der finanzielle Würgegriff der Vereinig­
ten Staaten hat auch den Druck auf pri· 
vate Banken bei der Gewährung von 
Krediten an Nikaragua laufend erhöht. 
Die Folgen waren beachtlich, haben die 
US-Banken doch einen gewichtigen Ein­
fluß bei der Vergabe von Krediten in 
diesem Weltteil sie gewähren 40~ der 
Bankkredite an die Länder des karibi­
schen Beckens, und Anfang 1983 hatten 
die US-Banken an Nikaragua insgesamt 
404 ~lio Dollarverliehen. 
Als Somoza 1979 aus Nikaragua fluch· 
tete, hinterließ er der neuen Regierung 
eine Bürde von 1,6 Mrd Dollar an priva­
ten Schulden, davon ungemhrdie Hälfte 
bei Geschäfubanken. Im überschwang 
dCll Sieges der Sandinistas 1979 ver­
sprach Nikaragua, Somozas Schulden zu 
bezahlen, und die privaten Banken setz­
ten sich dafUr ein, weiterhin Kredite lU 
gewähren. 
Unter dem harten Druck der US-Regie­
nmg erreichte jedoch nur ein kleiner Teil 
von I1 Mio Dollar seit 1979 Nikaragua, 
und dabei handelt es sich nur um 90-
Tage-Kredite. ( ... ) 

Bananendiplomat.ie 

Konzerne aus den USA spielen bei der 
Unterstützung des Wirtschartsembargos 
eine wichtige Rolle. 
Im Oktober 1982 brach, mit der begei­
sterten Unterstützung von Reagans 
Außenministerium, die Standard Froit 
(fi.ir Castle & Cook im Bananengeschäft 
tätig), einziger Käurer von Bananen aus 
Nikaragua, plötzlich ein 5-Janres.Ab­
kommen, das sie 1981 mit der sandinist i­
schen Regierung abgeschlossen hatle. 16 

Als die nikaraguanische Regierung Pläne 
zur eigenen Vermarktung von Bananen 
ankundigte, die nach England, Holland 
und ,"'rankreich verschifft werden soll­
ten, drohte der Präsident der Standard 
Fruit, Nikaraguas Bananen durch "Ober-

flutung des Marktes" mit den eigenen 
Bananen zu ,.begraben".17 Trotz der 
Drohungen hat die staatseigene Ern· 
banco nach dem Rückzug der Standard 
Fruit mehr als 4 ~1io Kisten Bananen aur 
den Markt gebracht. woftir sie 35 l\lio 
Dollar in kostbaren Devisen erhielt. 18 

Sabotage durch die "Contras" 

Jüngst hat Exxon, Besitzer der größten 
ausländischen Einzelinvestition in :\'ika­
ragua - nämlich der Ölraffinerie von 
Managua 19 -, es abgelehnt. Erdöl von 
Mexiko nach Nikaugua zu transportie­
ren. 20 Die Weigerung erfolgte nach einer 
dramatischen Eskalation der Kampagne 
der "Contras", der Rebellen, die vom 
CIA finanziert und beraten werden, zur 
wirtschaftlichen Sabotage. 

Streitkräfte der "Contras" griffen im 
Laufe der Monate September und Okto­
ber 1983 fünfmal Ölanlagen an und er­
klärten, sie würden alle einlaufenden 
Schiffe in die Luftjagen. 
Neue Schiffe zum Transport des Rohöls 
wurden gechartert. und Exxon verarbei­
tet weiter Erdöl innerhalb der Grenzen 
Nikaraguas. Eine Unterbrechung der 
nik.araguanischen Oltranspone könnte 
einen ernsten und lähmenden Schlag fUr 
die Wirtschaft bedeuten. 
Nikaraguadürfte nurfUr I oder 2 Monate 
OlvoTTäte haben, und mehr als ein Drittel 
der Exporterlöse des Landes werden Hit 
den Kauf von Erdöl verwendet. Im 
Moment bestreitet Mexiko praktisch den 
gesamten Olimport - im Wert von 225 
Mio Dollar jährlich - zu einem Preis, der 
aufgrund langfriniger Kreditverein­
barongen unter dem Marktpreis liegt. 
Die vielleicht wirksamste Komponente 
der Kampagne der USA zur Aushöhlung 
der nikaraguanischen Wirtschaft besteht 
in der großzügigen Finanzierung und Zu­
sammenarbeit mit den Streitkräften der 
"Contras", deren Ziel die Zerstörung der 
Infrastruktur Nikaraguas ist. 

Nach Schätzungen der nikaraguanischen 
Regierung beläuft sich der Schaden. den 
die nikaraguanischen "Contras" zwi· 
sehen Mai 1981 und Oktober 1983ange­
richtet haben, auf insgesamt über I Mrd 
Dollar (siehe Beitrag zur US-Interven­
tion in diesem lIe!t;d. Red.) ( ... ) 
Staaten wie Mexiko und Venezuela ha­
ben das Vorgehen der Vereinigten Staa­
ten gegen 1I:ikaragua als eine klare Verlet­
zung der OAS·Charta gebranntmarkt. 
Die Charta verbietet es Mitgliedern, wirt­
schaft liche Sanktionen zu ergreifen, um 
sich anderen Ländern gegenüber Vorteile 
zu verschaffen oder das wirtschaftliche 
Wachstum einer Nation zu beeinträchti­
gen. 

(Quelle: CounterSpy, Washington, :\'r. 3, 
Mai-Juni 1984, S. 12-17) 
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Rüdiger Mack 

Brigadeeinsalz in Nueva Guinea 

Talolinga ist ein 600-Einwohner-Dorf, 
das 20 km nördlich von Nueva Guinea 
liegl. Als Mitglieder einer bundesdeut­
schen Solidaritätsbrigade hidten wir unS 
hier, in dCT Atlantikprovinz Zelaya. 
während der Monate März und April 
d.J .. auf. 
Hei der Be~rteilung der heutigen politi. 
schen Lage in der Gegend um Nueva 
Guinea muß die Geschichte dieses Land­
strichs berücksichtigt werden. 

Eine Hochburgdes Somozismus 

Vor 20 J ahren war hier, im Süden der 
Provinz Zelaya praktisch nur tropischer 
Regenwald. Zu Beginn der 60tT Jahre 
wurde damit begonnen , zahlreiche Bau­
ern aus der Pazifikn:gio n \"on ihrcm Land 
;,.u vertreiben, U Ill der profitableren 

Uaumwollproduktion einiger Groß· 
grundbesitur Platz zu machen. Diese 
Bauern wurden in Slid-Zelaya angesie­
delt und erhiehen dabei mein größere 

5O{I'" 

Landparzellen als sie vorher besaßen. 
Diese Maßnahmen wie auch die kosten­
lose Krankenversorgung waren Teil eines 
von dm USA finanzierten Anti-Guerilla· 
Programms. das ;!:Unächsl für das Somo­
za-Regime Früchte zu tragen schien. 

Tlienu sagte uns der regionale Verant­
wortliche der Sandininischen Front der 
Nationalen Befreiung (FS LN), Rigober­
to Puertocarrera: "lIier war 1979 fast 
nichts. 
Man muß sich in Erinnerung rufen, daß 
Nueva Guinea, so wie es gegründet wur­
de, auch 1979 noch eine Hochburg des 
Somozismus war. Von hier hohen sie 
noch vor dem Triumph,also vor dem 19. 
Juli, ungefahr drei bis vier Bataillone des 
somozistisehen I leeres, um sie nach 
Managua in den Kampf zu werfen. Da­
mals waren der Somozismus und die Na­
tionalgarde hier in großem Umfang ver­
treten. Die Frente (FSLN; d. Red.) war 
hier erstmals 1972 vertreten mit vier 
Organisationen." 
Dazu kommt der erhebliche Einfluß 

evangelischer Sek ten. von denen es in der 
7.000-Einwohner-Stadt "ueva Guinea 
21 gibt; selbst im kleinen Talolinga wa· 
ren drei Sekten mit eigenen Versamm­
lungshausern \ertreten. Die meisten die­
ser Minikirchen, deren Führer größten­
teils in den USA sit;.:en, verbreiten eine 
Ideologie, d ie behauptet, daß die Revo­
lution gegen Gottes Willen ist und daß 
man die von Gott geschaffene Gesell­
schaft nicht \'er',mdem darf. 
Der Einfluß dieser Ideologie geht soweit. 
daß viele Eltern ihre Kinder nicht impfen 
lassen, weil sie davon überzeugt sind, daß 
ihnen der Kommunismus injiziert wird. 
In der Bundesrepublik mag man darüber 
lächc:tn. Die deulu:hen Krankenschwe­
stern und Ärzte, die dort ebenfalls Soli· 
daritätsarbeit leisten und zu Impfaktio­
nen auf die Dörfer geschickt werden, 
konnten darüber allerdings nicht lachen. 

Die Offensive der "Colltrd.S '· 

Aus all diesen Faktoren erklärt sich auch 
eine relativ starke Aktivitat der "Con­
tras". 
Teilnehmer unserer Gruppe befragten 
dazu ebenfalls Rigoberlo I'uenocarrera: 
"Uns kommt es vor, als hatte die Contra 
hier an Einfluß gewonnen. Gibt es eine 
Offensive oder haben sie nur den Ort der 
Überfalle weiter nach Norden verlegt? 
Hat Pastora jetzt mehr Leute ? .. Rigo­
berto: "Die neue Situation, die sich er­
geben hat, ist Bestandteil einer Groß­
offensive, die die konterrevolution:ire 
Bewegung seit Februar d.]. betreibt. die 
im Miin verstärkt wurde und von der wir 
Oleinen, daß sie im April noch mehr ver­
stärkt wird. Es ist eine große Zahl \'on 
'Contras' in den Norden eingedrungen . 
Und I'astora hat ebenfalls mehr Leute für 
die Slidgebiete. 
Seit Beginn der Großoffensive haben 
sich FON (Nikaraguanische Demokrati­
sche Kraft; d. Red.) und ARDE (Revolu. 
tionäre Demokratische Allianz; d. Red.) 
vereinigt. Vorher waren sie getrennt, 
weil sie Probleme hatten in der Frage der 
Führung. Alle wollten die Führer und 
Chefs scin. Die Gringos (US-Amerikaner; 
d. Red.) haben ihnen jetzt deutlich ge­
sagt: 'Gut, ihr vereinigt euch oder ihr 
bekommt kein Geld und keine Waffen 



mehr!' Darauf gab es die Vereinigung 
und sie wurde zum Teil des globalen 
Plans einer starken Offensive; genauso 
stark im Süden wie im Norden. Vorher 
war es hauptsächlich im Norden, weil 
Pastora nicht viel Kraft hatte. Jetzt ha· 
ben sie ihm Waffen gegeben und Leute 
aus dem Norden, die vorher in Honduras 
waren. Daher ist die Situation jetzt 
natürlich auch hier schwieriger." 
Die oben angesprochene Verankerung 
des SomOZiSmU5 in der Gegend setzt sich 
zum Teil noch heute fort in einer Kolla­
boration von Teilen der Bevölkerung mit 
den "Contras". Viele Contras konlmen 
aus derCegend, haben noch Kontaktezu 
Angehörigen, Verwandten, Freunden. 
Für Geld besorgen sie sich Informatio· 
nen über politische Aktivisten, über die 
militärische Lage usw. 

Die Kooperativen -
Rückgrat der Revolution 

Das politische Rückgrat der Revolution 
auf dem Lande bilden die Bauem und 
Landarbeiter, die besitzlos waren oder 
sehr wenig Land besaßen. 

Aus ihren Reihen wurden bisher zahl· 
reiche Kooperativen gebildet. In der 
Region Nueva Guinea sind es hauptsäch­
lich Kakao·Kooperativen, die Teil eines 
regionalen Kakao·Projektes sind. Die 
Kakao-Kooperative von Talolinga wurde 
1983 gegründet. in etwa 3 Jahren kann 
der erste Kakao geerntet werden. Dann 
soll schrittweise mit dem Aufbau einer 
Kakaoverarbeitung im Lande bis zur 
Herstellung von Schokolade begonnen 
werden. 
Mit diesem Projekt sind verschiedene 
Aspekte verknüpft. Zum einen sollen die 
bisher besitzlosen Landarbeiter Arbeit 
bekommen. Mit dem Export von Kakao 
soll die Exportpalette des Landes erwei· 
tert und damit der Außenhandel weniger 
annilJig werden. Ein weiterer Aspekt ist. 
daß im Rahmen dieses Projekts die infra· 
struktur der Region, die bisher noch sehr 

unterentwickelt ist, durch den Bau von 
Straßen, Schulen, Ausbildungsstätten, 
Wohnhäusern usw. verbessert wird. 
Okologisch gesehen ist das Anpflanzen 
von Baumkulturen in dieser Urwald· 
region wesentlich sinnvoller als die bis­
her noch weitverbreitete Brandrodung. 
die deli Boden rasch einer starken Ero· 

sion aussetzt. Schließlich bietet das 
Kakao·Projekt noch folgende Perspek· 
tive: rur die zahlreichen Flüchtlinge aus 
dem Süden, können neue Itiuser und 
Arbeitsplätze geschaffen werden. 
Ein Mitglied der Kooperative aus Talo· 
linga, Porfirio Ocon, sagte zur politi. 
schen Bedeutung der Kooperativen: 
"Das paßt den Banditen, die in der Re· 
gion ihr Unwesen treiben, nicht. Denn 
sie wissen, wenn die Situation der Bau­
ern sich verbessert; wird die Vergan­
genheit, die sie wollen. nicht wiederkeh­
ren." 
Er bezieht sich auf Eden "'astoTas be· 
waffnete Banden, die verstreu t durch die 
Gegend streifen und Terror unter den 
Bauem verbreiten. "Die Vergangenheit 
ist überwunden, und wenn die 'Contras' 
auch die Pflanzungen zerstören wollen, 
es wird ihnen nicht gelingen, denn die 
Bauern sind bereit, die Revolution zu 
verteidigen. " 
Die Kooperativen bilden den politisch 
bewußten Kern der Dorfbevölkerung 
und in der Regel die Dorfmilizen. 
Unser örtlicher FSLN-Verantwortlicher 
war als Kakao·Techniker sowohl fUrden 
Aufbau der Kakao·Kooperative verant· 
wortlich als auch fUrdie Milizen. Aufihn 
hatten es die "Contras" auch bei einem 
überfall am 22. März dJ, auf unser 
Nachbardorf abgesehen. Die "Contras" 
wissen genau, daß sie nur eine Chance 
haben, wenn es ihnen gelingen würde, die 
politische Avantgarde Nikaraguas, die 
FSLN und alle ihre Mitglieder physisch 
zu vernichten. Diesem überfall, der mit 
zwei Verletzten noch relativ harmlos 
ausfiel, folgte 2 Wochen später ein über· 
fal! auf ein anderes Nachbardorf, der mit 
vier Ermordeten endete. 

Durch Informanten hatten die Contras 
erfahren, daß in der staatlichen Ankaufs· 
stelle rur Bohnen 800.000 Cordobas 
(80.000 Dl\1) eingetroffen waren. Am 
Morgen des I L April fielen sie in das 
unbewaffnete Dorf ein, schossen runf 
Menschen an, raubten das Geld und er· 
mordeten vier Verletzte mit Bajonett· 
stichen. Ein Schwerverletzter konnte 
entkommen. 

Zu lauf zu den ~ Iilizen 

Unter den Ermordeten befand sich ein 
Ehepaar, das 13 Kinder halte. So 
schrecklich dieses Verbrechen war, hatte 
es doch fUr das politische Bewußtsein der 
Leute eine positive Wirkung. Nach einer 
kämpferischen Rede des FSLN·Verant· 
wortlichen Fernando auf der Beerdi· 
gung, meldeten sich 30 Männer, die be· 
reit waren, ein Gewehr zu nehmen und in 
die Miliz einzulrelep. in den nächsten 
Tagen bekamen aUCh 15 Bauern ein Ge· 
wehr. 

Auch in unserem Dorf wurde die Miliz 
durch einige Gewehre verstärkt. Man 
muß dazu wissen, daß es bis zum Märl 
weder in Talolinga noch in den Nachbar­
dörfern auch nur ein einziges Gewehr 
gegeben hatle. weil die Bauern den 
Standpunkt vertraten, daß der Besitz 
von Gewehren nur die "Contras" an· 
lockt. in der zugespitzten Situation be· 
griffen die Bauern den prinzipiellen Irr­
tum dieser überlegung. 

Wenn man auf die eingangs angespro­
chene Kollaboration mit dem Somoza· 
Regime und die auch heute noch vorhan· 
dene Unterstützung der "Contras" zu­
rückkommt, so ist festzusteHen, daß sich 
die "Contras" die letzten Sympathien 
der Bevölkerung verscherzen. Die polio 
tisch bewußten Bauern sind bereit sich 
zu verteidigen. Ein Kooperativebauer 
zeigt auf die Kakaopflanzung und sagt: 
"Das müssen wir verteidigen. denn das ist 
die Zukunft unserer Kinder." 
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Nico Biver 

Die US-Intervention 
und die "Contras" 

"Produktion, die Nahrungsmittt:lversor­
gung, die Reichtümer des Landes und die 
Anstrengungen der gesamten Bevöl­
kerung müssen in erster Linie darauf aus­
gerichtet sein, die Bedürfnisse jener zu 
befriedigen. die täglich ihr Leben an der 
Kampffront riskieren." 1 
So hatte am 18. Mai cl.]. die Sandinisti­
sehe Versammlung. ein beratendes Gre­
mium der Nationalen Leitungder Sandi­
nistischen Front der Nationalen Befrei­
ung (FSLN), e ine Umorientierung der 
nikaraguanischen Wirtschaftspolitik be­
schlossen. Die Losung der Stunde: "Al­
les rur die Verteidigung!" 
Dieser Schritt war notwendig geworden, 
nachdem sich durch ciße Großoffensive 
der "Contras", an der mehr als 8.000 
Mann teilnahmen und durch die Ver­
minung der Häfen durch CIA-Komman­
dos die militärische Situation erheblich 
verschlechtert hatte. 

Die Revolution zerstören 

"Nikaragua ist heu te", so die Sandinisti­
sehe Versammiung, "das Opfer einer 
brutalen Aggression der US-Regierung, 
die versucht ihre imperialistische Hege­
monie auf Kosten des F ortschrit ts ande­
rer Nationen und des Voranschreitens 
des Weltfriedens, dem Rest der Welt auf­
zuzwingen ... Im Falle Nikaraguas halten 
es die USA rur entscheidend, die sandini­
stische Volksrevolution zu zerstören."2 
Dieses Ziel verfolgt Washington seit dem 
Sieg der Sandinistas vom Juli 1979. Un­
ter Präsident Carter geschah dies erst un­
ter zivilen Vorzeichen, obwohl man da-
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mals bereits ehemaligen r-.litgliedern der 
Nationalgarde Somozas erlaubte, in Flo­
rida und Kalifornien militärische übun­
gen durchzufUhren. 
Washington versuchte zunächst vor al­
lem durch lIilfe für die Privatwirtschaft 
Einfluß auf die Entwicklungzu nehmen. 
Der damalige US-Staatssekretär rur inter­
amerikanische Angelegenheiten begrün­
dete einen 75-Mio-Dollar-Kredit für das 
Finanzjahr 1980 damit, daß dies das 
beste verftigbare Mittel der USA wäre, 
um zu erreichen, daß Nikaragua nicht­
paktgebunden, "pluralistisch" und "ge­
mäßigt"bleibe. 3 

Für das Finanzjahr 1981 erfolgte jedoch 
bereits eine Wende. Lediglich 7,5 i\]jo 
Dollar sollten noch gewährt werden, die 
allerdings an politische Organisationen 
wie den Unternehmerverband CüSEP 
oder über das Amerikanisehe Institut rur 
die Entwicklung der Freien Gewerk­
schaften (AIFLD) an die Rechtsgewerk­
schaften CUSund CTN gehen sollten. 
Mit dem Machtantritt von Ronald Rea­
g-.m im J anuar 1981 wurden alle Hilfs­
programme mit Ausnahme des letzteren 
gestrichen. 
Da allein durch Unterstützung der inne­
ren Opposition eine Änderung in der 
Politik der Sandinistas nicht durchzuset­
zen war, beschloß die Administration 
ihre Druckmaßnahmen auszuweiten. 
Am I. Dezember 1981 stimmte Präsi­
dent Reagan einem umfassenden Desta­
bilisierongsplan zu, der unter der Be­
zeichnung NSDD 17 vom Nationalen 
Sicherheitsrat (NSC) ausgearbeitet wor­
den war. 
Er sah u.a. vor: verstärkte subversive Ak­
tionen innerhalb Nikaraguas, Unterstüt­
zung rur paramilitärische Aktionen, wirt­
schaftlicher Druck, militärische Drohun­
gen, Planungen rur eine militärische In­
tervention, verstärkte Geheimdienstak­
tivitäten, Propagandaanstrengungen, 
und gemeinsame Planungen mit Verbün­
deten. 4 In einer Sitzung des NSC vom 
April 1982 wurde die Gültigkeit dieser 
Maßnahmen bestätigt. 5 

"Contras"-Arm des CIA 

Die wirtschaftlichen Maßnahmen be­
standen vor allem darin, Nikaragua keine 
Kredite mehr zu gewähren, dies auch bei 
Privatbanken und internationalen 
Finanzorganisationen durchzusetzen, 
sowie Importe aus Nikaragua einzu­
schränken (siehe Beitrag von ]. Cava­
nagh/]. HackeI). 
Die paramilitärischen Aktivitäten be­
standen ursprünglich im Aufbau einer 
500-Mann-Truppe durch den CIA und 
eines Kontingents von 1.000 Mann 
durch Argentinien. 
Zu diesem Zweck wurden dem CIA 19,9 
Mio Dollar bewilligl.6 Mit Beginn des 
Falkland/Malwinen-Krieges (2.4.1982) 
beteiligten sich die Argentinier jedoch 
nicht mehr am Aufbau der "Contras". 
Der CtA übernahm damit alleine die Aus­
rüstung und AusbildungdieserGruppen, 
die unter Bezeichnung Demokratische 
Nikaraguanische Kraft (FDN) von Hon­
duras aus zu operieren begannen. Sie be­
standen am Anfang aus ehemaligen Na­
tionalgardisten Somozas, wurden aber 
im Laufe der Zeit mit insgesamt 64 Mio 
Dollar vom CIA zu einer 12.000-15.000 
Mann starken Truppe ausgebaut. Ihr ge­
hören heute auch Bauern aus dem Nor­
den Nikaraguas und 2.000-3.000 ge-



flüchtete Miskitos an. Zur weiteren Ver­
stärkung der ,.Cont ras·' hat Ronald Rea­
gan 21 Mio Dollar für dieses Jahr und 28 
Mio Dollar für das nächste Jahr bean· 
tragt. Der Croßteii der U5·Unterstüt­
lüng (80· 150 Mio Dollar im Jahr) wird 
jedoch am Kongreß vorbei gezahlt. 7 

Ab April 1982 beg-,mn dcr ehemalige 
Sandinist Eden Pastora zusammen mit 
dem Unternehmer Alfonso Robelo, der 
anfangs der nikaraguanischen Regie­
rungsjunta angehörte, in Kostarika mit 
dem Aufbau der Demokratisch-Revolu­
tionären Allianz (AROE). Diese Gruppe. 
die ab Mai 1983 aktiv wurde, verfUgt 
mittlenveile über 3.000-4.000 Mann. 
Auch sie wird - teilweise auf Umwegen 

Reaglns Krieg gegen Nikaragua 

Honduras 
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- vom CIA unterstützt, obwohl beson­
ders Eden Pastara dies stets bestritten 
hat. Anfang 1984 hat der CIA eine Ab­
stimmung mit den Aktionen der FON 
zur Voraussetzung für die weitere Unter­
stützung der ARDE gemacht und diese 
dazu gedrängt, sich mit den Somozisten 
zusammenzuschließen. 
Eine Mehrheit der ARDE unter Führung 
Alfonso Robdos unterstüu:te diese For­
derung, doch drohte eine Spaltung der 
Organisation. Als Eden I'astora eine Pres­
sekonferenz zu diesem Thema im nikara­
guanischen Grenzgebiet abhielt, wurde 
ein Bombenanschlag vefÜbt, bei dem er 
verletzt und sieben Personen getötet 
wurden. 
Obwohl man in Kostarika der sandinisti­
schen Regierung das Attentat in die 
Schuhe schieben wollte, deutet alles dar­
auf hin, daß ein Agent des uruguayischen 
Geheimdienstes die Bombe im Auftrag 
des ClA gelegt hatte, um mit Pastoradas 
größte Hindernis fUr die vollständige 
Unterordnung der ARDE unter den US­
Geheimdienst aus dem Weg zu räumen. 

Bereits Anfang 1983 war aufgedeckt 
worden, daß die Führung der FON dem 
US-Botschafter in Honduras John D. 
Negroponte obliegt. 8 

Die Angriffe der "Contras" waren in den 
Jahren 1981 und 1982 wenig erfolg­
reich. Der verursachte Schaden belief 
sich auf 23,7 Mio Dollar. 

Ab März 1983 drangen jedoch regel­
mäßig Cruppen von 1.000-2.000 ~1ann 
nach Nikaragua ein, ohne jedoch dauer­
haft einen Teil des Territoriums besetzen 
oder - wie erhofft - einen Volksauf­
stand in Nikaragua auslösen zu können. 
Aus diesem Grunde beschränkten sie 
sich zusehends auf Angriffe gegen wirt-

schaftliehe Ziele, die teilweise sogar mit 
Flugzeugen und von See aus durchge­
führ! wurden. Diese Aktionen werden 
freilich nicht nur von den "Contras", 
sondern auch vom CIA direkt durchge­
fUhrt. So wurden die Angriffe auf die 
Häfen Puerto Sandino (8.9.1983) und 
Corinto (10.10. 1983) unter direkter Be­
teiligung des CIA von Lateinamerika­
nernausgefUhrt.9 

Gleiches gilt für die Venn inung der nika­
raguanischen Häfen, die im Januar d.]. 
begann. und zu der Präsident Reagan 
persönlich seine Zustimmung gegeben 
hatle. lO 

Die direkte Beteiligung der USA be­
schränkt sich jedoch nicht nur darauf. 
Regelmäßig überfliegen SpionageOug­
zeuge nikaraguanisches Territorium und 
geben Informationen an die "Contras" 
weiter. 
Ihre Kontingente, die innerhalb von 
Nikaragua stehen, sowie die der ARDE 
in Kostarika, werden außerdem von US­
Flugzeugen mit Lebensmitteln und Waf­
fen versorgt. Dies erlaubt es ihnen, 

Chronologie der 
US-Interventionen 

Seit Präsident Monroe im Jahr 1823 mit der 
Parole .,Amerika den Amerikanern" (Mon­
roe-Iloktrin) den Anspruch der USA - ge­
genüber den Kolonialmächten Spanien und 
Großbritannien - auf die eigene Vorherr­
schaft in Lateinamerika geltend machte. ris­
~n ihre militärischen ImeT' .. entionsakte gen 
Süden nicht mehr ab. 
Nach dem Raubkrieg gegen Mexiko 
1846-48, bei dem sich die USA nahezu die 
Hälfte des mexikanischen Territoriums ein­
verleibten. gab es serienweise Truppenent­
~ndungen ,,zum Schutz von Leben und 
Eigenrum der USA" in Pan'lma (187', 1885, 
1901 und 1902 und in Nikaragua (1894, 
1898und 1899). 
1898-1902 Die USA reißen im Ergebnis des 
Krieges mit Spanien Puerlo RieD als Kolonie 
an sich. Und sie erteilen sich mit dem Platt 
Amendment (1901) ein InteT'lentions­
"recht" auf Kuba 
1903 Errichtung des Militärstützpunktes 
Guantanamo auf Kuba. Intervention in 
Panama 
1904 US·Streitkräfte .. schüt"en die InteTes­
~n der USA" mit ihrer Landung in der 
Dominikanischcn Republik und machen den 
Dollar zur l..andcswährung 
1905 Landung von Marineinfanteristen in 
Honduras 
1906·09 Dreimaliges Eingreifen von US­
Truppen zur \',Ii/,derherstellungderOrdnung 
auf Kuba 
1908 Marines intervenieren in Pana'n'l 
1909- 10 InteT'lention von US·Streitkräften 
in Honduru 
1912 Marines .... erden zur "Verhinderung 
einer Re,·olte·· auf Kuba eingesetzt. Sie grei· 
fen zum Schutz kommerzieller Intert:5sen 
der USA in Honduras und Panama ein 
19 12-25 Streitkräfte der USA besetzen 
Nikaragua 
1914 US·lnteT'lention in der Dominika­
nischen Republik. Veracruz, Mexiko, wird 
von der US-Marine bombardien und besetzt 
1914-.34 Die USA okkupieren Haiti 
1916·24 Okkupation der Dominikanuchcn 
Republik 
1917-23 US-Truppen marschieren in Kuba 
auf, um Streiks niedenuschlagen 
1918 Entsendung von Marines nach Panama 
1919 und 1924 US-Intel'\'entionen in Hon· 
duras 
1925 US-Truppen werden nach P""'Ima 
entsandt 
1926·33 Oie Marines be~tz;en Nikaragua 
aufs neue. Sie formieren die Nationalgarde 
mit dem späteren Diktator Anastasio So­
mou als Befehlshaber 
1954 CIA-gefühne Söldnerinvasion in Gua­
kmala und anschließender Putsch gegen die 
Reformregierung Arbenz 
1961 Söldnerinvasion mit US-Beteiligung 
auf Kuba, die von der Revolutionsregierung 
Castro zUTÜCkgeseh lagen wird 
1965 Invasion von US·Kampftruppen 
(23.000 Mann) in der Dominik""ischen 
Republik, mit der der Stur<!' der progreni"en 
Regierung 805Ch er~wung!:n wird 
198 1 Beginn der ClA·gelenkten milit;iri· 
sehen Einfalle amisandinistischer Truppen 
("Contras") in Nikaragua 
1983 InvasiollSversuche der .,Contras" im 
Norden und Süden Nibraguas werden zu· 
IÜckg!:schlagt"n. Invasion und Be~tzung 

Grt:n'lda. durch US-Streitkräfte und karibi­
sche Hilhkontingente 
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Miskitofrage -
"Oie Sandinisten haben nach meinem Au­
genschein in den lcutcn J ahren 15.000 Mi!­
kitos umgebracht. 30.000 !eben in Zwangs­
und ArbeilSlagem in Nikaragua, 5.000 in 
Gerangnissen." ~ 
Diese schweren Anschuld igungen des franzö­
sischen J ournalisten Dcni!; Reichle und des 
bundesdeutschen Filmemachers Wem<:r licr­
zog konmc man am 25. Mai dJ. in der 
Fr .. nkfurter Rundschau lc~n. 

" Ze hntausende e rm ord e t "? 

Gewohnt war man solche Vorwürfe von Rea· 
gans UN·Bouchafterin Jeane Kirkpatrick, 
die schon 1981 die sandinistische Regierung 
beschuldigt hatte, sie habe 250.000 Miskitos 
- mehr als üuerhaupt in Nikaragua leben­
in Konzentrationslagern eingesperrt. 
Ähnlich halle auch Ronald Reagan getönt. 
der im April dJ. in einer Rundfunkanspra· 
che erklärte; "Die Sandinisten, die Nica· 
ragua regieren, haben Zehntausende der Mis­
kita·, Rama· und Suma·lndianer brutal er· 
mordet, sie ins Gefangnis geworfen und aus 
ihrer Heimat vertrieben."} 
Die Tatsache aber, daß nicht die Frankfurter 
Allgemeine oder Peter Scboll·Latour. son· 
dem Wemer Herlog und die Rundschau die· 
M: Vorwürfe in die Welt setzten, mag man· 
chen Sympathisanten der sandinistischen 
Revolution zum Zweifeln veranlaßt haben. 
Sind die Sandinistas dabei, ihre Revolution 
~u vernten und den Indios ihre Vorstellung 
von Befreiung mit brutaler Gewalt aufzu· 
zwingen? 

In der Tat haben die Sandininas gegenüber 
der indianischen Bevölkerung Fehler began· 
gen, die imwischen auch erkannt, zugegeben 
und korrigiert worden sind. DieM: Fehler re· 
su ltierten :<:um großen Teil aus der mangeln· 
den Kenntnis über die Kuhur und Lebens· 
,,",'Cise de r Indianer der Atlantikküste, die 
vom übrigen Nikaragua weitgehend ;SQliert 

Gegenüber des in der spanischen Kulturtradi· 
tion stehenden Weslteils des Llndes warder 
Osten von den englischen Kolonialherren ge. 
prägt worden. Erst 1894 wurde die Provinz 
Z<:laya endgiiltig in du Land Nikaragua ein· 
gegliedert, blieb aber ohne wirkliche Verbin· 
dung mit dem \Vesten. 
Neben den ca. 182.000 spanischsprechenden 
Mestizen und den 27.000 englisch sprechen· 
den Kreolen kben hier ca. 67.000 Miskitos, 
5.000 Sumos und 1.000 Ramas,2 drei 
Stämme von Indianennischlingen. die Iiich 
ihre alte Indiosprache erhalten haben. 
Die Indianer gehören zu 70% der Moravi· 
sehen Kirche an, die seit Mitte des 19 . j ahr· 
hunderts in dieser Region mit großem Erfolg 
missioniert hat. 
Nach dem Sieg der Revolution versuchten 
die Sandininu die Atlantikküste in die allge· 
meine Entwicklung des neuen Nikaragua 
mitcinzubeziehtn. Was ihnen als selbstver· 
ständlicher Vorzug erschien, stieß bei den 
Indianern auf Skepsis und Zuriickhaltung. 
Mit der am 11. September 1979 gegründeten 
MISURASA TA (Bündnis zwischen Miskitos, 
Sumos, Ramas und Sandinistas). die einen 
Si1:t im Staatsrat erhielt, schien ein erster 
Schritt der Integration der Indianer in den 
revo lutionären Prozeß gemacht zu sein. 
Bei der zunächst nur auf Spanisch ~planten 
Alphabetisierungskampagne kam es jedoch 

eine Desinformationskampagne 
der Regierung und der indianisch .. n Bevölke­
rung. Dar .. ufllin wurde vom Erzichungsmini­
sterium gemeinsam mit der MISURA$AT A 
cin Programm in MiskilO, Sumo und Eng­
lisch ausgearbeitet und dun::hgcrtihrt. Eben­
faUs wurde ein Gesetz zur Einflihrung des 
zweisprachigen Grundschulunterrichts ver­
abliChicdcl. 
Als indcucn im Februar 198\ die MISURA· 
SATA ein ind ian isches Territorium forderte, 
das einem Drittel des nikaraguanisehen 
Staatsgebietes entsprochen halle, wurde die 
MISURAS,\TA im Augu<t 1981 \'erboten 
und ihre Führer wegen ,,&parati~mu~" ver­
haftet. 
Auf Vennilliung des Bischofs der Moravi· 
sehen Kirche wurden sie zwar bald wieder 
freigelassen. Doch löste die Verhaftung un° 
ter den Miskitos so viel Empörung aus, daß 
3.000 von ihnen dem Aufruf ihres Führers 
Steadman Fagoth, nach Honduras zu 
nüchten, folgten. In Ilonduras schloß sich 
Fagoth, ein ehemaliger Agent des SQmozisti· 
sehen GeheimdienJles. den "c.mtras"an. 

Anschluß an "Con tras" 

Da die Grenzregion am Rio Coca aufgnmd 
der ~unehmenden überfalle der "Contras" 
immer unsicherer wurde, enuchloß sich die 
Regierung, 1982 über 12.000 dort lebende 
Miskitos - teilweii;C gegen ihren Willen - ins 
Landesinnere umzusiedeln. 
In dem neuen Siedlungsgebiet in Tasba Pri 
hat die Regierung alles Notwendige fureinen 
Neubeginn bereitgestellt: Holzhäuser, Schu· 
len, Gesundheitsstationen, Trinkwasserver· 
SQTgUng und eine ausreichende Ernährung. 
Ein großer Teil der Miskitos ist aber auch 
nach Honduras gegangen. Ihre Zahl wird auf 
ca. 17.000 geschätzt. wo~on sich etwa 2.000 
- teils freiwillig, teils unter Zwang - den 
"Contr-.. s·' angeschlos$Cn haben. 
Nachdem die nikaraguanische Regierung im 
Dezember 1983 eine Amnestie für alle ~iiski· 
tos erlasM:n hat, die 1981 wegen konterrevo­
lutionärer AktiYitäten verurteilt worden 
(insgesamt 307) oder nach Honduras ge. 
niichtet waren, sind ca. 500 nach Nikaragua 
..:urikkgckehrt. 
Viele wurden jedoch von der hondurani· 

sehen Armee und den "Contras" an ihrer 
Rückkehr gehindert. So haben hondurani· 
sehe Regierungssoldalen am 6. j anuar dJ. 
etwa 200 Miskitos, die auf dem \!Jeg nach 
Nikaragua waren, ermordet. 3 

Die honduranische Regierung hat bisher jede 
Verhandlung mit Managua über die Rück· 
kehr der Flüchtlinge abgelehnt, obwohl das 
UN° Flüchtlingshochkommissariat versucht 
hat, :twischen beiden Regierungen zu vermit· 
tein. 
Auch in anderen Bereichen hat die nikara· 
guanische Regierung erste Schrille gemacht, 
um den unter der Kriegssituation leidenden 
Indianern entgegenzukommen. So hat sie 
Untersuchungen angeordnet, um die Vorfal· 
Ie aufzuklären, bei denen MiskitO$ durch 
Armeeangehörige getötet wurden. 
Außerdem werden den Familien oder Dorf· 
gemeinschaften, denen die Armee Kühe bzw. 
Schweine weggenommen hat oder deren 
Gebäude :terstön wurden, Entschädigungen 
ge:ta.hlt. 
Das Forschungs· und Dokumentationszen· 
trum rur die Atlantikkiiste (CIDCA) wurde 
damit beauftragt, den VOn verschiedenen Sei· 
ten erhobenen Vorwürfen von Mensehen· 
rechtsverletzungen gegenüber den Miskitos 
nachzugehen. Die meisten dieser Vorv.·ürfe 
konnten widerlegt werden. Obwohl es auch 
demCIDCA nicht darum geht. die Fehler der 
Sandinistas zu entschuldigen und wegzudis· 
ku tieren, \'ersucht es doch. sie in den Zusam· 
menhang mit der Kriegssituation an der 
Atlantikküste :tU stellen. 
So kommt es zu dem Schluß: "Bei all der 
Komplel<ität und Widerspriichlichkcit ü;t 
eines klar. Solangt: der Krieg an der Küste 
und im Rest des Landes mit Unterstüt:i;ung: 
der US·Administration fortdauert, wird die 
Suche nach neuen Lösungen schwieri~r. 
Ressourcen, Kraft und Kreati~ität werden 
weiterhin zwischen Dialog und Verteidigung 
geteilt werden mus§C:n."4 
Aber auch andere Organisationen wie am· 
ncsty international. Americas Watch oder 
die Gesellschaft für bedrohte Völker haben 
die von Reichle erhobenen Anschuldigungen 
als unhaltbarzuriickgewiesen. Robin Schnei· 
der von der Gesellschaft für bedrohte Völker 
sagte dazu : "Ein Völkermord in die§C:m Aus· 
maß hätte den \'erschiedenen Organisationen 
nicht verborgen bleiben können.·'S 

Die "Enthüllungen" von Reichle und HeTZ()Jf 
kommen jedenfalls der Reagan·Administra· 
tion und der Regierung Kohl ~rade re<:ht, 
um ih re Vorwürfe der Menschenrechts\'er­
letzungen in Nikaragua zu untennauern. 
Wohl wissend, daß diei;Cn die Argumente 
fehlen. haben die beiden eine lukrati~e 

Marktlücke entdeckt. Der Film von Herzog 
und Reichle, den sie bei ihren Streifzügen 
zusammen mit den "Contras" gedreht 
haben. 1011 von der US·Fernsehgesellschaft 
CBS, vom französ ischen Fernsehen und \'om 
Süddeutschen Rundfunk ausgestrahlt wer­
den. 
Anmerkungen: 
I) Amerika·Dien5l, Bonn, 18.4. 1984 
2) Siehe; Pensamic:ntQ Propio, Managua, 

Nr.10·II ,januarI984 
3) Vgl. Die Tageszeitung (laz), Berlin·West, 

31.1.1984 
4) CIDCA, Avances de inyestigacion, TrabiJ 

Nani. History and current situation in 
Niuragua's Atlantic Cout, Managua 
1984 

zu ersten Auseinanderseuungen zwischen Mi,kilOS im F!Och,hntslaler Morocon L-________ ~ ____ ___ !I) Fr,mkfurter Rundschau , 1.6. 1984 
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ständig 4.000 Mann auf nikaraguani­
sehern Gebiet zu stationieren. 
Insgesamt verursachten die Angriffe bis­
her einen Schaden von über 200 fo.lio 
Doltar und führten zu über 3.000 Todes­
opfern, meist Zivilisten. 
Die US-Administration hat die Unter­
stützung für die "Contras" von Anfang 
an damit begründet, daß sie angebliche 
Waffenlieferungen Nikaraguas an die Be­
freiungsbewegung EI Salvadors unterbin­
den sollten. 

US·Basis Honduras 

Aber trotz Spionageflügen. US-Soldaten 
in Honduras und einer Radarstation im 
Golf von Fonseca, der an Nikaragua und 
EI Salvador grenzt, konnten bisher keine 
Beweise fur die Anschuldigungen er­
bracht werden. Aufgrond von Aussagen 
des ehemaligen CIA-Agenten David 
McMichael erklärte vielmehr am 13.]uni 
d.]. Danie1 P. Moynihan, Vorsitzender 
des Geheimdienstausschusses des Senats, 
daß keine schlüssigen Beweise rur Waf­
fenlieferungen vorlägen. 
Nichtsdestotrotz beharrt Washington 
auf dem Vorwurf, Nikaragua würde den 
"Terrorismus exportieren". "Mittel­
amerika ist zum Schauplatz eines drei­
sten Versuches der Sowjetunion, Kubas 
und Nikaraguas geworden". so Ronald 
Reagan in seiner Femsehansprache vom 
9. Mai d.] .• "den Kommunismus mit Ge­
walt in der gesamten Hemisphäre zu ver­
breiten. Wenn ... nahezu die l'lälfte unse­
res gesamten Außenhandeb durch den 
Panamakanal und die karibischen Ge· 
wässer geht, dann geht es auch um 
Amerikas Volkswirtschaft und um 
Amerikas Wohlergehen.·· ll 

Das Argument. daß die nationale Sicher­
heit der USA bedroht sei, wird nicht nur 
ins Feld geruhrt, um die Unterstützung 
der "Freiheitskämpfer", wie die "Con· 
tras" bei Reagan mittlerweile heißen, zu 
begTÜnden. sondern auch um den eige. 

nen Militäraufbau in Honduras zu recht­
fertigen. 
Bereits 1982 begannen die USA die hon· 
duranischen Streitkrdfte auszubauen 
und eigene militärische Einrichtungen in 
Honduras zu schaffen. 
Dies geschah vor allem während der 
Manöver "Big Pine 11", die von August 
1983 bis Februar 1984 andauerten. An 
ihnen beteiligten sich mehr als 5.000 US­
Militärs sowie salvadorianische und hon­
duranische Soldaten. 
\. 750 US·Militän befinden sich mitller· 
weile andauernd im Land. Ihre Zahl ist 
aber meist höher, da fast ständig Militär· 
manöver stattfinden. Auf die Manöver 
"Grenadero I", die am I. April d.]. be­
gannen, sollen "Big Pine 111 " und weitere 
militärische übungen bis 1988 fo lgen. 
Die bei dieser Gelegenheit aufgebauten 
Mililäreinrichtungen umfassen sechs 
Flugpisten (zwei weitere sind im Bau), 
Radarstationen, ein Ausbildungszen. 
trum rur sa lvadorianische und hondura­
nische Truppen sowie Munitions· und 
Materiallager. "Nach Angaben von Miti­
tärspezialisten und Mitgliedern des Kon­
gresses ist das Pentagon heute in der 
Lage", so die New Vork Times, "in Mit­
teiamerika Kampfaufgaben zu überneh· 
men, wenn Präsident Reagan es be­
fiehlt."12 

Nach dem Drehbuch Grenada 

Um die Voraussetzungen für einen mili­
tärischen überfall auf Nikaragua zu ver· 
bessern, hat die Reagan-Administration 
Anfang Oktober 1983 den Mitteiameri­
kanischen Verteidigungsrat (CON­
DECA), dem Honduras, Guatemala und 
EI Salvador angehören, wiederbelebt. 
Nach einem provozierten Konflikt mit 
Nikaragua sollen sie die US·Truppen zu 
Hilfe holen, und ihrem Einsatz einen An­
schein von Legitimität geben. Allerdings 
ist die CONDECA nur begrenzt hand­
lungsfahig, und es ist nicht geiungen, 

Panama und Kostarika zu integrieren. 
Kcistarika hat vielmehr seine Neutralität 
erklärt. Trotzdem versucht Washington 
das Land in seine Pläne einzubeziehen, 
indem es Grenzzwischenfalle nutzt, um 
die US-freundlichen Kräfte in der dorti­
gen Regierung zu stärken. Von den drei 
Mitgliedern der CONDECA ist lediglich 
Honduras begrenzt handlungsfahig, ob­
wohl auch hier der Widerstand gegen die 
US·Präsenz wächst. EI Salvador ist zu 
sehr mit der eigenen Guerilla beschäftigt, 
als daß es gegen Nikaragua eine aktive 
Rolle spielen könnte. Gleiches gilt inge. 
ringerem Maße auch für Guatemala. 13 

Doch selbst wenn nur Honduras in der 
Lage und gewillt ist , sich an einem Krieg 
gegen Nikaragua zu beteiligen, so kann 
doch die CONDECA, ähnlich wie im Fal­
le Grenadas die Organisation Ostkaribi­
scher Staaten, die US-Truppen zum Ein­
marsch einladen. 
Gegen diese Gefahrwehrt sich Nikaragua 
sowohl auf diplomatischem wie militäri· 
sehern Gebiet. Die Milizensinderheblich 
ausgeweitet und ~Iaßnahmen rur einen 
Guerillakrieg gegen die Invasoren getrof· 
fen worden. 
Durch die Anprangerung der Kriegsvor­
bereitungen der USA vor UNO·Gremien 
wie den Sicherheitsrat und den Inter· 
nationalen Gerichtshof, sowie durch ihre 
Verhandlungsbereitschaft haben die 
Nikaraguaner den politischen Preis, den 
Washington für eine Invasion zu zahlen 
hätte, erhöht. 

Verhandlungen in der Sackgasse 

Verhandlungsangebote Nikaraguas hat 
die Reagan-Administration bisher immer 
mit neuen Forderungen beantwortet. 
Anfangs warfen sie Nikaragua vor, Waf· 
fen an die Befreiungsbewegung EI Salva­
don zu liefern. 
Als Nikaragua zustimmte, darüber zu 
verhandeln, forderten die USA multila­
terale Verhandlungen. 
Daraufhin willigte Nikaragua ein, im 
Rahmen der Contadora-Gruppe (Mexi­
ko, Venezuela, Panama, Kolumbien) 
über den Konflikt zu verhandeln. 
Diese Gruppe legte unter Zustimmung 
von Guatemala, EI Salvador, Honduras, 
Kostarika und Nikaragua im Oktober 
1983 einen 21·Punkte·Plan vor, der u.a. 
vorsieht, daß alle Waffen lieferungen in 
die Region gestoppt werden, die Militär­
berater und ausländischen Truppen ab· 
gezogen werden und jegliche Hilfe an 
Gegner der Regierung eines anderen Lan­
des eingestellt wird. 
Trotz verbaler Unterstützung der USA 
rur diesen Plan ist seine Umsetzung we­
gen der Obstruktionspolitik ihrer mittel· 
amerikanischen Verbündeten keinen 
Schritt vorangekommen. Der Grund da­
für liegt darin, daß die USA dann ihre 
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Unterstützung rur das salYadorianische 
Regime und die .. Connas" einstellen 
müßten. 
Umso lautstarker machen die USA die 
Sandinistas rur das Scheitern der Ver­
handlungen yerantwortlieh, weil diese 
nicht bereit sind, sich das Wohlwollen 
der USA durch die Aufgabe der natio· 
nalen Souveränität und der Re1lolution 
zu erkaufen, 
Deshalb, so dieSandinistische Versamm· 
lung, "ist die gesamte Welt Zeuge dieses 
historisch entscheidenden i\ lomenu, in 
dem Nikaraguaner ihre Entschlossenheit 
als Nation zu existieren 1Ierteidigen, ob· 
wohl wir möglicherweise als Konsequenz 
den Preis einer direkten militärischen 
US·lntervention zu zahlen haben, "14 

Anmukungen: 
I) Barricada In temacional, Managua, 28.5. 

1984 
2) Ebenda 
3) CounterSpy, Washington, Nr. :5,MaiIJuni 

1982 
4) Vgl, ebel\da 
5) Siehe: Ncw York Times (NYT), 7.4. 198:5 
6) Vgl. NACLA kepOTt on the Americal, 

Ne ..... York,Nr. I,Januarl Februar 1982 
7) Angaben nach: South, 1.ondon, Juni 

1984 
8) SIehe: Time, Ne ..... York,4.4. 198:5 
9) Siehe: Intertliltiorual lIerald Tribune, 

Paris/Zunch,19,4.1984 
10) Siehe: The .... '::all Str«t Joum::al. Ncw 

York,6.4.1984 
11) Amerika,Dienst. Dokumentation. Bonn, 

16.5.1984 
12) NYT,23.'1,1984 
1:5) Siehe: AIB·Sonderhdt 3/1984.S. 34 
14) B::arriuda Internacion::al, 28,5. 1984 
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Barbel Sulzbacher 

SOMOS - NIcwaguaa 
Frwen zwlscheo Altllg ............ 
288 s. IM .-0 A.bb, DM 12.80 

"SOMOS" - "WIr.-.d" ist f:Mr I 

der saodini,tiscl'\en FraoenorganlutlOO. wurde eis 
rltel dieses Buches ausgewlhlt, weil hier nicaragua· 
nische Frauen selbst zu Wort kommen. Sie erzihlen 
aus ihrem Alltag. von ihren beruflichen Erfolgen und 
Schwierigkeiten. Ihren Beziehungen zu Mlnnem. ih­
rer Arbeit für die ReYoIution. 
Interviews, Artikel. ReiseeindrÜCke. Comic. und Fo­
tos in diesem 'Lesebuch' informieren über: 
- Gesundhaits- und Bildung_wesen 
- die Arbeit Oer Hausangestallten 
- den "machismo," 
- die Freuenorganisation AMNLAE 
- Frauen in dar Verteidigung 
- Prostitution 
- viele andere Bereiche des Alltags In Niceragua 

Erhältlich in Ihrer Buchhandlung oder bei: 
LN·Vertrieb, Gneisenaustraße 2. 1000 Berlin 61 
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Julio Gortazar 
Enklave der Hoffnung 

Die Werke Julio .'Iorencio Cortual1l (1914.84), Argcntinier und eintr der promu,.,n,",Uen :(eit· 
!,!nos.iscben Schrifhtdkr Latcin::amerika~, wurd.,n ,·on S:md;ni~tafühI'I'fTomu Borge als ,,Auffor· 
derung:m die Ph.antuie" I", .. ",rdigt. 1I0rgc machk Bekannuchaft mit Col1.uars Literatur 1976 
(siche AlB 5/1984. S. 52 fr.) hinter M1mozistiKhcn {',.,flingni,mauem, ohne 'LU ahnen. daß dir..,r 
'Lur gkichen Zeit Nibngua heimlich tN,rciUt. W",ni!,! Monate nach d",m Sieg dc:rSandinistaHom 
Juli 1919 kehrte Corlaur in d::as befreite Land l:ul\lclt. Er crkbte du re,olution.re Nikaragua dl 
1::nkla,e der Hoffnung. 

Es fehlt mir nicht gerade an VonteIlungs· 
kr.>ft, aber wenn mir vor einem Mon::at je­
mand gc$:ilgt h~t1e. ich wurde in Somons 
Privatflugzeug nach Nicaragua fliegen, hatte 
ich ihn ausgelacht. Wenn ich es genau be· 
denke. bin ich aber immer auf eine mehr als 
ungewöhnliche Weise nach Nicaragua ge. 
kommen. 
Vor drei Jahren (im Jahr 1976; d. Red.) 
nahmen ..... ir - Eme,to Cudenal, Sergio 
R.amircz. Oskar Canillo und ich - in Ce"",a 
Rica ein Flugzeug bis zur Grenze. wo Ußl 
Freunde e!Warteten und erlt im Jeep und 
dann im Boot n::ach So\cntiname brachten­
ieh habe es an anderer Stelle eruhh und 
einige Leser haben mir sicher unterstellt, es 
",rfunden zu haben. 
Zumindest, ""'loS mich betrifft, halte ich im 
Fall Nicar::aguas die Grenzen 'Lwischen Litera· 
tUt und Wirklichk",it fiir flidknd: auch 
meine z .. ·eitr Reise besa8 ihre phantasti· 
lIChen Seiten, obwohl 5;" nichts Heimliches 
:m sich h::alle, bener ges::agt. lie begann mit 
einem Alptraum am hdJichten Tlg: Carol 
und ich wurdrn im belebten Zentrum ~on 
Panam::a, wo wir vor dem Abnug einen SPIl ' 
zierg3ng m::achten, überfallen und ~crloren 
f::ast aUes, wu wir bei uns hanen. aUl:h unsere 
Passe. 
Den Pa8 zu ,-erlieren ist kein Kindersp,el; 
m:m kann nie sicher sein, dd8 einem die 
Behörden einen neuen ausslellen, und ohne 
ihn kann [rider auch niemand einbch In ein 
Flugzeug steigen. Der Alptraum wurde auf 
der Polizeiwache vollends kafkaesk (FrJnz 
KlIfka, ;n Prag geborener Schrifmdlcr, 
188:5·1924; d. Red.): ..... ir ,ollten aufe;nem 
Formular ausrlihrlieh beschreiben. was in 
Srkunden geschehen war. (.u) 

Mdne zweite Taufe 

Das Irratiol\3lc blieb weiter wirksam; Wirk· 
lichkeit Im übermaß '·erdichtet, wcchKIt 
Khlit::8lich ihre Vorzeichen, und alles wird 
möglich ..... ir in Tr'.umen oder phantasti · 
schen Erzahlungen. Torrijos (damali in Pana· 
ma regierender Genend und Freund derSan· 
dinist::as; d. Red.) schlug ~or. uns in t.e:inem 
Pri'<ltflugzeug n::al:h ManaSU::a bnn~en zu las· 
Kn. Wir halten geude dankb.r zugo:stlmmt. 
als einer seiner Mitarbeiter die Nachricht 
brachte. daß in Managu::a Khon alk von unK' 
ren Sch ..... ierigkelten .. u8ten und Tom's 
Borge UO$ am nächnen Morgen ein Flugzeug 
>chicken wUrde. 
War unsere Reise schon ern..thaft In Frage 
ge"ellt gewesen, ha11en wir jcl'Lt plötzliLh 
gleich zwei Flugzeuge lur Weiterreise zur 
Vermgung. Torrijos zog sein AngebOI takt · 
voll zllr(lck und l;e8 uns ~m n;.chu<·n Morgen 
In aller Früh" zum Flughuftn bringen. Und 
das ...... a~ JCtzt folgte, ,crdient e"'eU beumde· 
n'n Absat:(. 
Auf der Pisle lIand, klein. n.:tB gl.lIl~<·IUI. mit 
~wci jungen Piloten und eiuer Ste ... ardelif (es 
Wur ihr rrster !'Iug. und ~ic .... ar g",nauso 

aufgeregt WIe wir) - Somous Privatnug· 
zeug, zuriickgebliebrn bei der klaglichen 
Flucht diesCi Tyrannen. Inncn gab eS eine 
Bank für vier Personen, gegenuber z ... ei Sc,· 
$CI um elOel1 Ti~ch, alles lederbrzogcn. Der 
symbolische Höhepunkt: die Tollene, du 
notwendige Uttnsil nur mit Mühe erkennbar 
unter lauter MarmOTschnörkeln wie In ei· 
nem prunkvoll orientaliscb ausgcSlatielell 
lIollywoodfilm. 
In diesem HUlfleUg nach Managua zu kom· 
men, iib.:mieg alle Erwartungen. Wir ko~te­
ten jedc Minute aus. Ich ,·ersuchte. mir die 
GcJpr.><.he ,orzu>tdlcn. die hier zwischen 
Diktator und Gefolge g.:führt worden waren. 
Ich ;,ah seine Aasgeieraugen vom Fenster aus 
die Wiesc:n und Felder als Privatbesitz ab· 
grouen. 
Ich ftdlte mIT dcn üblichen Empf::ang auf 
dem Flugh::afen .or, die in Reih und Glied 
aufgestellte Na!ionalg3rde, die unte""iir· 
r;~n Brgru8ungen. 
W" bndeten vor eIDern leeren Schuppen und 
Ahell die frcunde am anduen End", du 
Flughllferu warten. Ein Auto br~chtc uns zu 
ihnen. 
Meinc z ... eite Taufe in Nicaragua: d::as 1::10' 
t::auchen 10 ein durch Befreiung und Wieder· 
geburt glikkl i~hes Volk. Radio. Fernsehen, 
ßli!zinteniews, dazwischen Umarmungen, 
PIJl1eschmieden, neu<' Nachrichten;dererste 
Anblkk der Mdi:(en. Jungen und ~I .. d'hen 
mit MaJchinengewehren, Pistolen. man.;h· 
mal unbe:<chreiblichcn "Unifomlcn"; und 
ubemll: du Lachen der F'eihdt. zugleich: 
die Freil,..it des Lache" •. 
rom.i~ BOlgc halte uns nicht nur dil$ Flull' 

zeug geKhiekt, er und s~im' t'rau Jo!>dina 



nahmen um in ihrem Haus g:.t~tfreund\ich 
auf. 
Erneno Cardenal erwartete uns im Kultur­
ministerium. überr.uchte mich mit einem so 
umfangreichen Arbeiuplan, daß ich ihn mit 
einiger Energie wieder künen mußte. um ihn 
auf ein mellSchliches Maß zu bringen. Ich 
""ar froh über die freundschaftliche Rivalität 
zwischen den beidcn Miniuern _ gan~ zu 
schweigen vom Dritten, Sergio Ramirez - , 
es wurde eine Woche, die nicht nur kulturdie 
Kontakte brachu. sondern auch die unmit· 
telbare Nähe ~u den arbeitenden Musen in 
der Stadt und auf dem Land. 
Ich tauschte ein paar Podiumsgespräche g ... 
gen Versammlungen in kleinen Dörfern im 
Landesinneren ein, mancbmal nicht ohne 
~Iühe. denn Zuneigung und Freundschaft 
verlangen nicht selten die Gabe der Allgegen· 
wart. Aber ich glaube. daß diese eine Woche 
ausreiehend war, um diese Enklave der Hoff· 
nung. die NicM'.!gua heute in Lateinamerika 
ist, in großen Zügo:n zu erfanen. ( ... ) 

Ich "erwende das Wort Revolution hier so, 
wie e~ heute in Nicaragua Hir den Zustand 
nach dem Sieg der FSLN über die jahnehnte· 
lang herrKhcnde. infame Somoza·Diktatur 
gebraucht wird. 
Etymologisch ist der Begriff nur dann kor· 
rekt, wenn man ihn als eine Zukunfl5' 
projektion vel1teht, während das Wort Be· 
freiung voll und ganz der heute gelebten 
Wirklichkeit entspricht: die Menschen füh­
len sich befl1!it. 
Allgemein bekannte Gründe VC'unlassen die 
Regierung, mit einer Behutsamkeit vonu· 
gehen, die von r;l<:\ik:den Kl1!isen heftig kriti· 
siert. von der Masse des Volkes aber verstan· 
den und verteidigt wird. Deshalb war es 
möglich. in .0 kurzer ~it SO vielu ZU er· 
reichen. El1taunlich ~u schen, was sich in nur 
"ier Monaten bereits ver'Jndert h"t. die uno 
glaublichen Anstrengungen zu spüren, mit 
denen der umfassende Wiederaufbau eines 

Landes betrieben wird, das von der Raffgier 
und Zerstörungswut der zu Unrecht Natio· 
nalgarde genannten Armee Somoo:as in den 
letzten PhllM:n des Krieges schrecklich "er· 
wüst~t wurde. 
Um ein Beispid~u nennen: indem Raum der 
Universität, in dem ich an einem Podiums­
gespräch mit Schriftstellern und Studenten 
teilnahm. fielen mir als enteS die großen 
Wandtafeln mit den langen Listen der Frei· 
willigen für die im M.an beginnende Alpha· 
berisierungskampagne auf. Gemeinsam dis· 
kutierten L.chrer und Studenten die Unter­
richuprOgJamme, die Aufteilung der Grup· 
~n. Eine für die hiesigen Verhältnisse fasl 
volbtändige Volkszählung gibt über die to­
tale kulturelle Vernacblässigung der Kinder 
und Jugendlichen unter Somozas Regime 
Auskunft. 
Auf allen MasscnveT$arnmlungen, an denen 
ich teilnahm - und auf denen immer auch 
über die Alphabetisierung gesprochen wur· 
de - , spürte ich die groß .. Zustimmung und 
Unterstützung für die Kampagne. Kurz vOr 
unserer Abrei,e trafen die ersten hundert 
kubanischen Lehrer, die große Erfahrungen 
auS ihrer eigenen Alphabetisierungskam­
pagnc mitbringen, ein. ( ... ) 

Revolution mit Behuuamkeit 

In Managua und den klcinen Provinzstädten 
" 'immett es von Kindern und Jugendlichen. 
Man sicht sie während dcr Massenkundge· 
bungen auf dieselben Bäume klettern, ;ruf 
denen sie vor kunem vielleicht noch ihr Le­
ben verloren hätten. Hoch über der Men· 
schenmenge schauen sie wie Äffchen oder 
tropische Blüten zwischen den Zweigen her· 
vor. 
Die Ärmnen sind zunickgekehn zu ihren 
Gelegenheitsarbeiten, die Schuhputzer und 
die Zeitungs verkäufer stehen wiederan ihren 
Straßenecken: kleine Kinder billen am Ein· 
gang der Rcstauronu um eine Münze. Ich 
kenne die Politik der Regierung für die Fami· 
lienplanung nicht, aber ich weiß: es werden 
mehr Schulen, mehr Krankenhäuscr. mehr 
Wohnungen gebraucht, viel mehr Schulbü' 
cher und Impfungen (gerade wird eine allge­
meine Polio·Schutzimpfung vorbereitet, die 
sehr viel mehr kostet als der Staat sich im 
Augenblick leisten kann). 
Unwillkürlich denk~ ich an meine erste Reise 
nach Kuba, vor zwanzigjahren, als Kuba das 
erste Bei,piel einer lateinamerikanischen 
Revolution war. Ich sehe die gleichen Dinge. 
Die Alphahetisierung durchzieht wie ein 
Sturmwind VOll LacheIl und Wandtafeln die 
IIISel, SchuleIl schi .. ßen wie Pil~e aus dem 
Boden, auf dem Lalld werden Krankenhäu· 
ser gebaut, Spielplätu entsuhen, ich höre 
Fidel CaSlrO "on den Kindern sprechen wie 
jetzt Ernesto Cardenal oder den Minister flir 
Gesundheit oder den Kommandanten Borge 
- alle, die in die Zukunft schauen und wis· 
sen, daß e, immer und überall Kinder gibt, 
dic hoffen und vertrauen. ( ... ) 

Ernesto Cardellal und Serglo Ramil1!z kenne 
ich seit vielen Jahren, die neu geschlos .. enc 
Freundschaft mit Tomas Borge ist tins der 
größtell Geschenkc wahrend dieser Reise. 

Wenn Eldanten ansteckend sind, wie die 
SurrealilIen behaupten, dann sind e. Kuba 
und Nicaragua in mcinem Fall noch viel 
mehr. Und gegen diese Krankheit ist kein 
Kraut gewachSen. 
Das Erinncrung>bueh von Tomils Borge ubcr 
Carlos fonseca. dcn Milbegriinder dcr San· 
dinistischcn BdreiungsfrOnt und damit ci· 

nen der Vorreiter der Bewegung, die schließ· 
lich der Somoza·Diklalurcin Ende bereitete, 
kannte ich bereits. 
In diesem kurzen, im Gefangnis geschriebe· 
nen Text kommt indirekt auch die Persön· 
lichkeit von Tomils zum Ausdruck, ohne daß 
ersieh selbst je in den Vordergrund rückt. Sie 
klingt an in Sätzen wie "besnsen vom GOtt 
des Zorns und vom Teufel der Zartlichkeit ". 
Kein andel1!r ab er hätte mit so wenigen 
Worten die bewund~r",werte Persönlichkeit 
Carlos Fonsecas und zugleich sich selbst be­
schreiben können, im Stil frei von jeder 
Rhetorik und doch fahig, in einer Andeu· 
tUllg alles zu sagen - einen solchen Stil "att 
der Klischees, die wir $Iändig hÖl1!n und 
lesen mi.wcn, habe ich mir von Revolutio· 
naren immer gewünscht. Tomas Borges Buch 
iSI ein seltenes Beispiel ftir diesen Stil. 

A nsteckend wie E lefante n 

Wenn die Mitglieder der Regierung das Wort 
"Solidarität" aU55prechen, dann fast immCT 
mit einem Lächeln zwisch .. n Ironie und Ent· 
täuschung. Denn - es muß gesagt werden -
die internationale Solidarität hat sich im 
Hinblick auf Nicaragua nicht gerade beson· 
del1 hervorgetan. 
Alle wissen inzwischen. was der Befreiungs· 
krieg gekostet hat, welche Schäden er hinter· 
lassen hat; alle wissen. daß Somoza nicht 
~ögerte, die wichtigsten Städte des Landes 
aus rein faschistischer Freude an der Zerstö· 
rung bombardierell zu lassen. Felder blieben 
unbestellt, große 1-.lengen Vieh gingen verlo· 
ren. die kleinen Industrie· und Handwerks· 
betriebe lagen still, dIe Lebensbedingungen 
am Rande du Existenzminimums wurden 
noch pl1!kärer. 
Rechtfertigte das allein nicht die unverztig· 
liehe Bereitstellung von ~Iedikamenten. von 
Maschinen und techni.!chcr Hilfe aus jenen 
Ländern, die sich in weniger dringlichen Not· 
lagen oft aufgeschlossener gezeigt haben? 
Die Nicar'Aguaner bin .. n um nicbu. Sie besit· 
zen den stillen Stolz derjenigen, die ihre 
Schlacht allein gewonn~n hab .. n und bereit 
sind, sie weiterh in allein zu schlagen. 
Wir Ausländcr jedoch, die wir das Land be· 
su~hen und die große Not mit eigenen Augen 
,ehen, haben die Pflicht, für sie um Hilfe ~u 
billen, uns spontan zu Sprechern einu Vol· 
kes zu m~hen, das bald unter einer sogar 
noch zun~hmenden Nahrungsmittelknapp· 
heit - auch an Milch ftir die Kinder - leiden 
wird, die auS Mallge! an Devisen lIicht beho· 
ben werden kann. 
Wenn wir Nicaragua heute helfen, dann hel· 
fen wir der Sache der Fl1!iheit und Gerechtig­
keit in Lateinamerika. Kommt etwa deswe· 
gen die Ililfe so spärlich, ihr Pscudodemokra· 
tien des Nordens und Westens? ( ... ) 
Verfallen wir am Schluß dieser Impressio· 
nen, die voller Licht und Hoffnung wal1!n, 
nicht in Pessimismus. Vielleicht findet sich 
unter meinen I..csern ein Minister für Finan· 
zen, Landwirtschaft oder Gesundheit oder 
der Präsident einer Stiftung oder einer Bank, 
die fahig sind. diese bittere Wirklichkeit zu 
begl1!ifen und ein Hilfsprogramm in die Wege 
zu leiten. 
Die Nicaraguaner billen um nichts, aber sie 
können nicht verhlßdern, daß ich es rur sie 
tue, und zwar aUS Bewunderung und Ach· 
tung rur ihren Mut und rur die fort· 
lchrinliche Lektion, die sie unserem not lei· 
denden Lateinamo:rika erteilen. 
(Quelle: Nicaragua. Vor UIIS die Mühen der 
Ebene, Hammer Verlag, Wuppertal1982, S. 
8·11) 
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Material- und Aktionsspiegel 

Bücher 

In den letzten Jahren cl"$chien im dcuuch­
sprachigen Raum eine Vich;ahl von Buchtiteln 
aus und über Nikaragua. Unter den Sachbü­
chern greifen wir jene heraus, die sich zur 
Einführung eignen und hinreichend aktuell 
sind. Tips zur nikaraguanischen Literatur (Bel­
letristik) S(;hließcn si(;h an. 

Sachbücher zur Einführung 

Als einftihrcndc Gesamts<:hau ruf Neulinge, die 
sich Land und Leute Nikaraguas (,,Nieas") 
nicht allzu aufwendig erschließen wollen, 
können Unterschiedliches zur Hand nehmen. 
Einen äußent humorvollen, !eicht bekömm­
lichen Einstieg bietel der weltbekannte mClIi· 
kanische Karikaturist Eduardo deI Rio (Rius) 
mit 
Rius, Hallo Nicaragua. S;u;h-Comic, Weltkuis· 
Verlag 1983, 144S., 12,800M. 
Rius arbeitet mit Fotomontagen, Collagen und 
spitzer Feder. Er zeichnet einen geschichtli· 
chen Abriß der "Nicas", von der Besiedlung 
mit vornehmlich mexikanischen Indianern 
über die Qnistianisierungdurch die spanischen 
Kolonialhem:n, die Quasi·Kolonisierung sei· 
tens der USA bis hin zum Aufbau eines neuen 
Nikaraguanach 1979. 

Einen ähnlich lebendigen Einblick in die Sze· 
nerie des Landes bietet 
Günter Wallnoff, Niuragua von innen, Konkret 
Literatur Verlag, Ih.mburg 1983, 191 S., 18 
DM. 
Wallraffs Reportage enthält sowohl einen 
Oberblick zur Innenentwicklung (Wirtschafts· 
schwierigkeiten, Mitbestimmung, Wahlen 
mw.) als auch zur Intervention von "Contras" 
und den USA. Ein mitreißend geschriebenes 
Buch. 

Zwei Einftihrungstexte wissenschaftlichen Zu· 
schnitts, die den nötigen Hintergrund liefern, 
liegen vor mit 
Die ler Bori$, Nicaragua, in: D. Bori'/R. 
Rausch (Hng.), Zenlralamerika, Pahl·Rugen· 
ste in· Verlag. Köln 1983,405 S., 14 ,80 DM,S. 
249·34!'> und 
Hermann Schulz , Nikaragua. Eine amerikani· 
sche Vision, Rowohll Verlag (rororo aktuell), 
Reinbek 1983, 203S., 9,80 DM. 
Szenarisch gehalten ist auch ein Gutteil des 
Buches von Schuk, das die sandininische Be­
wegung und den Revolutionsprozeß von ver­
s.chiedenen Seiten beleuchtet. Andernteils 
werden hilfreiche Faktenübenichten zu Polio 
tik (Revo!ution!chronik, Staatsorgane, Par-
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leien u.3-) und Kultur geboten. Auffallig zu 
kurz gekommen sind allerdings die Seiten USo 
Intervention und Wirtschaftscntwicklung. 
Bei Boris steht gerade letzteres im Vorder· 
grund. Er bietet einen systematischen, ge' 
Ichich tlichen Abriß der wirtschaftlich·soz ialen 
Entwicklung Nikaraguas und seines politi· 
schen lIerrschaftssystems vom 16. Jahrhun· 
derl bis iruJahr 1983. Ausgezeichnet gelungen 
sind auch die Skizzierung des antisomozisti· 
schen Befreiungskampfes (Sandinislu, Ge· 
werkschaftsbewegung!) und die abschließende 
Zwischenbilanz des revolutionären Verände· 
rungsp rozessesseit J uli 19?9. 

Ergänzende Sachbücher 

Als eine erg'.i.nzende Gesamtschau, reich bebil· 
dert, welche eine Fülle von Selbstdarstellungen 
(Gespräche, Impressionen) des neuen Nikara· 
gua bietet, sei empfohlen mit 
Grilt;t Rösing/t'r-;tnk Lehmann, No I)~;tr';tn. 
Bilder und Berichte ;tus Nikangu;t, B;tsi. 
bücher No I Btichergilde Gulenberg, }'ra.nk· 
fu n/Olle n/Wien 1984,239 S .. 22,90 DM. 
Eine Textsammlung zum brisanten Thema 
Oiristen/Kirche und Revolution ist soeben er­
schienen mit 
DOTOthee Sölk/Horst Goldstein (U ng.), 
" Dank se i Gott und der Revolution". Christen 
in Nicaragua, Rowohll Verlag (rororo aktuell), 
Reinbek 1984, 2 12S., 9,80 DM. 
Es dokumentiert u.a. die Grundsatzpositionen 
von Sandinistas und revolutionären Christen 
sowie das Konfliktgeschehen anIäßlich des 
Papstbesuches vom März 1983. Die Rolle der 
nikaraguanischen Frauen in Gesellschaft und 

Es war in der Woche nach dem Sieg. 

Wir kamen aus Kuba 
von der Feier des 26.Juli. 
Ich dachte an die Rede Fidels 

Revolutiomprozeß behandelt die Neuerschci· 

"""" Lisa Luger/Bärbel Sull.bacher, SO~JOS. Nica· 
raguas }'raucn zwischen Alltag un~ Befreiung, 
J.'IJCL, Be rUn·West 1984.286 S., 12,80 D!\1. 

literarisches zum Einstieg 

Carlos Rincon/ Krista Te bbe (H<5g.), Nicara· 
gua. Vor un~ die Mühen der Ebene, Hammer 
Verlag, Wuppertal1982, 224S., 28,80 DM. 
Wer sich in der Literaturszene Nikaraguas zu· 
rechtfinden will; erhält hier eine Reihe von 
Anregungen, so etwa im Oberb!ick E. Carde· 
nals über die Volksdichtung des Landes (S. 
166ff.). 

Einen noch systematischeren EinSIleg lf\ die 
nikaraguanische DichtkuTUt vermittelt Carlos 
Rincon in dem spanis~'deutschen Band . 
Moderne Lyrik aus Nikaragu;t, Rcclam Verbg, 
LciJn ig 1981, 28!)S., 2,50 M. . 
Hier werden Ruhen Dario (1867·1916). der 
Begründer des lateinamerikanischen Modernis· 
mus, und der amtierende Kulturminister, Prie· 
ster und Revolutionär Ernesto Cardenal als die 
beiden überragenden Poeten Nikaraguas prä· 
sentiert. Mit Josi Coronel Urlecho (geb. 
1906), Leonel Rugama (1949·70) usw. sind 
auch alle ande ren führenden Lyriker des Lan· 
des in dieser Gedichtauswahl vertreten. Eine 
Sammlung von Enählungen Ruben Darios er· 
schien im gleichen Verlag 1983 (127 S., 1,!)0 
M) unter dem Titel "Da~GoldMalJorcas". 
Eine Vielzahl von Gedicht· und Prosabänden 
Emesto Cardenab brachte in den letzten J ah· 

und die Worte Martis; "Alles ist herrlich im J uli. " 
Da taucht plötzlich, blau aufblau,der r-.lomotombo auf, 

'Zum ersten Mal frei seil der Zeit der Indianer. 
Die Felder viereckig, sanftgriin im t-. l orgenlicht. 

Der See von Managua rosenrot an diesem Morgen, 

die kleine Vogelinsc1 nah bei Managua 

(auch sie gehörte Somon) 
und ich merke, daß mein Land jetzt viel schöner ist. 
Ich sage es Dora Maria, die neben mir sitzt, 

wie ich den verzück ten Blick auf dem befreiten V,,,,,,I'md, 
diesem Traum, den wir alle träumen und aus dem wir nie mehr erwachen. 

Früher war es, als ob diese Schönheit sich schämte ... 

Wie schön ist jetzt unser Land. 

Wic herrl ich unsere Natur ohne Somoza. 
Und unsere Ergriffenheit, über dem rötlichen Sec zu hören, 

wie das Mädchen der kubanischen Fluggesellschaft 

durchsagt, 
daß wir gleich landen werden auf dem Flughafen "Augusto Cesar Sandino". 

Das Flugzeug voller Guerilleros. 
Und dann eine Ankunft ohne jede Angst (wir hatten nicht einmal Pässe) 

und dann der Zoll und die Kontrolle 

und das Wort "companeros" als Gruß. 
Erne5to CardenaI 



ren der Hammer Verlag heraus. Den repräsen­
tativsten Quenchni!! seiner Gedichte (Gebet 
fur Marilyn Monroe, Stunde Null usw.) enthält 
das Buch 
Emenu Cardenal, Die Stunde Null, 400 S., 
16,80 DM. 
Von ähnlich herausra~nder Aussagekraft ist 
sein Werk 
O:u Evangelium der Bauern von Solenliname, 
680S., 36,80DM. 
Ah ein brillanter Erzähler und Romancier ist 
schließlich Nikaraguas amlierendes Mitglied 
der Rcgicrungsjunl3 Scrgio Ramirez (geb. 
1942) 'Zu nennen. Die Tyrannei des Somm:a­
Regimes nimmt er in Fabdn/En:ählungcn der 
Jahre 1969-76 aufs Korn in 
St:rgio Ramir<:!. Vom Vergnügen des Präsiden­
( .. n,!lammer Verlag 1981, 1425., 16,80 DM. 
Nicht minder empfehlenswert sind seine bei­
den Romane, die die Persiflage der Militärdik­
tatur mit der Schilderung von Volkswider­
stand verknüpfen: 
Die Spur der CahallenH, Aufbau-Verlag, lier­
lin·DDR/Weimar 1981, 210 S., 7,80M und 
Chronik des Spital$ Juan de Dios, Hammer 
Verlag, Wuppertal1973, 1605., 16 D~1. 
Zwei mitreißende Zeugnisse des sandinisti­
schen Befreiungskampfes legte der Hammer 
Verlag schließlich vor mit 
Gabricl Garcia Muquel, Die Geiselnahme, 
1982,1125.,12,80 DM und 
Antonio Skarmeta, Der Aufstand, 198 1,218 
S., 22,80 DM. 
Wahrend der kolumbianische Nobelpreisträger 
Garda Marquez das Drehbuch einer spektaku· 
lären Guerillaaktion des Jahres 1974 schrieb, 
verfaßte der El<ilchilene Antonio Skarmeta 
einen fesselnden Roman über die letzten 
Wochen des Volksa.ufSlands 1979. Am Beispiel 
der zuerst befreiten Stadt Leon iChilderl e r die 
dramatische Entscheidungsschlacht und den 
Opfermut des Volkes. 

Pllnontlp 

Lui. Enrique Mej1a Godoy und Manootal, Son· 
nenaufgllng. Neue Lieder. NiClinguli libre, 
Hlimmer und VorwärtJ Verlag, Langspielplatte 
Dialog 002, 18m.f. 
Der Sandinist und Sänger Luis Enrique Mej1a 
Godoy und die Gruppe Mancotal spielen Lie· 
der der nikaraguanischen Revolution und nika­
raguanische Volksmusik. Der derzeit populär­
ste Interpret des Lande5 versucht, alte nikara­
guanische und neue Instrumente in einer 
Musik zu integrieren, in der der Rhythmus ein 
wichliger Bestandteil ist. Der Hörer lcmt 
Musik der Küstenregion kennen und erfahrt 
einiges über die Probleme des Wiederaufbaus 
im zerstönen Nikaragua. 

Material- und Aktionsspiegel 

Den Transport des Fährschiffes "Gröpeln" an 
seinen Bestimmungsort im Nikaraguasee hat 
der Film von Rolf Neddermann und Manfred 
Vosz "Die nackten Füße Niltaragu:u" zum Gc< 
gf!nstand. Dabei eßlsteht ein Porträl der süd· 
Iichsten Provinz Nikaraguas, Rio San Juan, 
ihrer Menschen und ihrer Lebensbedingungen 
(1983, 16 mm, Farbe, ]00 Min.). Dieser Film 
wie alle folgenden können bei CON.Film\·er­
leih, Wenerdeich 38, 2800 Bremen I bezogf!ß 
werden. 

Die Invasionsvorbereitungen der USA in Hon­
dUT1ll und die Aktivitäten der "Contras" schi]­
dert der Film ,,Honduras Connection" von 
Leo Gabriel (1983, 16 mm und Video, Farbe, 
47 Min.). 
"Buch.taben der Revolution" von Werner 
Biermann ist ein Film über die A]phabeti5ie· 
rungskampagn ... Er zeigt den Unterricht und 
Diskussionen über die Situation nach der Bc< 
freiung (1980, 16 mm, Farbe, 30Min.). 
"Sandino heute und immer" ist eine Produk· 
tion des Niederländen J an Kees de Rooy. Er 
zeigt den Wiederaufbau des Landes, die Alpha· 
betisierungskampagne und die Gründung der 
Volksmilizen (198], 16 mm, Farbe,!J!J Min.). 
Bei der Noticiero (Wochenschau)·Reihe han· 

delt es sich um Schwan-Weiß·Kurzfilme 
(10·17 Min.) des nikaraguanischen Filminsti­
tuts INCINE. Sie behandeln folgende Themen: 
Die wichtigsten Vorgänge des Jahres 1979 bis 
zur Befreiung (Nr. 2); die Atlantikküste, poli· 
tische, geographische und kulturelle Besonder· 
heiten (Nr. I]); die Verteidigung gegf!n die 
wirtschaftlichen Angriffe yon innen und außen 
(NT. 14); Agrarreform in Ze]aya/AtJantik· 
küste. 

Zeitschriften/Broschüren 

Seit 1981 erscheint monatlich eine deutsche 
Ausgabe der nikaraguanischen Zeitschrift 
En\·io. Sie enthält politische Analysen der 
Situation des Landes und ist für 20 DM pro 
Halbjahr über die Edition Nahua, Postfach 
101320, Wuppena], zu beziehen. 
Ebenfalls ausschließlich mit Nikaragua be­
schäftigt sich die vom Dietzenbacher Verein 
zur Förderung der deutsch·nikaraguanischen 
Beziehungen herausgegf!bene Zeitschrift 
Monimbo. Sie bringt vor allem Berichte und 
Interviews aus Nikaragua. Der Verein hat sei· 
nen Sitz in der Schäfergasse 15,6057 Dietzen· 
bach. 
Das ann-Bulletin veröffentlicht wöchentlich 
Meldungen der Agentur Neues Nikaragua 
(ann) aus Managua in deutscher Sprache. Es 
kann für 30 DM im ViertcJjahr bezogen werden 
bei: Alvaro Rojas, Strohberg I, 7000 Stutt· 
gart ]. 
In der Reihe Nahua-Scripte sind bisher zwei 
Broschüren erschienen. Die ente setzt sich mit 
dem Konzept der Blockfreiheit in Niltaragua 
und lateinamerika auseinander, die zweite 
dokumentiert die Klageschrift des New Yorker 
Zentrum. für Verfanungsrechte gegen US·Prä· 
sident Ronald Reagan, Außenminister George 
Shultz und CIA-Direktor William Cascy wegen 
der Intervention in Nikaragua. Beide sind für 
5 DM über die Edition Nahuazu beziehen. 

Ein 24~itiges Hintergrundmaterial zu Nikan· 
gull ist für 1,50 DM beim Antiimperialistischen 
Solidaritätskomitee (ASK) zu beziehen. Es 
enthält Grunddaten zu Nikaragua, einen histo­
rischen Rückblick und Materialien zum Auf· 
bau nach dem Sieg der Revolution. 
Ober die Rolle der USA im Krieggegen Nikara­
gua informiert eine Broschüre, die vom Latein· 
amerikakomitee Duisburg herausgegeben wur­
de. Sie kostet 3 DM und kann über Yvonne 
Ayoub, J ohanniterstraße 130,4100 Duisburg 
bezogen werden. 
Mil den Problemen der Einbeziehung der Be· 
wohner der Atlantikküste in die Revo]ution 
setzt sich die Bro$chiire "Ein Gigiinterwacht­
Die Atlantikkiiltc Nikaraguas" auseinander. 
Interenenten mÖgf!n sich an den Dietzen­
bacher Verein Monimbo wenden. 
Vom Landesverband Hamburg der GEW wur­
de eine Unterrichtacinheit zu Nikaragull erar· 
beitet. Sie ist konzipiert für den gesellschafts­
kund]ichen Unterricht, enthält aber auch Elc< 
mente für dit Fächer Erdkunde, Geschichte 
und Deutsch. Der Textteil kostet 12 DM, der 
audiovisuelle (2 Diaserien und ein Videofilm) 
kann für 45 DM ausgeliehen werden. Das Ge· 
samtpaket konet 350 DM. Die Unterrichtsein­
heit kann beim CON· Verleih angefordert wer­
den. 
Die Broschüre Nicaragua - EI Salvador. Zwei 
EntwicklungsmodeUe im Vergleich. MünSler 
1984,60 S., 4 DM kann bei der OIrinlichen 
Initiative E] Sa]vador, Kardinal·yon·Galen­
Ring 45, 4400 Münsler, bezogen werden. Sie 
führt den Nachweis, daß und wie sich die 
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Material- und Aktionsspiegel 

"Wende" auch in der Entwicklungspolitik nie­
denchlägt. Seit ~raumer Zeit versucht die 
Bundcsrcgien.mg Projekte in Nikaragua auf 
allen Ebenen zurückzudrängen. Gleichzeitig 
soll EI Salvador wieder hoWihig gemachi wer­
den. Die Broschüre bietet eine detaillierte Be­
schreibung der Entwicklungsmodelle der bei­
den Länder. 

Ausstelluni 
Sehr zu empfehlen ist eine brandneue Nikar,,' 
gua-Ausstellung mit Fotos und Dokumenten. 
Auf 27 Tablf:aus wird gezeigt, was in Nikara­
gua heule schon verteidigungswert ist, und 
warum es angegriffen wird. Die Ausstellung 
"No Pas:.aran" (Sie werden nicht durchkom­
men) kann über medieo international, die Edi­
tion Nahua und dtn Solidaritätsshop Dritte 
Welt bezogen werden. Si .. kostet 75 D~1 . 

Pllklte/BunDn. 

Plakate, BUllons und andere Nikaragua-Solida­
ritäumaterialien können auf Grund der Fülle 
des Material, hier nicht im einzelnen vorge­
stellt werden, Deswegen sei auf den Solidari­
tätsshop Drine Welt, Hamburger Allee 52, 
6000 Frankfurt/Main und die Edition Nahua 
verwiesen, bei denen Materiallisten angdor­
dert werden können. 

Sallllirltituktlanen und Projekte 

Spenden von je 100.000 DM rur Nikaragua und 
EI Sal\'ador sollen laut Beschluß des Bundes· 
treffens der Nikaragua· und EI Saivador·Soli· 
daritiitskomitees gesammelt werden, In Nika· 
r~gua soll damit die Agrarkooperati,'e Pan· 
tasma wieder aufgebaut und die Neuansied­
lung von Flüchtlingen im Süden Nikaraguali 
finanziert werden, Spendenkonto: Informa­
tionsbüro Nikaragua, Stadtsparkalise Wupper­
tal, Kto.Nr, 963611, Sonderkonto Kampagne 
19.Juli. 
Seit 1979 unterstützt medieo international 
(Banauer Landstraße 147-149, 6000 Frank­
furt/M.) den Aufbau eines Basisgesundheitl­
wenue •. Jetzt soUen ~in Ge5undheiupon~n in 
San Juan, eine mobile medizinische Einheit 
auf dem Wasser, ein Gesundheitszentrum und 
die Ausbildung der dortigen Krankenpfleger 
und ·schwestern finanziert werden. Spenden· 
konto: Stadtsparkasse Frankfurt, Klo.Nr. 
1800 oder Postscheckamt Köln, KtO.Nr. 
6999·508. 

Direkt an die Sandinistische Front gehen die 
Gelder, d;e das Antiimperiali51ische Solidari· 
tätskomitee (ASK) sammelt. Sie werden ohne 
Zweckbindung nach Nikaragua weitergeleitet. 
Spendenkonto: Sonderkonto Prof. Elich 
Wulff, Postscheckamt Frankfurt/M., Kto.Nr. 
527055·602. Kennwort Nikaragua, 
Eine Druckerei rür die Jugendorgani!;lltion 
Sandinist ische Jugend 19. Juli soll mit einer 
Spendenaktion von DKP, SDAJ und MSB 
Spartakus finanziert, gebaut und eingerichtet 
werden. Die sandinistische Jugendzeitschrift 
Los Muchaehos und andere Infomaterialien 
$Ollen dort gedruckt werden. Spendenkonto: 
Bank für Gemeinwirtschaft Düsseldorf, 
Ktl),Nr.1012575700. 
Karl·Heinz Hansen. Mitglied des Bundesvor­
stands der Demokratischen Sozialisten, hat 
eine Spendcnsammlung für die Finanzierung 
von Sanitährtupeugen initiiert. Sie sollen die 
medizinische Vusorgung der Opfer der "Con· 
tra"·Oberr.me verbessern helfen. Spenden· 
konto: Bonner Sparkasse, Sonderkonto Kar!· 
Heinz Hansen, Initiative Sanitätsflugzeuge für 
Nikaragua, Kto.Nr. 19022286. 
Auf Beschluß der Nikaragua·Solidaritäugrup­
pen wird Zur Zeit ein ProjektrradeUII Nikara­
gua erstellt. AUen Gruppen, die bereits für 
Projekte sammeln oder dies p lanen, sollen so 
die Vorhaben anderer Solidaritäugruppen be· 
kanntgema~ht werden. Gruppen, die ihr Pro­
jekt darin vorstellen wollen, können sich an 
nromas Kolbe, Thedeslraße 11, 2000 Harn· 
burg 1 wenden. Der Reader wird voraussicht· 
lieh Mitte Juli 1984 fertiggcstellt, danach aber 
noch laufend aktualisiert. Er kostet 20 DM. 

Emesto Cardcnal Sergio Ramirez Ursu!a Schulz 

Das t:oangelium du Bauern 
"on Solfnlinamt 
Gespr'.i~he uber das Leben Jesu in 
Laleinamerika 
Aufge7eichnet von E. Cardenal 
Ge!;llmtausgabe, 2. Aunage, 
680 Seit~n, Leinen, DM 38,80 

Ernesto Cardenal 
Urer ~um . 'rieden 
Ein MeditalionSbuch mit Fotos von 
Conrad Cont~en 
64 Se,ten, Großformat, DM 22,80 

Ernesto Cardenal 
I)ie S tunde Nu ll 
Von der I leiligkeit der Re'olutionl 
Gebet rur Marilyn Monroel 
Für die Indianer Amerikas! 
Das Buch von der Liebe 
4, Aunage, 400 Seiten, 
TaKhenbuch, DM 16,80 

Die Weh iM ~in , roUrr rarbtopr 
Hauernmalere, aus Nicaragua 
l'oslkanen, 10 farbige Moti"e, 
eingeschweißt, DM 10,-
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UnSfr L.and mi l den Mensc"~n 
die ... ir lie~n 
Gedichte und Bilder aus Solentiname 
und dem Neuen Nicaragua 
64 Seiten. Großformat. DM 12.80 

Emesto Cardemtl 
Ileim ... ·e .. nlth der Zukunft 
Bilder un(l gU le Nachrichten aus 
Solenliname 
72 Seiten, durchjlehend vierrarbig 
iUustrien, DM 12,80 

Vom \hxnügen d~s P,lsidrnlen 
Erzählungen aus Nicaragua 
Mit Zeichnungen von Dieter Masuhr 
144 Seiten, Broschur, DM 16,80 

Omar Cabezn 
Die Erde dreht sich drtlleh, 
Compaiiera 
Autobiografischer Bericht 
eines Gueri!lakommandanten aus 
Nicaragua 
2. Auflage, 240 Seiten, TaKhenbuch, 
DM 16,80 

Nicaragua - \ 'or uns die Milben 
du Ebene 
Herausg. von Carlos Rincon 
und Krista Tebbi: 
224 Seiten, Format DIN A 4. mehr 
als 100 s/w und farbige Abbildungen 
Broschur, DM 28,80 

Antonio Skarmelß 
Du Aufstand 
224 Seilen. Broschur, DM 22,80 
Die GeSChichte der lell;ten 
Wochen vor dem Sieg der 
Revolution ,n Nic81l1gua 

BiUe fordern Sie unsere Sonderprospekte 
zu Dialog Dritte Welt und Lateinamerika an! 

Jugenddienst Verlag 
Peter Hammer Verlag 

Föhrenstraße 33-35, 0 -5600 Wuppertal 2 
In Ö s terreich zu bezie he n : 

Oskar Höfels Verlagsauslieferung . Seilerstäne 18 . 1010 Wien 

I)ein Friede se i mtin Friede 
Geschichten von der 
Veränderung in SOlentiname 
Mit einem Vo ..... ·ort von E. Cardenal 
Fotos von Conrad Conlzen 
84 Seilen. 38 ganzse;lig farbige 
Abbildungen. Format 24,5 ~ 22 cm. 
Ilardeover, DM 24,80 

Sergio Ramirez 
Vh'a Sandino! 
Leben und Tod des ersten 
Guerillafllhrers 
4. Auflage, 160 Seiten, TaKhenbuch, 
DM 9.80 

Oie Baue rn 'on SoJentiname 
malen das ['angeli,,", 
Mit Meditationen von I! !- rent 
72 Seiten, Jl Farbbilder, 
Fonnat 24,5 ~ 22,5 cm, 
Hardcover, DM 24.80 
Die Bauern und Fischer von Solenti· 
name haben nach ausführlichen 
Grsprächen untereinander die 
GeschIchte des Neuen Testamellles 
in Ölbildern umgesetzt. 
Daraus ist ein rarbenpriichtiges 
Ereignis und ein wohl einmaliges 
Beispiel naiver Bauernmalerei 
entstanden. 



Philippinen 

Rainer Werning 

Marcos' Nöte nach den Maiwahlen 
Wenn der Spruch "Traue keiner Stati-
stik, die du nicht sc:lbst gefalscht hast" 
Gültigkeit beanspruchen kann, dann uno 
ter diktatorischen Regimes. Die trüben 
S.:;:hic:bereien vor und nach den Paria· 
mentswahlen vom 14. Mai d.]. bildeten 
keine Ausnahme. 
Aufs Neue wurde das im philippinis<::hen 
Volksmund gängige makabre Bonmot 
bestätigt, wonach die Toten einmal, die 
Lebenden mehr als zweimal und gar die 
Schmetterlinge auf Mindanao wählen. 

Jagd auf Opponenten 

Daß trotz dieser Manipulationen, 
Fälschungen bei der Auszählung, Beste­
chung von Wählern und dem Wahlboy­
koll vieler filipinos 63 der 200 Paria­
mc:ntssitze auf die bürgerliche Opposi­
tion entfielen, macht die Isolation des 
Regimes von Präsident Ferdinand Mar· 
cos deutlich. 
Am Charakter des Regimes hat sich da· 
durch jedoch nichts geändert. l\Iarcos be­
kräftigte nach den Wahlen, daß er nicht 
daran denke, seine diktatorischen Voll· 
machten aufzugeben. 
Von Interesse sind deshalb weniger die 
manipulierten Ergebnisse als vielmehr 
die Umstände, unter denen diese Wahlen 
stattfanden, sowie die KonSeqUenlen, 
die sich daraus Hir die Entwicklung der 
revolutionären Bewegung ergeben. 
Daß das Regime gerade dieser "freien 
und fairen Wahlen" (Marcos) zu dieser 
Zeit dringend bedurfte, resultierte aus 
der Notwendigkeit, gegenüber dem Aus· 
land zweierlei lU beweisen: die Wieder· 
herstellung der nach der Aquino·Ermor· 
dUlig im August 1983 schwer angeschla. 
genen politischen Legitimität und - da· 
mit eng gekoppelt - die Fähigkeit, die 
exportorientier te Wirt schaf tsst ra t egie 
auf Trab zu halten. Angesichts einer 
mittlerweile auf knapp 26 Mrd Dollar an· 
gestiegenen Auslandsverschuldung woll· 
te Marcos die Kreditwürdigkeit des Lan· 
des verbessern (siehe AlB 10/1983, S. 
42f. und 3/1984, S. 17ff.). 
Beides hat sich Hir das Regime als Fehl· 
schlag erwiesen, was nicht zuletztdie in· 
ternationale Berichterstattung wider­
spiC!~el tc. 

M<"nuß •• fr.ih .. il aurd.n pj"lip"in .. n: Pohzt,,,r\I •• 1 flIr Demonwanl .. n 

Bereits Wochen vor den Wahlen wurden 
etliche Provinlen SChauplätze intensiver 
Militarisierungskampagnen: So wurden 
im Baffio Sicalao im Cagayan.Ta:1 (Nord· 
luwn) 500 Familien in ein "strategisches 
Wehrdorf" getrieben, wobei mindestens 
drei Kinder an Hunger starben. Die in der 
Nähe stationierte 7. lnfanteriebrigade 
hatte zudem strikte Ausgangssperren 
verhängt, was u.a. die Emteeinholung 
unmögliCh machte. 1 

In der südlichen Provinz Misamis Orien· 
tal (auf Mindanao) massakrierte das 
"Tadtad"·Terrorkommando im Män 
d.j. mehrere der Sympathie mit der Neu· 
en Volksannee (NPA) verdächtigte Dorf· 
bewohner. Die "Tadtad" rekrutiert sich 
teilweise aus Mitgliedern der geftirchte­
ten Bürgerwehrtruppen (CIIDF) und 
operiert als paramilitärische Bande mit 
Duldung der philippinischen Armee. 2 

An den beidenjeweils Anfang MärL. und 
Anfang Mai d.j. zum Wahlboykott auf· 
rufenden "Volksmärschen für Freiheit" 
("Lakbayan" und "Sakbayan") nahmen 
über I Mio Menschen teil. Nach unvoll· 
ständigen UnterSUChungen wurden allein 
4 Demonstrationsteilnehmer in den 
südlich von Manila gelegenen Provinzen 
Batangas und Cavite Opfer von "salva· 
ging".3 In anderen Landeste ilen wurden 
Bürgermeister, die der Vereinigten 
Nalionalistischen Demokratischen Orga. 
nisation (UNIDO ) angehörten oder ihr 
nahestanden, von Regierungstruppen 
e ingeschÜChtert oder erschossen. 4 

Eingebellel waren diese Maßnahmen in 
eine seit Mär.l dJ. systematisch geschür· 
te " psychologische Kricgführung" .In ei· 
nem 30 Seiten umfassenden Pamphlet 
mit dem Titel "Was die Bevölkerungwis. 
sen sollte - die Kommunistische Partei 
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der Philippinen/Neue Volksarmee" wur· 
den sämtliche PropagandaregiSler gezo· 
gen und zur Kommunistenhatz aufgeru· 
fen: "Stellen Sie die Kommunisten 
bloß", hieß es darin u.a., "und leisten Sie 
Widerstand gegen sie. Ohne Unterstüt· 
zung werden sie wie Fische aus dem Was· 
ser springen. Verweigern Sie ihnen jeg· 
liche Unterstützung; sie verdienen sie 
nicht." 
Dies bildete das Fanal zu der dann am 
17. April d.J. von General )-'abian Ver, 
einem Marcos·Verwandten und General· 
stabschef der philippinischen Streitkräf· 
te, verkündeten landesweiten militäri· 
schen Offensive gegen die NPA, um "sie 
an der Störung der Parlamentswahlen zu 
hindem".s 

Beunruhige nde Wirtschaftskrise 

Marcos selbst gab keine einzige seiner 
Sondervollmachten Preis - im Gegen. 
teil, alle'n Nichtwählern drohte er mit 
einer Inhaftierung bis zu 6 Monaten. 
Als Pendant zu dieser im Vorwahlklima 
ausgreifenden militärischen Repression 
verdienten die Aktivitäten US·amerika· 
nischer Beamter Aufmerksamkeit. UI· 
rich A. Strauss, Direktor des Büros für 
philippinische Angelegenheiten im USo 
Außenministerium, und Scott lIallford, 
ein der US.BQlSchaft in Manila angehö' 
render politischer Berater, unternahmen 
Mitte Man d.]. " Inspektions"reisen 
durch Südmindanao, um dortige regio· 
nale Oppositionsgruppen auf eine Wahl­
teilnahme einzuschwören. 
Sollte, so Strauss und Hallford, die Boy· 
kottbewegung erfolgreich sein, gelte es , 
e ine schärfere Gangart des Regimes in 
Kaufzu nehmen.6 

Zur gleichen Zeit erbat Premier· und 
Finanzminister Cesar Virata ein neuer· 
liches - mittlerweile das dritte - Zah· 
lungsmoratorium, welches Mitte Juli 

MEI\NINGLESS 

1984 ausläuft. 
Außerdem stehen für 40% der knapp 26 
Mrd Dollar betragenden Auslandsschuld 
Umstrukturierungen bzw. Umwandlun· 
gen in langfristige Kredite an. Als Vor· 
bedingung fUrdie Gewährung eines kurz· 
fristigen, frühestens aber im September 
d.]. zur Auszahlung anstehenden Bei· 
stands kredits in Höhe von 650 Mio Dol· 
lar drängt der Internationale Währungs­
fonds (IMF) u.a. auf eine Abwertung des 
Peso um 22%.7 

So einschneidend sind die wirtschaftli· 
chen Auswirkungen der gegenwärtigen 
Krise, daß selbst Regierungsstellen sich 
nicht einmal mehr Spielraum fUr "auf· 
munternde" Statistiken zugestehen 
mögen. Laut NEDA, der regierungseige· 
nen Nationalen Wirtschaftsentwick· 
lungsbehörde, stiegen die Preise allein 
von Januar bis Mari: d.]. landesweit um 
33% an. In Metro·Manila kletterte die in· 
flationsrate gar auf die Rekordhöhe von 
37%.8 

Zahlreiche Fabriken machten bereits 
ihre Tore dicht, und bis Jahresende sol­
len allein im Großraum Manila über 
100.000 r-.lenschen arbeitslos werden. 
Als düsterer Vorbote für ähnliche Ent· 
wicklungen dürfte die Schließung der 
seit 1967 auf den Inseln operierenden 
Ford Philippines, eines Tochterunter· 
nehmens der amerikanischen Ford 
Motor Co., zu werten sein. 9 

Daß die UNIDO dennoch auf ihrer Wahl­
teilnahme mit dem Slogan "Geben wir 
der Demokratie und nationalen Aussöh· 
nung eine letzte Chance!" beharrte, hat 
gleich dreierlei deutlich gemacht: 
Sie verlieh dem Marcos·Regime auf ihre 
Weise - wiewohl brüchige - Legitimität. 
Sie demonstrierte die Unmöglichkeit, 
unter den bestehenden Verhältnissen 
e inen friedlichen Obergangsmodus ein­
zuleiten. Und sie trug schließlich dazu 
bei, im Rahmen eines allgemeingewach· 
senen politischen Bewußtseins die polio 
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tische Polarisierung voranzutreiben. 
Letzteres ist von Bedeutung, zumal da· 
durch gleichzeitig das Dilemma sichtbar 
wird, in das sich die UNIOO hineinbug· 
sierte. 

Daß elliche vormals aus Furcht für Mon· 
cos abgegebene Stimmen nunmehr als 
Protestsignal der UNIDO zugute kamen, 
unterstreicht mehr die tiefe Isolation des 
Regimes denn die Stärke der UNIDO. 
Was die Situation auf dem Lande betraf, 
wo die Kontrollmöglichkeiten der Bevöl· 
kerung weitaus größer sind als in den 
Städten, bildeten die ftir die UNIDO ab· 
gegebenen Stimmen ebenfalls kein Spie· 
gelbild ihrer Starke. 
Da nach philippinischem Recht die Teil· 
nahme an Wahlen vorgeschrieben ist, 
schöpfte dort eine Stimmenabgabe ftir 
die UNIOO, deren Verankerung wesent· 
lieh auf die Städte begrenzt ist, die Marge 
einer Regimekritik aus. Ganz anders ver· 
hielt es sich in Widerstandsgebieten und 
unter großen Teilen der nichtbürgerli. 
ehen Klassen und Schichten in den 
Städten, in denen der Boykott erfolg. 
reich war. 

Das Di lemma der UNIDO 

Die UNIDO hat auf einen Wahlsieg ge· 
setzt und Illusionen beflügelt, die mit· 
unter nicht einmal mehr unter ihren als 
gemäßigt geltenden Politikern wie Reu· 
ben Canoy und Teofisto Guingona ver· 
fingen, welche sich der Boykot tbewe· 
b'llng anschlossen. 
Die UNIDO·Führung unter Salvador 
Laurel hat sich, abgesehen von persön· 
lich gewendeten Attacken gegen Marcos 
und allgemeinen proamerikanischen Be· 
kundungen, bei Aussagen über die Umge· 
staltung der sozialpolitischen und wirt· 
schaftlichen Verhältnisse auffallend in 
Schweigen gehüllt. Auch dem am 3. und 
4. April d.J. in 1I0ngkong abgehaltenen 
Treffen zur Gründung eines Vorberei· 
tungskomitees rur eine Obergangskoali. 
tionsregierung blieb sie fern. 10 
Alsgrundlegende Altemativezum gegen· 
wärtigen Regime kann sie nicht in Be· 
tracht gezogen werden. Mit einftihlsamer 
Feder charakterisierte die Frankfurter 
Rundschau die Parteien der UNIDO 
denn auch als "Organisationen von 
Familienclans, regionale Seilschaften, 
aber sicherlich keine Reformorganisa· 
tionen".ll Und: "Die UNIDO·Politiker 
haben keinen Hehl daraus gemacht , daß 
sie die Wirtschaft zu Lasten der Armen 
sanieren möchten, nach dem Vorbild der 
Chicago Boys oder bestenfalls des 
Süd koreaners Chun Doo Hwan. "12 

Wenn es bei den Parlamentswahlen über· 
haupt einen Sieger gab, dann am ehesten 
die Boykottbewegung. 
Geschmälert wurde ihr Sieg dennoch, da 



es ihr nicht gelang, die UNIDO in ihrer 
Gesamtheit von der massiven Verweige­
rung in Form des passiven Widerstands 
zu übert:eugen. Die Erfolge der Boykott­
bewegung lagen zweifellos in ihrer in­
haltlichen Begründung und in den von 
ihr angewandten Organisationsformen. 
Träger der Bewegung war die am 25. 
F ebmar d.j. gegriindete Vereinigung von 
Organisationen zur Wiederherstellung 
der Demokratie (CORD), deren Mitglie­
der - ob Einzelpersonen oder Selbsthil­
fegruppen - sich ilusa!]en Gese!lschafts­
schichten rekrutierten. 
Sog. Volksboykottzentren wurden von 
ihr landesweit eingericht et. um die "Un­
sitte fliegender Wähler" im Zuge der vom 
Regime verordneten Neuregistrierungen 
zu dokumentieren. Durch Straßenthea­
ter, Kundgebungen. Demonstrations­
märsche vermochte sie namhafte Polit i­
ker, Juristen, Professoren, Künstler, 
Schriftsteller und Journalisten von der 
Unmöglichkeit "fairer und freier Wah­
len" zu überzeugen. 
Daß ihr dabei selbst Einbruche in die 
UNIDO und in die ebenfalls die Wahlen 
befürwortende Nationale Bürgerbewe­
gung ftir frei Wahlen (NAM FREL) gelan­
gen, sollte als Beginn eines Prozesses be­
griffen werden, in dessen Verlauf sich die 
niltionalen und demokratischen Anlie­
gen des philippinischen Volkes klarer 
und schärfer artikulieren werden. 
Es entspricht wohl der List der Geschich­
te, daß dies nicht zuletzt auch durch die 
Wahlen begünstigt wurde. 

Anmerkungen: 
I) Vgl. Philippine Signs, Manila. 7_- 13.4. 

1984 
2) Siehe: Malaya, Manila, 5.4_ t984 
3) Eine von Mil itärs in den vergangenenJah­

ren "erprobte" Praxis, Leute zu ermorden 
und die Leichen amchließend zu verschal""" 
",no Man beachte allein die zynische 
Sprachrcgclung ".salvaging" heißt 
wörtlich die Rettung von in Seenot gera­
tenen! 

4) Vgl. International Herald Tribune (IHT), 
ZürichfPariJ, 12.4. 1984 

5) Far Eastern Economic ReYiew (FEER), 
Hongkong, 26.4_ 1984 

6) Siehe: PoU Meddling EKposed: US Agents 
Now At Work in; Philippine Signs. 
24.-30.3.1984-

7) Vg!. IHT, 14.3.1984, Christian Scien<:e 
Monitor. 26.3.1984 und FEER, 19.4. 
1984 

8) Angaben na<:h: Mr. & Ms. Magazine, 
Mani[a,3.4.1984 

9) Siebe: FEER. 29.3.1984 
10) An ihm nahmen Lorcm:o Tanada,JosC W. 

Diokno, Ag-J.pito "Bul%" Aquino, der 
Bruder des Ermordeten, Abraham Sar­
miento, Raul Manglapus und Jovito Sa­
longa sowie Mitglieder ven<:hiedener 
Volksorganisationen und der Moro Natio­
nale Bcfreiungsfroßl (MNLF) teil. Zum 
Vonitzenden des Komitees wurde Tana­
da gewählt, der u.3. auch der Nationalisti­
schen AUianz für Gerechtigkeit, Freiheit 
und Demokratie (NAJFD) vorsteht. VgL 
AlB 3/1984, S_ 17ff. 

11) Frankfurter Rundschau, 16.5_1984 
12) Ebenda 

Pazifik / Philippinen 

Waiden Bello 

US-Basen 
für den Atomkrieg 

Zwei der wichtigsten militärischen An­
lagen der Vereinigten Staaten in Ober­
see, der Flotlenstützpunkt Subic und der 
Luftstützpunkt Clark, liegen auf den 
Philippinen. (_ .. ) 
Die US-Regierung hat keinerlei Zweifel 
an dem Wert dieser Einrichtungen. Ihr 
gegenwärtiges Grundprinzip wurde vom 
Außenministerium so formuliert: "Ohne 
Frage ... sind diese Stützpunkte heute für 
uns wichtiger, als sie es zu vielen Zeit­
punkten in der Vergangenheit waren. Sie 
sind nicht mehr Nachhutstützpunkte zur 
Unterstützung von vorgeschobenen Std· 
lungen an den Küsten des asiatischen 
Kontinents. Sie sind vorgeschobene Stei­
lungen im Westpazifik. "1 

Vorposten in Ostasien 

Für die Menschen im eigenen Land wur­
den immer die defensiven Aufgaben un­
terstrichen, die diese Stützpunkte für die 
USA haben sollen . In Wirklichkeit die­
nen die Basen vieWi.higen aggressiven 
Zwecken. 
Sie haben als SprungbreIt für den Auf­
marsch konventioneller Streitkräfte in 
Ostasien und im Indischen Ozean ge­
dient. 

Sie waren auch Ausgangspunkt rur ge­
heime Operationen, die sich sowohl ge­
gen die Philippinen als auch gegen ihre 
Nachbarn richteten. In jüngster Zeit 
kommt ihnen eine wichtige Rolle in der 
"Gegenschlags"- oder "Ers!Schlags"­
Strategie der AtomkriegfUhrung gegen 
die Sowjetunion zu. 
Schon ein nur oberflächlicher Oberblick 
über den US-StützpunktkompleK vermag 
das fur<:hterregende Aufgebot militäri­
scher Fähigkeiten und Funktionen, die 
er in sich vereint, offenzulegen: 

• Von einem Trainingslager für US­
Marines und einem U-Boot-Stützpunkt 
hilI sich der Subic- Flottenstützpunkt zur 
größten logistischen Nachschubbasis der 
US-Marine im Westpazifik entwickelt. 2 

Er dient als Heimathafen rur einen US­
Fluguuguägerkampfverband, der im In­
dischen Ozean eingesetzt ist. Und hier 
werden zwei Drittel der Reparaturarbei­
ten und anderer Nachschubaufgaben fUr 
die 7. US-t-[otle abgewickdt - eine 
Armadil, die aus 70.000 Soldaten, 550 
t' lugzeugen und 90 Schiffen besteht. 3 

• Der Clark-Luftstützpu nkt ist das 
Hauptquartier der 13_ Luftflotte und 
der größte US. Luftstützpunkt in Ost­
asien - weit entfernt von seinen Anfan­
gen als Außenposten der Kavallerie und 
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eine~ unbefestigten Rollbahn von einer 
halben Meile. Clark verfUgt über Allwet­
terstart- und -landebahnen, die um die 
12.000 Flugbewegungen pro Monal auf· 
nehmen können. Er dienl als Miltel­
punkt der Nachrichtenverbindungen fUr 
den größten Teil des Luflwaffen-Ver­
kehrs im Weslpazifik und zwischen dem 
Pazifik und dem Indischen Ozean_4 

• Für die Luftwaffe ist eine der attrak­
tivsten Besonderheiten von Clark das 
"Crow Valley"-Gebiet, das rur seine 
"ausge k lügel tsten Trainingsmöglichkei­
ten rur die Luftwaffe in Asien" gerühmt 
wird, und "einen Schießplatz zum Ab­
feuern von Raketen, Artillerie-übungs­
gebiete und ein Areal rur elektronische 
Kriegführung einschließt " . 5 

Sieben- oder achtmal im jahr beteiligen 
sich Einheiten der US-Luftwaffe aus 
dem gesamten Pazifik, manchmal in Ver­
bindung mit Einheiten von Verbündeten 
wie Australien, Neusee1and und den 
Philippinen. an Kriegsspielen mit der Be­
zeichnung "Cope Thunder" - dem 
größten und ausgedehntesten Luft­
kampf-Trainingsprogramm, das außer­
halb der USA durchgeftihrt wird.6 

• Die San.Miguel.Nachrichtenstation, 
25 Meilen nördlich von Subic gelegen, 
dient als Schlüsselzentrum der Nachrich­

, tenübermiltlung ftir die 7. Flotte. Beide, 
San Miguel und Clark, beherbergen auch 
vom Pentagon und der CIA gesteuerte 
Anlagen, die Teil des Satelliten-Netzes 
sind, das gegen die Sowjetunion gerich­
tet ist. 

Qark, Subic: "Staaten im Staate" 

Der Komplex der US-Stützpunkte ist als 
"Staat im Staate" beschrieben worden.7 
Dieses Bild trifft zu, denn Clark allein ist 
größer als der ganze Staat Singapur. 
Auch wenn die Gesamtfläche rur 
Stützpunkte unter direkter US·Militär­
kontrol!e durch das Abkommen zwi· 
schen den USA und den Philippinen aus 
dem jahre 1979 von 192.000 acres auf 
24.8 10 acres (I acre = 4.046,8 qm; d. 
Red.) reduziert wurde, so ist diese 
Fläche doch noch betr'.i.chtlich. Darüber 
hinaus sicherten sich die USA das Recht, 
das Land, das der philippinischen Regie­
rung "abgetreten" wurde. zu nutzen. 
Das Stützpunktnetz, das neben Clark, 
Subic und San Miguel noch mindestens 
sechs weitere Anlagen umfaßt, hat eine 
GesamtpersonalSlärke von 15.400 Mili­
tärs und Angehörigen des Verteidigungs­
ministeriums, die jederzeit durch 9.000 
Matrosen der 7. Flotte im Hafen ergänzt 
werden_ 8 

Unterstützt wird diese Garnison von 
39.000 zivilen Arbeitern, meist Fili· 
pinos, die als qualifizierte Arbeitskräfle 
zu den billigsten Löhnen dem US·Militär 
in Ostasien zur VerfLigung stehen. ( ... ) 
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Als die Carter-Administration Anfang 
1981 aus dem Amt schied, sah sie in der 
"Reltung" der US-Positionen in Ost· 
asien eine ihrer wichligsten außenpoliti­
schen Errungenschaften. 
Carters VerteidigungsminislC:r, Harald 
Brown, formulierte es so: "Fast 30 jahre 
nach dem Ende des (Koreakrieges) und 
ein jahrzehnt nach dem Ende des (Viet. 
namkrieges) zeigte sich 1980 das poli­
tisch-militärische Gleichgewicht im Pa­
zifik günstiger rur die Sicherheitsinteres· 
sen der USA als zu irgendeinem anderen 
Zeitpunkt seit der kommunistischen 
Revolution in China 1949."9 
Brown hob die strategische Einkreisung 
der Sowjetunion durch die Entwicklung 
einer Zusammenarbeit der Vereinigten 
Staaten, Chinas und j apans als zentralen 
Faktor für die gün5lige strategische Posi­
tion der USA hervor: 
"Für die Sowjets repräsentieren diese 
drei Staaten einmal die in der Welt im­
mer noch ruhrende und gegnerische 
Supermacht, zweitens den Konkurren­
ten in der Rolle der zweitgrößten Indu­
striemacht und drittens den volk reich­
sten Staat der Erde, der an die am 
dünnsten besiedelten und rohstoffrei­
chen Gebiete der UdSSR angrenzt. Die 
Möglichkeit so eines Bündnisses muß für 
die Sowjets wirklich ein Alptraum sein, 
und die bescheidenen Schritte zu einer 
Zusammenarbeit in den jahren 1975-80 
haben m.L das politisch-militärische 
Gleichgewicht in einem solchen Maße 
zuungunsten der Sowjetunion verändert, 
was die Vorteile bei weilem übersteigt. 
die der Sowjetunion aus ihrem beträcht­
lichen militärischen Aufbau in dieser 
Region in den späten 60eT und den 70er 
jahren unseres jahrhunderts erwuch­
sen." 10 
Entgegen den Bestrebungen der Carter­
Strategen hat die Reagan-Administra­
tion bei Ubernahme des Regierungs­
amtes 1981 nicht versucht, diesen poli· 
tisch-militärischen Vorteil in eine Politik 
der Entspannung mit den Sowjets umzu­
setzen. 

Schaltste lle im Vielfrontenplan 

Vielmehr sah die republikanische Rechte 
ihre Rolle darin, den "strategischen Alp­
traum" der Sowjets zu schüren, indem 
sie eine Pol itik des schnellen Ausbaus der 
strategischen Atomwaffen und der Ver· 
besserung der Fähigkeiten der Streitkr'.i.f­
tl" zu schnellen konventionellen Einsät­
zen in verschiedenen Teilen der Welt ver­
folgte. Das vertrauliche "Leitlinien­
Dokument" (des Pentagon von 1982; d. 
Red.) fur 1984-88 enthüllte die Vorbe­
reitung einer Strategie "für einen langan­
dauernden Konflikt mit konventionellen 
Waffen gleichzeitig in verschiedenen Tei­
lenderWelt."ll 

Die Stützpunkte auf den Philippinen 
sind für eine solche Strategie von zentra­
ler Bedeutung, da sie über einen langen 
Zeitraum dazu ausersehen waren, eine 
Schlüssc:lroJle bei Interventionen in ver­
schiedenen Teilen der Weh zu spielen. 
Auf den Stützpunkten fußt die Macht· 
position der USA hinsichtlich des südost· 
as iatischen Festlands und der Region 
Indischer Ozean/Per.;ischcr Golf_ 
Zudem spielen die Stützpunkte ihre tra­
ditionelle Rolle bei der Unterstützung 
der US-Strei tkräfte in Südkorea: die auf 
Clark stationierten F-48E-Kampfflug­
zeuge und der Flug'leugträgerkampfver­
band von Subic stehen im Falle eines 
Krieges rur einen Einsatz zur Verfij­
gung. 12 Die Stützpunkte sind auch rur 
eine Nutzung bei einer Intervention in 
Ostarrika eingerichtet. ( ... ) 
Diese vielfaltigen Funktionen erhalten 
besondere Bedeutung angesichts der Be­
richte, daß einige Pentagon.Planer dabei 
sind, die sog. "Dreieinha!b Kriege-Strate­
gie" zu erkunden, d.h. die Vereinigten 
Staaten darauf vorzubereiten, in Europa, 
am Persischen Golf und in Korea größere 
Kriege zu führen und gleichzeitig einen 
"kleineren" Konflikt auf See irgendwo 
im Pazifischen Ozean zu beginnen. lJ 

Die Lage der Philippinen ist für zweiein­
halb dieser Kriege zentral - für die 
Kriege im Indischen Ozean, in Korea und 
im Pazifik. 
Der Vielfrontenplan beinhaltet, nach der 
letzten im Februar 1983 durchgesicker­
ten Version der Leitl inien, jetzt auch 
"logistische Unterstülzung" ftir "chinesi­
sche Militärmanöver zur Lahm1egung der 
sowjetischen Pazifikflotte. ihrer takti­
schen Luftgeschwader und ihrer ca. 50 
Armeedivisionen an der chinesisch· 
sowjetiSChen Grenze" _ 14 
Eine solche Operation kann nur erfolg­
reich VOll Basen in Japan und auf den 
Philippinen aus, wo ein taktisches Luft· 
geschwader von 16 C-130 und 3 C-9-



Flugzeugen in Clark stationiert ist, 
durchgeführt werden. 15 

Diese aggressiven Pläne drohen die 
Stützpunkte nicht nur in konventionelle 
Kriege einzubeziehen. 
Sie versetzen sie auch in die Lage, Ereig­
nisse zu unterstützen, die zu taktischen 
oder umfassenden Atomkriegen eskalie­
ren können. Diese Möglichkeit ist natür­
lich immer gegenwärtig seit den 50er 
jahren. ( ... ) 
Das vielleicht Alarmierendste ist in die­
sem Zusammenhang die kürzlich von 
Admiral Robert Long, Chef des US­
Pazifik Kommandos, getroffene "Vor­
aussage", daß es der Pazifik "am wahr­
scheinlichsten sein wird, wo wir einer 
Konfrontation mit der Sowjetunion ent­
gegensehen". Dies kann nur eine atoma­
re Konfrontation sein, hat die 7. Flotte, 
laut dem Militärexperten Admiral Gene 
La Roque, zu 70% atomare Waffen an 
Bord. 16 

Clark und Subic sind, gemäß dem ange­
sehenen Zentrum rur Verteidigungs­
information (CD I) in Washington, auch 
Gebiete zur Lagerung taktischer Atom­
waffen im Westpazifik. 17 
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Eine nicht veröffentlichte Einschätzung, 
die von verläßlichen Quellen, die unge­
nannt bleiben wollen, erstellt wurde, er­
klärt ebenfalls, daß eine Lagerung auf 
den philippinischen Stützpunkten aus 
zwei Grunden am wahrscheinlichsten ist: 
Dort werden die atomar bestückten 
Flugzeugträger der 7. Flotte gewartet, 
und die Stützpunkte sind, außer dem 
Stützpunkt in Sasebo, japan, die einzi­
gen größeren Artilleriedepots im Pazifik. 
Da Sasebo vom Indischen Ozean sehr 
weit entfernt ist und die öffentliche Mei­
nung in japan Atomwaffen im eigenen 
Land äußerst feindlich gegenübersteht, 
"ist die logistische Schlußfolgerung, daß 
die Philippinen der HauptlagerungsOTt 
rur taktische Atomwaffen im Pazifik 
sind".18 ( ... ) 

Unter der Reagan-Administration sind 
die Linien zwischen begrenztem Krieg, 
taktischem und strategischem Atom­
krieg verwischt worden. Um die klassi­
sche Äußerung des Verteidigungsmini­
sters Weinberger bei seinen Bestätigungs­
verfahren zu zitieren: " Immer, wenn 
man in einen Krieg eintritt , muß die 
l\löglichkei! des Einsatzes allerverfügba-

rtn \\' ~t fen oHen~classen werden." 19 
Mit diesem Verwis<:hen von Kriegsstrate­
gien ging au<:h ein Verwis<:hen der Funk­
tionen der philippinischen Stützpunkte 
einher. 
In der fro hen Nachkriegszeit hatte das 
Us...Stützpunktnetz vor dem ostasiati­
schen Festland gleichermaßen als 
Sprungbrett für den Einsatz konventio­
neller Streitkräfte und als Basen für die 
gegen die Sowjetunion und China gerich­
teten Abschußsysleme flir d ie strategi­
sche Kriegflihrung gedient. 

"Die Ausweitung bestehender Einrich­
tungen in japan, Okinawa und Guam", 
schrieb ein prominenter Angehöriger des 
Außenministeriums, "resultierte aus der 
Entscheidung, auf die B-47 als Haupt­
instrument der strategischen Luftwaffe 
der USA zu bauen. Der effektive Einsatz­
radius dieses Flugzeugtyps erforderte 
vorgeschobene Stützpunkte, die den 
Zielgebieten näher lagen, als dies von den 
USA kontrolliertem Territorium mög­
lichgewesen wäre."20 
Mit dem Auftauchen der weiterreichen­
den B-52-Bomber und der Möglichkeit 
des Auftankens in der Luft, mit der Ent-
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wicklung der ballistischen Interkonti­
nentalraketen (ICHM) und der U-Boot­
gestützten ballistischen Raketen (SLBM) 
wurden die Stationierungen von Ab­
schußsystemen rur strategische Waffen 
auf vorgeschobenen Positionen im Pa­
zifik als nicht mehr notwendig erachtet, 
ausgenommen Guam, das weiterhin als 
Stützpunkt für B-52-Bomber des Strate­
gischen Luftkommandos (S AC) und als 
Hafen für die mit Polaris-Raketen be­
stückten V-Boote dient_ 

Basen für die V-Boot-Jagd 

Aber nicht nur neue Technologien ließen 
diese Gebiete als strategische atomare 
Abschußsysteme ausscheiden. Auf den 
Philippinen zum Beispiel, mündete der 
Widerstand der Bevölkerung, angeruhrt 
von dem ehemaligen nationalistischen 
Senator Claro Recto, in das Bohlen·Ser­
rano·Abkommen von 1959. Es reduzier­
te nicht nur die Pachtzeit rur die Stütz­
punkte von 99 auf 25 Jahre, sondern 
machte es auch zur Bedingung, daß die 
Vereinigten Staaten "ohne vorherige 
Rücksprache" mit der philippjnischen 
Regierung keine Langstreckenraketen 
auf den Philippinen staüonieren dürfen. 
Doch das Verbot der Aufstellung von 
Abschußsystemen hat sich nicht auf an­
dcre entscheidende Bereiche der strate­
gischen Kriegführung ausgedehnt. Auf 
den Philippinen, in Cubi Point, ist z.B_ 
ein Geschwader P-3C-Orion-Flugzeuge 
zur Ami-U-Boot-Kriegführung (ASW) 
stationiert. 
Diese Flugzeuge verfügen über technisch 
hochen t wickelte Überwach u ngse imich­
tungen und stellen die wichtigste Waf­
fenart der ASW dar.<!1 Ausgerüstet mit 
der "Lulu", einer atomaren Wasser­
bombe 22 , sind diese Flugzeuge beson­
ders auf das Aufspüren sowjetischer 
SLBM-Träger-V·Boote abgestent. 
" Hunter- Kj[ler"-Atom-U-Boote, die im 
fall eines allgemeinen Krieges auf die 
sowjetischen SLBM angesetzt werden, 
nutzen ~ ebenfalls den Stützpunkt 
Subic.23 Und tatsächlich ist die Wahr­
scheinlichkeit groß, daß diese "Anti-V­
Boot-U-Boote" dort stationiert sein 
könnten. 
Sowohl die P-3C-Orionflugzeuge als 
auch die "Killer"-V-Boote finden den 
Weg zu ihrer Beute über ein Sonarsystem 
(SOSUS), das am Meeresboden verlegt 
ist. SOSUS soll es auch in der Nähe phi­
lippinischer Gewässer geben. 24 

Die Stützpunkte beherbergen auch Ein­
richtungen, die im C31-System (Kom­
mando-, Kontroll-, Kommunikations­
system und NaChrichtendienste) eine 
Schlüsselrolle spielen. Dieses Sy5t<,m ver­
setzt die USA in die Lage, di<, strate­
gische .. Triade" von B-52·Langstrecken­
bomb<,rn, ballistischen Interkontinental-
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raketen (ICBM) und U-Boot-gestützten 
ballistischen Raketen (SLBM) optimal 
zu nutzen. Kurz gesagt. es ist die "Soft­
ware" (Kommunikations- und Uber­
wachungssystem; d. Red.). das die 
"Hardware" (Waffensysteme: d. Red.) 
äußerst wirksarn macht. 
Der Clark-Luftstützpunkt verfUgt z.B. 
über einen Empfanger ftir nachrichten­
dienstliche Mitteilungen, die über Satel­
lit gesammelt und von der nachrichten­
dienstlichen Anlage Pine Gap in Austra· 
lien übermittelt werden. Von Pine Gap 
wird das geheime Satellitenüberwa­
chungssystem des CIA, das das atomare 
Verteidigungssystem der Sowjetunion 
beobachtet, kontrolliert. ( ... ) 
US-Stützpunkte bieten auch strategische 
Nachrichtenverbindungen fur Abschuß­
systeme. Clark verfUgt über einen Kom­
munikatiansknoten, der Teil von "Signal 
Cape", dem weltweiten Nachrichten­
system des Strategischen Luftkomman­
dos (SAC), ist.2~ 
Clark ist auch fUr die strategischen Kom­
munikationsflug'leuge Tacamo zugäng­
lich. 26 Dies sind mit VLF(sehr niedriger 
Frequenz)-Ausrüstung ausgestattete 
Transportflugzeuge, die 7 km lange An­
tennen mitschleppen, welche den Zweck 
haben, im ."all eines atomaren Schlagab­
tausches, der die landgestützten Einrich­
tungen zerstört, den SLBM-Triiger-U­
Booten der Vereinigten Staaten Instruk­
tionen zukommen zu lassen. 27 

Auch die NachrichtenSlation San Miguel 
betreibt einen LF(Niedrigfrequenz)­
Sender in Capas, der mit Atomraketen 
I;estückten U-Booten "unterstützende" 
Nachrichten zukommen läßt. 28 
Zum Schluß könnte noch erwähnt wer­
den, daß, während keines der strategi­
schen Abschußsysteme von den philip­
pinischen Stützpunkten aus operiert, die 
B-52-Bomber, die Arbeitstiere des Stra~ 
tegischen Luftkommandos, Zugang zu 
Clarc haben. 29 

Einige dieser 8-52, die in Guam statio­
niert sind, sollen mit Cruise f..lissilesaus­
gerüstet werden. 30 Auch ist es wahr­
scheinlich. daß, obwohl nicht auf Subic 
stationiert, 5LBM-Triiger-U-Boote den 
Stützpunkt anlaufen. 

Das beachtliche Aufgebot von strategi­
schen A5W- und C31-Einrichtungen auf 
den Philippinen muß ab Tdl eines Sub­
systems von strategischen US-Waffen ge­
sehen werden, das in Australien, Diego 
Garcia, Bdau, Guam, den Marianen, 
Kwaljalein, Okinawa und Japan zu fin­
den ist. Dieses Netz funktioniert unab­
hängig von jeglicher Kontrolle durch di<' 
Völker in den Ländern. in denen sie s ta­
tioni<'rt sind - Länder, die- nurab .,geeig­
netes Stück Land" wichtig sind, um Des­
mond Balls (australischer Militärexpeflc: 
d. Red.) Worte zu gebrauchen. 
Ab<'f <,s hat weitreichende Konsequcn­
zen fUr diese Länder und Völker. die 

zwangsläufig der Drohung atomarer Ver­
geltungsschläge durch die Sowjetunion 
ausgesetzt sind. C31-Einrichtungen im 
Pazifik sind entscheidend fUr die Lei· 
stung der US-Raketen in einem atoma­
ren Schlagabtausch. 
Um Schlüsselziele ftir ein<'n Angriff zu 
werden, bedürften die VS-Basen auf den 
Philippinen gar keiner Atomwaffen. 
Ihre beachtlichen ASW- und C31_Ein_ 
richtungen allein lassen sie vom Stand­
punkt sowjetischer Planer zu notwen­
digen Angriffszielen werden. Deshalb ist 
es nicht überraschend, daß - wie das 
Brookings-Institut (Denkfabrik der 
Demokratischen Partei der USA: d. 
Red.) enthüllt - die im Fernen Oslen der 
Sowjetunion stationierten SS·20· 
Raketen auf US-Einrichtungen,im West­
pazifik, einschließlich derjenigen auf den 
Philippinen , gerichtet sind. 31 

Eine Anzahl führ<'nder Experten erkm­
ren im Hinblick auf die Fähigkeit der 
USA zur strategischen Kriegftihrung. daß 
die ASW-und C3I-Einrichtungen auf den 
Philippinen V(in entscheidender Bedeu· 
tung sind, nicht nur fiir eine Strategie der 
"Abschreckung". sondern auch rur eine 
Strategie des "Erstschlags" , der auf die 
Zerstörung des offensiven Raketen­
systems der Sowjetunion zielt (siehe AlB 
11· t 2/1983, S. 4ff.: d. Red. ). (, .. ) 
Im Zusammenhang mit dieser strategi­
schen Neuorientierung (hin zum Erst­
schlag, beschönigend "Counterforce", 
Gegenschlag genannt; d. Red .) sind Ent­
wicklungen auf den Gebieten der Anti­
U·Boot· Kriegführung, der Kommunika­
tions- und Waffensysteme vernä ns nis­
voll. weil sie den Erstschias gegen so" 
wjeti5che SLBM-Träger-U-Boote durch 
P-3C-Orion-f'lug'leuge, wie sic auf Cubi 



Point stationiert sind, fUr US-Planer 
attraktivermachen_ 32 (_ .. ) 
In Anbetracht dieser Entwicklungen und 
angesichts der sowjetischen Politik, nur 
10 Raketen-U-Boote auf See zu haben, 
ist die Option, einen Erstschlag gegen die 
sowjetischen SLBMs zu fUhren, attrak­
tiver geworden. "Wenn eine fast vollstän­
dige überraschung endeh werden kann," 
erklärt das Stockholmer J--riedensfor­
schungsinstitut, "ist es ganz offensicht­
lich einfacher, 10 V-Boote auf See zu 
lokalisieren und zu zerstören, wenn der 
Rest der mit ballistischen Raketen be­
stückten V-Boot-Flotte (SSBN) im 
Hafen liegt, als zu versuchen, e inen be­
deutenden Teil der Flotte von etwa 90 
SSBN zu treffen, wenn sie erst einmal 
ausgelaufen sind, insbesondere inmitten 
des Chaos eines globalen Atomkrie­
ges."33 

Kur,eum, es ist möglich geworden, in ei­
nem koordinierten Ersuchlag eine der 
Säulen der sowjetischen Atomstrategie 
auszuschalten. Abschreckung kann also 
nicht mehr länger als die einzige Au fgabe 
der P-3C-Orion-Geschwader auf Cubi 
Point und der "Hunter-KiIler"-V-Boote, 
die Subic anlaufen, betrachtet werden. 

Was die strategischen Nachrichtendien· 
ste, Friihwamsysteme und Kommunika­
tionseinrichtungen anbelangt, wiC' sie auf 
Clark und San Miguel untergebracht 
sind, so ist heute klar - so argumentiert 
Ban - daß "diese in viel mehr verwickelt 
sind, als in die einfache Abschreckung 
eines Oberraschungsangriffs. 
Sie werden z.B. ebenso rur die Idenlifi­
zkrullg und gcnaue Ortung von Zielen 
verwendet, die fUr die Planung von 
"Countcrvorce"-Angriffen notwendig 
sind, wi(."" auch zur kontinuierlichen 

Überwachung von sowjetischen Rake­
tensilos und BombC'rbasen, von Kom­
mando- und Kontrollzentren usw., die 
rur allmähliche Conterforce-Verände­
rungen in der gegenwärtigen VS-Doktrin 
der strategischen AtomkriC'gfUhrung" er­
forderlich sind. Er folgC'Tt daraus; "Wenn 
diese FähigkeitC'n als der Aufrechterhal­
tung dC'r Abschreckung abträglich erach­
tet werden, dann sind auch die nachrich­
tendienstlichen Systeme schädlich, von 
denen sie abhängig sind."34 
Zusammengefaßt; Die US-Einrichtun­
gen auf den PhilippinC'n sind Teil des 
gesamten Komplexes der strategischen 
Kriegführung der Vereinigten Staaten 
und entscheidend rur die Enuchlagsdok­
trin, die heute die strategische Planung 
dC'r Amerikaner beherrscht. Sie auszu­
schalten, würde eine Beeinträchtigung 
der Fähigkeit der USA, konvC'ntionelle 
AngriffskriegC' zu beginnen, bC'deuten . 
Es wäre auch ein Beitrag zum Wdtfrie­
den, da dadurch die Fähigkeit der USA, 
einen atomarC'n Pr'.iventivangriff auszu­
lösC'n, geschmälert würde. ( ... ) 
(Qudle; Southeast Asia Chronicle, Ber­
kdey, Nr. 89/1983, S. 3-16) 

Anmerkungen: 
I) Zit. nach; W.E. B~rry, American Military 

Bases in the Philippin~s. Bue Negotia· 
tionsand Philippine. American Relations: 
Put, Present and Future, Unveröffent· 
lichte Dissertation, S. 467 {468. Erhältlich 
über Internationale Mikrofilm Universi· 
tät, Ann Arbor, Michigan. Di~s ist eine 
exzellente Qu~lIe über die Gf:schichte der 
5tü~punkt-Verhandlungen. 

2) U.5. State Department, Annex toEcono· 
mic Support Fund, Program ;11 the Philip· 
pines, Washington, September 1982 

3) Ebend .. 
4) L Grinter, The Philippine Bases; Con­

tinuing Utility in aChanging Strategie 
Context, Washington, National Defense 
Uni~ersity, J.·ebruar 1980, S. 65 

5) Ebenda, S. 66 
6) Clark Air Fo!"<::e Base. Part of Punch to 

Protect U.5. Far Eut Trade, Washington 
Times, 21.1.1983, 5.1 

7) w. Beilo/S. Rivera (Hrsg.), The Logisticof 
Repression, Wa.!hington 1977 

8) State Department, Anne.: to "Economic 
Support Fund Program in the Phi lip­
pines", WuhinglOn, September 1982 

9) N. Brown, Thinking About National Se­
curily; Defens<: and Foreign Poliey in a 
Dangerous World (Boulder, CO; Westview 
Press 1983),5. 113 

10) Ebenda, S. 138 
11) R. Hal1or~n, New U.S. Military Strategy, 

New Y ork Times News Service. abge­
druckt in: SanJose Mercury News, 17.4. 
1981. Deutsch in; AIB-Sonderheft 
2/ 1984,5. 36·38;d. Red. 

12) L Niksch, Philippine Bases: How Impor­
tanl to U.S. Interests in Asia? Kur~e Ver­
öffentlichung d<:s Forschungsdienstesdes 
Kongressc:s, 1.8. 1980,5.6 

13) New York Sunday Times, 27.3.1983 
14) Less Talk of Nuckar War in Weinberger', 

New Def~nse Guidance, Defense Weck, 
14.3.1983,5.2 

15) Schätzung der Luftwaffe nach: W.E. 
Berry,a.a.O.,S.437/438 

16) FBIS, Soviet Union, 15.4.1982 
17) 30.000 Nuklearwaffen, Defense Monitor, 

Jg.4,Nr.2,S.8 
18) Anti·Bases Co:dition (Philippinen), 

Twenty Question, on U.S. Rues, Manila 
1983, S.3 

19) Nomination of Caspar Weinberger to be 
Secretary of Dcfense, U.S. Senate Armed 
Services Committee, 6.1 . 1981,5.45 

20) T. Hoopes, O,·erseas Base! in American 
Stra.legy, Foreign Affairs 1958, S.70 

21) Siehe O. Wilkes, Strategie Anti·Sub· 
marine Warfare and lu Implications for a 
Counterforce First Strike, Stockholmer 
Institut rur Friedensforschung (SIPRJ), 
Ja.hrbuch 1979,5.449 

22) M. Colc, Padfie First Strike, Chain Reac­
tion, Australien, S. 31 

23) O. Wilkes, Foreign Military Presence in 
the West Padfic and Indian Oceans, 
Proeeedings of the World Assembly of 
Rcligious Workers for General and Nuc· 
lear Disarmament, Tokio, Int. Liaison 
Organizing Committee, 22.·24. April 
1981,5.49 

24) D. BaU, An Overvicw of Strategie Trends 
in the Indo·Pacifie Region, Referenee 
Paper Nr. 49, Slrategie and Dcfense Stu­
dies Centre, Auslralisehe National-Uni· 
versität von Canb~rra 1981,5.8 

25) O. Wilkes. Unveröffentliehte Liste der 
ausländischen Militärbasen. PHL/I/~ 

26) O. Wilkes, FOrf:ign Military Presenee in 
the Wesl Padfic and Indian Oeeans, S. 49 

27) M. Cole, Pacific First Strike, a.a.O. 5.35 
28) O. Wilkes, Unveröffentlichte Liste ... , 

PHL/I/6 
29) R. Aldridge, U.S. Bases; Stepping Stonts 

to Disaster, Proceedings ofOkinawa Con· 
ferenee Agairut Military Bases, 5.74 

30) M. Cole, Paeifie FirSl Strike, 3.a.0., S.34 
31) R. Bennan,J. Baker, Soviet Strategie For· 

ces: Requirements and Response, 
Wuhington, Brookings Institution 1982, 
S.21 

32) O. Wilkes, Strategie Anti-Submarine War­
fare ... , S. 445 

33) Ebenda, S. 445 
34) D. Ball, An Overview of Strategie 

Trends ... ,S. ll/12 

Kritisches 
Wörterbuch des Marxismus 
".,--~..-. ....... '"'-W"' . _GOo ... _· ............. ---... -_ .... H_ , .... _0">0_ 
-~ ........ --_ .. _ .. ', ............. ... 
-~,-, 

.. 00_ ''' .. 0011..., _ .r". a.<>o _ """""'"" ~ _ I<ti,It<_ 
W(II ... ' t>oJ<:n, <IU .... " •• .,,, •. Ou Gno_ .... M Er>:Io '~IP"C"_ __ E' _dOUll~I __ 

, 0.. """'"""* Ut>o<101l"'li """ 010 · 2" """' ...... 8 _ 2 _ 3 E<g"'. 
11"".,.1,. .!l, ..... du ............ .,.. 1""1/'_ lIH ""u,..,_ ' ''0901>0 '9S2_PrOl Goo<II"~('"'_' •• ",_ 0.._ .. 51",_ .... 'P .. "X,""' .. Iotot.' __ oto.'" '" ___ l __ "onzoo,. 
lIaoouosan"""'Io;"', Pr,._ .... · ",''''''' _ ........ 1_. ,_ .. g.an,,,, 
... 01'." ..... F .. "", ... _ .,. _ .. 'u ...... _"tt> 
__ rot 0.0 1AIt< ... ,""II 00''''''''' sl"'"...,. •• m """"'_ 0.0 ~ 
_ '" _" • .ro; oo""ca""" _ " .. E'9f"""""'*"'" rot"-' '" EttI _ ......... _,_ • .-t"' .. _ .............. ,~ _ ... _ 
,_ ...... ""90 s.. .,_,.,,_. "*' 
_ '" ,. "" 20D Se<ltt> .. fI>r>O ,_ 0 .. &.osk, .... """"'_ ~ ... 1O 
l.bO< 10 ""'"..,"""" w_""n... _, ,_ 0.. _,""""'_ 
f, .... ,.oent .• "''"', .. ___ Go ~poc,"., '"' ,.,...,...". _ Gnoml 
_".,.,... '""'" "'" _0< __ .. 
~(*""'.... "' ....... .,ng. ....00'... ~"',' "'_ s..o.>".""", 
.-. 400 1109<"" "., ",., .... _ '9.10 D~ ",0 _, .... , .. 24 .·/ 
n-.. l~_ 29.1000.1 ' .... ' .. 34 I 

Prtssesllmmen 
.0..- W0<10>t<.oen .... o.c_ "",,ac"""''''''' """11""'''' .. , .... _ ... ..,..., 
""""' ... _ ............. ,"""'-" ".-
, ._ """ '" --"' .... .., ~'''"'-'<IP' """.",. 
'~"" ..... s..nv.-..",. ""'" _ .. __ ...-.~. WWO\ "'""",. 

WOll _ .... " ......... _<t_.... N"',., ........ W .. ' .. OucI>. -.-.. ... GanI ... ......... "'" .. -""""'~' ... _ .. • _ .....,,_.wc_ 1"1<1'..".,.,.., .... .., """,. lila< "h' .. f,_ 0 -'" 
·_ .... Z ...... 
Fa,defn Sie Oeft I Ul fGn,lIene" Sol"l(lerpmSP<tk' 
.um Krltloeh"" WOrl",~uCh r)Q M ... lsmu. In 

ARGUIoIENT.Varl.g, f "i"' .... Sir. 6. D·HJOO alliin 6~ Tel. 0_'_' 



Indochina 

Günter Giesenfeld 

Chinas Rache für Kampuchea 

Am 2. April cl.]. hat die chinesische Ar­
tillerie nach langer Zeit wieder die 
nördlichen vielllamesischen Provinzen 
Lang Son und Ha Tuyen bombardiert. 
Diese neuen Aggressionen wären als Be­
gleitmusik zu Reagans Besuch in Peking 
(siehe: AlB 6/1984, S. 14-15;d. Red.) zu 
qualifizieren, wenn nicht massive Trup­
penkom:entrationen und - zum ersten 
Mal überhaupt - der Einsatz derchinesi­
schen Luftwaffe: die Befürchtung auf­
kommen ließen, daß die chinesische 
Führung konkrete Vorbereitungen ftir 
eine neue, breit angelegte Invasion in das 
Gebiet der Sozialistischen Republik 
Vietnam (SRV) trifft. 

Wie früher schon üblich, wurden die mili· 
tärischen Aktionen als Antwort auf an­
gebliche Grenzverletzungen vietnamesi­
scher Einheiten legitimiert. 
Man konnte in diesen Tagen aber auch 
Anderes in der chinesischen Presse lesen: 
"Diese Gegenangriffe Thailands und 
Chinas sind das einzige 1>.Iittel, um mit 
den Vietnamesen umzugehen.·· l 

Und Prinz Sihanouk (ehemals kambod· 
schaniseher Staatspräsident; d. Red.), 
immer noch Chef einer antivietnamesi­
sehen "Koalition", der noch vor kurzem 
zu einer moderaten Haltung der Regie­
rung Heng Samrin gegenüber aufgerufen 
hatte, schlägt nun wieder aggressive 
Töne an: "Es gibt nur eins, was Vietnam 
dazu bringen kann, an den Verhand­
lungstisch zu kommen, nämlich, daß 
China ihm den Krieg macht, einezwdte, 
noch härtere Lektion als die erste er­
teilt."2 

"Noch härtere Lektion" 
für Vietnam 

Aber vor allem die chinesische Formulie­
rung iSi aufschlußreich. Man gibt in 
Peking offen einen Zusammenhang zwi­
schen den Kämpfen an der thailändisch· 
kampucheanischen Grenze und den Ag­
gressionen im Norden Vietnams zu. 
Einmal wird damit das Argument der 
"vietnamesisehen Aggression" gegen 
China ziemlich unglaubwürdig. Zum an­
deren fallt auf, daß nur von Kämpfen 
zwischen vietnamesischen und thailändi-

68 

sehen Truppen die Rede ist - man 
scheint sowohl den Pol-Pot-Terroristen 
nicht recht zu trauen, als auch davon 
auszugehen, daß die thailändische Ar­
mee längst auf deren Seite mitkämpft, 
was in Bangkok bisher stets dementiert 
wurde. 
Die bislang gehende Tabus antastende 
Eskalation der Worte und der Waffen hat 
sicher etwas damit lU tun, daß die dies­
jährige vietnam esisch-kampuche anische 
Offensive zur Bekämpfung des Terroris­
mus der Pol-Pot-Kräfte und ihrer rechts­
gerichteten Verbündeten nicht nur mili­
tärisch erfolgreich verlief, sondern auch 
von diplomatischen Vorstößen begleitet 

"'.'nam •• ische Einhe" "n du (ören"".u China 

war, die den politischen Konsens der 
Staaten der Allianz Südostasiatischer Na­
tionen (ASEAN) erheblich erschüttert 
hat. 
Im Rückblick kann man sagen, daß die 
drei Gruppen der von Thailand unter­
stützten Rebellen alle ihre fUrdie Regen­
zeit vorgenommenen militärischen Ziele 
nicht erreicht haben: die Städte Siem 
Reap (nahe den Angkor-Tempeln), Bat­
tambang und Kampong Thom sollten 
eingenommen, am Tonle·Sap·See eine 
Basis errichtet werden. 3 
Demgegenüber gelang es den diesen Ver­
suchen entgegentretenden verbündeten 
vietnamesischen und kampucheanischen 
Schutztruppen u.a., das Hauptquartier 

der "Khmer Serei" (Weiße Khmer unter 
Son Sann; d. Red.), Ampil, zu besetzen 
und mit der Eroberung der Basis Tannak 
Jeak das naheliegende Hauptquartierder 
Pol-Pot-Terroristen Phnom Mala direkt 
zu bedrohen. 
Aber wie stelS bei solchen Teilerfolgen 
hatten sich die Guerilleros auf thailändi­
sches Territorium zurückgezogen und 
die Bevölkerung gezwungen, sie zu be­
gleiten. "Die roten Khmer auf dem 
kampucheanischen Territorium selbst:.r.u 
vernichten, ist leicht", sagt dazu der viet­
namesische Außenminister Nguyen Co 
Thach, "was die Sache kompliziert 
macht, das sind die zurückgezogenen La-

ger ('Sanktuarien') auf dem Gebiet Thai· 
lands, dessen Souveränität wir nicht ver­
letzen wollen."4 
Es ist jedem Beobachter längst klar, daß 
der antivLetnamesische "Widerstand" bei 
der Bevölkerung Kampucheas nicht die 
mindeste Unterstütlung genießt: 
"Nichts ... deutet darauf hin, daß die 
roten Khmer auch bei der Bevölkerung 
mehr Rückhalt finden. Sie sind weit da· 
von entfernt. so wie zur Zeit des Wider­
stands gegen Lon Nol Anfang der sieb­
ziger Jahre, größere Territorien zu kon­
trollieren, und es iSI ihnen bisher nicht 
gdungen. in der Region der Hauptstadt 
auch nur eine bedeutende ~liHtäraktion 
zu unternehmen."!i 



Es handelt sich um eine Aggression von 
außen, bei der Thailand, China und im 
Hintergrund die USA die treibenden 
Kräfte sind. Schon seit 1980 ist es kein 
Geheimnis mehr, daß die Flüchtlingsla­
ger an der Grenze zu Kampuchea von der 
thailändischen Regierung als "Militär­
basen "angesehen werden. 6 

Sie unterstehen der Befehlsgewalt der 
thai ländischen Armee, die hierfUr die 
"Spezialtruppe 80" aufgestellt hat. Die­
se militärische Formation ist es auch, die 
den Pol-Pot-Terroristen logistische und 
militärische Unterstützung gibt und di­
rekt an ihren Aktionen teilnimmt. 

Direkt von der thailändischen Regierung 
organisiert werden die jährlichen Verle­
gungen von Flüchtlingen in Gebiete dies­
seits (inder Trockenzeit) undjenseits (in 
der Regenzeit ) der Grenze l.U Kampu­
chea, was in unserer Presse gelegentlich 
als "freiwillige Repatriierung" bezeich­
net wird. Es ist indessen nur verständlich 
als direkte Unterstützung der Pol-Pot­
Aktionen in Kampuchea (Regenzeit) 
und ihres Rückzuges nach T hailand 
(Trockenzeit).7 

Nach den internationalen Bestimmun­
gen (Hager, Genfer Konventionen, Be­
schlüsse der internationalen Konferenz 

zum Schutz der asiatischen Flüchtlinge 
vom Januar 198 1 in Manila) ist esverbo­
ten, Flüchtlingslager in der Nähe der 
Grenze des Ursprungslands oder von 
Schauplätzen militärischer Auseinander­
setzungen zu unterhalten. Der Verlet­
zung solcher internationalen Bestim­
mungen hat bis jetzt keine westliche Re­
gierung Thailand beschuldigt. 8 
Die Unterstützung aus Bangkok und Pe­
king wird zwar die Terroristen nicht in 
die Lage versetzen, größere militärische 
Erfolge zu erzielen. Sie kann aber sehr 
wohl alle Versuche Vietnams, die Vor­
aussetzungen für einen vollständigen Ab­
zug seiner Truppen aus Kampuchea zu 
schaffen, sabotieren. 

Die dauerhafte Ausschaltung der Be­
drohung der kampucheanischen Bevöl­
kerung durch die Terrorakte der Guerilla 
wäre nur durch die Zerstörung der in 
Thailand gelegenen Stützpunkte möglich 
und würde außer dem Einsatz der gerade 
wieder von den USA neu aufgerüsteten 
thailändischen Armee auch eine Aggres­
sion Chinas im Norden auslösen. 
Solange sich diese Situation nicht än­
derl, wird Vietnam vor allem daran in­
teressiert sein, die kampucheanische Re· 
gierung und Armee soweit bei ihrem 
Aufbau zu unterstützen, daß sie selbst 
die Sicherheit des Landes geWährleisten 
kann. Am Kampf um die Basis AmpLJ 
waren schon kampucheanische Einhei· 
ten beteiligt, aber nach Premierminister 
Pham Van Dong kann dieser Prozeß 
noch ,,5 bis 10Jahre dauern". 9 

"Verschiedene Träume" 
der ASEAN und Chinas 

Inzwischen verlegen die indochinesi­
schen Staaten ihre Aktivitä ten vor allem 
auf die diplomatische Front und haben 
dabei in letzterer Zeit einige Erfolge zu 
verzeichnen. Vor einigen Wochen muß­
ten die ASEAN-Länder eiligst eine 
Außenministerkonferenz nach Djakarta 
einberufen, um den gemeinsamen 
Standtpunkt in der Kampucheafrage er­
neut zu feStigen. Was war geschehen? 

Im März 1984 war überraschend der Ver­
teidigungsminister Indonesiens ("Num­
mer 2 des Regimes"), General Benny 
Murdani, zu Besuch in Hanoi gewesen 
und ha.Jte anschließend abweichende 
Meinungen vertreten: "Gewisse Länder 
verbreiten die Ansicht, Vietnam sei eine 
Gefahr rur Südostasien, aber die Armee 
und das Volk Indonesiens glauben dies 
nicht."IO 
Schon zuvor hatte man ähnliche Aus­
sagen des Oberbefehlshabers der indo­
nesischen Armee gehört, diesmal aber 
ruhrten sie zu einer offenen Ausein­
andersetzung in der indonesischen 
Führung und im ASEAN-Pakt. Prinz 
Sihanouk machte eine Tournee durch 
die Hauptstädte der sechs Verbündeten. 
Die Vorschläge des vietnamesischen 
Außenministers Nguyen Co Thach, we­
nig später in Djakarta zu Gast, wurden 
stark beachtet: Kampuchea könne vor­
rangiges Verhandlungsthema sein, Ab­
sprachen über e ine humanitäre Lösung 
des Flüchtli ngsproblems seien nicht 
mehr von einer Anerkennung der Regie­
rung Heng Samrin abhängig. 
Zwar fand Thach bei dem indonesischen 
Ministerpräsidenten Suharto keine Un­
terstützung, aber sein Außenminister 
Kusumaatmadja nahm neue indonesi­
sche Vorstellungen übt'r ein neutrales 
Kam~uchea mit auf seine Reise nach 
Moskau . 

Das "Zwischensp iel" - so die rar 
Eastern Economic Review - der Mur­
dani-Initiative scheint nun, vermutlich 
auch infolge einer diskreten, aber inten­
siven US-Intervention, zu Ende zu sein. 
Auf ihrer Konferenz haben die ASEAN­
Außenminister nur ihren Vorschlag er­
neuert, Vietnam solle erst einmal seine 
Truppen abziehen, und zwar "beginnend 
in der westlichen an Thailand grenzen­
den Region".ll 
Und der ehemalige indonesische Vize­
präsident Malik forderte gar die Abha!· 
tung von ASEAN-Militännanövern mit 
einer Truppenstärke von 10.000 Mann 
an der kampucheanischen Grenze. "Es 
gibt in diesem Augenblick keinen ande­
ren Weg, um Hanoi und der Welt zu 
zeigen, daß die ASEAN·Länder immer 
noch in einem Block zusammenhal­
ten."12 Wer solche drastischen Provoka­
tionen rur nötig hält, der scheint auch die 
Zweifel rur sehr groß zu halten! 
So hat offenbar die kontroverse Diskus­
sion in der indonesischen Führung etwas 
auch rur die anderen ASEAN-Staaten, 
vielleicht außer Thailand, durchaus 
Typisches: zunehmend wird die starre 
Haltung Pekings als Ausdruck einer 
expansioniSlischen Politik gesehen. Hat­
te nicht die "verbündete" chinesische 
Führung gerade einen bescheidenen Vor­
stoß "einiger Länder Südostasiens" 
brüsk zurückgewiesen, doch wenigstens 
ihre Unterstützung der weltweit geächte­
ten Hauptverantwortlichen des Völker­
mordes, Pol Pot und leng Sary, ein wenig 
zu vermindern, ohne deren Truppen fal· 
len zu lassen? 13 
"Sie schlafen vielleicht in einem Bett, 
haben aber verschiedene Träume" - so 
kommentierte Nguyen Co Thach die 
Verlautbarungen Reagans bei seinem Be­
such in Peking. 14 Es scheint, daß der 
Gedanke ans Erwachen sich im südost­
asiatischen Raum ausbreitet. 

Anmerkungen: 
1) Olina Daily, zit. nach: Le Monde (L.M), 

Paris, 1 '.4. 1984 
2) LM, Paris, 22.4 .1984 
3) Frankfurter Runds<;hau (FR), 17.1. und 

7.5.1984 
4) L\1,17.4. 1984 
5) FR,7.5.1984 
6) Washington Post, 29.7.1980 
7) Vgl. UPI, 24.3.1980; Le Monde, 2./3 .1. 

1983; Figaro, Pari~, 11.7.1983 
8) Schon im Juli 1980 hat die kampuchea­

nische Regierung in einer 4-Punkte-Erklä­
rung Thailand aufgefordert, als Grundlage 
rur eine humanitäre Lösung des Frucht­
lingsprobkms diese Bestimmungen einzu­
halten (Memorandum des Autknminine­
riums der VolkSt<:publik Kampuchea vom 
18.4.1984). 

9) Newsweek,New York, 14.5 .1984 
10) I.M,I.(2.4.1984 
11) Far Eastern Econom;c Review, Hong­

kong, 24.5.1 984 
12) International Herald Tribune, Pari!1 

Zürich,9.5.1984 
13) L\I, 13.4.1984 
14) Newsweek,14.5. 1984 
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Aurstlndi""h. Sikh, in Amn\<.llr (Plondlohbl 

Georg Diederichs/Andreas Krajczek 

Was steckt hinter den Un en 
in Pandschab und Assam? 

In der Nacht zum 5.Juni dJ. setzte im 
indischen Bundesstaat Pandschab die 
Armee zum Stunn auf den Goldenen 
Tempel von Amritsar, dem Hauptheilig­
tum der Angehörigen der Sikh-Religion, 
,no 
Dorl hatten sich bewaffnete Anhänger 
der Sikh-Führer lIarchand Singh Longo­
wal undJarnail Singh Bhindranwale ver­
schanzt. Ca. 1.000 Sikhs, darunter Bhin­
dran wale und 48 Soldaten, kamen bei 
den Kämpfen, die die ganze Nacht an­
dauerten, ums Leben. 

Die Erstürmung des Goldenen Tempels 
war der bisherige Höhepunkt eines Kon­
flikts zwischen indischer Zentralregie­
rung und Sikhs, die eine Ausweitung ih­
rer politischen, wirtschaftlichen und reli­
giösen Rechte fordern. 
Auseinandersetzungen dieser Art, die bis 
Anfang juni d.j. in Pandschab bereits 
460 Tote forderten, beschränken sich 
jedoch nicht nur aufdiesen Unionsstaat. 
Bereits seit mehreren Jahren kommt es 
in verschiedenen Regionen Indiens im­
mer wieder zu Konnikten zwischen un­
terschiedlichen nationalc:n und religiö· 
sen Gruppen, die die nationale Einheit 
des Landes bedrohen. 
Im Mai d.j. forderten in Bombay blutige 
Kämpfe zwischen Hindus und Moslc:ms 
230 Tote. In Assam gab es Anfang 1983 
bei Pogromen gegen Einwanderer aus 
Bangladesh mehr als 3.000 Tote. Kon­
flikte mit der Zentralregierung gibt es 
ebenfalls in den Unionsstaaten Jammu 
und Ka.'lchmir, Tamil Nadu und Andhra 
Pradesh, wo regionalistische Parteien die 
Regierungbilden. 
Die Ursachen für diese Spannungen sind 
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unterschiedlicher Natur. Teilweise gehen 
sie noch auf den britischen Kolonialis­
mus zurück, der im Rahmen seiner Teile­
und-herrsche-Politik bestimmte Bevöl­
kerungsgruppen bevorzugte und andere 
benachteiligte. Teilweise liegt die Ur­
sache jedoch auch in einer realen Be­
nachteiligung einer Region durch die 
Zentralregierung. 
Hauptsächlich beruhen sie jedoch auf 
den Bestrebungen der lokalen Bour­
geoisie und der Großbauern, ihre wirt­
schaftliche und politische Position auf 
Kosten der lokalen Konkurrenz und der 
gesamtindisch organisierten Großkon­
zeme auszubauen. Durch Betreibung 
einer religiösen und/oder nationalisti­
schen Propaganda versuchen sie die arme 
Bevölkerung rur ihre Ziele einzuspannen 
und gleichzeitig von den wahren Ursa­
chen des sozialen Elends abzulenken. 

"Grüne Revolution" in Pandschab 

Erleichtert werden diese Bestrebungen 
dadurch, daß die vereinigenden Ideen 
des anti kolonialen Kampfesgegen Groß­
britannien langsam verblassen und die 
fa.'lt ununterbrochen vom Indischen Na­
tionalkongreß (INC) geführte Zentral­
regierung keine grundlegende Verbesse­
rung der sozialc:n Lage der ärmsten 
Schichten herbc:ifUhren konnte. l 

Eine besondere Gefahrlichkeit erreichen 
diese Konflikte dadurch, daß sie von 
außen geschürt werden. 
Nicht nur Pakistan und China unterstüt­
zen separatistische Bewegungen in Jam­
mu, Ka.'lchmir und Pandschab bzw. im 

Nordosten Indiens, sondern auch die 
USA versuchen durch Finanzierung und 
Unterwanderung dieser Bewegungen In­
dien zu balkanisieren. 
Bereits 1982 war unter der Federführung 
der US-Botschafterin bei der UNO, 
Jeane Kirkpatrick, ein Plan zur Destabili­
sierung Indiens ausgearbeitet worden 
(siehe Al B 4/1984, S.15). Er sieht vor, 
die außenpolitische Stärkeposition In· 
diens durch das Schüren separatistischer 
Bewegungen zu schwächen, um U.3. zu 
verhindern, daß Indien mit seiner Forde­
rung nach Entmilitarisierung des Indi· 
schen Ozeans Erfolg hat. 
Da die Ursachen für die Konflikte seh.r 
unterschiedlich sind, sollen an zwei 
Unionsstaaten die davon besonders be· 
troffen sind, Pandschab und Assam, die 
Hintergründe des Konfliktgeschehens 
exemplarisch aufgezeigt werden. 

Der im Nordwesten Indiens, an der Gren­
ze zu Pakistan, gelegene Unionsstaat 
Pandschab iSI ein Agrarstaat. 
Von seinen fast 17 Mio Einwohnern le­
ben über 70% auf dem Lande. Die Land· 
wirtschaft, einschließlich der Viehzucht, 
erbringt rund 45% des Bruttoinlandpro­
dukts. 
In Indien wird der Pandschab als Gebiet 
der "grünen Revolution" bezeichnet, als 
eine Zone jener agrotechnischen Umge· 
staltungen, die besonders in den 60er 
Jahren und Anfang der 70er Jahre erfolg­
ten. Damals wurde im Pandschab durch 
den Einsatz von hochwertigem Saatgut, 
Düngemitteln und landwirtschaftlicher 
Technik, durch Bewässerungsmaßnah­
men und nicht zuletz t dank der äußerst 
günstigen natürlichen Bedingungen die 



endgültige Wende zu einer leistungsf~hi. 
gen Landwirtschaft vollzogen. 

In sozialökonomischer Hinsicht unter. 
scheidet sich der Pandschab von anderen 
Gebieten Indiens vor allem dadurch, daß 
hier die kapitalistischen Verhältnisse in 
der Landwirnc haft am stärksten ausge. 
prägt sind. Mit der Entwicklung des 
Kapitalismus vollzog sich gleichzeitig 
eine Differenzierung der Landbevölke. 
rung. So betrug 1961 der Anteil derer, 
die eigenen Boden besaßen, 82,7%, der 
der Landarbeiter 17,3%. Doch schon ein 
Jahnehn! spater beu-ug dieses Verh .. lt· 
nis 68% zu 32'10. und Anfang der 80er 
jahre gar 61 ,74% lU 38,26%.2 

In den vergangenen jahrzehnten haben 
sich im Pandschab also tiefgreifende Ver­
änderungen in der Klassenstruktur voll· 
zogen. Die lmdliche Großbourgeoisie 
wurde tonangebend. Parallel dazu ent· 
wickelten sich aber auch die politischen 
Aktivitäten der Landarbeiter und ande· 
rer werktliliger Schichten. So gingen von 
den mit der Kommunistischen Partei In· 
diens (CPl) und der Kommunistischen 
Partei Indiens· Marxisten (CPI·M) ver· 
bundenen Landarbeiterorganisationen 
sowie dem Allindischen Gewerkschafts· 
kongreß (A rrUC), der einflußreichsten 

Gewerkschaftsorganisation im Pand. 
schab , Aktionen rur höhere Löhne und 
die Verteidigung demokratiSCher Rechte 
gegenüber den Dorfreichen aus. 
Der Verlauf dieser sozialen Kampfe wird 
im Pandschab aber auch durch spezifi. 
sehe Probleme konfessioneller Art beein. 
flußt. Deutlicher Ausdruck dafur sind 
die Aktivitaten der nationalistischen 
Sikhs und ihrer Partei Akali Dal,die sich 
in den vergangenen 2 Jahren erheblich 
verstärkt haben. 

Dorrre iche als Drahtzieher 

Im Pandschab gibt es im wesentlichen 
drei politische Hauptkräfte: den von 
Indira Gandhi geführten Indischen Na. 
tiona.lkongreß INC(I), die Kommuni. 
Sten und die Sikh· Partei Akali Da!. Auf 
den INC(I) entfallen bei Wahlen gewöhn. 
lieh rund 45% der Stimmen. die CPI und 
die CPI(M) erhalten zusammen etwa 
10%. Rund 1{4 der Wähler geben ihre 
Stimme der Ak .. di Dal, die damit die 
größ te Oppositionspartei ist. 
Während der II'\C(I) Unterstiitzung von 
den unterdrückten Kasten, von Kaufleu. 
ten und anderen Teilen der hinduisti. 
sehen Bevölkerung erhält, ist die Akali 
DOll die Partei wohlhabender sikhisti. 
scher Bauern und Großgrundbesitzer. 
Entsprechend fallen auch die politischen 
Ambitionen dieser Partei aus, wobei sie 
sich vor allem das zahlen mäßige Ober. 
gewicht der Sikhs (etwa 52% der Bevöl. 
kerung Pandschabs) zunutze macht. 
Die 12 Mio Sikhs, die nur etwa 2% der 
Gesamtbevötkerung Indiens ausmachen, 
aber stark in den Bereichen Verwaltung, 
Polizei und t.lititär (ihre Stärke in der 
Armee wird auf 1O'K. der Soldaten und 
25% der Offiziere geschatzt) vertreten 
sind, sind eine Religionsgemeinschaft, 
die sich sowohl auf Elemente des Islam 
als auch des Hinduismus stützt. 
Der wahrend des Kampfes gegen die Uno 
terdrtickung durch den Islam enlstan-

. ..... ........ .. ... ~ ........ .... - . . 
..,.~~ ... tu t ..... ~".tr' 

dene Wille zur Verteidigung des Glau· 
bens lebt bei vielen Sikhs im Aufbegeh· 
ren gegen die vermeintliche Vorhctr· 
schaft der Hindus im heutigen Indien 
fo r t. 3 
Diesen Umstand nutzt die Akali Dal zur 
Durchsetzung ihrer politischen Forde· 
rungen. indem sie konfessionelle und 
politische Anspruche eng miteinander 
\·erknüpft. 
So wurde vor einiger Zeit l.B. das Recht 
gefordert. Predigten aus dem Goldenen 
Tempel in Amri"ar, mit Hilfe eines ci, 
genen Rundfunksenders zu übertragen, 
oder in 1"lugzeugen den traditioneilen 
Krummdolch u-agen zu durfen. 

Weiterhin wurde gefordert, Amriuarzur 
heiligen Stadt zu erklaren und ein rur 
ganz Indien geltcndes Gesetz zu beschlie· 
ßen, das die Tatigkeit der Gurdwaras, der 
Tempel der Sikhs, regelt. Doch nehen 
diesen, auf einen Sonderstatus der Sikhs 
und ihres Glaubens hinauslaufenden 
Forderungen . wurden auch solche nach 
einer territorialen Vergrößerung des 
Pandschab sowie nach einem größeren 
Anteil an Wasserressourcen von Flüssen, 
die auch durch andere Unionsstaaten 
fließen, erhoben. 
Die Fuhrung der Akali Da! besteht im 
übrigen damuf, daß die Stadt Chandi· 
garh. die lIauptstadt der beiden Unions· 
staaten Pandschab und Haryana ist, dem 
Pandschab angegliedert wird. 

In religiösem Gewand 

Zur Durchsetzung dieser und ahnlicher 
Forderungen initiierte die Akali Dal in 
den vergangenen jahren wiederholt 
Kampagnen des Masscnungehorsams, die 
lunehmend mehr von gewalttätigen 
übergriffen extrem nationalistischer 
Sikh·Gruppen auf die hinduistische Be. 
völkerung des Unionsstaates begleitet 
wurden. Dies wiederum veranlaßte na. 
tionalistische Kräfte der Hindus. allen 
voran die extrem rechte Bharatiya Jana. 
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ta Partei (BjP), mit Gewalttätigkeiten 
gegen Sikhs zu reagieren. 

Durch die Eskalierung der Gewalt im 
Pandschab sah sich die indische Zentral­
regierung im Oktober 1983 schließlich 
gezwungen, die Regierung des Unions­
staates direkt dem Präsidenten der Indi­
schen Union zu unterstellen. 

Gleichzeitig wurden Verhandlungen mit 
der Akali Dal aufgenommen, in deren 
Verlauf die Zentralregierung in Delhi die 
religiösen Begehren der Sikh-Fundamen­
talisten weitgehend erfüllte. Die Ver­
handlungen wurden jedoch abgebro­
chen, als es im Februar/~lärz d.J. erneut 
zu blutigen Auseinandersetzungen zwi­
schen Sikhs und Hindus kam, in deren 
Verlauf mehr als 70 Menschen getötet 
und über 300 verletzt wurden.4 

Ausgelöst wurden diese bis dahin 
schwersten Zusammenstöße durch An­
hänger des fanatistischen Sikh·Priesters 
Bhindranwale. jarnail Singh Bhindra­
wale, vor jahren wegen Mordes an einem 
j ournalisten und dem Führer einer ab­
trünnigen Sekte inhaftiert, und später 
von Anhängern durch eine Flu!foLeugent­
ftihrung wieder freigepTeßt, verschanzte 
sich seitdem im Goldenen Tempel von 
Amritsar, den seine j ünger zu einer waf­
fenstarrenden Festung ausgebaut hatten. 
Von dort predigte der selbsternannte 
" Heilige" den Krieg gegen alle Hindus 
und den Kampf ftir einen unabhängigen 
Sikh-Staat "Khalistan ". 

Der CIArnischt mit 

Hintermänner und Nutznießer der von 
Bhindranwale und seinen Anhängern ge­
schürten religiösen Psychose und den da­
mit verbundenen Gewalttätigkeiten, die 
mittlerweile auch von den eher als ge· 
mäßigt geltenden Kräften der Akali Dal 
unter ihrem Chef H.S. Longowal unter­
stützt werden, sind die Großbauern und 
Großgmndbesitzer Pandschabs. 
Durch die chauvinistische Demagogie 
wollen sie ihre politische und wirtschaft­
Liche Stellung stärken, indem sie die je­
weils andere Bevölkerungsgruppe als den 
Hauptschuldigen für die Not des Volkes 
darstellen. Damit mobilisieren sie die 
armen Sikhs für ihre Ziele und lenken 
von den eigentlichen politischen und so­
zialen Problemen ab. 
Gerade auch aus diesem Grund setzen 
die Linksparteien des Pandschab, die 
Landarbeiterorganisatione:n und Ge­
werkschaften alles daran, den extremen 
Nationalisten durch Aufklärungsarbeit 
unte:r der Be:völkerung und Massenaktio­
nen, z.B. Friedensmärschen, an denen 
sich Sikhs und Hindus beteiligen, eine 
Abfuhrzu erteilen. 
Doch das Problem des Pandschab, das 
soweit eine rein interne Angelegenheit 
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Indiens ist, hat auch eine internationale 
Komponente. 
Im vergangene:n jahr publizierten indi­
sche: Tageszeitungen Dokume:nte:, die 
eine Unterstützung der extremen Natio­
nalisten der Sikhs durch die USA beleg­
ten. Danach fördert Washington den 
Schmuggel von automatischen Waffen 
sowie: von Karabinern und Sprengstoff 
über Pakistan nach Indien und finanziert 
Ausbildungslager der Sikh·Nationalisten 
auf pakistanischem Boden. 5 

E.nde vorigen j ahres besuchte jagjit 
Singh Chauhan, ein meist in London 
lebender Führer de:r Bewegung für ein 
unabhängiges Khalistan, heimlich Paki­
stan. In London zuriick, erklärte: er, wie 
dem indischen Geheimdienst bekannt 
wurde:, daß sich in 2-3 Monate:n "im 
Pandschab e:twas Dramatische:s ereig­
nen" werde:. 
Chauhans Organisation hat Zweigstellen 
in de:n USA, in Großbritannien und 
Kanada. Wie !\Iitarbeiter der Bombayer 
Wochenzeitung Blitz News Magazine: in 
Erfahrung bringen konnten, werden die 
Sektionen der Bewegung für ein unab­
hängiges Khalistan in den drei genannten 
Ländern direkt vom US-amerikanischen 
Geheimdienst CIA angeleitet. 6 

Stacheldraht gegen Einwanderer 

Währe:nd in Pandschab der Konflikt un­
ter einem religiösen Deckmante:l von 
Großbaue:rn ausge:ht, vollzie:hen sich die 
Auseinandersetzungen in Assam vor al­
lem unter nationalistischen Vorzeichen. 

Aufmerksamkeit in der Weltöffentlich­
keit erregte dieses Gebiet Anfang 1984, 
als der indische Innenminister Prakash 
Chandra Sethi ankündigte, daß die Gren· 
ze zu Bangladesh mit einem 3.300 km 
langen Stacheldrahtzaun abgesperrt wer­
den sollte. Mit diesem 1,5-Mrd-DM-Pro· 
jekt soll der Zustrom illegaler E.inwande­
rer, vor allem nach Assam, gebremst wer­
de:n. 7 

In der Tat sind die Zuwanderer seit ge-

Mosaik Indien 
Die indische: Bc:~ölkerung (derzeit rund 730 
Mio) zeichnet sich durch eine Vielfalt an 
religiö~en Bekenntnissen und Spnchen aus. 
Ihre Prozentualanteile sind folgende: 

ReJigionsgrup~n Spl"ilchcngruppen 
Hindus 81,8 Hindi 30,<1-
Moslems 11,7 Telugu 8,6 
Olristen 2,8 Bengali 7,7 
Sikhs 2,0 Marathi 7,6 
Buddhisten 0,8 Tamil 7,0 
Jains 0,; Urdu ;,3 
Sonstige 0,4 Gudschal"ilti 4,6 

In Indien gibt es außerdem weitere 45 Spra· 
chen, die von mehr als 100.000 Menschen 
gesprochen werden. 'owie ca. 720 Dialekte. 

raumer Zeit Anlaß für erhebliche Span­
nungen in dem an Bangladesh grenzen· 
den Bundesstaat Assam. Teile des einge­
sessenen Bürgertums stehen an der Spil­
ze einer nationalistischen Kampagne, 
welche sich gegen eine "Überfremdung" 
Assams wendet und den Abzug eines 
Großteils der "Ausländer" fordert. Diese 
Kampagne findet bei sehr vielen Assame­
sen ZustimnlUng. 
Eine der Wurzeln für die Nationalitäten· 
problematik in Assam geht auf die Kolo· 
nialpolitik Großbritanniens zurück. Die 
Kolonialherren holten für den Aufuau 
und die Bewirtschaftung der Teeplanta­
gen Arbeitskräfte aus Bengalen. Durch 
gezielte administrative: Maßnahmen, wie: 
der ge:waltsamen Ablösung der Landes· 
sprache Assami durch Bengali, die Bevor­
zugung von Bengalen bei der Bekleidung 
öffentlicher Ämter sowie den Ausschluß 
der Assamesen von jeglicher Berufs­
ausbildung wurden die beiden Bevölke­
rungsgroppen im Gegensatz zueinander 
gebracht. 
Zwar konnte nach der Unabhängigkeit 
Indiens eine weitgehende Assimilation 
e:rreicht werden, jedoch wuchs die ben· 
gal ische Minderhtit aufgrund des Zu­
stroms, vor altem durch Wanderarbeiter 
aus Ostpakistan bzw. dem heutigen 
Bangladesh, immer stärker an. Heute hat 
Assam mit 20,5 Mio Einwohnern eine 
anderthalb fach über dem indischen 
Durchschnitt liegende Bevölkerungs. 
dichte. 
Zugleich ist die Wirtschaft des Unions· 
staates vernachlässigt worden. 
Assam verfUgt zwar über genügend Res­
sourcen. die eine prosperierende wirt­
schaftliche Entwicklung ermöglichen 
würden, das Land wird aber dennoch von 
der Zentralregierung in Delhi der 
Rückständigkeit überlassen. So stammen 



z.B. 54% der indischen Teeproduktion 
aus Assam. Die erzielten Profite kom­
men jedoch nicht der einheimischen 
Wirtschaft zugute, sondern fließen in an· 
dere Unionsstaaten. 
Die vorhandenen Rohstoffe werden nur 
zum Bruchteil erschlossen. Beispielswei­
se wird wesentlich weniger Rohöl geför­
dert. als es möglich wäre. Hinzu kommt, 
daß die Weiterverarbeitung der in Assam 
erzeugten Rohprodukte, wie z.B. des 
E.rdöls, außerhalb des Gliedstaates er· 
folgt , und dadurch die Infrastrukturwei· 
terhin unterentwickelt bleibt. Die Folge 
davon ist eine drastisch steigende Ar­
beitslosigkeit. Ober 73% der Bevölke· 
rung leben unterhalb der Armutgsgren· 

". 
Die soziale Lage der Bevölkerung, das 
Desinteresse der Zentralregierung an der 
wirtschaftlichen Entwicklung, aber auch 
das Bestreben der assamesischen Bevöl· 
kerung, ihre kulturelle Identität zu wah­
ren, verbunden mit der BefUrchtung 
einer "Uberfremdung" ihrer Kultur 
durch die Eingewanderten, bereiten 
schließlich einen fruchtbaren Boden für 
die Agitation nationalistischer Opposi­
tionsgruppierungen. Sie WelSen die 
Schuld an der sozialen und wirtschaft­
lichen Not in Assam nicht nur der Zen· 
tralregierung, sondern vor allem den sog. 
Ausländern zu. 8 
Ihre seit 1979 betriebene Kampagne zur 
Ausweisung der fast 2 Mio (seit 1961) 
zugewanderten Bengalen führte anläß­
lieh der Wahlen wm Regionalparlament 

im Februar 1983 zu Pogromen, denen 
über 3.000 tllenschen zum Opfer fielen. 
Die weitgehende Befo lgung des Wahl­
boykotts. zu dem die nationalistischen 
Opponenten aufgerufen hauen, durch 
die Bevölkerung (Wahlbeteiligung unter 
10%) zeigt an, über welchen Einfluß die 
Nationalisten verfUgen. 9 

Die Speerspilze der nationalistischen 
Oppositionsbewegung bilden der Stu­
dentenverband Assams (AASU) und die 
Kampffront des Volkes von Assam 
(AAGSI'), die vom assamesischen Mittel­
~tand dominiert werden. 

Auch hier gibt es. ähnlich wie in Pand­
schab, Anzeichen damr, daß die einhei­
mische Reaktion und die USA bestrebt 
sind, die Bewegung zur Destabilisierung 
Indiens zu instrumentalisieren. Zudem 
unterstützt China in den angrenzenden 
Staaten l\'lizoram und Nagaland tribali· 
stische Rebellenorganisationen. 10 

Ke ine Lösung in Sicht 

Das harte Durchgreifen der indischen 
Zentralregierung gegen die separisti­
sehen Bewegungen in Pandschab und 
Assam zeigt, daß sie verhindern will, daß 
derartige Bestrebungen in anderen Re· 
gionen Schule machen. 
Da diese Maßnahmen jedoch nicht an 
den Ursachen der Auseinandersetzungen 
ansetzen, ist ihr Erfolg mehr als zweifel­
haft. An der Beseitigung des sozialen 

Hintergrunds der Konflikte hat die 
INC( I)-Regierung selbst geringes Interes­
se. Als Sachwalterin vorab der Monopol­
bourg~oisie ist es ihr nur recht, wenn die 
Massen von den Ursachen ihres Elends 
abgelenkt werden. 
Damit öffnet sie allerdings den Bestre­
bungen des US·lmperialismus. über die 
Schürung des Separatismus Einfluß auf 
die indische AußenpoUtik zu nehmen, 
Tür und Tor. 
Angesichts der Aufrüstungsmaßnahmen 
der USA und ihrer Verbündeten in der 
Region bedeutet dies allerdings eine Ge­
fahr rur den Weltfrieden. 
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5) Siehe: 
The Tribune, Olandigarh. 1.6.1983 

6) VgJ.: Neue Zeit, M05kau, 14.4.1984 
7) Vgl.: taz, 10.3.1983 

FAZ,14.und 17.10.1983 
8) Zu den Auseinanders<:uungen in Assam 

siehe: FEER, 10.3. 1983;laz.17.3. 1983; 
NZZ, 14.10. 1983;FAZ,2.3.1984 

9) Siehe auch: AlB 4/ 1983, S. 12ff. 
10) VgI.: EI Pais, Madrid, 27.2.1983 und 

NZZ, 14.10. 1983 
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Türkei 

Karl Rössel Kein Urlaub im "Land der Sonne"! 
"Ti.irkei erlebte Super-Sommer". so lautete die 
Oberschrift einer hic~igcn kleinen Zeitungs­
meldung vom 8. Mä~ dJ. "Die Ttirkci hat 
ihren Platz; im internationalen Tourismui feiti· 
gen können: Na<;h ersten Schiltzungcn sollen 
im I"ergangenen Jahr 1,2 MilJiol'lCß au5.1 .. udi· 
sehe ~su(:hcr das 'r..nd der Sonne' besucht 
haben. Dies schließen tiirki5<:hc Fremdem'er­
kchncxpertcn aus der nun "orgelegt<:n Suti· 
slik ... An enter Stelle ... der ausländi'IChen 
Besucher ';;>gen die Bun.dcsbürgcr." (Aus: B;u:ii · 
sehe Zeitung. 8.3.1984) 

Ein j ahr der Rekorde 

"Seit die Generale die Macht übernommen 
haben", sagte mir ein bundcsdeu l$Chcr Urlllu· 
her, der gol:roldc braungebrannt IUS dem "und 
der Sonne" 'l.urüo:::kgckchn war. "is\ es in der 
Ti.lrkd wieder ruhiger geworden. Die Straßen 
sind sicher. man ltann wiederhinflIhren ... " 
In der Türkei ist es wieder ruhigl:r gl:worden. 
Die Ge .... erkKhaften ~ind verboten. Die Par· 
teien sind zerschlagen. Die Presse i~t zemiert. 
Jede demokratische Opposition .... ird brutal 
verfolg t. 
Ah NATO'Parmer und wichtigster lIandel .... 
pMlner hat die BRD mit wirtschaftlicher und 
militärischer H ilfe viel dazu beigetragen. diese 
" Berohigung" herbei<:uführen. Daß Siemens 
den Zentralcompuler rnr die Polizei in AnuflI 
geliefert hat, in darnr nUr ein kleines BeIspiel. 
Das Jahr mit dem Supersommer war für die: 
Türkei tats.lchlich ein Jahr der Rekorde: Die 
offizielle Zahl der ArbeiulO'lf'n stieg lIuf 20'1(" 
nach inoffiziellen Schliu:ungen Jollen sogar 
fim 4~ der türkischen E .... ·erbstatigen ohne 
Arbeit sein. Oie meisten der Arbeitslosen leben 
ohne jede soziale Absicherung mit ihren Fami­
lien in Hunger und Elend. 
In den ersten 2 Jahren der MiJit:udiktatur 
"lind laut Angaben der 'Altemati"en Türke;­
hilfe' 21 Menschen hingerichtet, U3 To;Klel' 
Slrafen verhlingt, 4.943 Anträge auf Todeutra­
fe gestellt .... oroen; über 100.000 Memchen 
wurden sc:itherinhdtiert." (Vgl. Rainer Werle, 
'Modell' Türkei. Ein Land .... ird kaputlN.nic:rt, 
S.9) 
Nach Angal)c,n von amneny intemalionalgibt 
es ;tur Zeit in der Türkei 27.000 pOlitische 
Gefangene. Dutzende Oppositionelle .ind in 
den Gefangni.uen zu Tode gefoltert worden. 
Einige hundert Gefmgene kiimpfen mit Ihm· 
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ger- und Durststreiki unter Einsatz ihres 
Lebens rur eine Verbesserung der mörderi· 
schen Haftbedingungen. 

Doch gleichzeitig erlebt dic5CS Land der trau· 
rigsten Rekorde einen un"ergleichlichen Tou· 
ristenboom. lnsgesamt trugen die Touristen im 
letzten Jahr etwa ,,400 Millionen Dollar Dcvi· 
$Cn" ins I..a.nd der DikuHoren. ('"gI. Badische 
Zeitung, 8.3.1984) 
Dieses Jahr iIOllen n noch mehr .... erden. Aus 
der Badischen Zeitung vom 29. Mim 1984: 
"Auf einen Ansturm von Touristen wie nQ<;h 
nie muß sich diesen Sommer die Türkei gl:faßt 
machen. Denn nicht nur die OIartergesell· 
schaften haben neue Hugkenen angekündigt. 
Erstmals wird es ab Mai eine täglich bediente 
Verbindung von Italien aus in das Land unter 
dem Halbmond gl:ben." Und damit auch bloß 
niemandem Zweifel an diesem Reiseland kom· 
men, wird an gleicher Stelle neben einem Arti· 
kel über "die beste B~ucht.änurin der Türkei" 
(Zitat: "Körperkonllkt und tiefere Einblicke 
bei der ohnehin Lc:ichtgetchün:ten sind aber 
nicht im Eintrittsgeld inbegriffen") und "ein 
~usgiebiges Mahl im Galaturm-Restaurant" 
folgender beruhigender Ihnweis geliefert: "Be­
richte, wonach Tourinen in der Türkei leicht 
in Gefahr geraten können und sich plötzlich in 
einem türkischen Gefangnis wiederfinden, 
haben die Reiscredaktion der Badischen Zei· 
tung veranlaßt. im Zusammenhang mit unse­
rem Bericht beim Auswllrti8en Amt in Bonn 
nach der Sicherheit deutscher Bundewürger in 
der Turkei nachzufragen. D~bei wurde uns "0;1"­

sichert, daß es nicht gerechtfertigt w~re, "or 
der Türkei als Touri'musland zu warnen. Die 
Gef.ahr für Touristen Ki nicht großer als in 
anderen südlichen Lindern. Man müsse sich 
el)c,n ~n die im Land bestehenden Gesetze und 
Bestimmungen halten, wie es von den Auslän­
dern in de r Bundesrepublik auch erwartet 
wird ... Außerdem wird davor gewarnt, das in 
der Türkei sehr heiße politische Thema der 
Kuroen· und Annenierprobleme anzuspre· 
chen." (BadiiChe Zeitung, 1.3.1984) 
Man/ Frau muß sich eben an die Gcsetu der 
Mililärregierung halten und "ergcuen, daß es 
in diesem I..a.nd unterdrückte Volksgruppen 
und "erfolgte Oppositionelle gibt, daß don 
von staatlicher Seite gefoltert und gemordet 
wird, um die Ruhe am Strand und in den 
billigen Restaurants wirklich go:nießen zu 
können. 

Die Turkei ist nicht nur das Urlaubsland der 
vielgeschohenen Ne(;kerm~nner geworden, 
sondern erfreut sich auch schon 'lCitlang.:m in 
der linken und alternativen Szene einer großen 
Beliebtheit. 
"Die phantaJ.l i~che Landschaft", "eine voll" 
andere Kultur", .,die Heimat der turkischen 
Kolleginnen und Kollegen kennenlernen", diel 
sind die üblichen Argumente, mit denen wir 
zugegebenerm;aßcn - in einer kleinen Gruppe 
selb" mal überlqt hallen. die«:s Jahr in die 
Türkei zu fahren. 
Doch schon nach kurzer Beschaftigung mit 
den Bedingungen in die'lem Lmd muß jeder/rn 
die uut, dort Urlaub zu machen, ver~hcn. 

Denn alle Ausflüchte können eInes nicht weg· 
diskutieren: jede Reise in die Turkei ist gegen· 
wärtig eine Unlerstutzung für du Militäm:gi· 
me. Gespräche uber politische und g.:werk· 
Khaftliche Probleme wurden nur die turki· 
schen Gastgeber gefiihrden, mit denen SI( ~ 
fuhrt .... ürden. Und wer will sich sattgege~n.1ß 
einen Strand legen, wo wenige Kilometer .. ei· 
ter Kollegen im Knast \"erhungern, weil ihnen 
jede Menschenwurde versagl wird? 

Gefo lte rte ve rgesse n? 

Deshalb rufen wir - dies i51 ein Ergebniseines 
Türkei·Seminan der Humani~tiKhen Union 
Nordrhein·\\'estfalen - zu einem Boykott der 
TürkeI auf: "Kein Urlaub im Und dnllungerl 
und der Folter!" 
Zur Zeit des Fl",chismus in Griechenland hat CI 
eine Boykott·Bewqung gegen diesu Land ge. 
geben, die nicht ohne Wirkung blieb. In Bezug 
auf die TUrkei scheint eine solche Forderung 
bislang kein Thema innerhalb der Linken zu 
'leIn. 
In der T AZ e .... chienen Anzeigen, in den~n rur 
alternative Türkeirei,en im VW·Buli mit turki· 
JChem Begleiter geworben wurde (Molto: 
"LeLh Dir einen Turken·'). Und einige "l..inke" 
arrangieren lich gar offensichtlich Ich"n mit 
den Militars. 
So Ich reibt Eberhard Schmitt im Vorwort zur 
neuesten Auflage scinu "poliliscben und prak· 
tischen Tiirkei-Reisebucllcs", ,,AU$ politi­
schen GnuKIen muß un§cr Buch in Zukunft in 
;twei Binden erscheinen. Derente Band bietet 
einen Obcrbliclt über Politik, Ökonomie und 
Kultur und in als iIOlcher rur jedefjeden von 
Interessc, die/der sich für das Thema Turkel 
und die Situation der Türken in der Bunde.· 
republik DeutJChland interessiert. Dd .ieh 
Band I von einer kritiKhen Position mit den in 
der Türkei zur Zeit herrschenden politischen 
Verhliltnissen ausc:inandersetzt und die Kur­
denfragc nieht untencltlligt, was in der Türkei 
Sll'afrechtlich verfolgt wird, empfehle ich, die· 
sen Band nur zur Reise\"orbereitung;tu .-erwen· 
den - also: zu Hause zu Ia"en." (Aus: Eber­
bard Schmitt, Tilrkei, Berlin·Wen 1984) 
Wir fordern aUe auf, nicht ihr politische5 Ge­
winen zu IlauK zu lassen, sondern gar nicht 
e!"St in die Turkei zu fahren . 

P.S.: Zur Unterstützung der BoykOI\·Kam· 
pagne wurde ein Plakat entworfen und ge· 
druckt: "TORKEl - KEIN URLAUB IM 
LAND DES HUNGE RS UND DER FO!.,. 
TERI" EI kann gegen einen Unkostenbeitrag 
beneIlt werden beim: ELTIl\"G· LADEN, 
FJtingstr. 3!1,43 Essen I. 



Solidaritäts bewegung 

Was brachte der 8. BUKD? 

Unter Rekordbeteiligung fand vom 31 . Mai 
bis 3. Juni dJ. in Münster der 8. Bundcskon­
greß entwicklungspolitischer Aktiomgruppen 
(HUKO) natt. Mehr als 400 Teilnehmer aus 
I :tO Dritte·Welt- und Solidaritätsgruppen hat­
ten sich cingdunden. Ein Grund für die hohe 
Iklciligung an dem jährlich "anfindenden 
Treffen war "'ohl das breit<: Thcmernpcktrum. 
das sich hinter dem Kongrcßmolto "Zwischen 
Button und Brigaden" v<:rbarg. 
Im Mittelpunkt der Diskussionen standen die 
Aktionsformen der einzelnen Gruppen. In ins­
gesamt 15 Arbcitsgruppen wurde über Themen 
debattiert wie: Boykott, Arbeitsbrigaden, 
Drittt-Welt·Handel und -Tourismus, Öffent­
lichkeits- und Kulturarbeit, Kampagnen und 
Parlamcntsarbcit. 

,,zwischen Bullon und Brigaden" 

Darüber hinaus befaßte man sich in Mi.lllster 
mit der Organisatiomstruktur des HUKO, mit 
eiru:elnen BUKO-Kampagnen, Länderschwer­
punkten und - allerdings ohne eigentliche Dis­
kussion - a11~meinpolitischen Fra~n_ 

Jene Themen, die Schwerpunkt bei den letzten 
beiden HUKOs waren (siehe AlB Ifl983, S_ 
46f. und 7·8fl983, S. 67f.), nämlich die Erar­
beitung von Alternat,.'en zur hernchenden 
Entwicklungspolitik und die Zusammenarbeit 
mit der Friedelllibewegung, wurden gar nicht 
erst aur~grirfen. Die Enthaltsamkeit zu diesen 
Kernthemen der Solidaritätsbewegung und die 
Hinwendung zu Fragen. die sich mit der 
Umsetzung der Politik der einzelnen Gruppen 
befassen, in auf mehrere Faktoren zuriickzu­
fuhren. 
Einerseits war es sicherlich notwendig, die Air;.· 
tiorufonnen der Dritte-Welt-Gruppen zu hill' 
terfra~n, Erfahru~n auszutauschen und 
neue We~ zu finden_ Andererseits ist man 
wohl auch von der Erarbeitung von Alternat i­
ven zur Dritte-Welt-Politik der BRD abgekom­
men, weil dU!'1:h die unterschiedlichen Zielset­
zun~n der Mitglicdsgruppen und ihre t1etero· 
genität ein gemeinsamer Nenner nur mühsam 
hätte erzielt werden können. 
Die Abwendung von der Friederufrage hängt 
einerseits damit zusammen, daß das Verhältnis 
des BUKO zur friedensbewegung auf dem 
leUten Kongreß geklärt wurde_ Andererseits 
macht sich angesichts der Stationierung der 
US-Raketen auch im BUKO eine gewisse 
Resignation breit_ 

Nichtlldcstotrotz wurde die Beteiligung des 
Koordinationsausschus!oes (KA) des BUKO am 
Koordinationskreis 3. Welt (KK3W), der die 
Bdan~ der Drille-Welt-Bewegung in die Frie­
densbf:wegung trägt, nicht in Frage gestellt. 
Mehr noch. dem KA wurde bei lediglich drei 
Gegenstimmen ein allgemeinpolitisches rohn­
dat erteilt. Durfte sich der KA bis dahin nur an 
~meinsamen politischen Aktivitäten beteili­
gen und selbst Stdlung beziehen. sofern be­
reiu ein lkschluß des ßUKO I'orlag. sodarfer 
sich nun zu aUen allgemeinpolitischen Fragen 
äußern. sofern er nicht Besch!i.issen des BUKO 
widerspricht. 
Damit ist der KA nicht mehr nur ein Koordi· 
nierungsorgan. sondern er .erftigt erstmals 
über den nötigen Spidr.lum, um sich zum poli· 
tischen, initiativreichen Sprachrohr iiberhaupl 
profilieren zu können. 

Die Besinnung auf die Arbeit I'or Ort und auf 
das Sclbst\'erst;indnis des BUKO halle freilich 
auch positi\'e Seiten. Keine politischen Gra· 
benkämpfe I'ergifteten in Mi.ln5ter das Kon· 
grcßklima. 

Dies mag dazu beigetragen haben, daß die 
Identifikation der einzelnen Gruppen mit dem 
BUKO und der Zusammenhall untereinander 
~stärkt werden. Und dies dürfte neuen Elan 
geben ri.lr die laufenden und neu beschlos",nen 
Kampagnen des BUKO. 
Die Pharma·Kamapgne, die sich ge~n die 
Praktiken der An:neimillel koru:erne I'orallem 
in der Dritten Welt richtet, beginnt fruchle zu 
!ragen. Sie hat mit dazu beigelragen. daß die 
Wcltgesundheitsorganisation (WHO) im ~b.i 
d.J. einen Verhaltemkorlex für Pharma·Kon· 
zerne \'erabschiedete. 
Ähnlich erfolgreich ist der Nestle-Boykott. 
Der Konzern hat erste Versprechungen ge­
macht. die aggressi\'e Werbung für seine Baby­
Nahrung in der Dritten Welt einzuschränken. 
Der BUKO wird allerdings den Bo)'kott fort­
"'l2:en, IoOlange man die Versprechungen nicht 
in die Tat um"'tzt. 
Die Agm·Kampagne hat sich mit der Verab­
sehiedung eines Aktionsprogramms .. Futter­
mittclimporte" einen neuen Schwerpunkt ge­
setzt. Sie wendet sich ~gen Futtermiue!im­
porte (Mais, Tapioka, Soja) aus der Dritten 
Welt, weil sich dadurch die Nahrungsmittell'er­
sorgung dort I'erschlechtert. die Umwelt zer­
stön und in der EG der Konzenlrationsprozeß 
in der Landwirtschaft ~fördert wird. 

Nach zweij;ihrigcr Vorbereitung wurde jetltt 
der offizielle Stanschuß ftir die Kampagne 
"Stoppt den Rüstungscxpon" gegeben. Sie 
richtel sich vor allem ge~n den EltpoTl militä­
rischer Güter in die Dritte Welt. da sie der 
Aufrechterhaltung I'on Unterd rückung und 
Ausbeutuug dienen und die wirtschaftlichen 
Probleme die,..r Länder nur noch '·ersllirken. 
Oie Kampagne iM in der Tal notwendig, weil 
"der politische Wille, die RustungscxpoTle zu 
unterbinden oder auch nur einzuschninken". 
gänzlich fehlt. Weiter heißt d in der Begriln­
dung der BUKO·Koordinationsstelle: .,Aus­
schlaggebend sind I'iclmehr die Profitintere,­
",n der RÜslungsindustrie. die wirlKhaftlichen 
lnteres,..n der Bundesrepublik und militär­
Slr.ltegische Gesichtspunkte." 

"Stoppt den Rüstungsexport .. 

Neben der allgemeinen Forderung "Stopp, 
den RÜSLUngscxport" werden folgende Teil­
forderun~n gestel1t: 
• Umstel1ung I'on RU$lung-sproduktion auf 
alternative Fertigung; 
• Offenlcgung der Rüstungsexporte, d.h. aller 
bisherigen und zukünftigen Antrige und Ge­
....hmigungen; 
• keine Ausrustungs- und Ausbildungsbeihilfe 
rur ausliindische Mili,ärs und Polizei; 
• keine Rüstungs· und MiHlärwerbung. keine 
Md",n dieser Art, keine lkteiligungdeut!l(her 
Firmen an ausländischen Militärmessen; 
• keine staatlichen Sub"entionen rur Rü­
stungsexporte. 
Die BUKO-Koordinationsstclle .. Stoppt den 
Rüstungsexport" (Buchtstr. 14/1:'. 2800 Bre­
meh I) übernimmt die Erstellung von Informa­
tionsmaterial sowie die Koordinierung von 
Treffen und Aktionen. 
Angesichts der Ausweitung bundesdeutscher 
Riinung",xporte und der "crstärkten Bonner 
Unterordnung unter die Kriegsstrategie der 
USA erhält diese Kampagne einen besonderen 
Stellenwert. Dies wurde in Miimter auch durch 
Aktionen der BUKO-Teilnehmer vor der Poli­
zeifUhrongsakademie in Hiltrup, wo Polix iJten 
aus Milit;irdiktaluren u.a. in Terroristenbe­
kämpfung ausgebildet werden, unterstrichen. 
In weiteren Beschliissen wandte sich der 
8. aUKO gegen die Mittdamerikapolitik der 
Bundesregierung. rief er auf 2'ur Teilnahme an 
Arbeitsbrigaden in Nikaragua, ferner forderte 
er eine Absetzung des films I'on Werner 
Hen.og zu den angeblichen Massenmorden an 
Miskito, in Nikaragua (siehe Nikaragua-Son­
derteil), der in der ARD gezeigt werden soll. 
Darüber hinaus protestierte der 8. BUKO ge­
gen den Botha·Bcsuch und die Unterdriickung 
im Tr.ln und in Türkisch-Kurdistan. 
Der KA wurde au6erdemdamit beauftr.lgt, im 
Herbst d.). ein Vorbereitungs$C'minar fUr den 
"Kongreß gegen Krieg, Intervention und 
imperial istische Politik in der 3. Welt", der 
Anfang nächsten Jahres nallfinden soll, 2'U 
organisieren. Erwird bf:reits I'on einem breiten 
Spektrum von Dritte·Welt-, Friedens- und poli­
tischen Gruppen unterstül2:l. 
Was seine Zid$C'u.ungcn angeht, war der 
8. BUKO alsuein insges.amterfolgreicher Kon· 
grcß. Ähnlich breite Obereinstimmung wird 
wahTllcheinlich auch der 9. BUKO erzielen 
können, der nächstes J ahr in freiburg stattfin· 
den soU. Er behandelt das Thema .,Ökologie 
und3.Welt". N.BiI'er 
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Bevölkerung unter der Naturkatastro­
phe. 
Wassermangel zieht Nahrungsmangd 
nach sich. Der frühere·britische Premier 
Edward Beath schätzt, daß allein dieses 
jahr in ganz Afrika 28 Mio Menschen vor 
dem nackten Verhungern gerettet wer­
den müssen. 2 

Doch die Dürre ist kein un\lorhersehba­
res Schicksal. Die Regenfalle unterliegen 
periodischen Sc hwankungen. Nach einer 
Trockenzeit steigen sie von j ahr zu J ahr 
an, überschreiten einen Höhepunkt und 
sinken wieder ab . 
Die nächste Katastrophe ist also jetzt 
schon absehbar. Ebenso ist die Trocken­
heit in ihren fürchterlichen Auswirkun­
gen nicht unabänderlich. 
Was also sind die eigentlichen Ursachen 
damr, daß ein periodisch wiederkehren­
des Naturereignis derart gnadenlos seine 
Opfer fordert? 

Sahclbewohner selber schuld? 

Nach Meinung der Welt3 sind die Afrika· 
ner im wesentlichen selber schuld. Sie 
häHen eben nicht ihre Vieh herden so 
vergrößern sollen, daß die spärlichen 
Weiden der Sahelzone überlastet werden. 
Außerdem sollten die Bewohner der be· 
troffenen Staaten damit aufhören, ihr 
letztes Buschwerk als Brennholz zu be­
nutzen und am besten überhaupt auf 
Kamele umsteigen, da die weniger Was· 
ser brauchen als Rinder. Feine Vorschlä­
ge Hir die nächste Cocktailparty mit Hel· 

.. mut Kohl. 

Uwe NeHelbeck 

Ist der Hungertod 
unabwendbar? 

Schon 1982 war kein gutes jahr. Fast 
überhaupt nicht regnete es 1983. Und 
jetzt ist sie wieder da, die Dürre. Stärker 
als je zuvor. 
Die Hälfte der afrikanischen S taaten m it 
insgesamt 150 Mio Einwohnern ist'be· 
troffen . Dazu kommt noch der Nord· 
osten Brasi liens mit 20·30 Mio ~Ien· 

sehen. 
Die afrikanische Sahdzone, aber auch 
südlicher gelegene Küstenländer wie et· 
wa Ghana oder d ie Elfenbeinküste, bil· 
den einen breiten. sich von West nach 
OSt hinziehenden Katastrophengürtel. 
Besonders har t betroffen sind hier Staa· 
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ten wie !\huretanien, Mali, Senegal und 
Gambia, die schon im vergangenen j ahr 
teils nur noch 20·40% der sonst üblichen 
Ernte eingefahren haben. l Zwei DriHel 
der Gesam tbevölkerung .Mauretaniens 
sind betroffen. Der Senegal· Fluß er­
reicht nur noch 10% seiner fur die j ahres­
zeit üblichen Höhe. 
Das gab es schon früher, Neu ist, daß eine 
zweite Dürrezone sich entlang der Ost· 
küste Afrikas erstreckt, von At hiopien 
bis hinunter in die Republik Südafrika. 
Hier is t die Lage wahrscheinlich in 
MOliambique am schwierigsten. Dort 
und in Zimbabwe leiden ca. 25-35% der 

Immerhin macht die Welt am Schluß 
noch einen Fehler. Sie gibt nämlich zu, 
daß die weltweite Bekämpfung der fort· 
schreitenden Verwüstung gut 5 Mrd 001· 
lar kosten würde. Mit dem Rüstungs· 
budget der USA fur 1983 hätte man den 
Kampf gegen den Dürre·Hunger also 
45mal erfolgversprechend aufnehmen 
können. 
Wir kommen den Ursachen also näher. 
Natürlich ist es richtig, daß eine Weide im 
Sahelgebiet nur eine bestimmte Anzahl 
von Rindern verkraften kann. Doch die 
Aufnahmefahigkeit dieser Weide ließe 
sich mit einem vergleichsweise geringen 
finanziellen Aufwand erheblich steigern. 
Ein Beispiel dafur, wie man selbst unter 
den Bedingungen des kapitalistischen 
Entwicklungswegs Erstaunliches zustan· 
de bringen kann, ist der Niger, 
Der Staat ist einer der Hauptexporteure 
von Uran. Er hat das damit eingenom. 
mene Geld dazu verwendet, Konsequen. 
zen aus der Sahelkatastrophe von 1973 
zu ziehen und die landwirtschaftliche 
Produktion systematisch gefördert. Die 
Fruch te zeigen sich je tzt: Vorläufig kann 
im Niger noch nicht von massenhaftem 
Hunger gesprochen werden, 
Die meisten anderen afrikanischen 
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,,~n .~rdo," 

Länder hatten diese Chance jedoch 
nicht. Sie exportieren hauptsächlich 
landwirtschaftliche Produkte wie Baum· 
wolle, Kaffee oder tropische Früchte,die 
erstens weniger einbringen und zweitens 
auch noch den kostbaren Ackerboden 
beanspruchen. 
Doch selbst bereits verwU!itetes Land ist 
nicht unrettbar verloren. 

Engpaß Großgrundbesitz 

Versuche in Maurctanien haben ge­
zeigt4 , daß sich solche Gebiete, wenn sie 
g'.inzlich in Ruhe gelassen werden, nach 
ein paar jahren wieder erholen. Um wie· 
viel schneller ginge es. wenn die Minel 
rur geeignete Bewasserungsmaßnahmen 
zur Vernlgung stünden 1 
Doch nicht allein in den mangelnden 
Möglichkeiten liegt die Katastrophe be· 

Hunger in Afrika 

Lau. dor UN-Orpnip UOrl> ~AO h<r1'Kh. Hun.o, in 24 
.r,iku'K"'n Llndom ,auf der Kan~ dunkeIl. M~mb;. 
q ... wurde 1IIIku.nt .. Ihlhpai,<n "'nannl 

gründet. Das sei am Beispiel von Nord· 
ostbrasilien erläutert. einer Region, die 
sowieso zu den Armenhäusern Latein· 
amerikas zählt und nun auch noch im 
sechsten Jahr von einer Trockenheit 
heimgesucht wird. 

In dieser Gegend, im "Sertao" . besitzen 
90% der Bauern 10%des landwirtschaft· 
Iich nutzbaren Bodens. Dennoch werden 
auf diesen 10%, trolz der rückständigen 
Kleinstproduktion. 70% der dortigen 
Lebensmittel erzeugt. 5 

Die großen Fazendas liegen brach, die­
nen als Viehweiden (das Fleisch wird 
natürlich exportiert) oder Baumwoll· 
felder. Welch eine Kornkammer der 
Sertao rur ganz Lateinamerika selbst in 
schlechten Jahren sein könnte, wenn 
eine gerechte Verteilung des Bodens 
durchgesetzt würde, läßt sich nur erah· 
nen. 

Am Beispiel Brasilien wird auch die Rol· 
le der multinationalen Konzerne deut· 
lieh. Die Vertreibung einheimischer Bau· 
ern von ihrem angestammten Land, um 
dort Obstplantagen anzulegen, ver· 
Khärft den Engpaß in der Nahrungsmit· 
telproduktion. Der unkontrollierte 
Raubbau am tropischen Regenwald im 
Amu.onasgebiet läßt ganze Landstriche 
verkanten und setzt sie ungeschützt der 
Erosion aus. 6 

Ein ähnliches Szenario bietet sich z.B. in 
Haiti. wo di~ fruchtbaren ,aler von 
Großrarmen und Multis in Beschlag gel 
nommen sind, während die normalen 
Kldnstbauern auf die tei ls sehr steilen 
Berghänge verwiesen sind. Der dort zum 
Acker umgewandelte Boden wird dann 
bei starken Regenfallen zu Tal und ins 
Meer geschwemmt. 
Daß es hingegen unter sozialistischen 
Eigentums- \lnd Produktionsverhältnis· 
sen möglich ist, selbst bei ungünstigem 
Klima mit dem Hungerproblem radikal 
und endgültig Schluß zu machen, haben 
die Sowjetunion. die Mongolei oder 
China bewiesen. Afrikanische Staaten, 
die diesem Beispiel zu rolgen versuchen. 
stehen noch am Anfang eines langen 
Weges. 

Fak tor Destab ili sierung 

Trotzdem sind schon erste Erfolge zu 
verzeichnen, wie etwa in Äthiopien. 7 
Dort fUhrte im jahre 1974 der Höhe­
punkt der damaligen Hungerkataslro­
phe, in der 200.000 t\lenschen um· 
kamen, zum Sturz des Regimes von 
Kaiser Haile Selassie. 
Er hatte keinen Finger krummgemacht, 
um seine Untertanen vordem Verrecken 
zu bewahren. Die jetzige Dürre wurde 
ganz anders angegangen. Bereits vor jah. 
resfrist schlug die äthiopische Regierung 
Alarm. 

AIB-Sonderhefte 

;.\lIj -- -

3/ 84: Guatemala 

2/84: Airland Battle und die 
Rolle der BundesrepublIk 

-,.. .. 

1184: Generalprobe Grenada 

Sonderheft 1/84 und 3/84: 24 5., 2 D~1 
Sonderheft 2/84: 60 5., 4 mt 
Porto: 0,60 DM je Heft. Ab 10 Ex. 33% 
Rabatt. Bestellungen unter 10 DM nur gegen 
Vorauszahlung (z. B. in Briefmarken). 
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Hungerhllle für 
Äthiopien/Mo.;ambique 

Die lIun~rkalll.litrophc in Afrika in keines­
wegs überwunden. Im Gegenteil, cs wird zum 
Herbst 1984 bei einem sich 
neuerlichen AusfaJ] 
.=n 
Hilfsl.un~n sind 
vatc oder kirchliche 
häufig in . r 

I~~~~~fli,.<n '" Land und 
VerfUgung: 

Düm:­
Bonn, BLZ 

Sonderkonto Erkh Wulff, Po,ucheckamt 
Frankfurt, Klo .NT. 527055-602, Stichwort 
M~ambiquc. 

Damals gingen die Bilder von Massen­
umsiedlungen durch die Medien. Es war 
der Versuch, die Menschen aus den am 
meisten bedrohten Gebieten zu eva­
kuieren. Häufig waren die: Betroffenen 
nicht damit einverstanden und wollten 
lieber in der angestammten Umgebung 
bleiben. 
So wurden uns diese Rettungsmaßnah­
men als neuerlicher Beweis für die Grau­
samkeit des marxistischen Regimes ver­
kauf!. !leute stünden die damals betrof­
fenen Menschen wahrscheinlich kun vor 
dem Tode. 
Dennoch werden auch in Äthiopien 
noch Viele sterben. Es fehlt vor allem an 
Transportmöglichkeiten. Viele Dörfer 
sind ohne Flugzeug kaum zu erreichen. 
Im stark betroffenen Nordosten kommt 
auch noch der zerstörerische Krieg der 
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eritreischen Separatinen dazu. 

Oberhaupt ist die (kriegerische) Einwir­
kung von außen, die Sabotage, als dritter 
Grund dafur zu nennen, weshalb eine 
bnganhaltende Dürre so ftirchterliche 
Folgen haben kann. 
Als Paradebeispiel dartir kann Mo~m­
bique gelten, das jahrelang durch von 
Südafrika aus operierende Terrorbanden 
der RNM systematisch destabilisiert 
wurde. Selbst das Cap-Anamur-Komitee 
der deutschen Notärzte, "subversiver" 
Neigungen sicherlich unverdächtig, 
spricht davon, daß die Lage in MOl;3.m­
bique ohne diese Destabilisierung we­
sentlich günstiger wäre. 8 

Eines der llauptprobleme des Landes ist 
die durch Terrorakte künstlich hervor­
gerufene ßenzinknappheit, die alle 
Transporte radikal beschränkt. Hinzu 
kamen im Januar d.]. sintnutartige 
Regenf<iIle im Süden des Landes, die die 
dort noch ausstehende Ernte vernichte­
ten. 
Abgesehen von solchen prinzipiellen Er­
wägungen ist es natürlich erforderlich, 
akute Nothilfe zu leisten, vor allem 
durch Nahrungsmittellieferungen. 
Die diesbezüglichen Aufrufe der Ernäh­
rungs· und Landwinschafuorganisation 
der Vereinten Nationen (F AO) haben 
inzwischen Früchte getragen. 9 

Eigennutz der Geber USA, BRD 

Es wird in diesem Jahr ftir Afrika ein 
Nahrungsmitteldefizit von rnindenens 
3,3 Mio Tonnen erwartet. Oie Bereitstel­
lung von insgesamt 2,7 Mio t wurde in· 
zwischen von verschiedenen Staaten ver­
sprochen. Unter den Hauptgebern befin­
den sich hier die BRD, Frankreich, Groß­
britannien, die USA und das F AO-Welt­
ernährungsprogramm. 

Das Auftauchen gerade dieser Staaten 
auf der Geberliste ist natürlich löblich. 
Aber andererseits neigt besonders die 
US-Regierung dazu, die Lieferung oder 
Nichtlieferung von Lcbensmilteln als 
wirtschaftliches Druckmittel fur politi. 
sches Wohlverhalten einzusetzen, wie 
man spätestens seit dem US-Weizenboy­
kott gegen Nikaragua und den Erpres­
sungsversuchen gegenüber MO/iambique 
weiß_ 

In !reuer Gefolgtlchaf! zeichnete die 
BRD 2 Jahre lang dafür verantwortlich, 
daß der Miniuerrat der EG die Ililfsliefe­
rungen rur Angola und MO/iambique 
blockiert hat. lo 

Oie bundesdeutsche Beilragssperre rur 
die F AO deutet ebenfalls nicht gerade 
auf besonders uneigennulzige Hunger­
hilfe hin. Im ubrigen ist bisher von den 
zuge5agten 2,7 Mio t erst gut I ~1io tat­
sächlich geliefert worden, so daß der 
Großteil der IJilfsverspr«hungen erst 
noch eingelöst werden muß. 
Die Unterstutzung durch pri\'ate oder 
kirchliche Organisationen ist noch er­
wähnenswert, wirkt aber gegenüber den 
Dimensionen der Katastrophe eher wie 
der berühmte Tropfen auf den heißen 
Stein. So können von den 28 Mio DM, 
die 1983 für die Deutsche Weltqunger­
hilre gespendet wurdenIl , bei voller 
AUSSChüttung etwa 30.000-35.000 
Nahrungsmittel beschafft werden. 12 

Nächste Katastrophe absehbar 

Die akute Hungerkrise ist so gese hen kei­
neswegs beigelegt, direkte Spendenhilfe 
dringend vonnöten (s iehe Kasten). 
Insgesamt kann man also erwarten, daß 
sich langfristige Erfolge im Kampfgegc:n 
Hunger und Dürre in Afrika nur schritt­
weise einstellen werden, in dem Maße, in 
dem es dem Kontinent oder einzelnen 
Ländern gelingt. sich aus der neokolonia­
listischen Umklammerung zu befreien 
und eine EntwiCklung im Interesse der 
eigenen Völker einzuleiten. 
So ist die nächste Katast rophe schon ab­
sehbar, bevor die jetzige über .... 'Unden 
werden kann. 

Anm~rkungcn : 

I) Lc Monde Diplomalique. Paris, Mai 1984 
2) TheTImcl,London, 10.4.1984 
3) DieW~It,2.4.1984 
4) Badische Neu~lIe Nachrichten, 27.3. 

1984 
5) Sauth, LondOn, Mai 1984 
6) Stultgarter Zeitung, 4.4.1984 
7) Siehe: AI89/1983.S. 13-15 
8) Sich~auch:A IB4/1984 , S.l1ff. 
9) Vgl_ im folgcnd~n: FAO-Nachricht~n, 

Rom, Pre!ill~ 84/12-G/8 
10) 5i~hc: AlB 5/1984.5.9 
11) WcI!emährung, Bonn, April 1984,5.3 
12) Eigen~ Berechnung nach F AO-Nachrich­

t~n,a.a.O. 



Frieden und Dritte Welt 

Ernesto Cardenal 

Die Brücke zwischen Friedens­
und Befreiungsbewegung 

Ernesto Caldenal, Priester, Sc hrif tste ller 
und nikaraguanisc her Kulturminister, 
brachte kiinlich die sandinistise he Sicht­
weise der europäischen Friedensbewe­
gung zu Papier. Welchen weltpolitischen 
Stellenwert man in Managua der "anti­
nuklearen Rebellio n" beimißt und in 
welchem Verhältnis zum Befreiungs­
kampf der Völker der Dritten Weh man 
die Friedensbewegung sieht. erläuterte 
Cardenal in eine m Beitrag auf e iner inter­
nat ionalen Konfe re nz der l-"riedens- , 8e­
fre iungs- uild Alternat iv-Bewegungen, 
die vom 15.- 18. Män 1984 a uf Malta 
tagte. 

Noch b is vor kunem gab es nur in einzel­
nen praktischen Fällen das Geruhl, das 
Erleben einer tiden radikalen Beziehung 
zwischen den Friedensbewegungen und 
den Befreiungsbewegungen in Nord und 
Süd. So konnten zum Beispiel in der 
Friedensbewegung eines europäischen 
Landes viele Solidaritätskom itees mit 
Ländern und Völkern des Südens zusam· 
menlaufen, die rur ihre Befreiung 
kämpfen. Oder in der Friedensbewegung 
eines anderen Landes wirkten Groppen 
mit, die sich um Entwicklungshilfe 
kümmerten oder von der Idee des inter­
nationalismus und der internationalen 
Solidarität beeinflußt waren. 

Kultur der Gerechtigkeit 

Gleichzeit ig wußten die Kämpfer der 
Sandinistischen Bdreiungsfront in Nica· 
ragua, der Front Farabundo Marti in EI 
Salvador, der PLO (Palästinensische Be· 
freiungsorganisation; d. Red.), der 
SWAPO (Südwestafrikanische Volks· 
organisation Namibias; d. Red.) oder der 
Frente Polisario ( Befreiungsbewegung 
der Westsahara; d. Red.), daß die Frie· 
densbewegung oder Groppen innerhalb 
der Friedensbewegung des einen oder an· 
deren Landes des Nordens ihren Kampf 
in den meisten Fä llen moralisch, po li· 
tisch oder finanziell unterstützten. 
Heute sehen wir uns einem neuen Phäno· 

EmeslO C.rdenol - Prie,(er. Mini,(er und F'oel 

men gegenüber, das von einer Bewußt· 
werdungbegleitet ist. 
Es ist nicht nur das Erleben oder ein Ge· 
ruhl, daß diese Bewegungen einander ver· 
wandt sind. Es ist das Bewußtwerden, 
daß es sich um zwei Seiten einer Medaille 
handelt, die in verschiedene historische 
Augenblicke gestellt sind. Dieses Be· 
wußtwerden beschleunigte sich von dem 
Augenblick an, als die Drohung eines be· 
grenzten Atomkrieges, den die USA und 
die NATO glauben, mit ihren Offensiv­
waffen gewinnen zu können, rur Millio· 
nen und Millionen Europäer Wirklich· 
keit wurde. 
Das Bewußtsein, daß eine Srücke zwi· 
sehen Friedensbewegung und Bdrei· 
ungsbewegungen geschaffen werden 
muß, entstand parallel zur Sensibilisie· 
rung vor der Atomgdahr, zur Angstreak· 
tion davor, zur Ablehnung der Raketen 
und zur Entstehung von symbolischen 
und praktischen Widerstandsaktionen. 
Wessen wird man sich bewußt? 
Es ist der Zusammenhang zwischen den 
Raketen im Norden und der Destabilisie· 

rung und dem Krieg im Süden, zwischen 

Arbeitslosigkeit, Auflösung des sozialen 
Netzes und ökologischer Katastrophe im 
Norden und Hunger, Tod und dem Raub 
der Naturschätze in den Ländern des 
Südens. Das System, das - wie Phil Ber· 
rigan sagt - Millionen Menschen mit der 
Bedrohung des nuklearen Holocaust als 
Geiseln hält, ist das gleiche, das in ~-littel· 
amerika die Todesschwadronen b raucht, 
das das System der Verschwundenen er· 
fand, um sich selbst zu erhalten. 
Die Befreiungsbewegungen ihrerseits 
wissen heute , daß die in Europa aufge· 
stellten Raketen, die ihre Ziele in weni· 
gen Minuten erreichen können, daß diese 

Raketen dazu bestimmt sind, die in 
höchstem Maße ungerechte Situation 
der größten Ausbeutung aufre<:htzuer· 
halten: die Situation, unter der sie leiden 
und gegen die sie kämpfen. Die Raketen, 
mögen sie auch in Europa explodieren, 
zielen doch auch auf die Länder des 
Südens, um dort die Gewalt der Ausbeu· 
tung und der Ungerechtigkeit aufrecht· 
zuerhalten. 
Allmählich entdecken Friedensbewc­
gungund die Befreiungsbewegungen ihre 
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Gemeinsamkeit in einem entscheiden­
den Wert: der Emanzipation. 
Emanzipation heißt Selbstbestimmung. 
Seide setzen einen sehr weitgehenden 
Willen voraus, die Formen der Produk­
tion, des Verbrauchs und des Zusam­
menlebens zu verändern, die bis heute 
vorherrschen.. Nur durch Emanzipa­
tion, Selbstbestimmung und den grund­
legenden Wandel der Produktionsfor­
men, der Verbrauchsgewohnheiten und 
der Formen des Zusammenlebens im 
Norden wie im Süden werden wir alle ge­
meinsam überleben können, Menschen 
im Norden wie im Süden. Oder es wird 
keiner überleben und es wird keine Zu­
kunftgeben. 

Die große deutsche Theologin Dorothee 
SöUe hat gesagt. daß Nikaraguas wichtig­
stes Exportgut die Hoffnung ist. Ich 

~Alle WalTen dem Votk-

glaube das auch. Und mit der Hoffnung 
haben wir die Dimension der Zukunft. 
Deshalb haben wir unsere Revolu tion als 
die Errichtung einer neuen Kul tur des 
Friedens begriffen, die auf neuen Werten 
gründet. So ist beispielsweise das Ver­
zeihen ein neuer revolutionärer Wert. 
Diese Kultur bricht mit einem Produk­
tionssystem, das auf Gewalt an der Natur 
beruht, auf ständiger Gewalt, die die Na­
tur beherrschen will und die eine Kultur 
der Verschwendung in ein Lebensideal 
verwandelt hat. Diese Kultur der Ver­
schwendung gründet sich auf die Gewalt 
der Marktgesetze und der internationa­
len Arbeitsteilung. 
"Friede und Gerechtigkeit küssen sich", 
sagt die Schrift. Die Idee des Friedens 
und der Befreiung schließen die der Ge­
rechtigkeit ein. Wenn man sie als emanz i­
patorische Bewegungen versteht, kön­
nen die Friedens- und Befreiungsbewe­
gungen durch die Selbstbestimmung in 
einer weitreichenden Aktion des Wan-
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dels der Lebensformen eine gemeinsame 
Perspektive gewinnen. 
Sie können sich gegenseitig kennenler­
nen, eine von der anderen lernen, es 
können sich Formen der gegenseitigen 
Solidarisierung entwickeln. Diese Per­
spektive wird die Friedensbewegung 
stärken, die sich in einem kritischen 
Augenblick befindet. in dem sie ihre 
Lebensfähigkeit und ihre historische Be­
deutung beweisen muß. Und sie wird die 
Befreiungsbewegungen st:irken, die die 
Weltgeschichte der letzten 30 Jahre ge­
kennzeichnet haben. 

Die Werte Emanzipation, Selbstbestim­
mung, die Notwendigkeit eines Wandels 
der Produktions-, Verbrauchs- und 
Lebensformen müssen Befreiungsbewe­
gungen und Friedensbewegungen ge­
meinsam sein. Eine Brücke, ein System 
von Kontakten, ein Netz des Austauschs. 
der gemeinsamen Foren könnten auf die­
sen Grundlagen aulbauen. 

In diesem Kontext wird die Diskussion 
über Themen. wie wir sie gestern behan­
delten - die Frage von Gewalt und Ge­
waltlosigkeit - nicht mehr bloß akade­
misch sein. Man wird klarer planen 
können und die gemeinsamen Ziele wer­
den zu einem gemeinsamen Standpunkt 
fUhren: eine Kombination vielfalliger 
Kampfformen, die uns von denen aufge­
zwungen werden, die gegen Emanzipa­
tion, gegen Selbstbestimmung, gegen 
den Wandel sind. 
So können die antinukieare Rebellion 
und die nächsten Schritte unserer Befrei­
ungsbewegungen an Wirksamkeit aber 
auch an Menschlichkeit gewinnen. Die 
Befreiung ist ein großes Wunder, das es 
zu organisieren gilt. Es ist unsere Auf­
gabe, das zu tun. 
In dieser Perspektive sind Koordination, 
Diskussion, das Gespr'.ich, die Durch­
ftihrung gemeinsamer Aktionen nicht 
nur unabdingbar, sondern an der T ages­
ordnung. ( ... ) Letztendlich ergreifen die 
meisten der ß efreiungsk'.impfer die Waf­
fen aus Liebe. Sie sind entschlossen, ihr 
Leben aus Liebe zu den ihren, zu ihrem 
Volk zu geben. Aber sie müssen lernen, 
daß im Norden die Angst auch ein hoch 
zu achtender Grund und eine sehr wich­
tige Triebfeder für den Friedenskampf 
ist. 

Letztendlich wissen die Frauen in Nord 
und Süd, aus ihrer in der Historie erlit­
tenen Stellung heraus, wie sie Konflikten 
in einer Art und Weise begegnen und sie 
lösen, die den Machos (Anhänger des 
Männlichkeitswahns: d. Red.) in Nord 
und Süd nicht bekannt ist. Letztendlich 
brauchen wir uns gegenseitig, weil wir 
gemeinsam überleben müssen, oder wir 
werden weder im Norden noch im Süden 
überleben. 
(Quelle: epd-Entwicklungspolitik, Nr. 
8/~lai 1984, S. a-c) 

antimilitarismus 
information 

der MONATLICHE INFODIENST 

Die ami erscheint seit über 10 lahren und 
bericht~ laufend über: 

• Aktuelle 
militirpolitische F..ntwiddungrn 

KDV. Zi\ildienst, Bundeswehr. Militä.r­
bündnisse, RUstungskOSlen. Kriege und 
Abrüstung. 

• Neue juristische Tenlknun 
Im Bereich des Zivildienst-, KDV-. 
Soldaten- und Aktionsrechts . 

• Theorieresultate 
aus der Diskussion über Militarismus, 
Sicherheitspolitik; Kommentare zu 
aktuellen Problemen sowie Uteratur 
zum Thema. 

• FriedtnSllrbelt 
Diskussionen in der Friedensbewegung, 
Strategien. Aktionen. Hinweise. Termine. 

Themenhefte: Drei Hefte im Jahr sind 
Themenheftt mit doppeltem Umfang (ca. 
60 S.), in denen ein spezielles Thema aus­
führlicher behandelt wird. Zur Zeit liefer­
bar sind folgende Hefte: Militärherrschaft 
in der 3.Wdt - Atomwaffenri5iken -
Winschaft und Rüstung - Friedensbewe­
gung im Banne der Nachrtlstung - Kon· 
ventionelle Rüstung - RUstungsexpon. 

Die lllIli ist durch die Einteilung in Rubri­
ken so aufgebaut, daß daraus ein 

IntimtliUlri.s~ HlUldbuch 
entsteht, in dem man alle Fakten und Vor· 
gänge leicht wiederfindet. 

Das Abonnement der Iml kostet 
DM 26,25 im Jahr (ine\. Porto): 
ein Einzelheft DM 2,-, 
ein Themenheft DM 4.-; 
ab 10 Ex. 300ft Rabau (+ Pono). 
Alle Preise incl. gesetzlicher Mwst. 

Kosttolosrs Probt­
txtmpllr; Abos 
und ThelMo­
hefte: 
Venrieb lmi, 
Oeidesheimer Str. 3, 
I ()X) Berlin 33 
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Infodienst zur Solidarität 

Ausstellung zur Kongokonferenz 

Anlaß!ich der lOOjahrigclI Wiederkehr der Ber­
line r Kongokonfcreru: von 1884/85 nellte die 
Arbeitsgemeinschaft Afrika und Kolonialis­
mus (AGAK)!:im: AUSJitdlung zusammen. 
Die AU5!ilellung "Mit Hurra nach Afrika" 'Zeigt 
Fo tografien aus d". Kolonial~ejt, die dur<:h 
Originalzitate ergänzt sind. SChwtrpUllklc sind 
das Aufzeigen des Herrenwahns der sich über­
legen fühlenden Rasse mit ih~m besonde ren 
Interesse an billigen Arbeitskräflen, an Absatz­
märkten und Rohstoffen, an der Ambreitung 
von deul$(;her "Zvili~lion" und Dlristentum. 
D~slelll werden ferner die Auswirkungen 
der Kolonialisierung auf die afrikanische Be­
völkerung. Auch die aktuelle Fragestellung, 
inwiefern die Kolonialzeit wirKlich Vergangen­
heit ist, wird anhand der ungleichen Wirt· 
schaftsbeziehungen Ostafrikas u.a. aufgegrif· 
fen. 
Weitere Informationen 5ind erhältlich bei der 
Arbeitsgemeinschaft Afrika und Kolonialis­
mus (AGAK), clo W. Hartmann, Lindwurmnr. 
147,8000 München 2, Tel.: 089/ 7251 ~61 

KÜJldigt 
das 

mit 

.... _ .... 
"--'"'' --'-'" ........ -
~­--­....... , ... 

Mit Hurr,2 
- Afrika! 

["hi li' lIortllut du. Kultu .. bko •• ens. 
OTTinir Srief des Ko. ittts In Außen­
.lo i ster Gtnshtr, KritH der bundu_ 
d,ut,ch,n Kulturpol i tik gegenUber SÜd­
I f ri k •. Ste ll.ngn.h. e. de r Plrtehn. 
Gdi chte. Fotos, ,Ht \ Qnuorschl~ ge. 

AU, SHlcherHr. 14,53 Sonn 

I : J,- DM pI., Yer$lnd<ostfn 

Ausländerrecht 

Die seit der Donner "Wende" verschärfte Asyl· 
r(!<;htsp",~is hat nun in einem wesentlichen 
Punkt höchstrichterliche Bestätigung erfah­
r~n. Nach dner Entscheidung d~, Bundesver· 
fassungsgerichts vom Mai dJ. ist ~s nun mehr 
rechtlich S3nktionien, A.ylbewerber mit ci· 
nem "offensichtlich unbegriind~t~n" Antrag 
auszuliefern. 
Indessen haben die Grunen. die SPD und auch 
die FDP Gesetuntwiirfe in den Bundesta"ein· 
gebracht, mit denen die Auslieferung dnes 
Asylbewerbers bei im Heimatland drohender 
Folter u.ä. " 'ährend des laufenden Anerken· 
nungsverfahrens verboten werden soll, 
Amnesty international, Sektion BRD, be­
grüßte in einer Stellungnahme zum SPD·An· 
trag grundsätzlich die Initiative. Man erhob 
aber Bedenken !l'=gen die dnschränkende Re­
!l'=lung, wona,h nur Ausländer Auslicferung:'l' 
schutz genießen würden. die innerhalb von 2 
Wochen na,h ihrer ersten Vernehmung einen 
Asylantrag gestellt hätten. Demgegenüber for­
dert amnesty ein generelles Auslieferungs'·er· 
bot bei anhängigen Asylverfahren. 

UruguIv-Solldlrltät 

Eine Unterschrihensammlung rur die Freilas· 
sung der noch immer inhaftierten uruguayi· 
schen Oppositionsführer Jaime Pe~z (E~· 

Abgeordneter der Frente Amplio, inhaftiert 
seit 1974), Raul Sendie (1972 verhafteter 
Führer der Tupamaros) und aller politischen 
Gefangenen hat das Antiimperialistische Soli­
daritätskomitl!C (ASK), Hamburger Allee S2, 
6000 Frankfun1M. 90 (Tel.: 0611 - 709060) 
eröffnet. 
In den beim ASK anzufordernden Unterso::hrif· 
tenlisten werden eine uneinges,hränkte Am· 
nestie, Wahlen ohne Verbote und Aussper· 
nmgen von Partden und Perronen, Demokra· 
tie und das Rü'kkehrrc,ht rur die Exilierten 
gefordert. 

Protest gegen Milupl 

Am 18. Mai dJ. protestierten Mitglieder von 
Aktiomgruppen gegen Babynahrung, von terrc 
des hommcs und Stillgruppen vor dem Haupt· 
sitz der Finna Milupa in Friedrkhworfl 
Taunus gegen die gängigen Werbemethoden für 
Babynahrung. 
In einem Offenen Brief forderten sie das in der 
Bundesrepublik marktbehcrrs,hende Unter· 
nehmen Milupa auf, skh hier wie in der Dritten 
Welt an den 1981 von der Wdtgesundhdts· 
organu.ation (WHO) verabschiedeten Kodex 
:tu halten, welcher massive Eins,hränkungcn 
der Werbung rur Muttenni1chersauprodukte 
vorsieht. Gcforden wird die unverzügli,he Ein· 
stellung der aggressiven Werbefeldzü!l'= von sei· 
ten Milupas und anderer Hersteller von kümt· 
licher Babynahrung. 
"Wir sind besorgt", so heißt es in dem Offenen 
Brief der Protengruppen, "daß sich mit der 
Ausweitung ihrer E~portaktivitäten auch die 
Negativfolgen des Gebrauchs von Babynah· 
rung in der Dritten Welt ausweiten: Rückgang 
des Sti1lem, Unte~rnährung, fehlender Im­
munschutz der Säuglinge, Benutzung von ver­
seuch tem Was.ser, mehr Du...::hfallerkrankun­
!l'=n, ansteigende Säuglingnterblichkeit." 

Buchtlp: UrugulV 

Für Freunde lateinamerikanischer Literatur 
liegt jetzt erstmal! in deuueher Sprache eine 
Auswahl aus dem umfassenden Werk eines der 
größten S,hrihstelter des Kontinents vor: 
Mario Benede tti, DieSterne u nd du. Erzählun­
gen au Uruguay, Pe te r Hammer Verlag, Wup· 
pcrla11984, 252 Seiten , 16,80 DM. 

Mario Benedetti 

Die Sterne und du 
Peter Hammer 'krlag 

Die 30 dargebotenen Erzählungen des derzeit 
bedeutend5len uruguayiKhen S,hrifutdlers 
sind in drei Abs,hnitte gegliedert. Jene aus der 
Periode 1949-61 beleuchten realitätsnah und 
kritisch·ironisch das Leben im Uruguay dieser 
Zeit, als es noch als "die Schweiz Lateinameri· 
kas" ho<:hstilisiert wurde. Die Enählun!l'=n der 
fol!l'=nden Phase bis 1968 setzen sich größten· 
tdls sarkaS1is,h-pessimisti"h mit zunehmen· 
der Wirts,haftskrise und gesclli,haftli,hen 
Konflik ten auseinander. 
1973 mußte M. BenedeIti vor der Repression 
ins Exil flüchten. In den Erzählungen dieser 
letzten Phase bis 1977 besteht rur Humor kein 
Anlaß mehr. Im Vordergrund steh! nun der 
"innere Kriegszustand", so in "Mozan hören", 
d.h. der AUtag von Verfolgung, Folter, Mord 
unter der Militärdiktatur. Benedetti beschreibt 
zugleich den Exodus Oppositioneller, das Un­
tertau,hen und die Anfänge einer Organisie­
rungdes Widerstands im Untergrund. 
In "Pequebu" etwa zeichnet er eindru,ksvoll 
die Leiden und Gedanken eines Gefolterten 
nach, der standhaft bleibt, ohne auch nur ci· 
neIn) seiner Mitstreiter(innen) zu verraten . 
In der ab$Chließenden Novelle "Das andere 
Ufer" be5,hreibt er die Lage dnes uruguayi· 
"hen Gefangenen, der überlebte und dann im 
argentiniso::hen Exil - mit dem MilitärputKh 
1976 - wiederum vor der Unterdrückungs­
maschinerie untertauchen muß. Der aufsNeue 
Verfolgte bemerkt: "Das Leben wird immer 
unmöglicller. Ich hahe ständig alle meine Pa­
piere, alles Geld und dieses Heftchen bei mir. 
Man kann nie wissen. Auch Dionisio konnte 
sich rellen, aber nur um ein Haar ... Diego hat 
mir für eine Wo<;he eine Schlafoulle besorgt. 
'Du mußt völlig untertauchen ... ' " 
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Kurzinformationen 

Guatemala 

Die Arbeiter des Coca-Cola-Abfüllbetriebc! 
EGSA in Guatemala-Stadt, die seit dem 17. 
Februar dJ. da.! Werk belCtzt hielten (siehe 
AlB ~11984, S. 35f.), konnten am 24.5.1984 
aUe ih~ Forderungen durchsetzen. 
Oie Gewerkschaft der Coca-Cola-Arbeiter 
(STEGAC) haue das Werk bC5eIU, nachdem 
die Besitzer, denen die Coca-Cola-Gesellschaft 
die uzcnzrcchtc übertragen hatte, das Werk 
schließen wollten. Diese täuKhtcn einen K Oß­

kul'1 vor. um die kämpfcris<:bcn Arbeiter ent­
lassen Zu können und anschließend neue einzu­
$teilen. 
Der Erfolg der ~wcrkschafl kam vor allem 
dadurch zustande, weil die Inte rnationale 
Union der Arbeiter des Nahrungsmitttlgcwcr­
bel (UITA) mit Sitz in Genf eine weltweite 
Boykottkampagne gegen Coca-Cola eingeleitet 
hatte. In Schweden und NorweS'=n boykottier­
ten Gewerkschafter die Produktion und die 
Auslieferung von Coca-Cola_ Arbeiter auf den 
Philippinen, in Hongkong und Thailand kün­
digten Streiks an. 
DaTaulhin kam es am 24 .5.1984 zu einer Ober­
einkunft zwischen STEGAC und dem Coca­
Cola·Unternehmen. Das Abkommen hält fest, 
daß die neuen Besit<:er des Werkes die 
ST EGAC ab einzige Gewerkschaft anerkennen 
und alle gewerkschaftlichen Rechte und So­
zialleistunS'=n. die bisher erkämpft ..... urden, 
.... -eiter bestehen. Alle Arbeiter dürfen an ihre 
Arbeitsplätze zu rtickkehren. 

Abrüstung 

Das Verhängnis eines AtomkrieS'=s stoppen, 
bevor es zu spät ill. Dies ist der Grundgedanke 
einer Abrtinungsinitiative, die im Mai d J. 
Staats- und Regierungschefs von vier Konti­
nenten unterbreiteten; R. A1fonsin (Argenti­
nien), M. de la Madrid (Me"iko), O. Palme 
(&hweden), A. Papandreou (Griechenland), I. 
Gandhi (Indien) undJ. Nyerere (Tansania). 
In diesem Appell, der weltweit Beachtung und 
Anerkennung fand (lediglich der Sprecher des 
U$-AußenminiJle riums, Hughes, bezeichnete 
den Appell unmittelbar nach dessen Bekannt­
""erden als "nicht praktisch") heißt es u.a.: 
"VerträS'=, die nur die Aufrüstung regeln. sind 
offensichtlich nicht ausreichend. Je schneller, 
präziser und tödlicher die Atomwaffen ..... erden 
und die Vorwamzeit sich verringert, umS<> 
mehr nimmt die Wahrscheinlichkeit einer ato­
maren Massenvernichtungzu. 
Die J agd auf einen weltumfassenden SelbH· 
mord hin muß aufgehalten und rückgängig ge­
macht werden. Als notwendigen ers ten &hritt 
dazu rufen wir die USA und die UdSSR ebenso 
wie GroBbritannien, Frankreich und Olina 
auf, alle Versuche sowie die Produktion und 
Auf.tellung von Atomwaffen und deren Ab· 
schuß\"orrich tu ngen einzustellen. " 
Weiterhin fordern die secn. Staats· und Regie· 
rungscheh: "Diesem ersten Schritt muß ein 
kontinuierliches Programm zur Waffenredu­
zierung folgen, das zu einer generellen und 
vollständigen Abriistung führt und das von 
Maßnahmen begleitet wird, die dazu beitrag.:n, 
die Organiution der Vereinten Nationen zu 
stä rken und die dringend notwendige Verlage· 
n.mg von bUher für den Rüstungswettlauf "er­
wendeten Mitteln auf das Gebiet wirtschaftli­
cher und slttialer Entwicklung zu sichern." 

.2 

Haiti 

Ende Mai dJ. kam es in Cap Haitien und in 
Gonai\"b, zweit- und fünftgrößte Stadt Hait is, 
zU spontanen DemOlutrationen gegen das Re· 
gime Jean-Claude Duvaliers. In Gonaives be· 
gannen die Prote.l te am 23. Mai d.J ., als eine 
Frau von einem Polizisten zu Tode S'=schlagen 
wurde. Mehrere tausend Menschen nahmen an 
den zwei Tage andauernden Demonstrationen 
teil, ;n deren Verlauf auch Lebensmittelläden 
geplündert wurden. In Cap Haitien wurde am 
29. Mai ein Lebensmitteldepot S'=stünnt. 
In beiden Städten wurden mehrert Personen 
durch die Armtt gelötet. Die Spannungen in 
Haiti waren seit den Wahlen vom 8. Februar 
1984, zu denen die Opposition nicht zugelas· 
scn war. angewachsen. Der Unmut wurde noch 
erhöht, als Mitte Mai dJ. alle politischen Ak· 
ti\'itäten "erboltn und die Pressc einer ver· 
schärften Zensur unterworfen wurde. Der 
Hunger und die Verschlechterung de r sozialen 
Lage breiter Teile der Bevölkerung waren wei· 
lere Griinde für diese umfangreichsten Massen­
aktionen seit Jahren. 
Im Anschluß an die Unruhen bildete J.c. 
Duvalier am 30.5. 1984 seine Regierungum. 

VerschUldung 

Von Milte Mär.t. bis Mitte Mai 1984 erhöhten 
die US·Banken den Krediuins um 1,5'1"0 auf 
in5geJamt 12,5%. Diese Steigerung bedeutet 
~. B. rur Argcntinien einen jährlichen Mebrauf­
wand von 600 Mio Dollar. Me"iko müßte sogar 
1,3 Mrd Dollar jährlich zulegen. 
Auf In iliati\'e des argentinischen Pr',isidtnten 
Alfonsin hin "eTÖffendichten dar .. ufhin die 
vier Staaten Brasilien, Kolumbien, Mexiko und 
Argentinien am 19. Mai dJ. eine gemeinsame 
Erklärung, in der sie eine Senkung der Zins­
sätze und längere Rückzahlungsfristen for· 
dem. Mit diesem Anliegen wandten sie sich 
namentlich an den Wirtschaftsgipfel der kapi· 
talistischen Hauptländer. der vom 7_·9.Juni 
d.]. in Landon tagte. 
Die Erklärung beinhaltet weiter den Vorschlag 
für eine Dringlichkeitssitzung aller lateinameri­
kanischen Länder 7,um Problem der Verschul­
dung. 
Am 4. Juni dJ. hat Bolivien die Einstellung des 
Schuldendienstes in Höhe von 3,4 Mrd Dollar 
an private Gläubiger hekanntgegeben, und dies 
mi t derZinserhöhung begründet. Aus gleichem 
Grund erwägt Nikaragua, den gesamten Schul· 

Diplomamc~ ok,iv in AbrilSlungo. und V'T$Cbuldungof • .,c:n: M d. I~ M.drid (I.) und R. Atfonsin 

Zypern 

Der UN-SicherheiuTat verabschiedete am 
11.5.1984 die Resolution 550 (bei 13 Füntim­
men, I Gegenstimme" Pakistan, I Enthal­
tung " USA), die der zypriotische Präsiden t 
Spyros Kyprianou als denen bislang ,,stärkste 
und weitestgehende Entscbeidung über 
Zypern" würdigte. 
In der Tat hatte der Weltsicherheitsrat in seiner 
Resolution 541 vom November 1983 zwar die 
Proklamierung eines Separatstaates "Tür­
kische Republik von Nordzypern" \"erurteilt, 
die Rücknahme dieses Schrittes verlangt und 
aUe Staaten aufgefordert, ihm die Anerken· 
nung zu verweigern (siehe Al B 2/1984, S. 
40ff.). In der Resolution 550 aber werden 
daruber hinaus die Türkei und die türkiSCh' 
zypriotische Führung namentlich wegen ihrer 
"Sezeuionsschrine" "erurteilt, diese "als 
rechtswidrig und ungültig" erklärt. 1m Falle 
"der Nichtanwendung der Resolution 541 
(1983) sowie dervorliegenden Resolution", so 
heißt es weiter, so llen "dringend entsprechen· 
de Maßnahmen ergriffen werden". 
UN·Generalsekretär Perez de Cuellar wurde 
beauftragt, auf dieser Grundlage für eine Ge· 
lllmtlösung der Zypemfrage aktiv zu werden. 

dendienst zu stoppen. 
Ungeach tet dieser Lage und trotz vorhandener 
Widenpruche im eigenen Lager (Kanada, die 
BRD und der Direktor des Internationalen 
Währungsfonds, de LarO$iere, fordern die Sen­
kung der Zinsen) hat der kapitalistische Wirt· 
schaftsgipfel keine konkreten Aussagen zum 
Verschuldungsproblem getroffen, sondern die 
bisherige Prnis der Verhandlungen im Einzel­
fall festgeschrieben. 

Obenolta 

In dem zentralafrikan ischen Land wurde am 
27. Mai d.J. ein Puuch verhindert. Der für den 
28. Mai geplante Umstunvenuch war der erste 
seit der Machtübernahme durch den Nationa· 
len R~volutionsral (CNR ) am 5.8.1983 unter 
Führungdes heutigen Staatschefs Thomas San· 
kara (siehe AlB 9/1985, S. JOff.). Die Putschi· 
sten hallen vor, die Komitees zurVerteidigung 
der Revolution (CDR) und die VQlkSlribunale 
aul'.tulösen, so ..... ie ein~ Amnestie für inhaftier­
te Vertreter der alten neokolonialen Regimes 
zu verkünden. Von ca. 20 im Zusammenhang 
mit dem UmstuT<:versuch verhafteten Militärs 



und Zivilisten wurden Mine Juni d .J. sieben 
hingerichtet und ftinf zu Zwangsarbeit vcru .... 
[eilt. 
Außerdem i$\ eS innerhalb der Rc\"o]utionHc' 
gieru»g. in der meh~~ linke Parteien vert!'e­
len 5ind, erstmals zu Spannungen gekommen. 
Am 21. Mai d.). mußte der Minister fur Jugend 
und Sport. Ibrahlll.l Kone, zunicktrct<:n. Er 
wurde angeklagt, dIe Veranstaltungen anl;iß· 
lieh des "amiimpcrialistischcn Tages der 
Jugend Obcrvoltu" für seine Organisation, die 
Patriotische LigJ ftiT die Entwicklung 
(UPAD), ausgenutzt ZU haben. 
Die UPAD, die ~fassenorganisalion der mar­
xiuischcn Afrikani§chcn Unabhängigkeits­
partei (PAI), in mit ca. acht weiteren ~Iini· 
stern in der Regierung \'crtrclcn. 

libyen 

Am 8. Mai dJ. scheiterte cin Putsch\'crsuch 
libyscher Regierungsgegner. Sie hatten mit 
Maschinengewehren und Granatwerfern die 
Azizya·K.aserne, - das Hauptquartier von 
Oberst Ghaddafi in Tripo]is, - angegriffen. 
Die Verantwortung für den An>eh]ag über· 
nahm die Nationa]e Front Zur Errettung 
Libyens (N FSL), die mit westlicher Unterstüt· 
zung vom Sudan aus operiert. Nach offiziellen 
lib~'schen Regierungsangaben handelt es sich 
bei d!'n getöt!'tcn Putschisten durchweg um 
Mitglieder der orthodoxen Moslembruder· 
schaft. 
In den letzten Monaten mehrten sich die An­
zeichen gewachsener Mi]itanz der libyschen 
Opposition, die von Teilen des Burgertums und 
der In telligenz über reaktionäre islamische 
Fundamentalisten bis in die Annediihnmg 
reicht. Am 25. März dJ. wurde das Munitions­
depot der 7. Aoncedivision in EI Abjar zer­
nÖTI. Es gibt Berichte über Sprengstoffan­
schhigc in zwei Armcecamps der Region. Wirt­
schaftliche Schwierigkeiten, vor allem wegen 
sinkender öleinnahmen, schränken den innen­
politischen lIandlungsspielraum der ]ibysch!'n 
Regierung Ghaddafi zudem ein. 
Auch außenpolitisch ist keinerlei Entspannung 
in Sicht. Indizien dafür sind der Abbruch der 
diplomatischen Beziehungen mit Großbritan· 
nien, die Rückbeorderungdes tunesischen Bot· 
schaften und nicht zuletzt die umstrittene 
Truppenpriiscnz im benachbarten Tsch .. d. 
Hinzu kommen anhaltend aggressive Töne aUS 
Washington. Außenmininer G. Shultz: "Wir 
sollten Ghaddafi in eine Box tun und den 
Deckel zumachen." 

Libanon 

Am 12. Juni dJ. sprach das libanesische Par­
lament der Regierung der nationalen Einheit 
unter I\linisterpräsidenl Raschid Karame mit 
53 gegen 15 Stimmen das Vertrauen aus. Ent­
sprochen wurde Karames Forderung, die er 
mit seinem Amtsantritt .Im 30. Apri] d.J . for· 
muliert hatte. per Dekret rur die Dauer von 9 
Monaten die Regierungsgeschäfte zu überneh· 
men. 
Konzenlutionspunkte der Regierungspolitik 
sind zunächst die noch umstrittene Umstruk· 
turierung der Aon« und die Unterstützung 
des \'·iderstands im israelisch okkupier ten 
SÜdJibanon. Ein Überfall israelischer Truppen 
(rund] .500 Mann) im Mai dJ. auf das PaLlsti· 
nenscrlager Ain al-lIelweh nahe Saida, bei dem 
mehrere Personen getötet und verletzt wur· 
den, erinnerte ~n die Dringlichkeit des Südliba· 
nonproblems. 
Vor allem aber stand der Parlamentsentscheid 
im Zeichen militärischer Ausein~nderseuun· 
gen. Die K.impfe, die zwischen moslemiscben 
Milizen einerseits, Anneeinheiten und christ· 
lichen Rechtsmilizen andererseits im R.aum 
Beirut neu entnammt waren, forderten his 
Mine Juni d.). rund 180 Tote und über 800 
Verwundete. 
Kein Wunder, daß Minister Nabih Berri, Führer 
der schiitischen Amal-Bewegung. die Aussich· 
ten de, nationalen Versöhnungsprojeku und 
der Reform • ..,rwirklichung skeptisch beurteilt. 
Er meint den unversöhnlichen Widentand der 
phalangistischen Milizen und Armeeteile. 
wenn er belOnt: "Die mit Israel verbundenen 
Kriifte "ersuchen Zeit zu gewinnen und die 
Karten neu zu mischen, wahrend sie auf das 
Ergebnis der israelischen Wahlen warten .... 
Wohnviertel in Westbeirut bombardieren und 
das Blut unserer Bruder im Osten vergießen:' 
(AfricAsia, Paris, Nr.6/J uni 1984) 

Agypten 

Eine lediglich 25%·Betei]igung der Wahlbe· 
rechtigten (13 ~on 47 Mio Ägyptern) und mas· 
si.e Wahlbeeinträchtigungen - darunter die 
Ermordung zweier Oppositionspolitiker - gab 
es bei den Wahlen zum ägyptischen Parlament 
am 27 . Mai d .). 
Zwar erzielte Mubaraks Partei, die regierende 
Nationa]demoktatische Partei (NDP), mit 
72,9% der Stimmen und 390 der insgesamt 
448 Sitze ein unerwartet gutes Ergebnis. Zum 
anderen aber wird im neuen Parlament die 
nominell stärkste Opposition seit der Revolu· 
tion ]952 vertreten sein. 

Kurzinformationen 

Ob dabei die bürgerliche r\eue Wafd·Partei, die 
mit 15,1 % der Stimmen die restlich!'n ~8 Sitze 
erhielt, mehr als nur formale Opposition sein 
wird, erscheint fraglich. SchwierigkcitCl> 
konnten Mubarak mehr noch daraus e ..... ·ach· 
sen. daß über die Wafd·Liste etliche Personen 
der halblegalen, islamisch·konservativen Mos­
lembruderschaft Einzug ins Parlament hielten. 
Den übrigen drei Oppositionsparteien gelanges 
nicht, ins Parlament einzuziehen. Mit ca. 7,1% 
scheiterte dabei die Sozialistische Arbeiterpar· 
tei nur knapp an der 8%-Klausel. Die Linke 
Nationalprogressive Sam mlungsbewegung 
(UNPP) mit 4,2% und die Libera]e Sozialisti­
sche Partei mit nur 0.65% scheiterten noch 
klarer. 
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Warum Bücher kaufen, wenn sie als Geschenk ins Haus kommen? 
Für AIB·Abonnenten haHen wir jeweils aktuelle Buchtitel als Geschenk 
bereit. Bücher, die für Dritte·WeH.lnteressierte unentbehrlich sind. 
Unser Angebot wird alle zwei bis drei Monate aktualisiert. 
Jeder AlB· Leser kann in den GenuB unseres Buchgeschenks kommen, 
wenn er 
• das AlB bereits selbst abonniert hat, 
• einen neuen Abonnenten für unsere Zeitschrift wirbt, und 
• der neue Abonnent das Jahresabo bezahH bzw. uns auf der 

Bestellkarte (siehe Heftmittej eine Abbuchungsvollmacht erteiH 
hat. 
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Spendenaufruf' Eine Druckerei tür 

die Jugend Nicaraguas 

Unterstützung beim Bau und der Einrichtung einer 
Druckerei für die Jugend Nicaraguas - dieses Ziel 
hat sich die .Solidaritätsbrigade Carlos Filnseca" ge­
steilt. 
Eine Druckerei für die Jugend, das heißt, die Vor­
aussetzungen schaffen für die Herausgabe von Pla­
katen, Informationsbroschüren, Zeitsc:hriften für 
Freizeit und Bildung, didaktischen Materialien und 
der Zertschrift der Sandinistischen Jugend des 19. 
Juli ,Los Muchachos". 
Eine Druckerei für die Jugend, das ist konkrete Hilfe 
beim Aufbau des neuen Nicaragua, Unterstützung 
im Kampf gegen die Propaganda und die Destabili­
sierungsversuche der US-Regierung und der von ihr 
finanzierten Konterrevolution. 
Die .Sandinistische Jugend 19. Juli" ging und geht 
voran im Kampf gegen das Analphabetentum. Dem 
Einsatz von mehr als 60000 Jugendlichen ist es 
vor allem zu verdanken, daß in Nicara~lua die An­
alphabetenrate von 56 Prozent im Jahre 1979 auf 
12 Prozent im August 1980 sank. 
Die .Sandinistische Jugend 19. Juli" spielt eine gro­
ße Rolle beim Auf-und Ausbau des Gesundheitswe­
sens, in den Umweltschutzkampagnen sowie in der 
Produktion. 
Die jungen Sandinisten setzen ihre Kraft dort ein, 
wo sie das neue Nicaragua am dl~ngendsten 
braucht, bei der Kaffee-Ernte genauso wie bei der 
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Verteidigung gegen konterrevolutionäre Mordban­
den und eine drohende Intervention durch den US­
Imperialismus. 
Die jungen Sandinisten brauchen unsere Solidarität. 
Vom US-Geheimdienst gesteue~e und finanzierte 
Banden morden und zerstören. Überfälle und Sabo­
tage führen zu Millionenschäden. Die für die Ent­
wicklung der Wirtschaft so dringend benötigten Ju­
gendlichen müssen das Gewehr in die Hand neh­
men, um ihr Land zu verteidigen. Mit politischer Er­
pressung und wirtschaftlichem Boykott erschweren 
die USA die Entwicklungsbedingungen. Offen dro­
hen sie mit Intervention. 
Angesichts dieser Situation rufen wir alle Freunde 
de~ freien Nicaragua auf, 
- Übt politische und finanzielle Solidarität mit dem 
Volk Nicaraguas. 
- Spendetfür die Druckerei der Jugend. 
- Unterstützt die .Solidaritätsbrigade Carlos Fonse-
ca"! 
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SpendenbescheJnigung umseitig 
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I~, Spendenkonto : 
.Solldaritätsbrigade 
Carlos Fonseca-

1768-437 Spendenkonto nSolldarltäts­
brigade Carlos Fonseca" 

~Solidaritätsbr igade 

Bank für Gemeinwl11schaft, Düs­
seldorf, Konto-Nr.: 11:)12575700 
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